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Wie soll man aus den Niederlagen der revolutionären Bewegung lernen? Das „Lehr- 
stück“ Chile drängt diese Frage auf — und die’ leichten Lösungen sind rasch bei der 
Hand. Kaum eine der Parteien und Organisationen, die sich als revolutionär ver- 
stehen, hat darauf verzichtet, ihre Linie auf den chilenischen Fall anzuwenden. 
Meist wurde dann gelernt, was man ohnehin im voraus wußte: Schuld an der chile- 
nischen Tragödie war der Umstand, daß diese oder jene Strategie, die unfehlbar zur 
sozialistischen Revolution führt, in Chile keine Protagonisten gefunden hat, oder 
daß sie dort nicht genügend stark waren, oder daß die Genossen Fehler begingen, 
wedurch die prinzipielle Richtigkeit ihrer Politik sich praktisch nicht bewähren 
konnte. 

Viele Ideologen, die sich auf Marx und Lenin berufen, scheinen sich nicht 
daran erinnern zu wollen, wie die „Klassiker“ die Kämpfe und auch die Niederlagen 
des Proletariats theoretisch verarbeitet haben. In den Schriften von Marx und En- 
gels zur 48er Revolution und zur Kommune, in den Analysen von Lenin und 
Trotzki nach dem Scheitern der Revolution von 1905 findet sich kaum jene Besser- 
wisserei, die dem Proletariat nachträglich vorhält, wie es sich hätte verhalten 
müssen, wenn es schon im Besitz der rechten Erkenntnis gewesen wäre. Obwohl die 
Theoretiker der Arbeiterbewegung bestrebt waren, die konkrete Konstellation der 
Klassenkämpfe in allen ihren Bedingungen und Aspekten zu erfassen, galt ihre 
besondere Aufmerksamkeit doch gerade den neuartigen Formen, in denen der 
Emanzipationskampf der Unterdrückten seinen Ausdruck fand, der Art und Weise, 
wie sich die Klasse politisch artikulierte. Die Arbeitervereinigungen und Klubs der 
48er Revolution, das Zentralkomitee der Nationalgarde und der Kommunerat in 
Paris von 1871, die Sowjets von 1905 und 1917 — dies waren Kampfformen, die 
sich die Klasse selbst gegeben hatte, gewiß nicht unabhängig von vorgefundenen 
Organisationsansätzen und zuweilen auch in Anlehnung an historische Reminiszen- 
zen, aber doch niemals nur als Anwendung einer Linie, die sich die besten Theoreti- 
ker zuvor erdacht hatten und nun von ihren Anhängern durchsetzen ließen. Die 
Pariser Kommune war nicht das Werk bewußter Marxisten, die Bolschewiki haben 
die Sowjets nicht geschaffen, ja zunächst nicht einmal in ihrer Bedeutung erkannt. 
Marxistische Theorie kann wohl die Bewegungsgesetze des Kapitalismus enthüllen 
und die Aufgabe der Arbeiterbewegung als konkrete Negation, als Aufhebung seiner 
„Gesetzlichkeit‘ bestimmen — sie kann jedoch nie antizipieren, in welchen Formen 
sich der Emanzipationsprozeß vollzieht. Marx, Engels, Lenin, Trotzki haben die 
bescheidenere Aufgabe nicht gescheut, die vergangenen Kämpfe nachzuzeichnen 
und zu analysieren. Mit dem Lernen aus der Geschichte des Proletariats nahmen sie 
es jedenfalls ernster als die Serienproduzenten revolutionsstrategischer Entwürfe. 
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Die jüngste Geschichte Chiles ist auch dies: eine Geschichte der Entwicklung 
neuer Organisations- und Kampfformen durch die Massen selbst. Gewiß vollziehen 
sich diese Kämpfe in einem gegebenen historischen Rahmen, ist ihre Entfaltung 
nicht zu lösen von den gesamten Auseinandersetzungen zwischen Klassen und Klas- 
senfraktionen zu einem spezifischen Zeitpunkt der Geschichte eines Landes des 
abhängigen Kapitalismus, auch nicht von der Globalstrategie des Imperialismus, vor 
allem des nordamerikanischen. Aber wer das Scheitern der Unidad Popular vor 
allem daraus erklärt, daß sich die Übermacht des Imperialismus in einem bestimm- 
ten Moment zur Geltung bringen konnte, oder daß eine mögliche Bündnisstrategie 
aus diesem oder jenem Grunde versagte, der setzt zumeist voraus, was im folgenden 
gerade als Problem behandelt werden soll: die Einheit und Handlungsfähigkeit des 
chilenischen Proletariats. Das Problem nämlich: wie hat die unterdrückte Klasse 
versucht, sich eigene Organisations- und Aktionsformen zu erobern, ja ihre Autono- 
mie als Klasse zuallererst herzustellen? 

Vielen Anhängern der Unidad Popular erscheint schon diese Fragestellung 
unzumutbar. Die Legende vom besonderen chilenischen Weg bezog sich nicht nur 
auf die Stabilität bürgerlich-demckratischer Institutionen und die unverbrüchliche 
Loyalität der Streitkräfte, sondern auch darauf, daß die organisierte Arbeiterbewe- 
gung einen zumindest für Lateinamerika und vielleicht im Weltmaßstab einzigarti- 
gen Reifegrad erreicht hatte. War nicht auf gewerkschaftlicher Ebene nach Jahren 
der Spaltung und Ohnmacht seit der Gründung der CUT (der einheitlichen Gewerk- 
schaftszentrale) die Einheit der Klasse schon hergestellt? Hatte nicht in Chile die 
Arbeiterklasse in zwei starken, im Proletariat wirklich verankerten Parteien, die sich 
zudem programmatisch auf den Marxismus-Leninismus beriefen, ihre adäquate Ver- 
tretung gefunden? Bewies nicht jede der gewaltigen Massendemonstrationen zur 
Unterstützung der Regierung Allende, zuletzt noch jene am 4. September 1973, den 
hohen Bewußtseinsgrad und die Mobilisierungsfähigkeit der Arbeitermassen? 

Es soll nun die These vertreten werden, daß die Einheit der Arbeiterklasse, 
und damit ihre Aktionsfähigkeit als Subjekt eines revolutionären Prozesses, 
während der Regierung der Unidad Popular nicht erreicht, sondern erst herzustellen 
war. Die Arbeiterklasse (im folgenden ist fast nur vom städtischen Proletariat die 
Rede, für die armen Bauern und Landarbeiter müßte dieselbe Problematik unter- 
sucht werden) war in ihrer sozialen Zusammensetzung extrem heterogen, in ihrer 
politischen Repräsentanz durch Parteien mit einander widersprechenden strategi- 
schen Linien vertreten, auf gewerkschaftlicher Ebene schwach und unvollkommen 
organisiert. Die soziale Heterogenität der Arbeiterklasse ist ein allgemeines Kennzei- 
chen der Länder des peripheren Kapitalismus, sie war und ist in Chile besonders 
ausgeprägt. Hier kann nicht versucht werden, diese Heterogenität aus den Bedingun- 
gen der Kapitalakkumulation in einem abhängigen Lande abzuleiten, einzugehen 
auf die Bedeutung der vom Ausland beherrschten Bergbauenklaven, auf die Ge- 
schichte der Industrialisierung mit dem Vordringen einheimischen und dann auch 
ausländischen Monopolkapitals, mit der Konsequenz des Nebeneinanders technolo- 
gisch entwickelter Großunternehmen und einer Masse von Kleinbetrieben, deren 
wirtschaftliche Existenz ohne extreme Ausbeutung der Arbeitskraft nicht einmal 


zeitweilig zu halten ist. Konsequenz dieser Entwicklung war die Aufspaltung des 
städtischen Proletariats in verschiedene Schichten, die sich in ihren Einkommensver- 
hältnissen und in ihren gesamten Lebensbedingungen grundlegend voneinander un- 
terschieden. In derselben Industriezone der Hafenstadt Talcahuano läßt sich kein 
größerer Gegensatz denken als der zwischen einem gutbezahlten Facharbeiter des 
Stahlwerks von Huachipato und dem Arbeiter eines kleinen Fischereibetriebes — 
Lohndifferenzen ven 1:5, die sich äußerlich in dem Unterschied zwischen dem 
Besitzer eines Eigenheims und dem Slumbewohner manifestieren. 

Im Jahre 1960 beschäftigten in Chile nur 190 Betriebe mehr als 200 Arbeiter. 
Mehr als die Hälfte der städtischen Arbeiter waren in Betrieben mit weniger als 
5 Beschäftigten tätig, also im Handwerk und der Kleinindustrie. Die Lebensverhält- 
nisse dieses größten Sektors der Arbeiterschaft waren fast so elend wie die der 
Landarbeiter und armen Bauern, nur wenig besser als die der „‚marginados“, also der 
mehr oder weniger permanent Arbeitslosen in den Slumvierteln. 

Es ist gewiß voreilig, aus diesen Unterschieden innerhalb der Arbeiterklasse 
unmittelbar Schlüsse auf die mehr oder weniger revolutionäre Haltung bestimmter 
Sektoren zu ziehen, und ganz falsch, sich die These von einer „Arbeiteraristokratie“ 
im Bereich der vom Auslandskapital beherrschten Großindustrie und dem Groß- 
bergbau unbesehen zu eigen zu machen. Der Kupferbergbau hat eine lange Tradi- 
tion innerhalb der chilenischen Arbeiterbewegung, der relativ hohe Lebensstandard 
seiner Arbeiter war nicht ein Geschenk imperialistischer Monopole, sondern Ergeb- 
nis bitterer und zum Teil blutiger Kämpfe. James Petras weist anhand einer Analyse 
der Wahlergebnisse in den Zonen des Kupferbergbaus nach, daß dort die Unterstüt- 
zung der Kommunistischen und der Sozialistischen Partei noch bei den Wahlen von 
1970 weit über dem Durchschnitt lag (1). Umgekehrt war es den Arbeiterparteien 
vor dem Wahlsieg Allendes nicht gelungen, unter den Bewohnern der Elendsviertel 
und im Landproletariat Massenanhang zu finden: die Mobilisierung und Organisa- 
tion dieser Sektoren ist paradoxerweise ein Werk des christdemokratischen 
Regimes, dem es zum Teil gelang, sich in diesen ärmsten Bevölkerungsteilen eine 
Basis zu sichern. Gegen Ende der Regierung Allende sah das Bild vollkommen 
anders aus: der Streik eines nicht unbeträchtlichen Teils der Bergleute von „El 
Teniente‘“, Gewerkschaftswahlen in Großbetrieben, die der Rechten einen Sieg ein- 
brachten, ließen die These von der „Arbeiteraristokratie“ wieder auferstehen. Um- 
gekehrt war es den UP-Parteien und der revolutionären Linken gelungen, den Christ- 
demokraten weitgehend jene Schichten zu entreißen, aus denen sich zuvor deren 
Massenanhang rekrutierte, nämlich die Slum-Bewohner und große Teile der armen 
Bauern und Landarbeiter. Aus ökonomischen Unterschieden allein das revolutionä- 
re, reformistische oder konterrevolutionäre Potential von Schichten des Proletariats 
ableiten zu wollen, ist ebenso falsch wie die Vernachlässigung seiner extremen 
1 James Petras, The Working Class and Chilean Sozialism, in: Dale L. Johnson ed., the 

Chilean Road to Socialism, New York 1973. Für eine mehr impressionistische, aber 

instruktive Darstellung des politischen Verhaltens einzelner Sektoren der chilenischen 

Arbeiterschaft während der UP-Zeit siehe einen Aufsatz desselben Autors, Chile: nacio- 


nalizaciön, transformaciones socioeconömicas y participaciön popular, in: Cuadernosde la 
Realidad Nacional, No. 11, Santiago, Februar 1972. 


Heterogenität, die für seine Organisations- und Aktionsfähigkeit immer wieder ent- 
scheidend werden kann. 

Die chilenischen Gewerkschaften spiegeln unter anderem die Folgen dieser 
Heterogenität wider. Ihre Struktur ist aber auch die Konsequenz einer aus der Mitte 
der 20er Jahre stammenden Arbeitsgesetzgebung, die gegen Gewährung gewisser 
minimaler Rechte und sozialer Sicherheiten der Arbeiterbewegung Fesseln anlegte, 
die sie bis in die Allende-Zeit hinein nicht abstreifen konnte (2). Vorherrschend in 
ihrem Gefüge ist die Einzelgewerkschaft auf Betriebsebene, die ihre ökonomischen 
Forderungen gegen den einzelnen Unternehmer durchsetzen muß. Kollektivverträge 
für einen ganzen Industriezweig sind ebenso ausgeschlossen, wie Solidaritätsstreiks. 
Von Ausnahmen abgesehen (Bergbau, Eisenbahner, öffentlicher Dienst) fehlten des- 
halb auch starke Industriegewerkschaften, obwohl in der Zeit der UP die Organisa- 
tion nach Wirtschaftszweigen einige Fortschritte machte. Die Arbeiter von Betrie- 
ben mit weniger als 25 Beschäftigten, also gerade die am meisten ausgebeuteten 
Sektoren, konnten sich überhaupt nicht gewerkschaftlich organisieren; ihnen stand 
nur die Mitgliedschaft in berufsständischen Gewerkschaften offen, die auch sonst in 
Betrieben mit komplizierter Berufsstruktur neben der Betriebsgewerkschaft vertre- 
ten waren. Die Schaffung und Aufwertung eines besonderen Angestelltenstatus ge- 
hörte auch in Chile zu den frühen Manövern des Kapitals, um die Lohnabhängigen 
zu spalten. Das Nebeneinander von Arbeiter- und Angestelltengewerkschaften sowie 
besonderer gewerkschaftlicher Zusammenschlüsse der qualifizierten Techniker war 
bis zum Ende der UP-Periode in vielen Betrieben, auch denen des verstaatlichten 
Sektors, nicht überwunden. 

Die typische chilenische Gewerkschaft war die relativ kleine Arbeitergewerk- 
schaft auf Betriebsebene (Mitte 1968: Durchschnittsmitgliederzahl 155). Der Grad 
gewerkschaftlicher Organisation, bezogen auf die Gesamtzahl der Arbeitskräfte, lag 
zwar mit etwa 30% für lateinamerikanische Verhältnisse relativ hoch, aber der 
formale organisatorische Zusammenschluß der meisten gewerkschaftlich organisier- 
ten Arbeiter in der CUT darf nicht über deren organische Schwäche hinwegtäu- 
schen, die im Fehlen vermittelnder Strukturen zwischen der Betriebsgewerkschaft 
und der nationalen Zentrale zum Ausdruck kam: weder gab es starke Industriege- 
werkschaften, noch gelang es, auf Provinz- und Stadtebene funktionierende Koordi- 
nationsstellen aufzubauen (3). So schwebte die CUT als Wasserkopf über einer 
atomisierten Gewerkschaftsmitgliedschaft. Sie konnte zwar in bestimmten politi- 
schen Konjunkturen auf nationaler Ebene ihr Gewicht geltend machen, in seltenen 
Fällen auch durch Generalstreiks, die allerdings in einigen Fällen nicht erfolgreich 
waren, aber sie war organisch kaum mit der Basis verbunden. Deshalb ist es in Chile 
auch nie zum Ausbau einer Gewerkschaftsbürokratie auf allen Ebenen gekommen, 


2 Eine zusammenfassende Darstellung dieser Arbeitsgesetzgebung, sowie viele Einzelheiten 
zur chilenischen Gewerkschaftsstruktur und -geschichte finden sich in dem materialrei- 
chen Buch von Alan Angell, Politics and the Labour Movement in Chile, London 1972, 
aus dem auch die meisten der folgenden Zahlenangaben entnommen sind. 

3 Die Kritik an der organischen Schwäche der CUT wurde von ihrem damaligen General- 
sekretär Manuel Dinamarca in einem Interview mit der Zeitschrift „Chile Hoy“, No. 52, 
8.-14. Juni 1973, ohne Abstriche übernommen. 


die ihr spezifisches Gewicht gegenüber und innerhalb der politischen Parteien zur 
Geltung bringen konnte, ganz im Gegensatz zum Nachbarland Argentinien. Dies gab 
unkontrollierten Aktivitäten an der Basis Raum, die sich in Zeiten revolutionärer 
Konjunktur über eine von der Zentrale empfohlene Mäßigung hinwegsetzen konnte; 
die fehlende Vermittlung zur Basis erwies sich aber als ungeheure Schwäche, wenn 
es galt, konzentrierte Angriffe der Reaktion koordiniert abzuwehren. Seit ihrer 
Entstehung im Jahre 1953 wurde die CUT als Zentrale von den beiden großen 
Arbeiterparteien, der kommunistischen und der sozialistischen, beherrscht, die je- 
weils bestrebt waren, in ihrem Rahmen der eigenen politischen Linie zum Durch- 
bruch zu verhelfen. Dabei war die KP stärker als die Sozialistische Partei dazu 
bereit, den gewerkschaftlich organisierten Christdemokraten und Mitgliedern der 
Radikalen Partei Zugeständnisse zu machen. Die CUT stand während des christde- 
mokratischen Regirnes in ziemlich konsequenter Opposition zur Regierung Frei; es 
gelang ihr, in bestimmten Situationen Maßnahmen des bürgerlichen Reformismus, 
die auf Kosten der Arbeiterklasse durchgesetzt werden sollten, zu verhindern (so 
1967 die Schaffung eines Entwicklungsfonds, der sich u. a. aus dem Zwangssparen 
der Arbeiter finanzieren sollte). Der Krise des bürgerlichen Reformismus stellte die 
Kommunistische Partei ihr eigenes politisches Projekt entgegen, das der langfristigen 
Strategie der an Moskau orientierten kommunistischen Weltbewegung entsprach. Es 
gelang, die zweite sich als marxistisch-leninistisch bezeichnende Linkspartei, die 
Sozialistische, auf diese Strategie zu verpflichten, obwohl sich die Sozialisten noch 
auf ihrem Kongreß in Chillän 1967 auf den bewaffneten Kampf als einzigen für 
Chile gangbaren Weg zum Sozialismus festgelegt hatten (4). In das Bündnis der 
Unidad Popular wurden Kräfte einbezogen, die das Kleinbürgertum und die Staats- 
bürokratie repräsentierten (vor allem die Radikale Partei). 

Die Grundzüge der von der KP intendierten Strategie der Unidad Popular sind 
bekannt. Es war die Strategie einer nationalen Befreiungsfront, gerichtet gegen die 
wirtschaftliche und politische Abhängigkeit vor allem vom nordamerikanischen Im- 
perialismus, gegen die eigene Monopelbourgeoisie und den Großgrundbesitz. Es 


4 Es wäre allerdings zu einfach, im ausgearbeiteten Programm der Unidad Popular einfach 
einen Ausdruck der KP-Strategie zu sehen, Es wurde u. a. von Exponenten der MAPU 
(linke Abspaltung von den Christdemokraten) mitentworfen und trägt in vielen Formu- 
lierungen über Volksmacht und Basisdemokratie den traditionellen Vorsteliungen der 
Sozialistischen Partei Rechnung. Deshalb sind verschiedene „Lesearten‘“ des Programms 
möglich: man kann es sowohl von „rechts‘‘ als Programm einer zunächst demokratischen 
Revolution in Etappen verstehen, wie von „links“ als Aufruf zur ständigen Offensive der 
Volksmassen in einem ununterbrochenen revolutionären Prozeß. Der Kompromißcharak- 
ter des Programms, seine Mehrdeutigkeit, mußte bei einer Zuspitzung der Klassenkämpfe 
notwendig zur Ausbildung einander widersprechender strategischer Linien innerhalb der 
UP führen, Dennoch ist es nicht falsch, im allgemeinen von einer Übereinstimmung der 
UP-Strategie mit der der KP auszugehen, die als stärkste geschlossene Kraft innerhalb der 
UP in Einklang mit dem Präsidenten Allende in den meisten Fällen ihre Linie durchset- 
zen konnte. Das UP-Pıogramm beinhaltet zudem nur Modifizierungen und Ergänzungen 
der überkommenen Politik der KP, während die Sozialistische Partei einen Bruch mit 
ihrer vorherigen programmatischen Linie in Kauf nehmen mußte, als sie sich auf das 
Bündnis der UP festlegte. 


sollte ein Klassenbündnis geschmiedet werden, das das Proletariat, die Bauernschaft, 
das Kleinbürgertum und diejenigen Teile der ländlichen und industriellen Bour- 
geoisie umfaßt, die sich vorgeblich in einem unversöhnlichen Gegensatz zum Mono- 
polkapital befinden. Der Weg führt über Wahlen, mit denen Teile des bürgerlichen 
Staats (die Exekutive, in der Perspektive auch das Parlament) erobert und in den 
Dienst einer Politik gestellt werden, in der Monopolkapital und Großgrundbesitz 
beseitigt werden und ein erweiterter staatlicher Sektor als Entwicklungs- und Trans- 
formationszentrura für die gesamte Wirtschaft fungiert. Vorbereitung des Übergangs 
zum Sozialismus durch antiimperialistische, antimoncpolistische und gegen den 
Großgrundbesitz gerichtete Maßnahmen, durchgeführt im legalen Rahmen der über- 
kommenen bürgerlichen Demokratie — so läßt sich die Zielsetzung der UP vielleicht 
resumieren. 

In einer solchen Strategie spielt die Arbeiterklasse als Klasse notwendigerwei- 
se eine zweitrangige Rolle — . Das Proletariat ist gewissermaßen eine Konstante in 
einer strategischen Rechnung, in der sich die Aufmerksamkeit seiner politischen 
Repräsentanten auf die richtige Durchsetzung einer komplizierten Bündnispolitik zu 
richten hat, wobei Teile der Bündnispartner schon in der Allianz selbst vertreten, 
andere, außenstehende, gewonnen oder wenigstens neutralisiert werden müssen. 
Eine richtige Nutzung der eroberten Teile des Staatsapparats im Rahmen einer 
bürgerlichen Verfassungsordnung setzt eine Vertretung dieser Strategie durch zen- 
tralisierte Parteien voraus, die ähnlich beweglich sein müssen wie ihre bürgerlichen 
Partner, mit denen sie zu Rande kommen sollen. Ihre Monopoistellung in der Ver- 
tretung des Proletariats darf nicht dürch Basisaktivitäten gestört werden, die takti- 
sche Koalitions-Manöver gefährden könnten. 

Allerdings haben vor den Präsidentenschaftswahlen von 1970 bei der Durch- 
setzung der UP-Strategie Momente der Massenmobilisierung eine nicht zu unter- 
schätzende Rolle gespielt. Es wurden CUPs (Komitees der Volkseinheit) geschaffen, 
die im Zusammenspiel mit den Gewerkschaften die wichtigsten Träger der Wahl- 
kampagne waren. Als Basisorganisationen in Fabriken, Stadtvierteln und auf dem 
Lande sollten sie zugleich einen Diskussionsprozess über Inhalt und Durchführung 
des Programms der UP in die Wege leiten; die von den Parteispitzen beschlossene 
programmatische Festlegung sollte sich umsetzen in eine Artikulation des Willens 
der breiten Massen. Im Programm der UP heißt es dazu: 


„Die Komitees der Voikseinheit werden nicht nur Einrichtungen für die Wahlen sein. Sie wer- 
den Sprachrohre und Vorkämpfer der unmittelbaren Forderungen der Massen sein, und vor 
allem werden sie sich darauf vorbereiten, die Volksmacht auszuüben.“ 


Die CUPs waren also potentielle Träger einer politischen Vereinheitlichung des 
Proletariats, und einer konkreten, direkten Bündnispolitik an der Basis unter Einbe- 
ziehung von Angestellten, Bauern, Bewohnern der Elendsviertel, Studenten, Intel- 
lektuellen, Handwerkern und Kleinunternehmein, mögliche Organe einer sich von 
unten her strukturierenden Volksmacht. Nachdem sie den knappen Wahlsieg Allen- 
des ermöglicht hatten (dessen andere Voraussetzung die politische Spaltung der 
chilenischen Bourgeoisie wär), haben sie jedoch in der weiteren Entwicklung kaum 


eine Rolle mehr gespielt. Nicht die Organe des bürgerlichen Staates starben ab, 
sondern die potentiellen Organe der Volksmacht, und zwar gerade in den Monaten 
einer erfolgreichen politischen und ökonomischen Offensive der neuen Regierung 
unter Allende. 

Es wäre zu simpel, dies einfach aus dem Versagen der die UP tragenden 
pclititschen Parteien zu erklären. Gewiß hat sich die KP niemals durch besonderes 
Vertrauen in Basisaktivitäten ausgezeichnet, gewiß ließ sie sich von dem Gesichts- 
punkt leiten, daß sie in der zentralisierten Gewerkschaft und auch in der eigenen 
Parteiorganisation (die ihre hohe Mitgliederzahl von 80 000 in kurzer Zeit verdop- 
peln konnte) zuverlässige, jederzeit manipulierbare Instrumente besaß, die ihre Vor- 
rangstellung in der Vertretung des chilenischen Proletariats perpetuieren konnten. 
Aber die unaufholbaren Versäumnisse des ersten Jahres der neuen Regierung waren 
in paradoxer Weise die notwendige Kehrseite einer erfolgreichen, von oben, durch 
Kontrolle eines Teils der Regierungsmacht durchgesetzten Politik, die zweifellos 
den Interessen der breiten Volksmassen entsprach und in einer gewissen Zeit schein- 
bar problemlos durchgesetzt werden konnte (5). Eine echte Einkommensumvertei- 
lung durch beträchtliche Anhebung der Löhne der untersten Einkommensschichien, 
die fast vollständige Beseitigung der Arbeitslosigkeit durch Maßnahmen neokeynesi- 
anischen Zuschnitts, die zur vollen Ausschöpfung noch vorhandener Produktionska- 
pazitäten führten — dies waren Erfolge, die von den Massen nicht erkämpft werden 
mußten, sondern ihnen gewissermaßen als Geschenke in den Schoß fielen. Als Mitte 
1971 die Verstaatlichung des Kupfers, die wichtigste antiimperialistische Maßnah- 
me, vom Parlament einstimmig (mit Zustimmung der Nationalen Partei und damit 
der reaktionärsten Teile der Bourgeoisie) verabschiedet wurde, da schien es fast 
allen, man könne dem taktischen Geschick der Allende-Regierung voll vertrauen 
und dürfe ihre Kreise nicht stören. 

Freilich meldeten sich schon im Jahre 1971 diejenigen zu Wort, die in der 
Klassenallianz der UP nur eine formale Vertretung gefunden hatten und die von der 
Volksregierung nicht Geldgeschenke, sondern eine grundlegende Änderung ihrer 
Lage als Lohnarbeiter erwarteten: die Arbeiter der mittleren und kleinen Industrie, 
deren Verstaatlichung bei der bloß antimonopolistischen Akzentsetzung nicht vor- 
gesehen war (Auf die parallele Entwicklung auf dem Land, den Kampf der armen 
Bauern und Landarbeiter gegen die alte und neue Agrarbourgeoisie, kann hier nicht 
eingegangen werden). Auf Initiative der Arbeiter kam es zur Besetzung einer Reihe 
von Mittelbetrieben, die aufgrund ihrer Größe nicht in den monopolistischen Sektor 
der Wirtschaft fielen. 

Die Reaktion der UP läßt sich am Beispiel von zwei Betrieben in Vina del Mar 


5 Auch im Rahmen der inneren Logik der Wirtschaftspoltik der UP war alleıdings abseh- _ 
bar, daß die günstige Konjunktur der ersten Monate nicht andauern konnte, wenn es 
nicht gelang, den Distributionssektor voilständig zu kontrollieren, Es wäre die Aufgabe 
der UP gewesen, gerade zum Zeitpunkt der Offensive die künftigen Zwangsmaßnahmen 
(einschließlich einer strikten Rationierung) institutionell vorzubereiten, was allerdings 
ohne funktionierende Organe der Voikskontrolle an der Basis nicht denkbar war. Daß 
dies mit Rücksicht auf die zu erwartende Reaktion der Rechten aus opportunistischen 
Gründen unterblieb, kat später verheerende Konsequenzen gehabt. 


(Provinz Valparaiso)} illustrieren. In beiden Fällen waren die alten Eigentümer nicht 
in der Lage, die Produktion aufrechtzuerhalten und damit die Arbeitsplätze der 
Beschäftigten zu sichern, die Alternative zur Besetzung wäre die Schließung der 
Betriebe gewesen. Als die Arbeiter die Betriebe besetzten, fanden sie in der provin- 
zialen und nationalen CUT keineswegs eine Stütze, vielmehr wurde ihre Aktion von 
jenen verurteilt, die doch in erster Linie Sachwaiter der Arbeiterinteressen sein 
sollten. Die Arbeiter waren auf die Unterstützung linker Elemente in der UP 
(MAPU) und aktive Intervention der Studenten von Valparaiso angewiesen, um ihre 
Besetzung wenigsiens in die Überführung der Betriebe in den „gemischten“ Wirt- 
schaftssektor veranlassen zu können. Sie stellten dann unter Beweis, daß die bank- 
sott geglaubten Betriebe unter Kontrolle der Arbeiter nicht nur funktionsfähig 
waren, sondern ihre Produktion sogar steigern konnten. Im Fall des von den Arbei- 
tern übernommenen Textilbetriebs ist es bezeichnend, daß die Gewerkschaften 
dann mit allen Mitteln jeden direkten Kontakt zu einem benachbarten privaten 
Textilunternehmen zu verhindern suchten: bestand doch die Gefahr, daß ein Er- 
fahrıngsaustausch zu einer neuen Besetzung führen konnte, Wenn die CUT-Spitze 
vor der Alternative stand, entweder den unmittelbaren Interessen von Teilen des 
Proletariats oder der Bündnispolitik der Unidad Popular zu entsprechen, hat sie in 
fast allen Fällen als Sachwalterin jenes „Allgeraeininteresses“ des Proletariats gehan- 
delt, das sich aus dem strategischen und taktischen Kalkül der KP ableiten ließ. - 

Die faktische Ausweitung des staatlichen Sektors der Wirtschaft, der sich nach 
dem UP-Programm auf monopolistische Großbetriebe beschränken sollte, war der 
Initiative der Arbeiter zu verdanken. Wo Betriebe nicht durch Dekret von oben, 
sondern als Ergebnis von Streiks und Besetzungen den Unternehmern entrissen 
wurden, entwickelte sich in der Regel zugleich eine echte Arbeiterkontrolle: die 
Vollversammlungen der Arbeiter spielten weiterhin eine aktive Rolle, die staatlichen 
Verwalter und Interventoren wurden de facto meist von den Arbeitern ausgewählt 
und eingesetzt und genossen deren Vertrauen. Die UP wollte das Prinzip der Mitwir- 
kung der Arbeiter schon im Interesse der Produktionssteigerung auf alle Betriebe 
des verstaatlichten oder vom Staat kontrollierten Sektors ausdehnen; als Ergebnis 
eines Abkommens zwischen Regierung und CUT wurden Normen über die Beteili- 
gung der Werktätigen an der Verwaltung der sozialisierten Unternehmen ausgearbei- 
tet. Es handelte sich um eine Art Mitbestimmungsmodell, nach dem die Belegschaft 
aufgrund allgemeiner Wahlen in Versammlungen 5 Vertreter in das oberste Verwal- 
tungsorgan des Betriebes entsandte (von den 5 sollten 2 Vertreter der Angestellten 
und Techniker sein), die dort mit weiteren 5 vom Staat bestellien Vertretern und 
einem vom Staat eingesetzten Direktor zusammenwirken sollten. An der Basis, in 
den Betriebsabteilungen bzw. Produktionseinheiten, sollte es darüber hinaus Pro- 
duktionskomitees geben, die Zusammenarbeit der Gewerkschaftsfunktionäre mit 
den neuen Mitbestimmungs-Vertrstern durch ein besonderes Koordinationsorgan 
gewährleistet sein. Auf überbetrieblicher Ebene sollte die CUT als Sprecherin der 
Arbeiterinteressen in den staatlichen Planungsorganen und zentralen Wirtschaftsver- 
waltungen funktionieren. Im privaten Sektor war vorgesehen, daß „Überwachungs- 
komitees“ eine eingegrenzte Arbeiterkontrolie ausüben. 


Dieses Modell der „participacion“ hat in den meisten Betrieben des staatli- 
chen Sektors bis zum Sturz der Regierung Allende nicht oder nur schlecht funktio- 
niert. Die letzte vorliegende Erhebung Mitte 1972 zeigt, daß nur in 36 von 230 Be- 
trieben des staatlichen und gemischten Sektors Mitbestimmungsorgane auf allen 
Ebenen existierten, in weiteren 22 partiell (6). Dieses Zahlenverhältnis mag sich bis 
zum Ende der UP etwas verbessert haben, aber die Klagen über die nicht funktionie- 
rende Mitbestimmung rissen nicht ab. Wenn die große Mehrheit der Arbeiter von 
den ihnen gebotenen Möglichkeiten einer Beteiligung an der Organisation des Pro- 
duktionsprozesses keinen Gebrauch machte, so sind dafür nicht Apathie oder Desin- 
teresse, sondern strukturelle Gründe maßgebend: 

Einmal gab es vielerorts gegen die Mitbestimmung auf Betriebsebene Wider- 
stände der etablierten Gewerkschaftsorganisationen, die ihre Monopolstellung in der 
Vertretung der Arbeiter gefährdet sahen. Das Prinzip der Wahl von Delegierten von 
der Basis her, die ständige Kontrolle durch Arbeiterversammlungen als oberste Ent- 
scheidungsinstanz widersprach dem Prinzip quasi-parlamentarischer Vertretung, das 
die Gewerkschaftsrealität bestimmte. 

Zum anderen waren die Probleme, mit denen sich die Arbeiter konfrontiert 
sahen, nur zum geringeren Teil Probleme der internen Aırbeitsorganisation, des 
Lohngefüges, der Besserung der Arbeitsbedingungen und der Steigerung der Produk- 
tion. Die ernsteren Probleme ergaben sich vielmehr aus der globalen 
Wirtschaftspolitik der UP und dem Funktionieren bzw. Nicht-Funktionieren des 
von ihr angeblich kontrollierten Wirtschaftsapparats (7) — Probleme, auf die die 
Arbeiter im Rahmen betrieblicher Mitbestimmung kaum Einfluß nehmen konnten, 
die vielmehr nur zu lösen waren, wenn sie in überbetrieblichen Organisationsformen 
reale Kontrolle ausüben konnten. 


Zur Illustration soll eine große Textilfabrik in der industriezone von 
Concepciön, die Fabrik Bellaviste Tom£, dienen. Diese Fabrik war eine der ersten 
die als Folge von Massenaktionen verstaatlicht worden war. Das Zusammenwirken 
von Betriebsleitung und Gewerkschaftsvertretern (die zugleich, wie in sehr vielen 
anderen Unternehmen auch, als Mitbestimmungs-Delegierte fungierten), war zufrie- 
denstellend, die Arbeitsbedingungen waren erträglich. Wenn trotzdem unter den 
Arbeitern Passivität und Resignation verbreitet waren, so deshalb, weil sie wußten, 
daß die wichtigsten Probleme der Produktion und Verteilung ihrem Einfluß 
entzogen waren. 

Es ging konkret um die Möglichkeiten der Neuorientierung und Verteilung 
der Produktion eines Betriebes, der traditioneli hochwertige Tuche aus Wolle für 


6 Siehe dazu „Chile Hoy“, No. 7 und 8, Juli/August 1972 
7 Zu den Bedingungen, unter denen sich die Christdemokraten auf die Wahl Allendes 
durch den Kongreß einließen, gehörte die Unabsetzbarkeit der Funktionäre des alten 
Staatsapparats. In vielen Organismen der Wirtschaftsplanung und -verwaltung (ODE- 
PLAN, CORFO) waren deshalb Personen mit der Ausführung von Regierungsaufgaben 
betraut,. die der UP skeptisch oder feindlich gegerüberstanden. Die internen Gewerk- 
‚:schaftswahlen in diesen Behörden erbrachten z. T. Mehrheiten für die Christdemokraten. 
Die Aussage, die UP sei 1970 an die Regierung gelangt, aber nicht an die Macht, muß also 
weiter relativiert werden: selbst die Kontrolle über die Exekutive war sehr unvoliständig. 


den Konsum der gehobenen Einkommensschichten herstellte — und bei Aufrechter- 
haltung dieser Produktionsorientierung, abgesehen von einigen Rohstoffengpässen 
(Rückgang der chilenischen Wollproduktion wegen Sabotage der Grundbesitzer im 
Süden, Schwierigkeiten bei Wollimporten wegen der Devisenlage) durchaus wirt- 
schaftlich war. Die Arbeiter, die man zur „Produktiensschlacht‘“ ermunterte, wuß- 
ten aber, daß sie nicht für ihresgleichen produzierten, und daß darüber hinaus jede 
Produktionssteigerung auch die wirtschaftliche Kraft derer stärken würde, die sie als 
ihre Klassengegner erkannten. Die Tuche wurden nämlich einerseits vom Privathan- 
del mit riesigen Gewinnen verkauft (teilweise schon auf dem Schwarzmarkt), ande- 
rerseits dienten sie als Rohstoffe für die private Konfektionsindusirie, in der Über- 
ausbeutung der Arbeitskraft und Bereicherung aufgrund der relativ niedrigen Preise 
der zu verarbeitenden Tuche die Regel waren. Die Möglichkeit der Reorientierung 
der Produktion zugunsten billigerer Tuche für den Massenkonsum widersprach da- 
bei dem Interesse an „Wirtschaftlichkeit“, die Möglichkeit des kontrollierten Di- 
rektverkaufs an den Konsumenten, der seinen Bedarf nachweisen Konnte, war un- 
vereinbar mit einer Politik der Schonung und Pflege von Handel und Kleinindustrie. 
Mitbestimmung auf Betriebsebene konnte unter diesen Umständen umso weniger in 
Arbeiterkontrolle und -leitung übergehen, als auf der höheren Stufe (in der staat- 
lichen Wirtschaftsverwaltung des Textilsektors in Santiago) die Beteiligung der CUT 
our formal war (die Gewerkschaftsvertreter hatten keine Verbindung zu den Textil- 
arbeitern an der Basis). 

Das erste nationale Treffen der Textilarbeiter übte im Juli 1972 härteste Kri- 
tik am Funktionieren der zentralen Wirtschaftsinstanzen. Seine Empfehlungen 
drücken den hohen Bewußtseinsstand des fortgeschrittensten Sektors der chileni- 
schen Arbeiterschaft aus: ausgehend von schon vorhandenen Ansätzen des direkten 
Austausches von Produkten des Industriesekiors mit denen der genossenschaftlich 
wirtschaftenden Bauern, wurde die Einberufung einer nationalen Arbeiter- und Bau- 
ernversammlung gefordert, die einen wirklichen Einfluß der Werktätigen auf die 
Wirtschaftsplanung und -leitung im nationalen Maßstab festlegen sollte. Die Arbei- 
terversamnmlungen sollten das Recht haben, von den staatlichen Wirtschaftsleitern 
und Interventoren jederzeit Rechenschaft zu verlangen, nötigenfalls Sanktionen ge- 
gen sie zu verhängen oder ihre Abberufung durchzusetzen. Für den Privatsektor 
sollten die „Überwachungskomitees“ und die JAPs (Ausschüsse zur Kontrolle von 
Versorgung und Preisen) echte Kontrollbefugnisse erhalten (8). In diesen Empfeh- 
lungen wird der Anspruch der Arbeiter sichtbar, sowohl die Staatsbürokratie wie die 
Unternehmer des Privatsektors einer wirksamen Kontrolle zu unterwerfen. Aber der 
objektive Rahmen einer Regierungspolitik, die weder den Handel noch die Klein- 
und Mittelunternehmer noch auch die Funktionäre der Staatsbürokratie (9) ent- 


8 Eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Textilarbeitertreffens findet sich in „Chile 
Hoy‘‘, No. 6., 21.—27. Juli 1973 
I Bei den Analysen der Bündnispolitik der UP wird dieser zahlenmäßig sehr starke Sektor 


der Mittelschichten, den die staatliche Bürokratie ausmacht, meist vernachlässigt. Dieser 
blinde Fleck ist nicht zufällig: wer sich (in klarem Gegensatz zur Marxschen Warnung) 
der Mlusion hingibt, die Repräsentanten der Arbeiterklasse könnten eben doch ‚‚die 
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scheidend angreifen konnte, ließ eine Entwicklung staatlich reglementierter Mitbe- 
stimmung in Richtung auf umfassende Arbeiterkontrolle nicht zu. 

Die Widersprüchlichkeit eines strategischen Konzepts, das den Wahlsieg und 
die ersten wirtschaftlichen Erfolge ermöglicht hatte, erwies sich 1972 in der Praxis. 
Die ersten ernsten wirtschaftlichen Schwierigkeiten zeigten sich in Versorgungs- 
lücken und in der langsam beginnenden, dann rapide anwachsenden Inflation. Inner- 
halb der UP begannen sich zwei alternative Linien abzuzeichnen: die eine vertreten 
durch die Kommunistische und die Radikale Partei sowie auch durch Allende selbst, 
wollte durch weitere Zugeständnisse an die Bourgoisie, feste Garantie für die 
Nicht-Ausweitung des staatlichen Sektors und Einsetzung von Markimechanismen 
(dosierte Inflation) die Krise meistern. Die andere, getragen von der Linken inner- 
halb der Sozialistischen Partei und der MAPU, personifiziert im damaligen Wiri- 
schaftsminister Vuscovic, sah den einzigen Ausweg in einer Offensive durch Ausbau 

er Kontrolle von unten: Ausweitung des sozialisierten Sektors und strikte Kontrol- 
le der Preise durch Massenorganisationen (JAP = Ausschüsse zur Kontrolle von Ver- 
sorgung und Preisen) sowie Rationierung der Massenverbrauchsartikel. 

In dieser Situation kam es in der Industriestadt Concepciön zu Aktionen der 
Volksmassen, an denen sich sofort die Geister schieden. In Concepciön war der 
staatliche Wirtschaftssektor weitaus stärker als in den anderen Industriezentren: 
schon vor 1970 waren das große Stahlwerk von Huachipato, die Erdölraffinerie und 
ein Betrieb der Petrochemie in Händen des Staates, 1971 wurden fast alle übrigen 
Großbetriebe sozialisiert. Gerade in diesen Unternehmen scheiterte aber eine wirk- 
same Arbeiterkontrolle am Widerstand der Gewerkschaften, in der die KP dominier- 
te. Die Preiskontrollausschüsse (JAPs) wurden bürokratisch verwaltet, die lokale 
Organisation der staatlichen Preisüberwachungsbehörde wurde sogar von einem 
Christdemokraten geleitet. Als im Zuge der Offensive der vereinigten Rechten die 
Christdemokraten eine gemeinsame Demonstration mit der exiremen Rechten 
(Nationale Partei, Patria y Libertad) durchführen wollten, kam es zu einer von den 
Regionalorganisationen aller linken Parteien (mit Ausnahme der KP) getragenen 
Gegenaktion. In einer riesigen Versammlung unter freiern Himmel wurde nicht nur 
darüber beraien, wie man der unmittelbaren Provokation der Rechten in dieser 
Arbeiterstadt begegnen könne, zum ersten Mal meldeten sich auch organisierte und 
nichtorganisierte Arbeiter zu Wort, um von ihren realen Problemen zu berichten 
und vor allem die Mängel der staatlichen Bürokratie schonungslos zu kritisieren. Aus 
dieser Volksversammlung am 12. Mai 1972 ging ein Dokument hervor, in dem zum 
ersten Mal die Einrichtung’ von Comandos Comunales (räteähnlichen Organisationen 
auf Gemeindeebene) als Gegengewicht zur staatlichen Bürokratie gefordert wurde: 
neue Organe einer Basisdemokratie, in denen die Arbeiter, Bauern, Bewohner der 
Elendsviertel, Frauen und Studenten unabhängig von den bestehenden Parteien und 
Organisationen ihre Stimme geltend machen konnten. Als am 26. Juli, zum Jahres- 
tag der kubanischen Revolution, eine neue Versammlung die offene Aussprache 


fertige Staatsmaschine einfach in Besitz nehmen und sie für ihre eigenen Zwecke in 
Bewegung setzen“, der muß die konkreten Träger des bürgerlichen Staatsapparats aus 
seiner Klassenanalyse ausklammern, 
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fortsetzte, waren die UP-Parteien schon aufgeschreckt. Allende selbst wandte sich 
gegen einen vermeintlichen Angriff gegen die einzig legitime Regierungsgewalt (10), 
die regionalen Sektionen aller UP-Parteien wurden gezwungen, sich von dem Unter- 
fangen zu distanzieren. 

Die Volksversammlung von Concepeiön war gewiß kein Stadtsowjet, nach 
unseren Begriffen eher ein großes teach-in, an dem sich Arbeiter, Bauern und Stu- 
denten beteiligen konnten, die nicht als Sprecher irgendwelcher Organisationen 
auftraten. Die scharfe Reaktion der offiziellen UP-Führung läßt sich wohl nicht aus 
dem Mißverständnis erklären, hier entstehe eine autonome Sowjetmacht; sie ent- 
sprach vielmehr einer strategischen Linie, in der gerade in Zeiten von Schwierigkei- 
ten und Rückschlägen die Masseninitiative eher als Gefahrenquelle denn als Zu- 
wachs an Kraft für die Volksregierung gesehen wurde. Man denkt unwillkürlich an 
historische Parailelen aus der Zeit der NEP in Sowjetrußland, obwohl der entschei- 
dende Unterschied auf der Hand liegt, daß die Bolschewiki die Staatsmacht erobert 
hatten und die UP-Parteien bestenfalls einen Teil der Regierung: bestand damals ein 
innerer Zusammenhang zwischen einer Bündnispolitik zugunsten der Bauern und 
dem Verfall der Räte, der Beseitigung proletarischer Demokratie, so ging auch in 
Chile eine Politik der immer wieder neu versuchten Bündnisse einher mit einem 
tiefen Mißtrauen gegen Masseninitiativen, bei denen die Arbeiter und Bauern aus 


10 Allende erklärte am 31. Juliin einem Brief an die Vorsitzenden der UP-Parteienv. a.: 
„In der Provinz von Concepciön sind zum zweiten Mal innerhalb dreier Monate spalte- 
rische Tendenzen in Erscheinung getreten, die gegen die Homogenität der Bewegung der 
Unidad Popular verstoßen. Ich zögere nicht, dies als einen Prozeß zu kennzeichnen, der 
den Feinden der revolutionären Sache dient. . .Die Volksmacht wird nicht aus Spaltungs- 
manövern derer erwachsen, die eine aus politischem Romantizismus geborene Iyrische 
Selbsttäuschung aufbauen, die sie dann, abseits jeder Wirklichkeit, „Volksversammlung‘“ 
nennen. Welche Dialektik wenden die an, die die Bildung einer solchen Volksversamm- 
lung vorgeschlagen haben? Auf welche theoretischen Elemente stützt- sich ihre Exi- 
stenz? 
Eine wirklich revolutionäre Volksversammlung vereinigt in sich die gesamte Vertretung 
des Volkes. Folglich übt sie alle Macht aus. Nicht nur die beratende, sondern auch die 
Regierungsmacht, Unter anderen historischen Umständen ist sie als Doppelherrschaft 
entstanden, gegen die institutionelle Macht einer Reaktion, die keine Basis hatte und zur 
Ohnmacht verurteilt war. In diesem Augenblick in Chile an etwas Ähnliches zu denken, 
ist nicht nur absurd, sondern zeugt von krasser Ignoranz oder Unverantwortlichkeit. 
Denn hier gibt es nur eine einzige Regierung, deren Präsident ich bin, und die nicht nur 
legitim zustande gekommen ist, sondern nach ihrer Definition und nach ihrem Klassenin- 
halt eine Regierung im Dienste des allgemeinen Interesses der Werktätigen ist. 
Die Regierung der Unidad Popular ist das Ergebnis der Anstrengungen der Werktätigen, 
ihrer Einheit und Organisation. Aber auch der Festigkeit der geltenden institutionellen 
Ordnung, die dem Ansturm der Bourgeoisie und des Imperialismus widerstanden hat, der 
sie zerstören wollte. . .Und ich kann mir nicht vorstellen, daß ein echter, verantwortungs- 
bewußter Revolutionär bei klarem Verstand wirklich das institutionelle System in Frage 
stellen kann, das bei uns gilt und dessen Teil die Regierung der Volkseinheit ist. Wenn 
einer dies dennoch tut, können wir ihn nur als Konterrevolutionär betrachten. . .Wenn 
sie nur als Aussprachetribüne hingestellt wird (die Asarmnblea Popular), könnte sie ein 
Phänomen bleiben, das die Regierung nicht besonders interessiert. Aber ich muß darauf 
hinweisen, daß sie einen gefährlichen Präzedenzfall impliziert, da sie sich in eine Quelle 
von Provokatiornen verwandeln kann...“ „Chile Hoy“, No. 8, 4.-10. August 1972 
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der ihnen zugedachten Rolle ausbrechen konnten. 

Die Volksversammlung von Concepciön bleibt Episode. Zur gleichen Zeit 
aber entstand in einem Industriebezirk von Santiago eine Einrichtung, die im letz- 
ten Jahr der Unidad Popular zur wichtigsten neuen Organisationsform der Arbeiter- 
klasse wurde: der erste Industriegürtel, der Cordon Cerillos. 

Weshalb entstand der Cordon? Die Arbeiter und Angestellten einiger mittle- 
rer Betriebe in einer Industriezone von Santiago hatten wegen Arbeitskenflikten 
und Sabotage seitens der Unternehmer gestreikt und dann ihre Betriebe besetzt, sie 
forderten die Übernahme in den staatlichen Sektor. Die Justiz stellte sich in solchen 
Fällen gewöhnlich auf die Seite der Unternehmer, und die Intervention der Regie- 
rung konnte nur erreicht werden, wenn man zeigen konnte, dai ein Konflikt vorlag, 
bei dem nur die Einleitung der Verstaatlichung den Produktionsprozeß aufrechter- 
halten konnte. Die Arbeiter der besetzten Betriebe suchten deshalb den Kontakt zu 
den benachbarten Fabriken desselben Industriegürtels, um ihre Position durch deren 
Solidarität zu stärken. Aus der Zusammenkunft anläßlich eines akuten Konflikts 
entstanden permante Koordinationsinstanzen, zusammengesetzt teils aus Gewerk- 
schaftsvertretern, teils aus eigens gewählten Delegierten der Basis, die über die ge- 
meinsamen Probleme der Arbeiter des betreffenden Industriegürtels und auch die 
der Bauern in der zur selben Großgemeinde Malipu gehörenden Landwirtschafts- 
zone berieten. Zu den ersten Aktionen des Cordon gehörte eine Demonstration von 
5 000 Werktätigen im Stadtzentrum von Santiago, um gegen die Repression zu 
protestieren, von der die Bauern von Melipilla betroffen waren, die Landbesetzun- 
gen organisiert hatten. In der ersten Kampfplattform des Cordon finden sich außer 
Forderungen nach umfassender Arbeiterkontrolle in der Industrie auch Forderun- 
gen zugunsten einer radikalen Agrarreform, und nach der Errichtung einer einheit- 
lichen staatlichen Baufirma, die von den Bewohnern der Elendsvierteln und den 
Arbeitern kontrolliert werden sollte. (11) 

War der erste Cordon noch zur Abwehr einer punktuellen Gefahr entstanden, 
so führte die aligemeine und direkte Offensive der Rechten im Oktober 1972 so- 
wohl zu einer Ausbreitung der Cordones in allen wichtigen Industriebezirken des 
Landes, als auch zur Übernahme vielfältiger Funktionen. Die Absicht der 
Bourgeoisie, durch einen Streik der Transportunternehmer und anderer berufsstän- 
dischen Organisationen die gesamte Wirtschaft lahmzulegen, konnte nur vereitelt 
werden, weil die Massen zu neuen Formen der Organisation und Koordination, 
gelangten und erfolgreich Aufgaben übernahmen, die der Staatsapparat im Augen- 
blick seiner Lähmung und Zersetzung nicht wahrnehmen konnte: Aufgaben der 
Verteilung, des Transports, des Schutzes der Produktionsanlagen. Für die Aufrecht- 
erhaltung der Produktion war es wichtig, daß die großen Massen der christdemokra- 
tischen Arbeiter die Solidarität zu ihrer Klasse über ihre Parteizugehörigkeit stellten 
und sich dem Unternehrnerstreik nicht anschlossen. 

Waren die Cordones Industriales um den Produktionsbereich in einem Indu- 
striegürtel herum organisiert und zum größten Teil aus Gewerkschaftsdelegierten 


11 Der Text der Platiform und weitere Einzelheiten zur Entstehungsgeschichte des Cordon 
Cerillos-Maipu fınden sich in „Chile hoy‘“, No. 6, 21.- 27. Juli 1972 
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zusammengesetzt, so gelang schon im Oktober an einzelnen Orten der Schritt zu 
einer höheren Organisationsstufe: den Comandos Comunales (Räten auf Gemeinde- 
ebene). Sie schlossen in ihre Koordinations- und Ausführungsorgane auch Vertreter 
anderer Bevölkerungssektoren ein: Bewohner der Elendsviertel, Bauern, Studenten, 
Lehrer, Ärzte, Techniker usw. Sie waren Ansätze einer echten Volksmacht und 
darauf angelegt, die wesentlichen Probleme einer geographischen Region zu lösen, 
über Produktion, Verteilung und Transport hinaus auch Probleme des Gesundheits- 
wesens, der Wohnungsfrage, der Erziehung. 

Allerdings konnten solche Organe der Volksmacht nicht von heute auf mor- 
gen entwickelt werden, es bestand sogar die Gefahr, daß sie als Überbauinstitutio- 
nen eine Scheinexistenz führen mußten, wenn es nicht gelang, ihnen im Kernbereich 
der industriellen Produktion eine solide Basis zu sichern. Seit dem Oktoberstreik 
von 1972 hat sich das Schwergewicht der Klassenkämpfe in Chile auf das städtische 
Proletariat verlagert, das sich in den Cordones seine eigene Organisation geschaffen 
hatte. Die Cordones blieben bestehen, auch nachdem die Oktoberkrise von oben 
durch die erste Einbeziehung von Militärs ins Kabinett „‚gelöst“ wurde, auch nach- 
dem sich die Mitglieder der KP zum überwiegenden Teil aus ihnen zurückzogen, 
auch nachdem infolge des Kompromisses, den die Regierung eingegangen war, viele 
der besetzten Betriebe wieder an ihre Eigentümer zurückgegeben wurden. Sie be- 
währten sich politisch in der Abwehr eines Projekts, das des KP-Wirtschaftsministers 
Millas, der in den ersten Monaten des Jahres 1973 den staatlichen Wirtschaftssektor 
endgültig auf einige monopolistische Großbetriebe einschränken wollte. 

Im Verlauf der Entwicklung der Cordones traten nun jene Probleme praktisch 
hervor, die in der Einleitung unter dem Aspekt der fehlenden sozialen, gewerk- 
schaftlichen und politischen Einheit der Arbeiter beschrieben wurden. Konkret: in 
welchen Sektoren der Arbeiterklasse konnten sich die Cordones am besten veran- 
kern. Wie gestaltete sich ihr Verhältnis zur CUT (d.h. zur bestehenden Geweırk- 
schaftsstruktur und -bürokratie), wie machte sich in ihnen der Führungsanspruch 
der Linksparteien geltend? 

Nicht zufällig erreichten die neuen Organisationen in den Industriegürteln von 
Santiago ihre höchste Entwicklungsstufe. Ihr aktiver Kern waren die Arbeiter der 
mittleren Betriebe, die teils neu in den staatlichen Sektor übernommen waren, teils 
noch im Tageskampf mit ihren Unternehmen standen. Es war ein zentraler Sektor 
der Arbeiterschaft, der im politischen Projekt der UP, wie gezeigt wurde, kaum 
berücksichtigt worden war, und der seine Interessen nur durchsetzen konnte, wenn 
die antimonopolistische Zielsetzung überschritten und der revolutionäre Prozeß in 
antikapitalistische Bahnen gelenkt werden konnte. (12) Langfristig war es nicht un- 
möglich, um diesen Kern herum auch die übrigen Sektoren der Arbeiterklasse zu 
gruppieren: sowohl die Arbeiter der wenigen technologisch fortgeschrittenen Groß- 


12 Dies bedeutet nicht zwangsläufig die schnelle Verstaatlichung aller Mittel- und Kleinbe- 
triebe um jeden Preis. Wohl aber ist eine strikte Arbeiterkontrolle über Produktionsorien- 
tierung, Investitionsplanung und Verteilung der Produkte des privaten Sektors erforder- 
lich, die den einzelnen Unternehmer in seiner „Freiheit“ zu Sabotage und Spekulation 
beeinträchtigt. 
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unternehmen, die ihre Interessen in traditionellen gewerkschaftlichen Formen zu 
vertreten gewöhnt waren, als auch die überhaupt unorganisierten Arbeitern der 
Kleinstindustrie und des Handwerks. Nur eine solche Vereinheitlichung der Klasse 
von der Basis her konnte Kern einer realen „Volkseinheit“ sein, die sich nicht in 
Bündnissen von Parteispitzen erschöpfte. 

Wie schwierig dieser Vereinheitlichungsprozeß war, zeigt das Beispiel des 
Cordons von Talcahuano, der den wichtigsten Industriesektor der Concepciön 
vorgelagerten Hafenstadt umfaßt. Hier waren in derselben geographischen Zone das 
einzige hochmoderne Stahlwerk des Landes, eine der Erdölraffinerien, zwei Betrie- 
be der Petrochemie, eine von der Marine betriebene Großwerft, mehrere Mittelbe- 
triebe des metallverarbeitenden Sektors und zahlreiche Kleinbetriebe aller Branchen 
angesiedelt. Der Cordon entstand später als in Santiago (erst im April 1973), seine 
aktivsten Teile stammten aus den mittleren Betriebe des Bauwesens und der Metall- 
verarbeitung, während die Arbeiter und Techniker der Großindustrie meist nur 
durch Exponenten bestimmter politischer Gruppen der Linken innerhalb und 
außerhalb der UP Vertretung fanden. Zwar blieb auch der Bereich der Petrochemie 
nicht unberührt: im Oktober wurde Petrodow besetzt, ein chemischer Großbetrieb, 
der dem nordamerikanischen Konzern Dow Chemicals gehörte. Den Facharbeitern 
und Technikern gelang es nach dem Auszug der nordamerikanischen Experten, nur 
aufgrund der zurückgelassenen Pläne die Produktion binnen eines Monats wieder in 
Gang zu setzen, sie machten sich auch an die Lösung der Aufgabe, die drei vonein- 
ander abhängigen Betriebe der Großchemie organisch miteinander zu verbinden. (13) 
Aber während die Vertreter von Petrodow schon zu den Aktivisten des Cordons 
gehörten, blieben die Erdölraffinerie und das Stahiwerk von Huachipato faktisch 
außerhalb. Wie langsam die Fortschritte in einer Zone waren, die deutlicher als 
andere die Heterogenität des chilenischen Proletariats repräsentierte, zeigten die 
Gewerkschaftswahlen im Stahlwerk von Huachipato am 6. September 1973, fünf 
Tage vor dem Putsch: zum ersten Mai trug die vereinigte Rechte gegen die UP und 
die revolutionäre Linke den Sieg davon. 

Kernproblem der Cordones Industriales, in ihrer Praxis wie in der öffentlichen 
Diskussion, war ihr Verhältnis zu den Gewerkschaften. Als Koordinationsinstanzen 
waren sie häufiger aus Vertretern der bestehenden Betriebsgewerkschaften zusam- 
mengesetzt als aus gewählten Delegierten, die von Arbeiterversammlungen entsandt 
wurden. Das Prinzip der Direktwahl wurde im allgemeinen von der revolutionären 
Linken aufs Schiid gehoben. Die KP, die nach dem Oktoberstreik bis zum mißglück- 
ten Putsch vom 29. Juni überhaupt außerhalb der Cordones blieb, bestand darauf, 
daß sie nicht mehr sein konnten und durften als Koordinierungsgremien, die sich 
aus bereits etablierten Gewerkschaftsvertretern zusammensetzten und die schwache 
Organisationsstruktur der CUT dort kompiementierten, wo sie so gut wie nicht 
vorhanden war: auf der Ebene des Industriebezirks oder der Gemeinde. Die 
13 Für das Funktionieren eines petrochemischen Komplexes im Rahmen der chilenischen 

Wirtschaft war eine Verzahnung der drei Betriebe unerläßlich. Die Planung dieser Reorga- 

nisation der Produktion ging von der Basis aus: ein Beispiel dafür, daß die Notwendigkei- 


ten überbetrieblicher Koordination vom Produktionsbereich her besser erkannt werden 
können, als aus der Perspektive der zentralen Bürokratie, 
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KP-Strategie in Bezug auf die Cordones bestand in deren Integration in einen noch 
nicht zur vollen Ausbildung gelangten bürokratischen Apparat, unter Beschneidung 
jener Elemente von Basisdemokiratie, die eben das Neue dieser Organisationsformen 
ausmachten. 

Demgegenüber hat die Linke, vor allem der Sozialistischen Partei, deren Ver- 
treter meist die Initiative in den Cordones übernahmen, die Entwicklung offenhal- 
ten wollen. Sie versuchten, die Cordones unabhängig von der verfestigten Gewerk- 
schaftsbürokratie zu entwickeln, und sah in ihnen Keimzellen einer Volksmacht, die 
einst den bürgerlichen Staat ersetzen würden. Andererseits wollte man eine Parallel- 
organisation zur CUT vermeiden, weil dadurch — auch in Anbetracht der Stärke der 
KP in der organisierten Arbeiterschaft — jede einheitliche Aktion gegen die Konter- 
revolution erschwert worden wäre. So bestand die Bereitschaft, die Cordones in die 
CUT einzugliedern, allerdings im Rahmen einer Umgestaltung und Demckratisie- 
rung der gesamten Gewerkschaftsorganisation. (14) 

Es schien, daß der Streit um das Verhältnis CUT-Cordones durch die politi- 
sche Praxis nach dem 29. Juni einer Lösung näher kam. Als Antwort auf den ersten 

- Konterrevolutionären Putsch von Teilen des Heeres rief die CUT selbst dazu auf, alle 
Betriebe zu besetzen. (15) In vieien Industriegürteln, vor allem Santiagos, bildete 
sich in der Praxis eine Aktionseinheit der Anhänger aller linker Parteien heraus, zum 
ersten Mal kam es auch zu einer engen Zusammenarbeit von Mitgliedern der Kom- 
munistischen Partei und des MIR, deren Parteispitzen sich in monatelanger Polemik 
erbittert bekämpft hatten. Obwohl die KP die neuerreichte Einheit durch Manipula- 
tionen zeitweise gefährdete (Schaffung von Parallel-cordones mit garantierter 
KP-Mehrheit), schien man im ganzen der Einheit der Arbeiterklasse durch Entwick- 
lung ihrer autonomen Organisationen näherzukommen. 

Doch die Konterrevolution erkannte diese Gefahr und beschleunigte ihre glo- 
bale Offensive. Seit dem 2. Juli wurde jenes Waffenkontrollgesetz angewandt, das 
den Streitkräften die Handhabe zu willkürlichen Betriebsbesetzungen und -durch- 
suchungen gab, mit denen die fortgeschrittensten Teile der Arbeiterklasse demorali- 
siert und eingeschüchtert werden sollten. Widerstand auf Betriebsebene war so gut 
wie unmöglich, er hätte auch den erklärten Bruch mit einer immer noch nach 
Kompromissen suchenden UP-Regierung bedeutet und die offene bewaffnete Aus- 
einandersetzung beschleunigt. Als der Cordon von Talcahuano seine Solidarität mit 
den wegen ihrer Sypathien für die Linke gefangengesetzten und gefolterten Matro- 
sen und Werftarbeiter erklärte und damit die Marineführung offen angriff, zogen 
sich die Vertreter der KP aus ihm zurück. 

Über den Weg zur wirksamen Koordination der autonomen Arbeiterorganisa- 


14 Das letztlich ungeklärte Verhältnis zur CUT führte zu schwankenden und widersprüchli- 
chen Definitionen der Funktion der Cordones, Instruktiv für das Seibstverständnis der 
Angehörigen verschiedener Parteien ist eine Diskussion in „Chile Hoy“ vom Juni 1973, 
übersetzt in: Chile — der Kampf geht weiter, Hrsg. Komitee „Solidarität mit Chile“, 
Berlin/Offenbach 1973 

15 Der Aufruf zur Betriebsbesetzung erging wohl seitens der CUT u.a. deshalb, um die 
mobilisierten Arbeiter von Konfrontationen auf der Straße abzuhalten und ihre Energien 
zu kanalisieren. 
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tionen gab es zudem Meinungsverschiedenheiten auf der Linken. In Santiago kam es 
Ende Juli durch die Initiative von Exponenten des linken Flügels der Sozialistischen 
Partei zur Bildung eines Koordinationsausschusses der Cordones auf Provinzebene, 
der Aufgaben wahrnehmen sollte, die eine von den Christdemokraten gelähmte 
Provinzialorganisation der CUT nicht erfüllen konnte. (16). Gegen den damit mög- 
lichen Parallelismus zur CUT polemisierten nicht nur die Kommunisten, sondern 
auch die Führung des MIR. Die revolutionäre Linke, soweit sie durch den MIR 
repräsentiert war, drängte auf die schnelle Schaffung von Comandos Comunales als 
Organe einer Gegenmacht und Träger des bewaffneten Widerstandes: der MIR war 
bereit, die Cordones der CUT einzugliedern, wollte aber sofort zu höheren Organen 
einer Rätedemokratie gelangen, in denen neben den Arbeitern auch die übrigen 
Bevölkerungssektoren, etwa die Bewohner der Elendsviertel und die Studenten ver- 
treten sein sollten. (17) Seine Strategie, in der Perspektive richtig, enthielt zu jenem 
Zeitpunkt zweifellos voluntaristische Züge: der tatsächliche Organisationsgrad der 
Klasse erschwerte die Ausbildung von regionalen Organen der Doppelherrschaft und 
ließ den Schritt zur zentralisierten Volksmacht noch nicht zu. Mit den Cordones als 
autonomen Organisationen der Klasse bestand eine der unerläßlichen Voraussetzun- 
gen, um die Kraftprobe mit der Bourgeoisie zu bestehen. Da aber ihre Entwicklung 
auch durch die Parteien, die sich die Vertretung der Arbeiterklasse zuschrieben, 
immer wieder behindert worden war, konnten sie zum Zeitpunkt des Putsches das 
Problem der zentralen Macht noch nicht zugunsten des Proletariats entscheiden. 
Der heroische Widerstand der fortgeschrittensten Sektoren der Industriearbeiter von 
Santiago hatte seine Basis in den Cordones, er blieb aber unkoordiniert, zersplittert, 
konnte das militärische Kräfteverhältnis nicht mehr verändern. 

Die neuen Formen der Organisation des Proletariats in Chile sind nicht von 
den Parteien gepiant und geschaffen worden, auch nicht von denen der revolutio- 
nären Linken. Natürlich haben Exponenten dieser Parteien, darunter bewußte 
Marxisten, in ihnen eine Rolle gespielt, zuweilen die Entwicklung vorangetrieben. 
Aber die Aufgabe einer wirklichen Avantgarde besteht in einer Periode zugespitzter 
Klassenkämpfe eher darin, die konkreten Erfahrungen der Massen richtig zu inter- 
pretieren, um sie zu verallgemeinern, als ihnen ihre Bahnen vorzuschreiben. 

Bei dieser theoretischen Verallgemeinerung, die eine Definition der nächsten 
Aufgaben impliziert und damit unmittelbar in die Praxis eingreift, hat die Analogie 
zu vergangenen Revolutionen, vor allem zur russischen vor und nach 1917, nicht 
immer eine einleuchtende, sondern oft auch eine irreführende Rolle gespielt. Was 
Marx zu Anfang des „18. Brumaire“ über das Verhältnis der Revolution von 1848 
zur großen französichen Revolution sagt, läßt sich auch auf viele Interpretationen 
der jüngsten chilenischen Klassenkämpfe beziehen: 


16 Zu den Motiven für die Schaffung dieser Koordinationsinstanz und für den Text ihrer 
Plattform siehe „Chile Hoy“, No. 59, 27. Juli bis 2. August 1973. Dort auch ein Inter- 
view mit dem MIR-Sekretär Miguel Enriquez, der u.a, seine Position zu den Cordones 
daxlegt. 

17 Zur Kritik dieser Position und zur allgemeinen Bestimmung der Rolle der Cordones 
verfaßte Zoltan Szankay im Juli 1973 bislang unveröffentlichte Thesen, auf die sich Teile 
der folgenden Argumentation stützen. 
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„Die Tradition aller toten Geschlechter lastet wie ein Alp auf dem Gehirn der Lebenden. 
Und wenn sie eben noch damit beschäftigt scheinen, sich und die Dinge umzuwälzen, noch 
nicht Dagewesenes zu schaffen, gerade in solchen Epochen revolutionärer Krise beschwören sie 
ängstlich die Geister der Vergangenheit zu ihrem Dienst herauf, entlehnen ihren Namen, 
Schlachtparole, Kostüm, um in dieser altehrwürdigen Verkleidung und mit dieser erborgten 
Sprache die neue Weltgeschichtsszene aufzuführen.‘ (18) 


Die vorschnelle Analogie, immer wieder durch Leninzitate aus verschiedenen 
Perioden abgestützt, hat sowohl bei der KP als auch bei der revolutionären Linken 
eine Rolle gespielt. So wies die KP dem Proletariat immer wieder Aufgaben zu, die 
sich als vorrangig erst stellen, wenn die Machtfrage zu seinen Gunsten entschieden 
ist, und die in einem anderen historischen Kontext abstrakt bleiben: die Produk- 
tionsschlacht gewinnen, den Ökonomismus bekämpfen, den Bündnispartnern Zuge- 
ständnisse machen — ganz als seiman etwa in der Periode der Neuen Ökonomischen 
Politik nach 1920. Die revolutionäre Linke erging sich indes in Vermutungen dar- 
über, in welchem der Monate zwischen April und Oktober 1917 man sich gerade 
befinde: sie vergaß dabei, daß sich die Machtfrage in einem Moment der Auflösung 
und Zersetzung der Armee und bei einer schon vorhandenen Rätestruktur auf natio- 
naler Ebene ganz anders stellt als in einem Augenblick, wo erst die Ansätze einer 
Alternative zur bürgerlichen Staatsmacht entstehen und jene Vereinheitlichung des 
Proletariats nicht einmal teilweise erreicht ist, ohne die sich seine politische Hege- 
monie nicht durchsetzen läßt. 

Das chilenische Lehrstück, weit davon entfernt, nur das Gegeneinander ‚rich- 
tiger“ und „falscher“ Generallinien zu exemplifizieren (etwa: bewaffneter Kampf 
gegen Wahlmanöver, revolutionäre Offensive gegen reformistisches Zaudern), wirft 
die grundsätzliche Frage nach dem Verhältnis der vorgeblichen Avantgarden, d.h. 
der als marxistisch-leninistisch auftretenden Parteien, zur Arbeiterklasse und zu den 
Volksmassen auf. Diese Frage ist an alle linke Parteien zu stellen. 

Die KP, als die in der Klasse am besten verankerte Partei, hat es nie als 
Problem angesehen, daß sie tatsächlich das Proletariat politisch repräsentiert und es 
in eine von ihr entworfene Bündnispolitik einbringen kann — mit den Folgen, die 
geschildert worden sind. Die Sozialistische Partei war mehr eine Zusammenfassung 
von Gruppen mit divergierenden politischen Tendenzen, ihre Politik ließ unter- 
schiedliche Möglichkeiten zu — auch die, auf die taktischen Erwägungen des Mannes 
kaum Rücksicht zu nehmen, den sie für das Amt des Präsidenten designiert hatte. 
Vielleicht war es gerade die Unbestimmtheit der Linie der Sozialisten, die es einzel- 
nen ihrer Exponenten möglich machte, in der Entwicklung der Cordones aktiv 
hervorzutreten und pragmatisch, durch programmatische Festlegungen weder ange- 
leitet noch behindert, die Massenerfahrung zu begleiten und zu artikulieren. (19) In 
der MAPU, die als Linksabspaltung von den Christdemokraten entstanden war und 
ohne die lange Tradition der beiden großen Arbeiterparteien gewissermaßen am 
reinsten den „Geist“ der Unidad Popular verkörperte, prallten bei einer Zuspitzung 


18 Karl Marx, Der Achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, Berlin 1965, S. 15 
19 Man denke an die Rolle der Proudhonisten in der Kommune von 1871, an die linken 
Sozialrevolutionäre und Anarchisten in den russischen Sowjets 
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der inneren Konflikte die alternativen Deutungen der UP-Strategie am heftigsten 
aufeinander: hier die Orientierung an der „Staatsräson“ der Allende-Regierung, dort 
die Hinwendung zur autonomen Organisation der Arbeiter und Bauern, mit der 
Konsequenz der Parteispaltung, die von außen, durch die KP und durch Allende 
selbst, befördert wurde. 

Die revolutionäre Linke außerhalb der UP, hauptsächlich vertreten durch den 
MIR, hat besser als die anderen Parteien die Vereinheitlichung der Klasse als Aufga- 
be begriffen. Der Weg zu diesem Ziel war für sie die schrittweise Organisation jener 
am meisten verelendeten und ausgebeuteten Schichten des Proletariats und der 
armen Bauern, die im UP-Projekt nicht berücksichtigt waren. Dem MIR, einer im 
Studentenbereich entstandenen Gruppe, gelang es tatsächlich, zuerst Teile der Be- 
wohner der Elendsviertel zu organisieren, dann Sektoren der armen Bauern und 
Landarbeiter (beginnend mit den Mapuches im Cautin), schließlich auch gewisse 
Gruppen von Bergleuten, (20) Bauarbeitern, Arbeitern von Klein- und Mittelbetrie- 
ben. Trotzdem war der MIR bis zum Ende der UP-Periode noch nicht dahin gelangt, 
entscheidende Teile des Industrieproletariats zu repräsentieren. Öb es ihm bei seiner 
überkommenen Struktur besser gelungen wäre, das Verhältnis einer marxistisch-leni- 
nistischen Partei zur Arbeiterklasse und ihren autonomen Örganisationsformen zu 
lösen, war beim Sturz der Regierung Allende noch nicht entschieden. (21) 

Die Erfahrungen der UP-Periode wurden in diesem kurzen Aufsatz notwen- 
digerweise fragmentarisch behandelt: die politische Artikulation der Bourgeoisie 
und die Ausbildung ihrer Kampfformen (22) blieb ebenso ausgeklammert, wie die 
Frage der Streitkräfte und der adäquaten Vorbereitung auf die militärische Kraft- 
probe. 

Es kam auf den Gesichtspunkt an, daß die Arbeiterklasse in einer Periode 
akuter Klassenkämpfe ihre Autonomie nicht nur in der langfristigen Zielsetzung, 
sondern auch und vor allem in der Ausbildung neuer Aktions- und Organisationsfor- 


20) Im Kohlebergbau von Lota und Schwager, wo die KP traditionell dominierte, traten nach 
1970 zum Teil die alten Gewerkschaftsfunktionäre an die Stelle des Managements. Da 
sich an den Lohnverhältnissen und Arbeitsbedingungen wenig änderte, gelang es der FTR 
(der Arbeiter-Front des MIR) mit einem auf die Bedürfnisse der Bergleute zugeschnitte- 
nen, von ihnen selbst zuvor diskutierten Programm, besträchtliche Einbrüche zu erzielen. 

21) Der MIR hatte mit dem Aufbau von Massenorganisationen unter den Bewohnern der 
Elendsviertel und unter den Bauern (MCR = Bewegung der revolutionären Bauern) Erfol- 
ge, weil seine Kader selbst in den poblaciones und auf dem Lande lebten, keine Linie von 
außen herantrugen, sondern halfen, die realen Bedürfnisse der Menschen zu artikulieren. 
Im Industriebereich sollte die FTR (Front der revolutionären Werktätigen) ähnliches 
leisten. In dem Maße, wie dieser Sektor in den Mittelpunkt der Klassenauseinanderset- 
zung rückte, war aber das Verhältnis zwischen den revolutionierten Arbeitern und dem 
nach politisch-militärischen Prinzip organisierten Parteikern nicht frei von Spannungen. 
Zu einer Umformung der gesamten Organisation ist es nicht mehr gekommen, unter den 
Bedingungen der illegalen Arbeit stellt sich die Frage in anderer Form. 

22) Die Bourgeoisie war flexibel genug, die Rolle ihrer Parteien zeitweilig zurückzudrängen, 
um ihrerseits zu Basismobilisation und -organisation in ständischen Formen zu gelangen. 
Sie hat ihre eigene Massenlinie entwickelt und ist gewissermaßen in die Schule Lenins 
gegangen. Vgl. Armand Mattelard, La Bourgeoisie a l’&cole de Lenine, in: Politique 
aujourd’hui, Jan./Feb. 1974, Paris 
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men zum Ausdruck bringt. Die Formen des Kampfes sind dabei von seinen Inhalten 
nicht zu trennen: autonome Organisation der Arbeiter beinhaltet eine antikapitali- 
stische und antibürokratische Stoßrichtung, auch wenn in einem strategischen Kal- 
kül die vorrangigen Aufgaben anders bestimmt werden. Voraussetzung dafür, daß 
die organisierte Klasse die Machtfrage stellen kann, ist der Kampf gegen die eigene 
Bürokratie in der Arbeiterbewegung, die ihre Monopolstellung nur dann behaupten 
kann, wenn sie die Atomisierung der Basis aufrechterhält — also jenes Prinzip, auf 
dem sich bürgerliche Demokratie gründet. Bei den Verfechtern der UP-Strategie 
wurde der Respekt vor den Institutionen der gegebenen Verfassungsordnung, der 
sich aus taktischen Gründen zuweilen rechtfertigen läßt, oft zu einer durchgängig 
bestimmenden Grundhaltung, die auch das Verhältnis der Parteispitzen zu der Klas- 
se prägt, die sie vertreten wollen. 

Ein dialektisches Verständnis des Verhältnisses von Avantgarde und Klasse, 
das deren reale Bewegung in den Mittelpunkt rückt, ist einem zurechtgestutzten 
Leninismus fremd (23), wie er sich bei ‚‚reformistischen‘“ wie bei „revolutionären“ 
Parteien in verschiedenen Varianten auffinden läßt. Nicht zufällig wird in vielen 
Chile-Analysen marxistisch-leninistischer Parteien und Gruppen immer wieder, tri- 
umphierend oder bedauernd, festgestellt, es habe dem Proletariat eben an der richti- 
gen Führung gefehlt. Daß das Prinzip der Führung selbst ein Problem impliziert, 
bleibt im Dunkeln. Es ist offensichtlich leichter, die „Fehler“ der chilenischen 
Genossen aufzurechnen, als in ihren ungelösten Problemen die eigenen zu erkennen. 


(nachgedruckt aus: CHILE-NACHRICHTEN, Sondernummer 2) 


23 Dazu die Arbeit von Oskar Negt, Rosa Luxemburg. Zur materialistischen Dialektik von 
Spontanität und Organisation, Hannover 1974 
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Grundzüge und Ergebnisse der Bündnispolitik der Chilenischen Linken 
1970-1973 


Urs Müller - Plantenberg 


Auf den ersten Blick scheint kein Zweifel daran zu bestehen, daß die Unidad 
Popular in Chile im wesentlichen daran gescheitert ist, daß es ihr nicht gelang, die in 
diesem Land relativ breiten Mittelschichten durch großzügiges Verhalten ihnen ge- 
genüber an sich zu binden und sie für den zu erwartenden Kampf gegen den Impe- 
rialismus, die Großbourgeoisie und die Landoligarchie zu gewinnen. Schon eine 
oberflächliche Betrachtung einiger historischer Situationen scheint alle weitere Be- 
weisführung in dieser Richtung überflüssig zu machen. Sehen wir uns etwa an, wie 
die Kräftekonstellation zu Anfang und zu Ende der Regierungszeit der Unidad Popu- 
lar warund wie sie heute ist. 

Der Kandidat Allende gewann die Präsidentschaftswahlen vom 4. Septem- 
ber 1970 nur mit relativer Mehrheit bei knappem Vorsprung vor dem Kandidaten 
der Rechten, Jorge Alessandri. Zu seiner Bestätigung bedurfte er noch der Zustim- 
mung des Kongresses. Die Christdemokratische Partei, gemeinhin neben den Radi- 
kalen als die große Partei der Mittelschichten betrachtet, hatte zu entscheiden, ob 
sie die Präsidentschaft Allendes akzeptieren oder mit alten Traditionen brechen 
wollte. Ihr Kandidat Radomiro Tomic hatte den Präsidentschaftswahlkampf mit 
einem Reformprogramm geführt, das an Radikalität nur wenig hinter dem Allendes 
zurückblieb. Jetzt war der linke Flügel der Partei stark genug, gegen die Zusicherung 
bestimmter in der Verfassung festzulegender Garantien, die dem Programm der 
Unidad Popular nicht widersprachen, die ganze Christdemokratie auf die Zustim- 
mung zur Präsidentschaft Allendes festzulegen. Der von faschistischen Gruppen 
begangene Mord am Oberbefehlshaber des Heeres, General Schneider, tat ein übri- 
ges, um die an bürgerlich-demokratischen Traditionen orientierten Mittelschichten 
für den Kandidaten einzunehmen, dem die relative Mehrheit bei den Wahlen zuge- 
fallen war. 

Das erste, was die mittleren und kleinen Unternehmer, die Händler und Hand- 
werker, Ärzte und Architekten, die Angestellten der Banken und des Staates, 
Lehrer und Professoren, Mittel- und Kleinbauern jetzt taten, war, das Programm der 
Unidad Popular, das sie so sehr gefürchtet hatten, erst einmal genau zu lesen. Und 
sie entdeckten, daß es so schlimm gar nicht war, wie sie es sich vorgestellt hatten. 
Im Gegenteil, das Programm richtete sich eindeutig gegen die imperialistischen Kon- 
zerne, die inländischen Monopole und den Großgrundbesitz. Die Mittelschichten 
konnten eigentlich bei einer konsequenten Durchführung des Programms nur gewin- 
nen. Die Angestellten durften für sich eine wesentliche Anhebung ihrer Gehälter 
erwarten, von der auch die so lange vernachlässigten Soldaten und Offiziere nicht 
ausgespart bleiben sollten. Für die Selbständigen und Kleinunternehmer in Stadt 
und Land sollten die Kredite reichlicher und weniger bürokratisch fließen. Die 
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Unternehmer und Händler würden durch die infolge der Senkung der Arbeitslosig- 
keit und Erhöhung der Einkommen gesteigerte Nachfrage auch bei einer Senkung 
der Inflationsrate ihre Gewinne machen können. Und auch der erleichterte Zugang 
zu Oberschulen und Universitäten käme zuerst und vor allem den aufstiegsbewuß- 
ten Söhnen und Töchtern aus den Mittelschichten zugute. 

Und tatsächlich. In dem ersten Monaten der Regierung der Unidad Popular 
konnten sich die Mittelschichten kaum beklagen. All ihre Wünsche schienen in 
Erfüllung zu gehen. Die Regierung handelte schneil und entschlossen und genoß 
große Autorität. Die Opposition, bestehend vor allem aus Christdemokraten und 
Nationalen, war unter sich uneinig, zerstritten, schien am Boden zerstört. Die Agrar- 
reform wurde erheblich beschleunigt, die Enteignung strategisch wichtiger Indu- 
striemonopole begann, die Nationalisierung des Großkupferbergbaus wurde vorbe- 
reitet, und mit dem Ankauf von Bankaktien über dem Tageskurs brachte die Regie- 
rung den weit überwiegenden Teil des Bankenapparats unter die Kontrolle des 
Staates. Bei den Gemeindewahlen vom April 1971 gewannen die Parteien der 
Unidad Popular eine ganz knappe Mehrheit der Stimmen und steigerten damit ihren 
Anteil um mehr als 13 Prozent. Der Aufstieg der Unidad Popular schien unaufhalt- 
sarn. 

Wie anders die Situation in den Monaten Juli, August, September des Jah- 
res 1973. Die Fuhrunternehmer, seit ihrem großen Streik vom Oktober 1972 die 
Vorhut der Reaktion, sind zum zweiten Großangriff gegen die Regierung angetre- 
ten, dieses Mal aber viel besser organisiert. Der Streik wird unterstützt durch Hun- 
derte von Terror- und Sabotageakten, Überfällen, Aitentaten. Die Verbände der 
Bankangestellten, Einzelhändler, Ärzte schließen sich zeitweilig oder auf unbe- 
stimmte Zeit dem Streik an. Wer dabei nicht mitmacht, wird mit gnadenlosem Haß 
verfolgt. Faschistische Trupps drohen offen mit einem neuen „Djakarta“. Die Op- 
position, einig in ihrem Bestreben, die Regierung sobald wie möglich zu stürzen, 
fordert im August die Streitkräfte auf, sich zwischen Regierung und Parlament zu 
entscheiden. Aber die Armee, deren Vertreter zur selben Zeit noch selbst in der 
Regierung sitzen, ist schon von sich aus tätig geworden. In überfallartig organisier- 
ten Razzien werden Fabriken, Wohnungen, Partei- und Gewerkschafislokale der 
Linken von Soldaten mit geschwärzten Gesichtern nach Waffen durchsucht, Fast 
immer ohne Erfolg. 

Die Regierung Allende ist in einer verzweifelten Situation. Sie versucht, unter- 
stützt und begleitet von den guten Wünschen des Kardinals Silva Henriquez, den 
Dialog mit den Christdemekraten, der schon so oft gescheitert war. Auch dieses Mal 
lassen sich die Christdemokraten zunächst auf Verhandlungen ein, um sie dann 
abzubrechen und damit die Regierung praktisch zum Abschuß freizugeben. Die 
Taktik des Ex-Präsidenten Eduardo Frei zielt auf den Militärputsch, der ihm erneut 
die Präsidentschaft sichern soll. 

Die Arbeiter haben sich in den Industriegürteln der großen Städte organisiert. 
Zusammen mit der armen Bevölkerung der Slums haben sie die Gemeindekomman- 
dos gegründet. Diese Organisationen sind wichtig und nützlich für den täglichen 
Klassenkampf, für die Aufrechterhaltung der Produktion und die Sicherung der 
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Versorgung der Bevölkerung gegen Sabotage und Terror. Die Massen, die hinter der 
Regierung der Unidad Popular stehen oder sie kritisch unterstützen, sind mobilisiert 
wie nie Zuvor. 

Am 4.September, zum dritten Jahrestag der Wahl Allendes, ziehen 
800 000 Leute über die Straßen von Santiago und fordern „poder popular“ — 
Volksmacht. Aber als das Militär am 11. September zuschlägt, gibt es keine Koordi- 
nation keine politisch-militärische Organisation, die in der Lage wäre, den Streit- 
kräften etwas entgegenzusetzen. Dem Imperialismus und der Bourgeoisie ist es ge- 
lungen, die Mitteischichten und die Armee für sich einzusetzen. Das Proletariat ist 
isoliert. 

Das ist aber noch nicht das Ende der Geschichte. Heute, im April 1974, ist die 
politische und wirtschaftliche Situation der Mittelschichten in Chile schlechter als 
je. Die Inflation zerstört die Kaufkraft der abhängigen Werktätigen schneller als je 
zuvor, ohne daß ihnen ein angemessener Gehaltsausgleich gewährt wird. Im Gegen- 
teil werden die Angestellten des Öffentlichen Sektors in eine einheitliche Gehalts- 
skala gezwängt, die für sehr viele direkte Einbußen des Realeinkommens bedeutet. 
Die angesichts hoher Arbeitslosigkeit und steigender Preise stark nachlassende Nach- 
frage läßt viele mittlere und kleine Unternehmen ohne Abnehmer für ihre Produkte, 
viele Händler ohne Käufer. Die Konkurse häufen sich. Gegen die Konkurrenz der 
einheimischen Monopole und der imperialistischen Konzerne, deren Macht zurück- 
gedrängt schien und jetzt voll wiederhergestelit wird, besteht für viele von ihnen 
keine Chance. Die bürgerlich-demokratischen Freiheiten, von den politischen Reprä- 
sentanten der Mittelschichten oft als deren historische Errungenschaft gefeiert und 
gegen die Regierung Allende bis zum Letzten ausgenutzt, sind von der Militärjunta 
mit einem Federstrich beseitigt worden. Aber nicht nur das, die politischen Organi- 
sationen, durch die sich die Mittelschichten vertreten fühlten, die Christdemokra- 
tische Partei und die verschiedenen Fraktionen, in die sich die Radikale Partei 
gespalten hat, sind auf unbekannte Zeit zur absoluten politischen Abstinenz verur- 
teilt. Wo sich jemand dagegen auflehnt, erfährt er dieselbe Verfolgung wie die 
Anhänger der Linken, die zu vielen Tausenden ermordet, eingekerkert, aus ihren 
Arbeitsstellen geworfen oder aus dem Land vertrieben worden sind. Wellten die 
Christdemokraten politische Arbeit leisten, so müßten sie das im Untergrund tun, 
auf den sie aber im Unterschied zur Linken nicht vorbereitet sind. 

Die gesamte chilenische Linke ist sich einig darüber, daß es heute die taktische 
Hauptaufgabe ist, ein möglichst breites antifaschistisches Bündnis zu schaffen. Und 
es scheint, daß sie in dieser Hinsicht vom Erfolg nicht weit entfernt ist. In kurzer 
Zeit hat die Junta geschafft, wozu die Unidad Popular offensichtlich nicht in der 
Lage war: die großen Massen der Bevölkerung in der Gegnerschaft zu Faschismus, 
Imperialismus und Großbourgeoisie zu einigen. 

Die Schlußfolgerungen aus dieser Beschreibung dreier wichtiger Etappen des 
chilenischen Prozesses scheinen -um es zu wiederholen: auf den ersten Blick - nur 
allzu klar zu sein: Die Linke und die Christdemokratie, das Proletariat und die 
Mittelschichten sind in der Zeit der Regierung der Unidad Popular systematisch 
auseinandergetrieben worden. Es ist dann kein großes Problem mehr, nach dem 
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Schuldigen zu suchen: die „Hitzköpfe“, „Extremisten“, „Ultras“ auf beiden Seiten 
des politischen Spektrums haben ein breites Klassenbündnis „aller, die den Wandel 
wollen“, verhindert bzw. zerstört und damit die wesentlichen Errungenschaften, die 
die Regierung der Unidad Popular erreicht hat, infragegestellt und schließlich zu- 
nichte gemacht. 

Es lohnt, sich mit dieser These auseinanderzusetzen, nicht nur weil sie auf den 
ersien Blick einleuchtet, weil sie kurz und knapp ist, weil sie deshalb wirkungsvoll 
ist, sondern auch, weil sie einflußreich ist, weil sie von breiten Kreisen der europä- 
ischen und lateinamerikanischen Linken und Mitte vertreten wird, weil sie in gefähr- 
licher Weise dazu einlädt, dasselbe immer wieder zu versuchen, was in Chile auf so 
grausame und kostspielige Weise gescheitert ist. 

Unsere These ist, daß die bis hierhin aufgezeigte Interpretation nicht nur 
oberflächlich ist, sondern auch an wesentlichen Punkten auf einer falschen Analyse 
aufbaut, die für die politische Praxis verheerende Folgen gehabt hat. 

Um jedes Mißverständnis von vornherein auszuschalten, müssen aber zwei 
Bemerkungen vorangeschickt werden: 

Eıstens werden Imperialismus und Bourgeeisie niemals unbeteiligt zusehen, 
wenn sich das Proletariat anschickt, auch nur einen Teil der politischen und wirt- 
schaftlichen Macht zu erobern, sondern im Gegenteil alles daran setzen, um jeden 
sich ergebenden Widerspruch bis zum Letzten auszunutzen. Das Vertrauen darauf, 
daß Imperialismus und Bourgeoisie sich in einer solchen Situation an irgendwelche 
gesetzten Spielregeln halten werden, kommt Selbstmord gleich. 

Zweitens aber werden die Arbeiterklasse und die politischen Parteien, die sie 
vertreten und führen, nie etwas Dauerhaftes erreichen, wenn sie es nicht schaffen, 
ein Bündnis mit anderen Klassen und Schichten zu schließen und andere politisch 
zu neutralisieren. Wer die Arbeiterklasse von vornherein isoliert in den Kampf 
schicken will, führt sie in den sicheren Untergang. Es geht im folgenden keineswegs 
darum, die Notwendigkeit einer Bündnispolitik infragezustellen, im Gegenteil. Die 
Frage, die sich stellt, richtet sich allein auf den Charakter, den Inhalt, die Formen 
und Methoden der Bündnispolitik der Unidad Popular. 

Der erste zentrale Punkt, an dem wir mit der gängigen Analyse des chileni- 
schen Prozesses nicht übereinstimmen können, bezieht sich auf die soziale Basis der 
Unidad Popular und ihre Verbreiterung in der Anfangsphase. Gewöhnlich wird 
davon ausgegangen, daß die Unidad Popular in sich ein Klassenbündnis zwischen 
dem Proletariat und den fortschrittlichsten Kräften des Kleinbürgertums repräsen- 
tiert habe. Ausdruck dieses Klassenbündnisses sei die Koalition zwischen proletari- 
schen Parteien (Sozialisten, Kommunisten und in zunehmendem Maße auch der 
MAPU) und kleinbürgerlich-demokratischen Parteien (Radikale, Sozialdemokraten 
und Unabhängige Volksaktion, später auch die Christliche Linke) gewesen. Nach 
den Erfolgen der ersten Monate habe sich die soziale Basis ganz wensentlich in die 
Mittelschichten hinein verbreitert, was zu dem großen Wahlerfolg bei den Gemein- 
dewahlen vom April 1971 geführt habe. Dann aber habe eine die vom Programm 
gesetzten Grenzen sprengende und das Bündnis mit den Mittelschichten bedrohende 
Politik und Agitation zu immer stärkeren Rückschlägen geführt und die Unidad 
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Popular von der politischen Unterstützung durch die Mittelschichten getrennt. 

Diese Interpretation hält einer genaueren Analyse in fast keinem wichtigen 
Punkt stand. Sicher ist richtig, daß in der Führung der Unidad Popular das kleinbür- 
gerliche Element sehr stark vertreten war — übrigens auch zum großen Teil in den 
proletarischen Parteien. Von da aus läßt sich aber nicht ohne weiteres schließen, 
daß dasselbe für die soziale Basis der Unidad Popular galt. Fine genaue Analyse der 
Ergebnisse der Präsidentschaftswahlen von 1970 in den einzelnen Gemeinden zeigt 
im Gegenteil, daß der Stimmenanteil Allendes 
1.  sehrengmit dem Anteil der Berg- und Industriearbeiterschaft korrelierte, und 
2. fast überall nur in sehr geringem Ausmaß den Stimmenanteil der marxistischen 

Parteien aus den Parlamentswahlen von 1969 übertraf. 

Die geringe Wählerzahl, die die kleinbürgerlich-dernokratischen Parteien 1970 in die 
Unidad Popular einbrachten, genügte zwar, um Allende seinen kleinen Vorsprung 
vor Alessandti zu sichern, aber sie konnte in keinem Fall als Grundlage eines breiten 
Klassenbündnisses zwischen Proletariat und Mittelschichten interpretiert werden. 

Es ist aber auch falsch, anzunehmen, daß dieses Klassenbündnis im ersten 
halben Jahr der Unidad Popular entstanden wäre. Die Mitteischichten hatten 1970 
vor allem Tomic, aber auch Alessandri gewählt. Die Gewinne der Unidad Popular in 
den Gemeindewahlen vom April 1971 kamen nun fast überhaupt nicht aus diesen 
Mittelschichten. Wahlanalysen, Gemeinde für Gemeinde, haben vielmehr gezeigt, 
daß 
1. die meisten Stimmengewinne innerhalb der Unidad Popular der eine sehr konse- 

quente linke Politik befürwortenden Sozialistischen Parteizukamen, daß 
2. der Hauptverlierer gegenüber den Präsidentschaftswahlen die Rechte war, 

während sich die Christdemokratie weitgehend halten konnte, und daß 
3. die Gewinne der Linken dort am größten waren, wo die subproletarischen, ar- 
men Schichten in Stadt und Land am stärksten vertreten waren. 
Es ergibt sich so, daß das Werben der Unidad Popular um die politische Unterstüt- 
zung der Mittelschichten von Anfang an kaum Erfolg hatte. Wohl aber konnte sie 
ihre politische Basis zu Anfang ganz wesentlich dadurch erweitern, daß — vor allem 
infolge der Senkung der Arbeitslosigkeit und der Anhebung auch der niedrigen 
Einkommen - auch Schichten zu ihr fanden, die bisher in starker ökonomischer und 
politischer Abhängigkeit von den Reichen des Landes gelebt hatten. Diese Schich- 
ten, aufgrund der spezifischen Entwicklung des abhängigen Kapitalismus aus dem 
Produktionsprozeß herausgedrängt oder erst gar nicht in ihn eingegliedert, machen 
in Chile insgesamt sicher mehr als ein Viertel der Bevölkerung aus. Ihnen gegenüber 
hat die Unidad Popular praktisch nie ein klares Bündniskonzept entwickelt. Sie hat 
ihnen vielmehr kurzfristig die Linderung ihrer Not, langfristig die Eingliederung ins 
Proletariat angeboten. Sie kamen zur Linken, weil sie gewohnt waren, sich auf die 
Seite dessen zu schlagen, der stärker schien, und sie blieben bei der Linken, weil 
sich die Angriffe der Rechten gegen die Regierung später unmittelbar auch gegen 
ihre eigenen verbesserten Lebensbedingungen richteten. Aber in der auf die Inter- 
essen des fortgeschrittenen Industrieproletariats zugeschnitienen Klassenanalyse der 
marxistischen Parteien — und besonders der Kommunistischen Partei — hatten sie 
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keinen Platz. Hier wurden Proletariat und Bourgeoisie im Kampf um die Mittel- 
schichten einander gegenübergestellt. Und doch hatte die Unterstützung der Unidad 
Popular durch die subproletarischen Schichten politische Bedeutung, und zwar in 
zweierlei Hinsicht: Erstens sicherten sie ihr die für die Legitimation innerhalb des 
bürgerlich demokratischen Rahmens notwendige Massenbasis, und zweitens wurde 
auf diese Weise die Rekrutierung lumpenproletarischer Hilfstruppen für die Rechte 
wesentlich erschwert. 

Zweifellos sind nun aber die eigentlichen Mittelschichten strategisch von viel 
größerer Bedeutung, weil sie, wenngleich vielfach isoliert und atomisiert, einen 
großen Teil des Systems der Produktion und Verteilung kontrollieren, und nur, 
solange diese Macht nicht gegen die Regierung eingesetzt wurde, konnte die Unidad 
Popular hoffen, politische und wirtschaftliche Erfolge zu erringen. 

Allende und die Führer der Kommunistischen Partei haben zunächst darauf 
gesetzt, die Mittelschichten durch ein Bündnis mit bürgerlichen Parteien politisch zu 
kontrollieren. Aber die Parteien, die dafür in Frage kamen, fielen schon sehr bald 
für diesen Zweck aus. Der MAPU, 1969 als Abspaltung von der Christdemokra- 
tischen Partei entstanden, machte sehr schnell einen Prozeß der Proletarisierung 
durch und konnte schon kurz nach den Präsidentschaftswahlen als eine im Kern 
marxistische Partei betrachtet werden, obwohl Allende und der kommunistische 
Senator Volodia Teitelboim bis zum Ende der Unidad Popular keine Gelegenheit 
verstreichen ließen, den MAPU als eine christliche Gruppe zu charakterisieren. Die 
Radikale Partei auf der anderen Seite wurde als Folge ihres Bündnisses mit Kommu- 
nisten und Sozialisten bald so gespalten und dezimiert, daß man auf ihre Restbe- 
stände nicht mehr recht stolz sein konnte. Was blieb, waren vor allem Staatsfunktio- 
näre, Lehrer und einige Freiberufliche, zu wenig, um darauf ein funktionierendes 
Klassenbündnis zu bauen. 

So richteten sich aller Augen auf den linken Flügel der Christdemokratischen 
Partei, die um die Mitte des Jahres 1971 begann, sich der Rechten taktisch zu 
nähern und bei Parlamentsnachwahlen mit ihr gemeinsame Kandidaten aufzustellen. 
Tatsächlich trat der linke Flügel aus der Partei aus und gründete, zusammen mit 
einigen christlich orientierten Führern des MAPU die „Christliche Linke“, von der 
man sich jetzt die politische Bindung der Mittelschichten an die Unidad Popular 
versprach. Aber auch hier ging die Rechnung nicht auf. Die Christliche Linke blieb 
eine Gruppe von — sehr befähigten — „Offizieren ohne Truppe“, radikalisierte sich 
sehr schnell, und zum Erstaunen oder gar Entsetzen Allendes und der kommunisti- 
schen Führer suchte sie ihre Massenbasis nicht bei den Mittelschichten, sondern bei 
den Armen in den Slums der großen Siädte oder auf dem Lande. Sie konkurrierte 
hier mit dem MIR, der mit seiner Haltung der kritischen Unterstützung für die 
Unidad Popular viel eher eine Basis bei Studenten, Landarbeitern, armen Bauern 
und Siumbewohnern fand als beim Industrieproletariat, in das er erst sehr spät 
Eingang fand. 

Die einzige politische Gruppe, die eine Zeit lang einen Sektor der Mittel- 
schichten authentisch innerhalb der Unidad Popular vertrat, war die von den Sena- 
toren Alberto Baltra und Louis Bossay geführte Fraktion der Radikalen Partei, die 
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sich Mitte 1971 von der Partei trennte und — ironischerweise unter dem Namen 
„Partei der Radikalen Linken“ (PIR) — eine eigene Organisation schuf. 

Obwohl der PIR keinerlei organisatorische Stärke und keine wirkliche Massen- 
basis hatte, ist die Beobachtung seiner Wandlung höchst aufschlußreich, weil er stets 
nach den Mittelschichten schielte und sich nach dem Winde drehte. So spiegelt sich 
in seiner politischen Linie gegenüber der Unidad Popular ganz klar das wirrschaft- 
liche Verhalten der Mittelschichten: bis Mitte 1971 loyale Zusammenarbeit, dann 
vorsichtige Distanz, ab Anfang 1972 zunehmende Obstruktion, schließlich ab 
April 1972 offene Opposition, die ab September 1972 in Sabotage und direkten 
Angriff gegen die Unidad Popular übergeht. 

Die Zeit Ende März/Anfang April ist denn auch ein Schlüsseldatum, weil sie 
einige für die Bündnispolitik bedeutsame Entscheidungen markiert. Die christdemo- 
kratischen Senatoren Hamilton (vom rechten Flügel der Partei) und Fuentealba 
(vom gemäßigten linken Flügel) hatten schon Ende 1971 ein verfassungsänderndes 
Projekt im Kongreß eingebracht, das die Grenzen der drei Wirtschaftssektoren —- 
öffentlich, gemischt und privat — gemäß den Wünschen der Christdemokraten und 
entgegen dem Programm der Unidad Popular gesetzlich festlegen sollte. Allende 
hatte sein Veto eingelegt, und es war zum Verfassungsstreit darüber gekommen, ob 
zur Überstimmung dieses Vetos im Kongreß eine einfache oder eine Zweidrittel- 
mehrheit nötig wäre. Verhandlungen über die Möglichkeiten einer Beilegung dieses 
Verfassungsstreites wurden nun ausgerechnet dem Justizminister Sanhueza vom PIR 
übertragen, von demselben PIR, der zur gleichen Zeit ein Parteidokument veröffent- 
lichte, in dem die wirtschaftlichen Aussichten des Landes als katastrophal geschil- 
dert wurden und dafür nicht etwa die unsichtbare Blockade durch den Imperialis- 
mus und der Investitionsboykott der Bourgeoisie, sondern die Regierung der 
Unidad Popular verantwortlich gemacht wurde, der der PIR selbst (noch) angehör- 
te. Die Verhandlungen wurden von Sanhueza hinter dem Rücken Allendes in einer 
Weise geführt, die den Präsidenten schließlich zwang, von den Minisiern des PIR den 
Rücktritt zu fordern und ihre entsprechenden Gesuche „mit Vergnügen“ anzuneh- 
men. Mit der Ernennung des Armeegenerals Palacios kündigte sich jetzt bereits die 
neue Richtung an, die in der Bündnispolitik versucht werden sollte. Heute weiß man 
aber aus dem Munds des Juntachefs Pinochet, daß dies der erste Moment war, in 
dem Putschpläne an führender Stelle der Streitkräfte zum ersten Mal systematisch 
diskutiert wurden. Am 12. April schließlich fand vor den Augen der Weltöffentlich- 
keit — die UNCTAD tagte zu dieser Zeit in Santiago — die erste gemeinsame große 
Demonstration der gesamten Opposition statt, der sogenannte „Marsch der Demo- 
kratie“. Von jetzt ab verschlechterten sich beständig die Aussichten dafür, die poH- 
tische Unterstützung wenigstens eines bedeutenden Teils der Mittelschichten für die 
Unidad Popular zu gewinnen oder sie gar ganz von der Bourgeeisie zu trennen. 
Fragen wir uns nach den Gründen dafür, daß die überwiegende Masse der Mittel- 
schichten der Unidad Popular ihre politische Unterstützung versagt hat, so muß 
zunächst festgestelit werden, daß das Programm der Unidad Popular den objektiven 
Interessen dieser Schichten keineswegs widersprach. Der Kampf gegen die imperial- 
istischen Konzerne, die monopolisiische Bourgeoisie und die Landoligarchie lag 
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zweifellos auch im Interesse eines Großteils dieser Schichten, und das Wahlpro- 
gramm von Tomic war in dieser Hinsicht kaum weniger deutlich gewesen als das von 
Allende. 

Die gemeinsame Gegnerschaft zu einem Dritten definiert aber an sich noch 
kein gemeinsames Projekt. Die Mittelschichten, für sich allein unfähig, ein histo- 
risches Projekt zu entwerfen — wie man auch jetzt nach dem Putsch wieder sieht —, 
sind, was von den Linken weitgehend übersehen wurde, ständig in einer doppelten 
Frontstellung ängstlicher Defensive. Sie fürchten die Macht der Monopole, aber sie 
fürchten auch die Macht des Proletariats. 

Solange das Proletariat die Machtfrage nicht eindeutig zu seinen Gunsten 
gelöst hat, solange die Möglichkeit eines Machtwechsels, einer Alternative besteht, 
werden die Mittelschichten deshalb — wenigstens in ihrer übergroßen Mehrheit — 
niemals sich einem Bündnis anschließen, das eindeutig von der Arbeiterklasse und 
ihren politischen Organisationen geführt wird und darauf gerichtet ist, die wirt- 
schaftliche und politische Macht der Bourgeoisie zu beseitigen. Und das war zweifel- 
los der Fall der Unidad Popular. Daran kann die politische Organisation der Arbei- 
terklasse auch nicht dadurch etwas ändern, daß sie die kurz- und langfristigen 
Interessen der Mittelschichten so intensiv mitzuvertreten versucht, sich zu ihrem 
Anwalt macht. Die Mittelschichten werden stets versuchen, ihre relativ priviligierte 
Situation gegenüber der wachsenden Macht des Proletariats zu verteidigen und in 
der gegebenen Situation so viel wie möglich für ihre kurzfristigen Interessen heraus- 
zuholen. Sicher spielt dabei auch die Verteidigung des bürgerlichen Lebensstils, anı 
dem sich die Mittelschichten orientieren und dem sie nacheifern, eine wichtige 
Rolle. 

Die einzige Möglichkeit für die Arbeiterklasse, die dauerhafte politische Zu- 
sammenarbeit mit den Mittelschichten zu sichern, besteht darin, ihnen den entschei- 
denden politischen Einfluß einzuräumen. Das heißt aber nicht nur auf die Perspek- 
tive des Sozialismus verzichten, sondern auch auf einen konsequenten Kampf gegen 
Imperialismus und Bourgeoisie, weil den Mittelschichten klar ist, daß sie ohne eine 
Rückendeckung von deren Seite mittel- und langfristig dem Proletariat unterlegen 
sind. Es heißt im grunde eine offen reformistische, sozialdemokratische Politik 
treiben. Diese Alternative wurde der Unidad Popular im Laufe der drei Jahre immer 
wieder angeboten, von den Christdemokraten, von den verfassungstreuen Militärs, 
von der Kirche. Und es gab einflußreiche Kräfte innerhalb der Unidad Popular, die 
einem solchen Weg nicht grundsätzlich abgeneigt waren, die das in der ersten Etap- 
pe der chilenischen Revolution Erreichte auf diese Weise absichern wollten. Eine 
Entscheidung in diesem Sinne hätte aber nicht nur das gesamte Programm der 
Unidad Popular infragegestellt, sondern auch die Unidad Popular selbst zerstört. Sie 
hätte, um erfolgreich sein zu können, bedeutet, daß man gegenüber den vorwärts- 
treibenden, revolutionären Kräften letztlich repressiv hätte vorgehen müssen. Aus 
alt diesen Gründen haben Präsident Allende und die Kommunistische Partei bis zum 
bitteren Ende gezögert, eine solche Entscheidung zu fällen. 

Ein zusätzliches Erschwernis für ein Klassenbündnis zwischen Proletariat und 
Mittelschichten lag in der Heterogenität des chilenischen Proletariats. Imperialis- 
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mus, Monopolbourgeoisie und Landoligarchie waren sichtbare, greifbare, konkrete 
Gegner der fortgeschrittensten, bestorganisierten, ökonomisch relativ priviligierten 
Teile des Proletariats. Das historische Projekt der Unidad Popular war im grunde das 
Projekt dieser Schichten innerhalb der Arbeiterklasse. Die Masse der ökonomisch 
und organisatorisch zurückgebliebenen Schichten des Proletariats und die Armen in 
Stadt und Land erfuhren die Ausbeutung von ganz anderer Seite, von der mittleren 
und kleinen Bourgeoisie, von den Mittelbauern, von Händlern und Privatärzten. Für 
sie hatte der Kampf gegen die Ausbeutung einen ganz anderen, teilweise direkt gegen 
die Mittelschichten gerichteten Sinn. 

Nun ist die Arbeiterklasse nirgends völlig homogen. Um trotzdem eine in sich 
schlüssige Politik treiben, die Grundlagen eines Klassenbündnisses formulieren zu 
können, bedarf es eines ständigen Prozesses der Sammlung, Zentralisierung und 
gemeinsamen Verarbeitung der vielfältigen Erfahrungen, die in den unterschiedii- 
chen Sektoren gemacht werden. Dieser Prozeß war aber in der Zeit der Unidad 
Popular praktisch nicht vorhanden, weil praktisch keine Instanzen dafür verantwort- 
lich waren. Der Zentrale Gewerkschaftsbund, die CUT, eignete sich nicht dazu, 
nicht nur weil sie sich vor allem auf ökonomische Probleme konzentrierte, sondern 
auch weil sie nur einen Teil und zwar den bestorganisierten Teil der Arbeiterklasse 
umfaßte. Die Arbeiterparteien waren zwar jede für sich gezwungen, an einer solchen 
Zentralisierung der Erfahrungen zu arbeiten. Aber sie organisierten teilweise sehr 
unterschiedliche Sektoren der Arbeiterklasse, formulierten deshalb, wenn über- 
haupt, jede ihre eigenen Vorstellungen von Bündnispolitik und standen untereinan- 
der in einem Verhältnis der Konkurrenz, das oft genug Züge der bürgerlichen Kon- 
kurrenz trug. So wurde denn die konkrete Bündnispolitik im wesentlichen von der 
Regierung formuliert, ohne daß in ihr die konkreten Erfahrungen des Proletariats 
direkt zusammengeflossen wären. Die Bemühungen um eine politische Unterstüt- 
zung der Mittelschichten hatten deshalb zur Folge, daß man den von der Entwick- 
Jung vernachlässigten Schichten des Proletariats im Interesse der Klassenallianz auf- 
trug, ihre kurzfristigen Interessen zurückzustellen, Disziplin und Einheit zu bewah- 
ren und die Produktion zu steigern, ohne ihre wachsende Kampfbereitschaft auf 
konkrete Ziele im Bereich ihrer Möglichkeiten zu lenken. Es ist nur zu verständlich, 
daß diese Schichten vielfach nicht bereit waren, sich unter diesen Umständen einer 
ihnen abstrakt erscheinenden Disziplin zu beugen, und stattdessen begannen, ihren 
Kampf gegen die Ausbeuter von sich aus, „autonom“ zu führen. 

Um aber auf die Mittelschichten zurückzukommen: Je stärker die wirtschaft- 
liche Macht des Imperialismus und der Bourgeoisie von der Linken bedroht und 
angeschlagen wurde und je stärker deshalb auch die wirtschaftliche Macht des 
Staatsapparates wurde, desto größer wurden auch die Angst vor der Macht des 
Proletariats und der Appetit auf die Herrschaft über den so stark erweiterten Staats- 
apparat. Die Führer der Verbände und Standesorganisationen haben sich von der 
Bourgeoisie einreden lassen und dann auch subjektiv ehrlich geglaubt, daß die 
Macht der Monopole schon so gebrochen sei, daß sie selbst es sein würden, die nach 
einem Sieg über die Unidad Popular die Herrschaft über den wesentlich erweiterten 
Staatsapparat antreten könnten. 
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Wenn aber die Hoffnung auf eine politische Unterstützung durch wesentliche 
Teile der Mittelschichten unrealistisch war, gab es dann keine konkreten Möglich- 
keiten einer auf die Verbesserung des Kräfteverhältnisses zielenden Politik gegen- 
über den Mittelschichten? 

Unsere These ist, daß die Unidad Popular über dem vergeblichen Versuch, die 
Mittelschichten politisch für sich zu gewinnen, versäumt hat, sie mit allen Mitteln zu 
wirtschaftlichem Wohlverhalten zu zwingen und damit politisch zu neutralisieren. 

Die Mittel, mit denen man versucht hat, die Mittelschichten politisch für sich 
zu gewinnen, lassen sich in zwei Worten zusammenfassen: Kauf und Vertrauen. Die 
führenden Kräfte der Unidad Popular haben ständig und unbeirrt geglaubt, daß die 
Mittelschichten durch Zugeständnisse in bezug auf ihre kurzfristigen Interessen 
schließlich doch noch gewonnen werden könnten und daß man diese erhoffte Ent- 
wicklung in keinem Falle durch Maßnahmen stören dürfe, die als Zeichen von 
Kontrolle oder Mißtrauen verstanden werden könnten. Die Mittelschichten haben 
dieses Verhalten aber nie honoriert, sondern als Zeichen von Schwäche gewertet 
und die ökonomischen Zugeständnisse als „Abschlagszahlung“ auf einen späteren 
Machtwechsel zu ihren Gunsten freudig in Empfang genommen. 

Die politische Neutralisierung der Mittelschichten gelang auf diese Weise ge- 
nauso lange, wie die Unidad Popular in der Offensive war und wie der Imperialismus 
und die Bourgeoisie nech nicht in der Lage waren, ernsthafte wirtschaftliche 
Schwierigkeiten zu provozieren. Daß dieses ihr Ziel war, ist nie zweifelhaft gewesen. 
Die auf die Schaffung einer Panik gerichteten Bemühungen des christdemokrati- 
schen Wirtschaftsministers Zaldivar nach Allendes Wahl im September 1970 gaben 
darüber ebenso Auskunft wie die erst später bekanntgewordenen Dokumente der 
ITT, die nur die sichtbare Spitze eines Eisbergs waren. 

Solange nun aber im Jahre 1971 die angesammelten Devisenreserven und die 
bis dahin ungenutzten Kapazitäten ausreichten, trotz des Investitionsboykotts der 
Bourgeoisie und trotz der Kreditrestriktionen aus dem Ausland die Produktion 
wesentlich zu steigern, die Einkommensverteilung zugunsten der Arbeiterklasse und 
der ärmeren Schichten der Bevölkerung zu erlauben und auch die Mittelschichten 
auf vielfältige Weise zu begünstigen, solange blieb auch das wirtschaftliche Verhal- 
ten der Mittelschichten im Rahmen der von der staatlichen Wirtschaftspolitik gesetz- 
ten Spielregeln. Als dann aber, spätestens ab Anfang 1972 die Notwendigkeit einer 
wie auch immer gearteten Akkumulation zur Sicherung zukünftigen Wachstums 
immer sichtbarer wurde und sich zur gleichen Zeit — auch durch die für Chile 
extrem ungünstige Entwicklung der Weltmarktpreise — die Situation in bezug auf 
Devisen und ausländische Kredite wesentlich verschärfte, da ahnten die Mittel- 
schichten, auf wessen Seite langfristig die stärkeren Bataillone standen. 

Die für die Umorientierung der Dynamik des Wirtschatssysiems unbedingt 
notwendigen staatlichen Eingriffe in das Gefüge der Preise und Löhne, in das freie 
Spiel von Angebot und Nachfrage, produzierten unter den jetzt gegebenen Umstän- 
den immer mehr Engpässe, die leicht zu Spekulationsgewinnen ausgenutzt werden 
Konnten — wenn keine Kontrolle, kein umfassende Planung vorhanden war. 

So entwickelte sich jetzt eine Art spekulativer Kapitalismus, zunächst nur am 
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Rande des von der staatlichen Wirtschaftspolitik bestimmten Sektors, dann aber mit 
einer steigenden Tendenz, auch diesen allmählich zu durchdringen. Die Mittel- 
schichten waren es, die diesen spekulativen Kapitalismus ganz wesentlich trugen. 

Der Augenblick, in dem diese Tendenz für jedermann offensichtlich wurde, 
fällt zeitlich zusammen mit der oben bereits geschilderten politischen Situation von 
Ende März/Anfang April 1972. 

Die Unidad Popular war gezwungen, auf diese Entwicklung mit einer Anpas- 
sung ihrer wirtschafts- und bündnispolitischen Vorstellungen an die neuen Gegeben- 
heiten zu antworten. Eine erste Zusammenkunft der Parteiführer in El Arrayan im 
Januar 1972 hatte außer der Erklärung des guten Willens, daß man stärker gegen 
sektiererische und bürokratische Tendenzen ankämpfen wolle, Kaum etwas Wesent- 
liches ergeben. Aber auch das zweite Treffen von La Curro Ende Mai/Anfang Juli 
schien außer einem Wechsel in den Ministerien für Wirtschaft und Finanzen nichts 
Greifbares zu erbringen. Der unabhängige Wirtschaftsminister Pedro Vuskovic wur- 
de von dem Sozialisten Matus abgelöst, das Finanzministerium ging an den führen- 
den Kommunisten Orlando Millas. 

Hinter dieser Personalentscheidung verbarg sich aber der eindeutige Sieg einer 
bestimmten. wirtschafts- und bündnispolitischen Linie innerhalb der Unidad Popu- 
lar, nämlich der von Orlando Millas, über einge andere, in dieser Situation repräsen- 
tiert durch Pedro Vuskovic. 

Orlando Millas hatte am 5. Juni 1972 in der kommunistischen Parteizeitung 
„El Siglo“ geschrieben: „Das Charakteristische der heutigen Konjunktur ist, daß die 
Kräftekonstellation sich zu ungunsten der Arbeiterklasse und der Volksregierung 
verschlechtert hat, und zwar wegen politischer und ökonomischer Fehler, von de- 
nen wir zusammenfassend sagen können, daß sie Übergriffe über das Programm der 
Volkseinheit darstellen. Es wäre verhängnisvoll, die Zahl der Feinde zu vergrößern; 
im Gegenteil müssen Konzessionen gemacht werden.“ Eine Formulierung, die in 
geradezu klassischer Weise das Konzept einer Bündnispolitik ausdrückt, die sich auf 
die Methoden des Kaufs und des Vertrauens stützt. 

Die andere, in La Curro unterlegene Linie war nicht grundsätzlich gegen 
Konzessionen oder doch wenigstens sehr klare Garantien an die Mittelschichten, 
aber unter der Bedingung, daß erstens der Kampf gegen die Monopole beschleunigt 
und damit die Stellung des öffentlichen Sektors ausgebaut werden sollte, und daß 
zweitens die Kontrolle des privaten Sektors in Produktion und Verteilung im Rah- 
men einer weitreichenden Planung wesentlich ausgebaut würde. Da der bürgerliche 
Staatsapparat für eine solche Aufgabe nicht hinreichend gerüstet und außerdem zum 
Teil mit Gegnern der Regierung besetzt war, sollte die gesellschaftliche Kontrolle 
durch die Arbeiter und Konsumenten selbst wesentlich gestärkt und gefördert wer- 
den. Schon 1971 waren auf eine Anregung von Vuskovic hin die Vereinigungen für 
Versorgung und Preiskontrolle (JAP) gegründet worden, deren Befugnisse aber nicht 
weit genug gingen, um über Teilerfolge hinaus die Spekulation wirksam einzudäm- 
men. 

Die neuen Minister Matus und Millas leiteten jetzt eine Politik ein, die vor 
allem darauf gerichtet war, der Spekulation durch eine Wiederannäherung an das 
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freie Spiel von Angebot und Nachfrage, d.h. an die Spielregein des kapitalistischen 
Marktes zu begegnen, die Finanzen der vielfach mit Verlust arbeitenden staatlich 
kontrollierten Unternehmen zu sanieren und gleichzeitig den Privatsektor zu be- 
schwichtigen, alles mit dem Ziel, die Kräftekonstellation zugunsten des Proletariats 
und der Regierung zu verbessern. Gleichzeitig fanden Verständigungsversuche mit 
den Christdemokraten statt, die aber sehr bald scheiterten, auch weil der PIR sie zu 
sabotieren verstand. 

Die von Matus und Millas gesteckten Ziele waren nur über eine — in jedem 
Fall notwendige — Neuordnung des Preisgefüges zu erreichen. Das aber war nur 
möglich mittels eines Systems unterschiedlich starker Preiserhöhungen. Den lohnab- 
hängigen Schichten sollte dann durch einen vorgezogenen Lohnausgleich die Erhal- 
tung ihrer Kaufkraft gesichert werden. Gleichzeitig reagierten die Regierung und 
einige Parteiführungen außerordentlich empfindlich auf Versuche, Volksmassen jen- 
seits der bis dahin bekannten Organisationsformen und über die Grenzen der Uni- 
dad Popular hinaus zu mobilisieren. — 

Die Privatunternehmer, Berufs- und Standesorganisationen reagierten auf die- 
se Politik verständlicherweise mit dem Versuch, durch starken Druck bei den Ver- 
handlungen über Preiserhöhungen möglichst viel für sich herauszuholen. Als sich 
herausstellte, daß mit mehr Druck mehr herauszuhoien war, wurde nicht mur klar, 
daß kein fester, vertrauenerweckender Plan für das Preisgefüge der Zukunft existier- 
te, es zeigte sich auch, daß die Regierung aus einer Position der Schwäche handelte. 
Dieselbe Politik, die dazu dienen sollte, die Zahl der Feinde zu verringern und 
Vertrauen zu schaffen, erreichte auf diese Weise nichts anderes als den Druck von 
allen Seiten zu vergrößern und das Vertrauen in die Sicherheit der Regierung zu 
zerstören. Allein in den Monaten August bis Oktober 1972 stiegen die Preise um 
durchschnittlich 72,8 %. Es ist nicht erstaunlich, daß genau in dieser Situation mit 
dem Fuhrunternehmerstreik vom Oktober 1972 der erste große Generalangriff auf 
die Regierung und die Unidad Popular stattgefunden hat, an dem die Masse der 
Mittelschichten maßgeblich beteiligt war. Mit diesem Frontalangriff war verbunden, 
daß die Berufs- und Interessenverbände, die sogenannten „gremios“, eine eindeutig 
politische Funktion übernahmen und die politische Bedeutung der oppositionellen 
Parteien zurückgedrängt wurde. Das kam auf die Dauer der Bourgeoisie zugute, weil 
die Mittelschichten über ihre Verbände viel besser von ihr kontrolliert und mobili- 
siert werden können als über die miteinander konkurrierenden Parteien. 

Regierung und Proletariat haben die Kraftprobe vom Oktober 1972 schließ- 
lich bestehen können, weil die Arbeiter die Produktion aufrechterhalten konnten 
und sich zum Schutz der Produktion und zur Sicherung der Verteilung in den 
Cordones Industriales und Comando Comunales, den sogenannten Organen der 
„vVolksmacht“, organisierten und weil es Allende gelang, die verfassungstreuen Mih- 
tärs für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zu gewinnen. 

Mit dem Streik vom Oktober 1972 war die auf die politische Gewinnung der 
Mittelschichten für das Programm der Unidad Popular gerichtete Bündnispolitik 
endgültig und sichtbar gescheitert. Zugleich war aber jetzt auch der Zeitpunkt ver- 
paßt, zu dem man noch die Mitteischichten durch gesellschaftliche Kontrolle und 
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Planung hätte zu wirtschaftlichem Wohlverhalten zwingen und politisch neutralisie- 
ren können. 

Die politische Lösung, die der Oktoberstreik mit der Aufnahme führender 
Militärs ins Kabinett fand, mochte auf den ersten Blick als eine Stärkung von 
Regierung und Unidad Popular erscheinen. In Wirklichkeit wurde aber nur der 
status quo für eine Weile festgeschrieben, weil die Unterstützung der Militärs gerade 
davon abhängig gemacht wurde, daß denen, die mit ihrem illegalen Streik fast die 
Regierung gestürzt hatten, kein Haar gekrümmt wurde. Damit hatte die Regie- 
rung — außer den als Schiedsrichter erscheinenden Militärs — nun auch die notwen- 
dige Autorität verloren, um sich noch ohne die Hilfe der Militärs gegenüber den 
Angriffen der Rechten durchsetzen zu Können. Imperialismus und Bourgeoisie be- 
hielten die Mittel in der Hand, um durch eine Steigerung des bereits bestehenden 
wirtschaftlichen Chaos die Auseinandersetzung so auf die Spitze zu treiben, daß die 
kurzfristige Entscheidung zwischen Sozialismus und voller Restaurierung der Macht 
des Kapitals unausweichlich wurde. 

Ab Oktober/November 1972 bestand daher die Bündnispolitik, soweit sie am 
Programm der Unidad Popular festhielt, nur noch aus Verteidigungsgefechten. Es 
ging darum, den von der Rechten politisierten „gremios“ regierungstreue Verbände 
gegenüberzustellen und die Unterstützung durch die Militärs nach Möglichkeit zu 
halten. Beides gelang, wie man weiß, nur in sehr geringem Umfang. Die Methoden, 
derer sich die Vertreter der in der Unidad Popular vorherrschenden Linie bedienten, 
um sich über den Mittelschichten angewandt hatte: materielle Zugeständnisse und 
ein Vertrauen, das — wenigstens öffentlich — nicht infragegestellt werden durfte. 

Die Parlamentswahlen vom März 1973 zeigten, daß die Unidad Popular trotz 
aller wirtschaftlichen Mißerfolge kaum Verluste an ihrer Wählerschaft gegenüber 
April 1971 hinnehmen mußte. Wenn ihr Stimmenanteil dennoch von 50 auf 43 
Prozent sank, so nur deshalb, weil es der Opposition gelungen war, die Mobilisie- 
rung ganz erheblich zu verstärken und die Wahlbeteiligung zu erhöhen. 

Mit einer Zweidrittelmehrheit im Kongreß hätte die unter dem Druck und 
Einfluß der Bourgeoisie stehende Opposition den Präsidenten absetzen und so der 
Regierung der Unidad Popular ein Ende machen können. Jetzt blieb nur der Weg 
des Putsches. Zu diesem Zweck wurde das wirtschaftliche Chaos in einer Weise 
gesteigert, daß in beiden Lagern des Klassenkampfes kein Zweifel mehr daran blieb, 
daß man seiner nur noch durch rigorose, drastische Maßnahmen entweder im Sinne 
des sofortigen Aufbaus der Grundlagen des Sozialismus oder im Sinne der vollen 
Wiederherstellung des kapitalistischen Marktes und das heißt: der Diktatur der 
Bourgeoisie Herr werden konnte. Weder die Masse der Mittelschichten noch die 
große Mehrheit der Armeeführung und des Offizierkorps brauchten viel Zeit, um in 
dieser Situation ihre Entscheidungen für die Bourgeoisie zu treffen. Jetzt war es 
auch zu spät, unter Aufgabe des Programms der Unidad Popular noch nach einem 
Kompromiß zu suchen, der wenigstens einen Teil des bis dahin Erreichten hätte 
sichern sollen. Die Revolution in Etappen hatte sich selbst zerstört. 

Das chilenische Beispiel hat gezeigt, daß die Arbeiterklasse, wo sie einen Teil 
und nur einen Teil der politischen Macht hat, die Mittelschichten jedenfalls nicht 


3 Probleme des Klassenkampfs Nr. 14/15 33 


dadurch politisch neutralisieren oder gar gewinnen kann, daß sie ihnen gegenüber 
eine Politik der Zugeständnisse und des Vertrauens ohne Kontrolle und ohne Pla- 
nung betreibt. Das war aber die Bündnispolitik der vorherrschenden Strömung in 
der Unidad Popular. Ob eine andere Politik mehr Erfolg hätte haben können, läßt 
sich nicht sagen. Die Kräfte, die eine andere Politik — und auch erst relativ 
spät — verfochten haben, waren zuerst zu schwach, dann zu zersplittert und zu 
wenig koordiniert, um sie konsequent durchsetzen zu können. 
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Der soziale Konflikt in der Regierungszeit der Unidad Popular 


Franz Hinkelammert 


Dem Programm, mit dem Allende die Unidad Popular in den Präsidentschaftswah- 
len von 1970 in Chile an die Regierung brachte, sah man nicht ohne weiteres an, 
wieviel Konfliktstoff es in sich barg. Es stellte sich als ein revolutionäres Programm 
vor, suchte aber seine Verwirklichung innerhalb des Rahmens der in Chile geltenden 
Gesetzlichkeit. In seiner vorsichtigen Formulierung sprach das Programm auch nicht 
davon, den Sozialismus aufbauen zu wollen. Es versprach vielmehr, Grundlagen für 
den Aufbau des Sozialismus zu schaffen. Die Entscheidung darüber, ob auf diesen 
Grundlagen der Sozialismus aufgebaut werden solle, würde daher frühestens erst bei 
den nächsten Präsidentschaftswahlen im Jahre 1976 gefallen sein. Die wirtschaft- 
lichen Maßnahmen, die diese Revolution innerhalb der Gesetzlichkeit ankündigte, 
bauten daher auch zum großen Teil auf bereits unter vorhergehenden Regierungen 
begonnenen Reformprojekten auf. Soweit diese Maßnahmen hierüber hinausgingen, 
bewegten sie sich in einer Richtung, in der — zumindest scheinbar — kein besonde- 
rer Widerstand der christdemokratischen Partei zu erwarten war, die die größte 
unter den Oppositionsparteien war. 

Der Großteil dieser wirtschaftlichen Maßnahmen richtete sich gegen das chile- 
nische Großbürgertum, die Großgrundbesitzer und das Auslandskapital. Die gegen 
den Großgrundbesitz gerichtete Agrarreform war bereits unter der Regierung Frei 
begonnen worden und sollte jetzt mit größerer Geschwindigkeit innerhalb des herr- 
schenden Gesetzes zu Ende geführt werden. Soweit die Nationalisierung des Aus- 
landskapitals die Kupferbergwerke betraf, so entsprach sie durchaus der Logik des 
unter den Christdemokraten gescheiterten Versuches, diese Unternehmen ohne 
Nationalisierung unter Kontrolle zu bringen. Am weitesten ging wohl der Plan der 
Regierung, die Großindustrie zu verstaatlichen, über die Ziele der christdemokra- 
tischen Partei hinaus. Aber er traf auch nicht auf irgendeinen prinzipiellen Wider- 
stand, da ja selbst der christdemokratische Präsidentschaftskandidat Tomic in seiner 
Wahlkampagne 1970 Schritte in dieser Richtung angekündigt hatte. 

Neben diesen die Eigentumsstruktur berührenden Maßnahmen stand eine wei- 
tere, die geradezu in einer absoluten Übereinstimmung mit dem christdemokrati- 
schen Programm zu stehen schien. Es handelt sich um die Einkommensumverteilung 
zugunsten der niedrigsten Einkommen, die fast ausschließlich von den höchsten 
Einkommen getragen werden sollte. Ihr Ziel war, die unteren Einkommen soweit 
anzuheben, daß ein erträgliches Lebenshaltungsminimum für alle Chilenen gesichert 
sei und dabei die mittleren Einkommen nicht betroffen würden. In der gleichen 
Richtung hatten die Christdemokraten zwischen 1964 und 1970 bereits eine Ein- 
kommensumverteilung auf dem chilenischen Land durchgeführt und dabei auch 
relative Erfolge zu verzeichnen gehabt. Es schien fast selbstverständlich, daß sie sich 
einer ähnlichen Politik in der Stadt, für die sie durch die Promocion Popular auch 
schon Grundsteine gelegt hatten, nicht widersetzen würden. 
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Die Revolution innerhalb der Gesetzlichkeit schien daher gleichzeitig eine 
Revolution mit Pasteten und Rotwein zu werden, in der der Wein an die Stelle des 
Blutes trat. Sie würde nur die Interessen einer sehr kleinen, ökonomisch starken 
Schicht treffen, ohne ihren Mitgliedern die Lebenschancen zu rauben. 

Das Programm sprach zwar von einem Klassenkonflikt, hatte ihn aber in 
Wirklichkeit nicht vorgesehen. Der Übergang würde harmonisch sein, abgesehen von 
einigen überwindbaren Interessenkonflikten. 

Entsprechend waren auch die Reaktionen auf das erste Jahr der Regierung der 
Unidad Popular. Einzig die Oberklasse und das Auslandskapital reagierten mit 
äußerster Entschiedenheit. Ein kurz vor dem Amtsantritt Allendes von ihnen insze- 
nierter Putschversuch scheiterte, da er sich in einer absoluten Isolierung gegenüber 
fast dem gesamten Volk befand, obwohl er zur Ermordung des Oberbefehlshabers 
des Heeres, General Schneider, führte. Der Oberklasse und dem Auslandskapital 
blieb nur der Finanz- und Ersatzteilboykott, der sich allerdings erst nach einer 
längeren Periode auswirken konnte. Die Maßnahmen zur Veränderung der Wirt- 
schaftsstruktur, die im Jahre 1971 begannen, fanden daher auch kaum Widerstand 
von seiten der Mittelklassen. Die Nationalisierung des Kupfers wurde einstimmig 
vom Parlament angenommen. Die Verstaatlichung der Privatbanken konnte mit der 
Unterstützung der Bankangestellten und des größten Teils der Öffentlichkeit rech- 
nen. Die Großunternehmungen, die verstaatlicht wurden, fanden beim Kleinbürger- 
tum der Händler und Kleinunternehmer nur geringen Widerhall. Die sehr schnelle 
Beendigung der Agrarreform innerhalb der beiden ersten Regierungsjahre stieß 
lediglich auf den Widerstand der besitzenden Schicht auf dem Lande. Allerdings 
handelte es sich hierbei bereits um eine zahlenmäßig größere Gruppe, die jedoch 
wenig Rückhalt in den Städten fand. 

Ebenfalls konnte die Einkommensumverteilung zugunsten der unteren 
Einkommensschichten einige Erfolge zeigen. Die Arbeitslosigkeit sank rasch ab, und 
die Familieneinkommen der unteren Einkommensschichten wuchsen an. Das Jahr 
1971 und die erste Hälfte des Jahres 1972 stellen daher wohl die besten Jahre dar, 
die diese Gruppen in der chilenischen Geschichte je erlebt haben. 

Aber bereits im Jahre 1971 gab es beunruhigende Zeichen. Die Einkommens- 
umschichtung zugunsten der unteren Einkommensschichten führten nicht zu einer 
wirklichen Konsumumschichtung. Die gesamte Unternehmerschaft — große und 
kleine Unternehmer — senkte ihre Investitionen um mehr als 66 % und verwendete 
den nicht investierten Teil ihrer Einkommen zu Konsumzwecken. Daher stieg nicht 
nur der Konsum der unteren Einkommensschichten an, sondern ebenfalls der Kon- 
sum der mittleren und hohen Einkommen. Es trat damit von der Seite der Investitio- 
nen her ein Zustand ein, der nicht lange andauern konnte. Die Regierung nahm 
dieses Signal keineswegs so ernst, wie es war, und glaubte, daß die Investitionsbe- 
reitschaft dieser Unternehmer zum Großteil auf eine vorläufige Haltung des Abwar- 
tens zurückzuführen sei, die durch eine konstante Wirtschaftspolitik überwindbar 
sei. 

Ebenfalls wurde sehr bald klar, daß dieser Wirtschaftsaufschwung durch ein- 
fache Nachfragestimulierung entstanden war und seine Möglichkeit im Grunde dar- 
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auf beruhte, daß relativ hohe Devisenvorräte und Rohstoff- und Produktlager be- 
standen. Dies mußte um so mehr zu Schwierigkeiten führen, als der Finanz- und 
Ersatzteilboykott den Devisenzugang Chiles beschränkte und die notwendigen Im- 
porte verteuerte oder sogar unmöglich machte. Da der Ersatzteilboykott am schnell- 
sten die Kupferproduktion traf, wirkte er sich seinerseits auch auf die chilenischen 
Exporterlöse aus. 

Im Laufe des Jahres 1972 machte sich daher eine generelle Devisenknappheit 
bemerkbar, die zum Rückgang der Wachstumsraten der Produktion insgesamt und 
zum absoluten Produktionsrückgang und Stagnation in entscheidend wichtigen Be- 
reichen — insbesondere in der Nahrungsmittelversorgung — führte. Die Nahrungs- 
mittelversorgung ging sowohl deshalb zurück, weil 1972 die Landwirtschaft stag- 
nierte, als auch deshalb, weil die Nahrungsmittelimporte gedrosselt werden mußten. 

Krisen dieser Art hatte die traditionelle chilenische Wirtschaft schon öfters 
durchgemacht, obwohl es sich diesmal um eine besonders schwere Krise handelte. 
Unter der christdemokratischen Regierung Frei hatte man ebenfalls den Versuch 
gemacht, die niedrigen Einkommen anzuheben. Dies führte ebenfalls zu einer beson- 
deren Belastung der Nahrungsmittelversorgung. Man hielt diese Politik während der 
Jahre 1965 und 1966 durch, brach sie dann aber Ende 1966 ab und kehrte zu einer 
größeren Ungleichheit der Einkommen zurück, wobei der Umverteilungseffekt zu- 
gunsten niedriger Einkommen nur im Agrarsektor erhalten blieb. Die Jahre von 
1967 bis 1970 waren daher durch eine Tendenz zu einer Erhöhung der Einkom- 
mensungleichheit und durch repressive Lohnpolitik gekennzeichnet. 

Im Jahre 1972 war auch für die Unidad Popular dieser Punkt gekommen, an 
dem die Weiterführung der Einkommenspolitik mit der traditionellen Wirtschafts- 
politik unvereinbar wurde. Die Stagnation der Nahrungsmittelversorgung und die 
relativ erhöhten unteren Einkommen, die einen besonders hohen Nachfrageanteil 
nach Nahrungsmitteln haben, führten zu einem relativ schnelleren Preisanstieg als 
dem Durchschnitt aller Preise entsprach. Der Mechanismus der freien Märkte mach- 
te daher ganz automatisch den Einkommensanstieg der unteren Einkommen wieder 
rückgängig. 

Die Regierung def Unidad Popular stand daher im Jahre 1972 vor der Alterna- 
tive, entweder die höheren Einkommen zu senken und die niedrigen Einkommen zu 
erhalten, oder aber die niedrigen Einkommen der Erhaltung der höheren Einkom- 
men zu opfern. Gleichzeitig war offensichtlich, daß die traditionalen Marktmecha- 
nismen nur mit dieser zweiten Alternative zu vereinbaren waren, und daß in dieser 
Situation die Erhaltung der unteren Einkommen nur durch Außerkraftsetzung die- 
ser Marktmechanismen, durch verschärfte Preiskontrollen und durch Lebensmittel- 
rationierung erreicht werden Konnte. 

Vorhergehende Regierungen hatten in vergleichbaren Situationen grundsätz- 
lich die Erhaltung und Erhöhung der höheren Einkommen zusammen mit der Erhal- 
tung des Marktmechanismus vorgezogen. Die Regierung der Unidad Popular hinge- 
gen sah sich zu einer solchen Politik nicht in der Lage. Sie erklärte es zum Grund- 
recht jedes Menschen, eine minimale Versorgung mit lebenswichtigen Gütern und 
Dienstleistungen zu erhalten, so daß in einer Situation allgemeiner Knappheit sich 


37 


die höheren Einkommen dieser grundsätzlichen Notwendigkeit anzupassen hätten. 

Viel schneller noch als zu erwarten gewesen wäre, hatte sich so aus der Ein- 
kommensumverteilungspolitik ein die gesamte Gesellschaft durchziehender Konflikt 
gebildet. Er war gerade auf dem Gebiet entstanden, auf dem die Gemeinsamkeit 
zwischen Unidad Popular und christdemokratischer Partei am größten schien. Um 
ihre Einkommenspoltik durchführen zu können, sah sich die Unidad Popular zu 
stärkerer Intervention der Unternehmen, zur Kontrolle der Preise und in steigendem 
Umfang zur rationierten Güterverteilung gezwungen, während die Opposition die 
Erhaltung der Marktmechanismen über die Einkommensverteilung stellte und so 
implizit darum kämpfte, die niedrigen Einkommen der Erhaltung der höheren Ein- 
kommen zu opfern. 

Dieser Rasiskonflikt bricht im Jahre 1972 auf und gibt die Grundlage ab für 
die außerordentliche Zuspitzung der sozialen Kämpfe im Jahre 1973 und ihren 
Ausgang im Putsch vom 11.9.73. Er ist von Seiten der Unidad Popular nichts 
anderes als ein Kampf darum, die minimale Versorgung mit Gütern und Dienstlei- 
stungen zum Recht eines jeden Mitgliedes der Gesellschaft zu machen. 

Die Regierung der Unidad Popular stelit sich auf den Standpunkt dieses Le- 
bensrechts und weigert sich daher, es dem Funktionieren der traditionalen Markt- 
wirtschaft und ihrer Mechanismen unterzuordnen. Sie versuchte hingegen, aus die- 
sem Grundrecht abzuleiten, welche Eigentumsordnungen und welches Verteilungs- 
system und welche Arbeitsplatzsicherung diesem Grundrecht adäquat seien. Sozia- 
lismus wurde jetzt immer klarer als eine Sozialordnung aufgefaßt, die in Chile dieses 
Grundrecht in absehbarer und kurzer Zeit zu geben in der Lage war. Die sozialen 
Kämpfe selbst machten klar, daß das traditionale kapitalistische System Chiles — in 
welchen Abwandiungen auch immer — dieses Grundrecht nicht gewähren konnte. 

Indem aber dieser Konflikt ausbrach, hatte das chilenische Großbürgertum 
und das Auslandskapital erstmals die Möglichkeit, sich eine Massenbasis zu bilden. 
Diese Massenbasis ergab sich in jenen sozialen Schichten, für die die Anerkennung 
dieses Grundrechts einen Eingriff in ihre wirtschaftlichen Interessen bedeutete. Der 
erste Einbruch gelang ihnen bei den als aristokratisch geltenden Akademikerberu- 
fen, wie den Ärzien, den Rechtsanwälten und den Ingenieuren. Vor allem die 
Ärztekammer verkündete sehr lautstark, daß die Ärzte gemäß ihrer „hohen sozialen 
Mission“ und nicht gemäß der wirtschaftlichen Möglichkeiten des Landes bezahlt 
werden müßten. Zum erstenmal aber gelang auch, das Kleinbürgertum der Händler 
und kleineren Unternehmer zur Solidarisierung mit dem Großbürgertum zu bringen. 
Ebenfalls schlossen sich Teile der Staatsbürokratie dieser Bewegung an, die im Okto- 
ber 1972 zu einem ersten, länger als einen Monat dauernden Unternehmerstreik 
aufrief. Besonders zwei Gruppen hatten dabei großen Anteil, nämlich die Lastwa- 
genbesitzer und die Ärzte. Insbesondere der Ärztestreik — der von etwa 2/3 der 
Ärzte befolgt wurde —, offenbarte, daß die Oppesition zu jedem Mittel der Ausein- 
andersetzung entschlossen war und daß von der Seite der Opposition nicht mehr in 
humanitären Kategorien gedacht wurde. 

Ein Einbruch in die Arbeiterschaft gelang der Rechten nicht. Auch die christ- 
demokratische Arbeiterschaft nahm am Streik nicht teil. Auf dem Land gab es 


38 


isolierte Streikbewegungen ausgehend von christdemokratisch beherrschten Ge- 
werkschaftsvertretungen, aber diese blieben in einer klaren Minderheit und brachen 
bald ab. Die Unternehmungen arbeiteten daher, während die Unternehmer streik- 
ten. Dennoch wurde das Land praktisch paralysiert, da nur ein sehr geringer Teil des 
Transportwesens noch funktionierte. Das Land war eindeutig in zwei Lager gespal- 
ten. 

Dieser Oktoberstreik wurde abgebrochen, da sich zeigte, daß die Streitkräfte 
noch nicht zum Putsch bereit waren. Das Großbürgertum konnte zusammen mit 
den mobilisierten Mitteiklassen zwar das Land paralysieren, konnte aber die Macht 
nicht übernehmen. 

Für die Unidad Popular aber galt etwas ähnliches. Da sie an der Regierung 
war, konnte sie auf ihrer Politik bestehen, hatte aber weder die Macht noch die 
Überzeugungskraft, sie auch durchzuführen. Trotz des Streikabbruchs im November 
1972 war die Haltung der Mittelklassen eine Haltung des Boykotts, der durch den 
Finanaz- und Ersatzteilboykott von außen nur verstärkt wurde. Da aber die Regie- 
rung der Unidad Popular weder zurück noch vorwärts konnte, ergab sich im Jahre 
1973 eine weitgehende Paralysierung des Landes. Die Opposition versuchte, diese 
Pattsituation durch die Abgeordnetenwahl im März 1973 zu entscheiden. Es gelang 
ihr aber nicht, die verfassungsmäßige Mehrheit zu erreichen. Das Volk unterstützte 
die Parteien der Unidad Popular mit etwa 44 % der Stimmen, während die Opposi- 
tion zum Sturz des Präsidenten 66 % der Parlamentssitze benötigte. 

Unmittelbar nach den Wahlen ging daher die Opposition zur Gewaltanwen- 
dung vor. Es begann eine Attentatswelle gegen Menschen und Sachen, die bis zum 
11. September nicht mehr unterbrochen wurde. Die den Putsch vorbereitenden 
Militärs unterstützten die Opposition mit Waffen und Sprengstoffen, die Polizei 
schritt nur beschränkt ein. Am 26. Juni riefen die Fuhrunternehmer aufs neue den 
Streik aus. Die Beteiligung der Lastwagenbesitzer war zwar etwas geringer als im 
Oktober, aber zusammen mit der terroristischen Bewegung und der viel längeren 
Streikdauer ruinierte er die Wirtschaft in noch größeren Ausmaße. 

Es waren wiederum die gleichen Gruppen wie im Oktoberstreik, die jetzt an 
diesen Streiks teilnahmen. Soweit die öffentlichen Angestellten Christdemokraten 
waren, beteiligten sie sich fast restlos — außer an den Tagen, an denen das Gehalt 
gezahlt wurde — am Streik. Die christdemokratische Arbeiterschaft nahm auch 
diesmal nicht am Streik teil. Einziger wichtiger Einbruch der Opposition in die 
Arbeiterschaft war der Streik der Kupferarbeiter von EI Teniente gewesen, an dem 
sich der christdemokratische Teil der Arbeiterschaft dieses Kupferbergwerks betei- 
ligte und der zu einer ganz außerordentlichen Devisenbelastung für ein Land führte, 
das unter dem Druck eines auswärtigen Finanzboykotts stand. Dieser Streik war 
aber bereits abgebrochen worden, bevor der zweite Fuhrunternehmerstreik aus- 
brach. 

Der Ärztestreik, der diesen Fuhrunternehmerstreik begleitete, war diesmal 
noch rücksichtsloser als im Oktober. Da auch diesmal sich nur etwa Zweidrittel der 
Ärzteschaft beteiligte, griffen die streikenden Ärzte zu Sabotagernaßnahmen, um 
den notdürftig aufrechterhaltenen Betrieb von Krankenhäusern und Unfallstationen 
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zu unterbinden. Im September war schließlich die Regierung dem Terror gegen 
Gesunde und Kranke, dem Boykott von innen und von außen nicht mehr ge- 
wachsen. Als der Präsident Allende jetzt versuchte, durch den Ausruf eines 
Plebiszits die Pattsituation zu lösen, beeilten sich die Streitkräfte, den Putsch durch- 
zuführen. Am 11. Septernber nahmen sie sich die Macht mit Gewalt und trieben 
jetzt den Terror auf die Spitze, der bereits viele Monate vor dem Putsch begonnen 
hatte. 

Bei der Beurteilung dieser sozialen Kämpfe ist es von außerordentlicher Wich- 
tigkeit, den tatsächlichen sozialen Konflikt richtig zu erkennen: Dabei braucht man 
nicht viele Worte über den Ausgangspunkt des Konflikts zu verlieren. Aus den 
Programmpunkten, die sich auf die Nationalisierung des ausländischen und inlän- 
dischen Großkapitals, des Großgrundbesitzes und auf die Einkommensumverteilung 
beziehen, ergibt sich bereits eine klare Konfliktsituation zwischen Arbeiter- und 
Bauernschaft und dem Großbürgertum. Der Putschversuch vor der Regierungsüber- 
nahme durch Allende 1970 im Zusammenhang mit der Ermordung des Oberkom- 
mandierenden des chilenischen Heeres, General Schneider, und den Interventions- 
versuchen der ITT und des State Departments zeigen ebenfalls, daß dieses Großbür- 
gertum diesen Konflikt mit allen Mitteln zu gewinnen versuchte. 

Was zu erklären ist, ist vielmehr, warum das Großbürgertum solche Massen der 
Bevölkerung auf seine Seite ziehen konnte, und warum diese Massen der Mittelklas- 
sen das Programm der Unidad Popular als eine solch tödliche Bedrohung aufzufassen 
begannen. Erst wenn dies erklärt ist, ist der grundlegende Konflikt dieser Zeit 
tatsächlich verstanden. Der Konflikt zwischen Arbeiter- und Bauernschaft auf der 
einen und dem Großbürgertum auf der anderen Seite mußie sich erst zu einem 
Konflikt zwischen den in der Unidad Popular organisierten Arbeitern, Bauern und 
Teilen der Mittelklasse auf der einen, und dem sich in der Opposition formierenden 
Zusammenschluß von Großbürgertum und Mehrheit der Mittelklasse auf der ande- 
ren Seite entwickeln um tatsächlich zu einer Polarisierung des gesamten chileni- 
schen Volkes zu führen. Erst in dieser Form ist der Konflikt tatsächlich begriffen, 
wenn man außerdem verständlich machen kann, warum die Opposition schließlich 
zum Entschluß kam, die in der Unidad Popular organisierten Gruppen soweit phy- 
sisch auszurotten, daß sie nie wieder die Möglichkeit zur Reorganisierung finden 
könnten. 

Diese Entwicklung des Konflikts geht in den Jahren 1971 bis 1973 vor sich. 
Seine Massenbasis findet das ausländische und inländische Großbürgertum vorzüg- 
lich in zwei Richtungen. Eine Richtung ist die der sog. Professionales, also Ärzte, 
Rechtsanwälte, Techniker, Ingenieure, Manager, hohe Beamte und im allgemeinen 
der Akademikerstand. Die andere Richtung bezieht sich auf das sog. Kleinbürger- 
tum, also kleine und mittlere Unternehmer, Handel, privates Transportwesen. 

Während die Entwicklung der Massenbasis des Großbürgertums in diesen zwei 
Richtungen vor sich geht, wird diese Entwicklung durch die Einkommensumvertei- 
kıngs- und Vollbeschäftigungspolitik der Unidad Popular vermittelt. In dem Grade, 
in dem sich die Politik der Nationalisierungen und Enteignungen durch die Unidad 
Popular mit dieser Einkommensumverteilungs- und Beschäftigungspolitik verbindet, 
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entwickeln sich diese Teile der Mittelklasse zunehmend zu den Positionen des Groß- 
bürgertums hin. Man wird also fragen müssen, in welcher Form eigentlich für diese 
Mittelklassen diese politische Richtung der Unidad Popular spürbar wird. Sie wird es 
als Umverteilungs- und Vollbeschäftigungspolitik. 

Die Umverteilungspolitik scheint bei oberflächlicher Betrachtung ein primär 
quantitatives Problem zu sein. Die einen bekommen quantitativ mehr und die ande- 
ren quantitativ weniger. Aber es wird gleichzeitig insofern als qualitatives Problem 
empfunden, als die quantitative Einkommenshöhe immer mit der Frage der „ge- 
rechten“ Entlohnung verbunden ist. Eine Einkommenssenkung erscheint dann nicht 
mehr als ein quantitatives Weniger, sondern als eine Ungerechtigkeit und Verletzung 
der Menschenwürde. 

Sofern daher die Umverteilung nicht nur die Kapitaleinkommen des Großbür- 
gertums betraf, sondern auch die hohen Einkommen des Mittelstandes und insbe- 
sondere der Professionales, trat dieses qualitative Moment immer mehr in den Vor- 
dergrund. Für die Gruppe der Professionales gilt in einem ganz besonderen Maße, 
daß ihre Vorstellungen von ihrem „gerechten“ Einkommen durch Demonstrations- 
effekt und Tradition vorbestimmt sind. Da sie einen hohen Grad internationaler 
Verbindungen haben, messen sie das ihnen „zustehende“ Einkommen an den inter- 
nationalen Einkommensstandards ihrer Gruppe. Von daher nimmt man die Einkom- 
mensniveaus des Arztes, des Technikers, des Universitätsprofessors etc. als statisch 
bestimmte Niveaus, die in aller Welt — natürlich kapitalistischer Welt — gelten und 
die als materielle Anerkennung ihrer „sozialen Mission“ verstanden werden. Diese 
Professionales fühlen sich daher von allen ihren Pflichten gegenüber der Gesellschaft 
entbunden, wenn sie materiell nicht dieser ihrer Mission entsprechend anerkannt 
werden. Die rein quantitativ erscheinende Einkommensumverteilung wird so zu 
einem qualitativen Problem sozial-explosiven Charakters. Der Professional fühlt sich 
in seiner Menschenwürde betrogen, und handelt entsprechend, wenn seine Konsum- 
möglichkeiten angegriffen werden. 

Die Unidad Popular aber mußte, wenn sie das Land entwickeln wollte, diese 
Einkommen berühren. Das chilenische Volkseinkommen ist so niedrig, daß die Be- 
zahlung aller dieser Gruppen gemäß ihrer nach internationalen Standards bemes- 
senen „sozialen Mission‘ für den Rest nur den Hunger übrigläßt. Die Unidad 
Popular stellte daher diesem Prinzip der Bezahlung nach „sozialer Mission“ die 
Bezahlung gemäß den wirtschaftlichen Möglichkeiten des Landes entgegen. Diese 
höheren Einkommen sollten nur einen solchen Teil des Volkseinkommens in An- 
spruch nehmen können, daß für jeden Chilenen die Sicherung seiner Grundbedürf- 
nisse möglich wurde. Es ist daher klar, daß die Professionales die Politik der Unidad 
Popular als gegen die Menschenwürde gerichtet und materialistisch ansahen. Als 
dann nach dem Putsch vom 11. September die Würde der Arbeit wiederhergestellt 
wurde, hieß dies ebenfalls, daß für die Massen der Hunger wiederhergestellt wurde. 
Der Materialismus war ausgerottet und Ideen und Prinzipien wurden wieder geach- 
tet. 

Die Professionales aber fühlten sich nicht nur von der Einkommensumvertei- 
lung in ihrer monetären Form her bedroht. Mindestens ebensosehr reagierten sie 
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gegen die mit der Umverteilung verbundene Vollbeschäftigungspolitik der Unidad 
Popular. Diese Reaktion hängt mit den Ansprüchen zusammen, die die Unidad 
Popular an die Leistungen der Professionales stellte. Diese Ansprüche hängen eng 
mit der Notwendigkeit einer Umstellung der Produktionsstruktur im Verlauf der 
Einkommensumverteilungs- und Vollbeschäftigungspolitik zusammen. 

Damit ein Volkseinkommen umverteilt werden kann, muß es aus solchen 
Produkten bestehen, die ihrer physischen Beschaffenheit nach umverteilt werden 
können. Solange die Produkte relativ homogen und teilbar sind. stellt die Umvertei- 
lung -— was vor allem für Nahrungsmittel zutrifft — keine Probleme. Diese Produkte 
aber sind für die chilenische Industrie keineswegs typisch. Extremster Fall ist der 
der Automobilindustrie. Diese produziert etwa 20 050 Personenwagen pro Jahr, die 
eben nur einer gleichen Zahl von Käufern zugute kommen können. Man kann eine 
solche Produktion nicht unterteilen und damit einer größeren Zahl zugänglich 
machen. Die Umverteilung kann hier nur zur Stagnation oder zur Produktionsum- 
stellung auf Massentransportmittel wie Autobusse führen. Eine schnelle Entwick- 
lung dieser Produktion würde sogar zu einer auf lange Sicht steigenden Ungleichheit 
der Einkommen führen, da das Automobil nur von Personen mit entsprechenden 
Einkommen gekauft werden kann und daher diese Einkommensgruppen mit der 
Geschwindigkeit der Automobilproduktion wachsen müssen. Dieses Problem der 
Umstrukturierung der Produkte trifft einen großen Teil der Industrieproduktion, 
wenn auch jeweils in unterschiedlichem Maße. So gilt es für die Möbelindustrie, die 
elektronische Industrie, das Bauwesen usw. 

Es trifft die Endgütersphäre, weil ein Produkt produziert werden muß, dasin 
seiner physischen Form unverteilbar ist. In einem analogen Sinne aber trifft es nicht 
nur die Endgüterproduktion, sondern die gesamte Zwischengüterproduktion. Damit 
die Vollbeschäftigung möglich ist, muß das Produkt nicht nur umverteilbar sein, 
sondern auch mit solchen Technologien produziert werden, die alle Arbeitskräfte zu 
seiner Produktion erfordern. Nicht alle Technologien sind unter den chilenischen 
Bedingungen -- den Bedingungen eines unterentwickelten Landes — mit der Vollbe- 
schäftigung der Arbeitskraft vereinbar. Vor allem die undiskriminierte Anwendung 
der entwickelsten Technologien der industrialisierten Länder zerstört mehr Arbeits- 
plätze als sie schafft, obwohl sie das Gesamtprodukt erhöht. Daher ist eine Abwä- 
gung nötig, die solche Technologien nur soweit fördert, wie sie zur Entwicklung der 
Arbeitsproduktivität einer vollbeschäftigten Arbeitskraft beitragen. 

Dies hat aber insbesondere Auswirkungen auf die Tätigkeit der Professionales. 
Sollte Chile entwickelt werden, so mußte es gerade diejenige Konsumgüterproduk- 
tion vermeiden, deren Produkte in den entwickelten Ländern die höchste Attrakti- 
vität haben, und sie mußte Technologien entwickeln, die vom Standpunkt der 
entwickelten Länder aus eher rückständig und simpel erscheinen. Es mußten sich 
also nicht nur die Konsummöglichkeiten der Professionales ändern, sondern auch 
die Arbeitskriterien. Da ein Großteil der Produkte vereinfacht und in der Produk- 
tionstechnik simplifiziert werden mußte, die den Tendenzen der internationalen 
Standards konträr entgegengesetzt sind. Universitäten, Forschungsinstitute und 
Techniker durften sich daher nicht mehr kritiklos an den internationalen Standards 
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ihrer jeweiligen Wissenschaften und den entwickeltsten Produktionsstätten orien- 
tieren. 

Wissenschaftler und Techniker aber mußten dies gerade als Beschränkung 
ihrer Freiheit und Würde empfinden, solange sie ihren Erfolg daran messen, was in 
den international führenden Zeitschriften ihrer Wissenschaftszweige publizierbar ist 
und was auf internationalen Kongressen diskutiert wird. Praktisch aber klaffte eine 
Lücke zwischen diesen internationalen Standards und den Anforderungen, die das 
Interesse des Landes an diese Professionales stellte. Und dies galt nicht nur für die 
Techniker, sondern ebenfalls für einen weiten Bereich des Gesundheitswesens, das 
weitgehend auf den Bedürfnissen einer kleinen, gut bezahlenden Oberschicht aufge- 
baut war und nun den Bedürfnissen aller Chilenen dienen sollte. 

Für die Professionales war daher sowohl von ihren Konsummöglichkeiten und 
von ihren Arbeitskriterien her eine Bedrohung gegeben. Ir ihrem Bewußtsein wurde 
diese Bedrohung — unter Mithilfe einer breiten Kommunikationsmitteikampagne — 
als ein Angriff gegen Freiheit und Menschenwürde interpretiert. Daher zogen sie in 
den Kampf gegen die Unidad Popular, um die Freiheit zu verteidigen. Niemals aber 
sagten sie, daß sie eine Freiheit verteidigten, deren Kehrseite das Elend der Mehrheit 
der Bevölkerung war. Aus der Interpretation ihrer Position als Verteidigung von 
Menschenwürde und Freiheit aber nahmen sie die Kraft, in dieser Auseinanderset- 
zung jede Menschlichkeit zu vergessen. 

Sie wollten aber nicht nur ihre Interessen verteidigen, sondern sie hatten 
Macht, es zu tun. Als Techniker, Ingenieure und Manager konnten sie, gestützt auf 
den ausländischen Finanz- und Ersatzteilboykott, die Produktion erschweren. Al- 
lerdings gingen ihre Möglichkeiten auf diesem Gebiet nicht allzu weit, da innerhalb 
der Unternehmungen Kontrolimöglichkeiten der Arbeiterschaft bestanden und die 
Techniker zumindestens teilweise ersetzbar waren. Die wirklich gefährliche Macht 
entwickelte sich von seiten der Organisationen der Ärzteschaft. Arbeiterstreiks und 
auch Techniker oder Unternehmerstreiks richten sich gegen die Güterproduktion 
und sind daher in ihrem Effekt auf andere soziale Gruppen vermittelt. Die Ärzie- 
schaft hingegen entwickelte einen Streik, der sich direkt gegen Leib und Leben der 
anderen richtete. Da die Privatkliniken weiter funktionierten, richteie er sich direkt 
gegen das Leben der Arbeiter und Bauern. Er verbreitete wahre Panik in den Rand- 
bezirken Chiles. Schwangere Frauen begannen zu beten und Wallfahrien zu machen, 
damit die Geburt nicht in die Zeit eines Ärztestreiks fallen möge. Die geringste 
Komplikation konnte dann den Tod bedeuten. Der Ärztestreik war der wahre Bote 
des Terrors. 

Aber ein solcher Ärziestreik war nur möglich, wenn gleichzeitig andere Grup- 
pen ihn unterstützten. Die Zahl der Ärzte ist viel zu klein, um sich allein gegen das 
ganze Volk stellen zu können. Er wurde daher als diese Todeswaffe nur eingesetzt 
innerhalb massiver Streikbewegungen der Mittelklasse. 

Diesen massiven Rückhalt konnten sich die Professionales selbst nicht geben. 
Die eigentliche Massenbasis gab ihnen vielmehr das Kleinbürgertum, das auf seine 
Weise auf die Politik der Einkommensumverteilung und der Volibeschäftigung rea- 
gierte. Man muß daher fragen, wie dieses Kleinbürgertum durch diese Politik betrof- 
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fen wurde. 

Auf der einen Seite wurde es durch die Politik der Einkommensumverteilung 
betroffen. Diese führte zu einer relativen Erhöhung der niedrigeren Einkommen. 
Diese aber haben einen sehr starken Nachfrageanteil vor allem für Nahrungsmittel. 
Indem sich daher die niedrigeren Einkommen erhöhten, erhöhte sich überproportio- 
nal die Nachfrage nach Nahrungsmitteln. Die Nahrungsmittelproduktion des Landes 
hingegen entwickelte sich nur langsam und war aus strukturellen und langfristigen 
Gründen eher stagnierend. Da man wegen der Devisenschwierigkeiten nur begrenzt 
auf Einfuhrerhöhungen zurückgreifen konnte, führte dies insbesondere auf dem 
Nahrungsmittelsektor zu Marktlücken. Daraus wiederum resultierten Tendenzen zu 
überproportionalen Preissteigerungen für Nahrungsmittel, die die Einkommensum- 
verteilung wieder rückgängig zu machen drohten. 

Sofern die Regierung auf diese Annullierung der Einkommensumverteilung 
durch die Inflation mit Hilfe von weiteren Erhöhungen der unteren Binkommens- 
schichten reagierte, heizte sie offensichtlich nur die Inflation an, ohne ihr Ziel zu 
erreichen. Sie versuchte daher, strenge Preiskontrollen durchzuführen, um zu ver- 
hindern, daß die Preise auf das durch die Höhe der Gesamtnachfrage für Lebensmit- 
tel bedingte Niveau anstiegen. Dies führte jedoch sehr schnell zur Entwicklung von 
Parallel- und Schwarzmärkten, so daß bereits Ende 1972 ganz offensichtlich die 
Einkommenspolitik nur noch unter der Bedingung der Lebensmittelrationierung 
aufrechterhalten werden konnte. Die Macht der Regierung reichte jedoch dafür 
nicht aus, so daß die Ansätze zu einem Rationierungssystem ganz außerordentlich 
lückenhaft blieben. Auf der anderen Seite aber konnte die Regierung der Unidad 
Popular nur sehr schwer zurückweichen, wenn sie an ihrer Politik festhalten wollte, 
jedem Chilenen eine die Grundbedürfnisse garantierende Versorgung zu gewährlei- 
sten. Marktgleichgewicht bedeutete in einer solchen Situation, erhebliche Teile der 
Bevölkerung von der Lebensmittelversorgung auszuschließen. 

Diese Situation hatte ihre Auswirkungen auf die Mittelklassen. Das Kleinbür- 
gertum sieht seine Freiheit und seine Gerechtigkeit darin, in Ausnutzung der Markt- 
chancen seine Gewinne zu machen. Hierin besteht seine Gemeinsamkeit mit dem 
Großbürgertum. Die Unidad Popular aber verlangte durch Rationierung und Preis- 
kontrollen, bestimmte Marktchancen gerade nicht auszunützen und behandelte da- 
her auf diesen Sektoren den ‚freien‘ Handel als illegal. 

Die entstehenden Versorgungsschwierigkeiten aber hatten ihre Auswirkungen 
weit über den Kreis des Kleinbürgertums — insbesondere des Handels — hinaus und 
betrafen praktisch das ganze Volk. Arbeiter und Bauern interpretierten diese 
Schwierigkeiten eher als Übergangsprobleme zu einer neuen, auf andere Weise ge- 
ordneten Wirtschaft. Der Mittelstand hingegen einschließlich der Mehrheit des 
„bürokratischen‘“ Mittelstandes, interpretierte die Situation — unter dem Einfluß 
der politischen Parteien und der Massenkommunikationsmittel der Rechten — als 
einen Ausbruch des Chaos im Konflikt mit Freiheit und Gerechtigkeit. 

Das Kleinbürgertum war aber nicht nur durch die Probleme der Rationierung 
und Preiskontrollen betroifen, die es in seinen Verhaltenskriterien — Gewinnmaxi- 
mierung auf der Basis von Marktgleichgewichten — beschränkten. Diese gleichen 
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Verhaltenskriterien wurden noch von einer anderen Seite her eingeengt. Dies hing 
damit zusammen, daß das Ziel der Unidad Popular, der Gesamtbevölkerung eine die 
Grundbedürfnisse garantierende Versorgung zu gewährleisten, nicht einfach nur 
durch eine Einkommensumverteilung zu erreichen war. Das Volkseinkommen selbst 
mußte wachsen. Das angezielte Wachstum aber mußte sich auf die soziale Infra- 
struktur und die Güter des allgemeinen Lebensbedarfs richten, und mußte das 
Wachstum der Güter des gehobenen Lebensbedarfs zurückstellen. Es ging also nicht 
um wirtschaftliches Wachstum überhaupt, sondern um ein ganz spezifisches wirt- 
schaftliches Wachstum, in dessen Mittelpunkt die Güter des allgemeinen Lebensbe- 
darfs zu stehen hatten. 

Nun hatte aber bereits im Jahre 1971 eine Untersuchung der CORFO - chile- 
nische Planungsbehörde für Industrieplanung — gezeigt, daß angesichts der aus den 
entwickelten Ländern fließenden neuen Technologien auf mittlere Sicht die 
höchsten Wachstumsraten und ebenfalls die höchsten Rentabilitäten bei der Kon- 
zentration auf das Wachstum von Gütern für den gehobenen Lebensbedarf zu erzie- 
len sind und die Verwirklichung eines solchen Wachstumsmodells eine zunehmende 
Ungleichheit der Einkommen zur Folge hat (Industrielles Profil Chiles, CORFO 
1971). Die Untersuchung der CORFO zeigte, daß bei einer mittleren Frist von etwa 
zehn Jahren die wirtschaftliche Wachstumsrate dann am höchsten sein würde, wenn 
die Automobilindustrie als führender Wachstumssektor ausgewählt würde. Dies 
hätte aber ein negatives Wachstum der Güter des allgemeinen Lebensbedarfs voraus- 
gesetzt. 

Derselbe Bericht der CORFO kam andererseits zum Ergebnis, daß die Wachs- 
tumsrate der Güter des allgemeinen Lebensbedarfs erheblich höher sein könne, 
wenn man sie in den Mittelpunkt der Wachstumspolitik stellte. in diesem Falle 
mußte aber die durchschnittliche Wachstumsrate der Gesamtwirtschaft niedriger 
sein als im Falle einer Konzentration auf die Automobilindustrie. 

Die Unidad Popular konnte nur diese zweite Alternative wählen, da sie die 
einzige war, die eine Entwicklung des gesamten Landes garantierte. Die erste Alter- 
native führte notwendig zur schnellen Entwicklung eines Teils und zur weiteren 
Unterentwicklung des anderen Teils. Sie wäre nichts weiter gewesen als die Fortset- 
zung eines schon klassisch gewordenen lateinamerikanischen Wirtschaftsmodells, 
das bereits in Mexiko und Brasilien sehr klar diese seine Tendenzen gezeigt hatte. 

Aber diese Alternative der Unidad Popular bedeutete nicht nur die einfache 
Fortsetzung der Umverteilungspolitik auf dem Gebiete des Wirtschaftswachstums. 
Sie bedeutete gleichzeitig einen neuen Konflikt mit den Verhaltenskriterien des 
Bürgertums einschließlich des Kleinbürgertums der mittleren und kleinen Unterneh- 
men. Sie mußte nämlich Inyestitionskriterien vertreten, die wiederum den Tenden- 
zen der Gewinnmaximierung der Einzelunternehmen konträr waren. Vom Stand- 
punkt der Einzelunternehmen aus gesehen, war die Investition in Produktionen des 
gehobenen Lebensbedarfs die rentabelste. Die Entwicklungspolitik des Landes aber 
mußte die Investitionen in Richtung der weniger rentablen, aber wichtigeren Güter 
des einfachen Lebensbedarfs orientieren. 

Auf diese Weise zeigte sich, daß es unmöglich ist, eine vorrangige Entwicklung 
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der Güter des einfachen Lebensbedarfs dadurch zu erzeugen, daß man diese Güter 
besonders rentabel macht. Je rentabler sie sind, umso höher die dort gemachten 
Gewinne. Da die Gewinne aber — besonders in unterentwickelten Ländern — eine 
hohe Konsumneigung haben, führt die Gewinnerhöhung in der Produktion von 
Gütern des einfachen Lebensbedarfs zu einer Vergrößerung des Markts und damit 
der Rentabilität von Gütern des gehobenen Lebensbedarfs. Immer und notwendig 
schlägt sich daher die Erhöhung der Rentabilität in der Produktion von Gütern des 
einfachen Lebensbedarfs in eine noch stärkere Erhöhung der Rentabilität der Pro- 
duktion von Gütern des gehobenen Lebensbedarfs um. 

Die Produktionsanreize durch die Erhöhung der Rentabilität führten daher 
sowohl von der Seite der Technologien wie auch von der Seite der Entwicklung des 
inneren Maiktes her ständig zu einem Wachstumsmodell, in dessen Mittelpunkt die 
Güter des gehobenen Lebensbedarfes stehen. 

Wolite also die Unidad Popular ihr Land tatsächlich entwickeln, so konnte sie 
es nur auf der Basis des Wachstums von Gütern des einfachen Lebensbedarfs tun 
und mußte daher Investitionskriterien einzuführen suchen, die gerade die rentabel- 
sten Investitionen ausschlossen. Es kann daher nicht überraschen, daß sich das 
gesamte Bürgertum einschließlich des Kleinbürgertums durch eine solche Investi- 
tionspolitik bedroht fühlte. 

Daß es Macht hatte, zeigte es ebenfalls durch seine Streikbewegungen. Diese 
seine Macht richtete sich gegen die Produktion von Gütern und war je nach Produk- 
tionszweigen sehr verschieden. Relativ schwache Auswirkungen hatten Streikbewe- 
gungen des Handelns, und die Streikversuche der mittleren Unternehmer scheiterten 
ganz generell an der Weigerung der Arbeiter, die Arbeit niederzulegen. Ihre volle 
Wucht aber entwickelte die Streikbewegung des Kleinbürgertums auf dem Gebiet 
des Transportwesens. Die Streiks der Lastwagenbesitzer konnten zwar die Produk- 
tion selbst nicht verhindern, konnten sie aber völlig unterminieren, indem sie den 
Austausch zwischen den Unternehmen weitgehend zum Erliegen brachten. 

Dies ist die zusammenfassende Darstellung der grundlegenden Konfliktsitua- 
tion, von der aus erst die dreijährige Geschichte der Unidad Popular verstanden 
werden kann. Es handelt sich um einen Konflikt zwischen dem Interesse einiger auf 
der einen und dem Gesamtinteresse auf der anderen Seite, zwischen einem durch 
Produktion für Güter des gehobenen Lebensbedarfes oder Güter des allgemeinen 
Lebensbedarfes orientierten Wachstums, zwischen dem Recht einiger oder dem 
Recht aller, zwischen Überernährung einiger bei gleichzeitiger Unternernährung der 
Vielen oder einfacher Ernährung aller, zwischen dem Recht des Stärkeren oder des 
Schwächeren, zwischen wirtschaftlicher Irrationalität oder wirtschaftlicher Rationa- 
lität, zwischen Unterentwicklung oder Entwicklung, zwischen Kapitalismus oder 
Sozialismus, zwischen Bürgertum oder Arbeitern und Bauern, zwischen Ungerech- 
tigkeit oder Gerechtigkeit. Es war der Kampf eines Volkes um die Gerechtigkeit als 
Recht. 

Für die Unidad Popular war der Konflikt unvermeidbar. Sie hat eine Menge 
Fehler gemacht, aber die Tatsache, diesen Konflikt eingegangen zu sein, macht ihre 
Größe aus. Wäre sie ihn nicht eingegangen, hätte sie ihre Regierungszeit wahrschein- 
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lich überlebt, aber sie wäre vom chilenischen Bürgertum sterilisiert worden, wie dies 
mit den zahllosen reformistischen Bewegungen vor ihr geschehen ist. Dadurch, daß 
sie den Konflikt bei Risiko ihres eigenen Unterganges aufgenommen hat, wies sie 
dem chilenischen Volk das Projekt einer neuen Freiheit, das mit dem Untergang der 
Unidad Popular keineswegs mitgestorben ist. Es lebt gerade durch den Tod der 
unzähligen Ermordeten. 

Das Bürgertum reagierte mit einem doppelten Haß, weil seine eigenen Vorstel- 
lungen von Menschenwürde und Freiheit sich dem chilenischen Volk als die Präsenz 
von Elend und Unterdrückung offenbarten, und weil im chilenischen Volk eine 
neue Idee von Freiheit und Menschenwürde entstand, die die Interessen dieses 
Volkes selbst in den Mittelpunkt des gesellschaftlichen Lebens s’:Ilten. Das chile- 
nische Bürgertum entschloß sich daher vom Moment der Regierungsübernahme 
durch die Unidad Popular an dazu, diese mit allen Mitteln zu zerschlagen und hatte 
daher keinen anderen Plan als den, die ganze Masse des Mittelstandes hierfür zu 
mobilisieren. 

Die Form, in der das Bürgertum und die Parteien der Opposition diesen 
Konflikt ins Auge faßten, schloß von vornherein die Bereitschaft aus, die Verfas- 
sungsmäßigkeit oder Gesetzlichkeit von Aktionen zur Basis der Konfliktlösung zu 
machen. Das Bürgertum wollte den Konflikt für alle Zeiten für sich entscheiden, mit 
oder ohne Verfassungsmäßigkeit. Da die Verfassung eine formale, bürgerliche Ver- 
fassung war, enthielt sie Keine ausdrückliche Option, weder für noch gegen das 
Bürgertum. Sie enthielt lediglich formale Normen der Konfliktlösung, die aus dem 
Mehrheitskriterium abgeleitet waren. Da aber die verfassungsmäßige Mehrheit auf 
der Seite der Unidad stand und bis zum letzten Regierungstag der Unidad 
Popular dort verblieb, konnte das Bürgertum überhaupt nur hoffen, den Konflikt 
durch Verfassungsbruch für sich entscheiden zu können. In dem Grade, in dem es 
gegen die Unidad Popular arbeitete, arbeitete es daher an der Vorbereitung dieses 
Verfassungsbruchs, da es sowohl im Besitz der Waffen als auch der ökonomischen 
Macht war. 

Die Unidad Popular hatte zwar das Recht auf ihrer Seite samt Verfassung und 
Gesetzlichkeit, aber sie hatte kaum Waffen und keine ökonomische Macht. Sie 
konnte sich nur auf ihre verfassungsmäßige Mehrheit stützen und war daher einem 
Bürgertum gegenüber wehrlos, für das die Verfassung längst ein Fetzen Papier war, 
das im äußersten Fall dazu diente, demagogische Vorwände zu liefern. Viel zu spät 
wurde es der Unidad Popular klar, ein wie großer Unterschied zwischen der Inneha- 
bung der Regierung und der tatsächlichen Macht besteht. Die Macht zu haben, hätte 
für die Unidad Popular bedeutet, fähig zu sein, ihr Regierungsprogramm durchzuset- 
zen. Auf Grund der Verfassung stand ihr diese Macht zu, aber diese Machtfrage 
wurde vom Bürgertum nicht auf der Basis der Verfassung gestellt. Das Bürgertum 
war sich völlig klar darüber, daß die Macht aus den Gewehrläufen kommt und 
bereitete sich daher darauf vor, sie sich mit dem Gewehr zu nehmen. So machte es 
weniger Fehler, obwohl es im Unrecht war. 
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Zur neueren Marxistischen Diskussion über die Analyse von Form und 
Funktion des bürgerlichen Staates 


Überlegungen zum Verhältnis von Politik und Ökonomie 


Bemhard Blanke, Ulrich Jürgens, Hans Kastendiek 


I Einleitung 
1. Vorbemerkung für den Abdruck unserer Arbeit in der Prokla 


Die folgende Arbeit wurde als’ Referat für den Kongreß der Deutschen Vereinigung 
für Politische Wissenschaft (1.-4. 10. 1973 in Hamburg) und zwar für die Arbeits- 
gruppe „Globalsteuerung‘‘ angefertigt. Das Generalthema des Kongresses lautete: 
„Politik und Ökonomie — Autonome Handlungsmöglichkeiten des politischen 
Systems“, 

Sowohl das Thema der Arbeitsgruppe als auch das allgemeine Kongreßthema 
haben die logische Struktur unserer Arbeit wesentlich bestimmt. Zentrale Fragestel- 
lungen waren für uns: 

1) Wie ist auf der Grundlage der Marxschen Theorie überhaupt die — bürgerlichem 
Gesellschaftsverständnis offensichtlich selbstverständliche — Trennung von ‚„Poli- 
tik“ und „Ökonomie“ einerseits als Mystifikation, als dem (auch wissenschaft- 
lichen) Bewußtsein inhärente äußerliche Entgegenstellung innerlich zusammenge- 
hörender Phänomene, zu kritisieren, andererseits als Realität separat organisierter 
und sich reproduzierender gesellschaftlicher Beziehungen zu erklären? 

2) Wie sind die Handlungsmöglichkeiten und -grenzen des Staates oder des „poli- 
tischen Systems“ in der kapitalistischen Gesellschaft in diesem doppelten Sinne zu 
bestimmen? 

Die Tatsache, daß diese Fragestellungen sich zwangsläufig ergeben müssen, 
wenn man sowohl die ältere als auch die neuere bürgerliche Staatsdiskussion durch- 
arbeitet (1), bedeutet aber nun keineswegs, daß wir uns damit schon das Ausgehen 
von der Marxschen Theorie verschenkt hätten. Wir sind im Gegenteil der Ansicht, 
daß eine materialistische Staatstheorie auf einer Kritik der bürgerlichen politischen 
Theorie basieren muß. 

Es läßt sich nämlich feststellen, daß auch die „Versuche der „Ableitung des 
Staates‘ in der neueren marxistischen Diskussion geprägt sind von stillschweigend und 
meist unreflektiert übernommenen und überkommenen „Vorstellungen“ vom 
„staat“, die in die scheinbar nur vom allgemeinen Begriff des Kapitals ausgehenden 
Ableitungsversuche einfließen, meinen, ohne jede Kenntnisnahme der umfang- und 
traditionsreichen Literatur zum Staat auskommen zu können. Auch und gerade 
dann fließen ‚Vorurteile‘ schon mit der Verwendung des Begriffes Staat in die 


j Vgl. hierzu unser Buch „Politikwissenschaft“, erscheint im Frühjahr 1975. 
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Analyse ein, deren Folgen erst im Detail zu entdecken und schwer zu kritisieren 
sind, weil die Autoren durch das schlichte Verleugnen der (bürgerlichen) wissen- 
schaftlichen Diskussion meinen, auch ihre ganz „privaten“, durch die Sozialisations- 
geschichte (Elternhaus, staatsbürgerlicher Unterricht, Teilnahme an Wahlen oder 
auch politischen Aktionen) bedingten Vorstellungen von Staat und Politik überwun- 
den zu haben. 

Versucht man dagegen jene „Hauptbedingungen‘“ (2) des bürgerlichen Staates 
herauszufinden, die sich auch in der bürgerlichen Staatstheorie als zentrale Pro- 
bleme niederschlagen, dann findet man durchgängig (3) einen „doppelpoligen Mit- 
telpunkt“ (4), um den sich das bürgerliche Staatsdenken seit den Klassikern der 
politischen Theorie dreht: Staatsgewalt (Souveränität, Exekutive, Staatsapparat 
etc.) einerseits und Recht (Gesetz, Gesetzgebung und „Parlamentarismus“, Recht- 
sprechung etc.) andererseits 

Wichtig für unsere Arbeit war die Feststellung, daß die Reflexionen über 
Staaisgewalt und Recht in der bürgerlichen Theorie (und Ideologie) im besonderen 
Maße vom Problem der Legitimation politischer Herrschaft geprägt ist, und daß die 
Entfaltung des funktionellen Zusammenhanges von Staatsgewalt, Recht und Gesell- 
schaft gerade dadurch verstellt ist, daß die Trennung von Politik und Ökonomie als 
undiskutierte Basisvorstellung in all diese Theorien eingeht. Erst mit dem Phäno- 
men, das gemeinhin „Staatsinterventionismus‘‘ genannt wird, wird die Ökonomie 
wieder zum Problem auch der bürgerlichen Staatstheorie (vor allem als externes 
Problem ‚staatlicher Planung‘‘), die nun allerdings die funktionellen „Restriktio- 
nen“ oder „Interdependenzen“ nicht mehr erklären kann. 

Auf der anderen Seite geht, das ist unser Eindruck, auch der Großteil der 
marxistischen Diskussion von einer spezifischen Beschränkung aus, die wir im fol- 
genden noch ausführlich referieren und kritisieren werden, deren Kernproblem wir 
aber hier schon andeuten wollen, weil es in der Rezeption und Kritik unseres 
bislang auf dem ‚grauen Markt“ kursierenden Papiers immer wieder auftauchte. 

Unter „Politik“ wird im allgemeinen stets schon der komplette bürgerliche 
Staat mit den daraus sich herleitenden Formen der Interessen- und Machtkämpfe, 
vor allem auf Grundlage der dem Kapital eigenen Wiedersprüche zwischen den 
einzelnen Kapitalen einerseits und zwischen Lohnarbeit und Kapital andererseits 
verstanden. Die Grundform von.Politik, nämlich die Auseinandersetzung um und 
die Festlegung von Rechtsbeziehungen wird mit dem schnellen Sprung in die voll 
ausgebildete kapitalistische Klassengesellschaft einfach übersehen. Dadurch erhält 
das Recht jedoch in der marxistischen Diskussion allzu leicht einen bloß instrumen- 
tellen Charakter, der sowohl in der Richtung von reformistischen als auch von, das 
Recht nur als Schein, als Ideologie, als Verschleierungsform begreifenden Vorstel- 


2 Karl Marx, Das Kapital, Band III, MEW 25, S. 800. Marx verwendet hier den Begriff 

„Hauptbedingungen“ für die „ökonomische Basis“. Wir meinen, daß es solche Hauptbe- 

dingungen (grundlegende funktionale Erfordernisse) auch in bezug auf andere Formen 

der Vergesellschaftung im Kapitalismus gibt. 

Vgl. Blanke/Jürgens/Kastendiek, „Zur Kritik der Politikwissenschaft“ 

4 Peter von Oertzen, Die soziale Funktion des staatsrechtlichen Positivismus, Frank- 
furt 1974 (1953), 8.63 
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lungen auch praktische Fehlschlüsse produzieren kann (5). Die theoretischen Fehl- 
schlüsse, die sich aus unserer Analyse widerlegen lassen müßten, wollen wir hier nur 
kurz in Gestalt einiger wesentlicher Einwände gegen unsere Analyse auflisten. 


Einwand 1: Unser Betonen der „Formanalyse‘ sei insofern eine Tautologie, als es 
ohnehin selbstverständlich sei, daß die Verhältnisse der Menschen unter den Bedin- 
gungen der kapitalistischen Produktion „kapitalbestimmte Formen“ erhalten. Des- 
halb sei die Trennung von Formanalyse und historischer Analyse falsch. „Demge- 
genüber ist davon auszugehen, daß die Herausbildung spezifischer Staatsfunktionen 
ja nichts anderes bedeutet als die Formierung des Staates und somit eigentlicher 
Gegenstand einer Formanalyse zu sein hätte“ (6). Ähnlich liegt ein Einwand, der 
zwar im Prinzip uns zustimmt, aber sogleich von Organisationsformen des Staates 
spricht (7). 

“Uns kam es jedoch in der Tat darauf an, das, was auch in der allgemein 
gängigen bürgerlichen Theorie als „Staatsformen“ begriffen wird, nämlich spezi- 
fische Organisationsstrukturen des bürgerlichen Staates, analytisch von der Form 
Staat zu trennen. Zunächst galt es zu untersuchen, warum überhaupt auf der Basis 
der kapitalistischen Warenproduktion bestimmte gesellschaftliche Beziehungen 
nicht durch die von Marx entwickelten allgemeinen Formen der Kapitalreproduk- 
tion gestaltet und geregelt werden, sondern ganz spezifische Formen annehmen, wie 
Recht und Politik. Hierzu mußte unterschieden werden zwischen den historisch 
wechselnden Organisationsformen (d.h. z.B. Verfassungen, Bürokratien und ande- 
ren Typen von Administration) und jenen Grunderfordernissen der Reproduktion 
der kapitalistischen Gesellschaft, die sich in der Notwendigkeit außerökonomischer 
Formen niederschlagen. Erst wenn diese entwickelt sind, ist es möglich, in der 
empirischen Verschiedenheit der Herausbildung des bürgerlichen Staates eine allge- 
meine, allen kapitalistischen Gesellschaften gemeinsame Tendenz zu entdecken und 
sie in Beziehung zu setzen zu den historisch wie regional verschiedenen Traditionen, 
Verfassungstypen, Politiktypen etc. Es ist uns klar, daß unsere Analyse in dieser 
Richtung noch nicht abschließend geleistet ist, daß vielmehr auch in den „poli- 
tischen Systemen“ noch Momente herauszuarbeiten sind, die allgemeinen Charakter 
haben (7a). Wir betrachten jedoch unsere Arbeit als Rahmen einer solchen Analyse. 


5 Vgl. Jürgen Seifert, Verrechtlichte Politik und die Dialektik der marxistischen Rechts- 
theorie, in: Kritische Justiz, Heft 2, 1971, S. 185-200, S. 195 ff. 

6 Anmerkungen zum Papier von BJK, Bielefelder Seminarpapier, 3. Wir beziehen uns im 
folgenden auf einige schriftliche Beiträge, in denen Einwände gegen unsere Analyse 
vorgetragen wurden. Diese Einwände sind jedoch in vielen Diskussionen ebenfalis vorge- 
iragen worden, die jedoch schwer „zitierbar“ sind. Wir hoffen, daß das Auflisten der 
Einwände und das Zitieren von Papieren dazu führt, daß in der PROKLA demnächst über 
die von uns und anderen angeschnittenen Probleme eine ausführliche Staatsdiskussion 
stattfindet. 

7 Heide Gerstenberger, Klassenkampf, Konkurrenz und Staatsfunktionen, Man., Juli 1974, 
S.2-5 

7a Vgl. die nach wie vor wichtige Arbeit von Johannes Agnoli, Transformation der Demo- 
kratie, Berlin 1967 
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Dies gilt vor allem für die Untersuchung jener „Bahnen“ und Institutionen (8), in 
denen sich im allgemeinen in der bürgerlichen Gesellschaft Erfordernisse (Funk- 
tionen) des kapitalistischen Reproduktionsprozesse, die einer Organisation durch 
die außerökonomische Zwangsgewalt bedürfen, als /nteressen durchsetzen und einer 
politischen Lösung zugeführt werden. 


Einwand 2: Wir seien von der „einfachen Warenzirkulation“ ausgegangen, in der 
noch gar keine Notwendigkeit für eine außerökonomische Zwangsgewalt bestünde. 
Dort nämlich sei a) die ‚Identität von Arbeit mit dem Eigentum am Resultat der 
Arbeit‘ vorausgesetzt und b) fielen „die Sphäre der Sachgesetzlichkeit und indivi- 
duelles Handeln zusammen“ .Erst mit der Tendenz des Kapitals , die Existenz der 
Lohnarbeiter zu vernichten — und hier wird der Kampf um den Normalarbeitstag 
zitiert — entstünde der Kampf um die jeweiligen „Rechte“. Von da ab seien somit 
Recht ebenso wie die Gewalt, die es garantiert, als kapitalbestimmte Formen zu 
entwickeln (9). Wie aus „Rechten“, d.h. Vorstellungen über berechtigte Bedürf- 
nisse, die Form des Rechts abzuleiten ist, bleibt dann allerdings unerklärbar, weil 
die Vorstellung, daß um „Rechte“ zu kämpfen sei, diese Form voraussetzt. Ein 
ähnlicher Einwand (9a) ist der Ansicht, daß Recht und Staat nur aus dem Wider- 
spruch zwischen Tauschwert und Gebrauchswert, zwischen der Kapitalreproduktion 
und ihren Tendenzen entgegenstehenden Bedürfnissen der Arbeiter zu entwickeln 
seien. Diese Einwände übersehen u. E. zwei zentrale Punkte: 

(1) Auch in der „einfachen Warenzirkulation‘ agieren nicht die Waren oder das 
Geld, sondern die Menschen. Das Argument, diese seien nur die Charaktermasken 
ökonomischer Kategorien, übersieht den Stellenwert dieses Marxschen Arguments: 
mit dem Nachweis, daß die „Handlungen“ der Personen funktionale Beziehungen 
der gesellschafilichen Reproduktion sind, ist noch nichts darüber ausgesagt, in 
welcher Form die Menschen dazu gebracht werden, sich funktional zu verhalten. 
Das geschieht sicher nicht nur über das Recht, sondern auch über Konventionen, 
Bewußtseinsformen etc. Die wesentliche ist jedoch die Rechtsform. Diese ist eine 
notwendige Form, weil sich die gesellschaftlichen Zusammenhänge in der kapitali- 
stischen Warenproduktion zwar als verdinglichte (‚objektive‘) Zwänge durchsetzen, 
ihre Durchsetzung jedoch individueller („subjektiver“) Handlungen bedürfen. Dies 
sagt noch nichts aus über einen „Handlungsspielraum“ für Abweichungen, Korrektu- 
ren etc., wie er als Vorstellung dem bürgerlichen Denken (speziell einer Soziologie, 
die auf dem Begriff des „sozialen Handelns“ aufbaut) zugrundeliegt. 

Am Prozeß des Tausches, von dem gesagt wird, daß in ihm Sachgesetzlichkeit 
und individuelles Hardeln zusammenfielen, läßt sich zeigen, wie der gesellschaft- 
liche Zusammenhang, gerade weil er sich erst nachträglich herstellt, der individuel- 
len Handlung bedarf, in der er sich sowohl umsetzt als auch als „objektiver“ Zusam- 
8 Gerstenberger, a. a. O.,8. 12 ff. 

9 Protokoll einer Seminardiskussion in Bremen (Peter Döppel, Claus Schroer); Seminarpa- 
pier in Berlin 
9a Richard Stöß, Zur Rolle politischer Parteien im Prozeß der gesellschaftlichen Reproduk- 


tion des Kapitalismus in der BRD, Man., Febr. 1974 (erscheint demnächst in der Politi- 
schen Vierteljahresschrift) 


54 


menhang überindividuell anerkannt wird. Daß Marx bei der Analyse der „einfachen 
Zirkulation“ gerade von diesem Problem abstrahiert, um den Schleier subjekti- 
vistischer Vorstellungen (wie sie z. B. in der bürgerlichen Nutzen- und Preistheorie 
immer noch als „Wissenschaft“ existieren) zu zerstören, sagt noch nicht, daß dieses 
Problem nicht existiert! 

Um den Menschen die Anerkennung der Formen, in denen sich das Wertge- 

setz durchsetzt, abzuverlangen, bedarf es über die Sanktionsinstanz Geld hinaus 
bestimmter Formen, die auf die Menschen als „handelnde Subjekte“ zugeschnitten 
sind, und in denen zugleich die Mystifikation der individuellen Handlungs-, d.h. 
Willensfreiheit, wie auch die Realität des gesellschaftlichen Zwangszusammenhanges 
gesetzt sind. Dies ist die Rechtsform und die das Recht garantierende außerökono- 
mische Zwangsgewalt. 
(2) Die einfache Warenzirkulation wird in der Kritik unserer Analyse als Phase vor 
der Kapitalproduktion interpretiert. Demgegenüber muß betont werden, daß die 
Formen der einfachen Zirkulation, die Marx im Kapital entwickelt, allgemeine For- 
men der kapitalistischen Produktion sind. Und die dann noch richtige Gegenüberstel- 
lung ist die von allgemeiner, „einfacher“ Zirkulation und Kapitalzirkulation als 
Phasen des Kapitalkreislaufes, der sich allerdings in den Formen der einfachen 
Zirkulation (Ware, Geld) vollzieht. Auf die damit für die Staatsanalyse gegebenen 
Probleme gehen wir in unserem Text näher ein. 


Einwand 3: Unsere Behauptung, die außerökonomische Zwangsgewalt könne sich 
als außerökonomische nur mittels der Grundformen Recht und Geld auf den Repro- 
duktionsprozeß des Kapitals beziehen, gehe an der „Realität des Staatsinterven- 
tionismus“ vorbei. (9b) 

(1) Nun wird dann meist nie gesagt, welche anderen Formen noch denkbar sind. 
Denn selbst wenn sich ein gewaltiger Staatsapparat herausgebjldet hat, mit den 
verschiedensten Bezügen zum Reproduktionsprozeß, so darf man doch nicht Orga- 
nisationsformen der Staatstätigkeit oder „Interventionsmethoden“, die gar nicht 
mehr in der Form des Staates, sondern als „Staatsbetrieb‘ oder privatrechtlicher 
Verband (z.B. Messegesellschaften u. a.) oder privatrechtliches Unternehmen (9c) 
organisiert sind, mit deren Wirkung, &. h. dem funktionalen Bezug und der jeweili- 
gen Vermittlungsform zum Reproduktionsprozeß des Kapitals verwechseln. 

Bei solchen Organisationsproblemen oder „Interventionsmethoden“ ist unse- 
res Erachtens der vermittelte Bezug auf den Reproduktionsprozeß nur dann über- 
sprungen, wenn „Staatstätigkeiten“ sich in den sachlich-ökonomischen Formen des 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses organisieren und damit unmittelbar der 
Bewegung der Kapitalakkumulation ausgesetzt sind (dann aber ist es z.B. völlig 
nebensächlich, daß der Staat Teile des Aktienbesitzes von VW übernommen hat; die 


9b Gerstenbergerger, a. a. O.; dieser Einwand ist besonders häufig. Er geht u. E. von einer 
Art „Phänomenologie“ der Staatstätigkeit aus, ohne im einzelnen Funktion und Form 
dieser Staatstätigkeit zu prüfen. 

9c Vgl. zur juristischen Diskussion um die Organisationsformen staatlicher Tätigkeit Ulrich 
K. Preuß, Zum staatsrechtlichen Begriff der Öffentlichkeit, Stuttgart 1969 
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Krise der Automobilindustrie kann er darüber nicht lösen). Daß es allerdings 
„staatstätigkeiten“ gibt, deren Vermittlungsformen zum Reproduktionsprozeß für 
uns im einzelnen noch ungeklärt sind (wie z.B. der Ausbildungssektor, oder, 
juristisch gesehen, die Tätigkeit öffentlich-rechtlicher Körperschaften), zeigt, daß es 
wichtig ist, im einzelnen die Zunahme von Funktionen, die einer staatlichen Organi- 
sation bedürfen, zu analysieren und ihren jeweiligen Bezug zum Reproduktionspro- 
zeß aufzudecken. Das gilt vor allem für die Frage der „allgemeinen Produktionsbe- 
dingungen“, die wir nicht näher behandelt haben, weil sie unseres Erachtens für die 
Diskussion der Form Staat nicht relevant sind (9d). 

(2) Die Forderung nach Analyse und Darsteilung im einzelnen bezieht sich auch auf 
die Trennung von Systemgrenze und Täfigkeitsgrenze des bürgerlichen Staates, die 
wir in unserem Beitrag vorgenommen haben. Diese Trennung ist mißverständlicher- 
weise in der Kritik an unserer Arbeit mit der „Trennung“ von logischer und histo- 
rischer Analyse gleichgesetzt worden. Einerseits haben wir sicher diesem Mißver- 
ständnis durch die Konzentration auf die Formanalyse Vorschub geleistet, zum 
anderen sollte aber deutlich werden, daß wir die Trennung in dem Unterschied von 
allgemeiner Formanalyse und besonderer Analyse der Herausbildung von Staats- 
funktionen und deren jeweils spezifischer Bedingtheit durch den und Vermittlung 
zu dem kapitalistischen Reproduktionsprozeß ansetzen. Solche Staatsfunktionen 
können „allgemein“ sein in dem Sinne, daß sie eine in alien kapitalistischen Län- 
dern jeweils im Durchschnitt gegebene Konstellation von Kapitalakkumulation und 
Klassenkämpfen ausdrücken und nicht schon mit dem allgemeinen Begriff des Kapi- 
tals gesetzt sind. Diese besonderen Strukturen haben wir — unter dem Blickwinkel 
der Frage nach der „Autonomie“ und den „Handlungsmöglichkeiten“ des bürger- 
lichen Staates im Begriff der Tätigkeitsgrenze gefaßt. Unserer Ansicht nach kann 
nur mit der Analyse besonderer, historisch gegebener, aber als Durchschnittsbedin- 
gungen allgemein für alle kapitalistischen Gesellschaften auf einer jeweiligen Ent- 
wicklungsstufe existierender Strukturen jene Kluft überwunden werden, die 
zwischen der Analyse der „Hauptbedingungen“ und der Analyse der „empirisch 
gegebenen Umstände“ besteht (9e}. Von einer Darstellung, die die Entwicklung des 
Kapitalismus in den letzten 200 Jahren in ihren allgemeinen Zügen in sich aufge- 
nommen hätte, sind wir alle jedoch noch meilenweit entfernt. Als Fortsetzung 
unserer Analyse ergibt sich deshalb das Problem, Systemgrenze und Tätigkeits- 
grenze theoretisch zwingender zu vermitteln, als wir es bislang geleisiet haben. 

Wir haben in diesen Vorbemerkungen nur die wesentlichen Einwände behan- 
delt, die uns bekannt geworden sind. Im übrigen wollen wir das Manuskript in seiner 
Fassung vom Oktober 1973 hier zur Diskussion stellen, wobei einige redaktionelle 
Veränderungen vorgenommen wurden. Auf Publikationen, die seitdem erschienen 
sind, konnten wir nicht mehr eingehen. Uns schien es auch zunächst wichtiger, daß 
unsere Arbeit überhaupt der allgemeinen und öffentlichen Diskussion zugänglich 
gemacht wird. (Juli 1974) 


94 Vgl. im übrigen Dieter Läpple, Staat und aligemeine Produktionsbedingungen, Grundla- 
gen zur Kritik der Infrastrukturtheorien, Berlin 1973 
ge MEW 25, 800 
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2; Probleme der neueren marxistischen Staatsdiskussion 


a) Die Trennung von Politik und Ökonomie (Staat und Gesellschaft) im Kapitalis- 
mus scheint so unmittelbar einsichtig und selbstverständlich zu sein, daß es sich 
fragt, was mühsame und „sophistische‘““ begriffliche Anstrengungen leisten sollen, 
welche versuchen, die Genese dieser verschiedenen „Sphären“ bzw. „Systeme“ ab- 
zuleiten, anstatt sich gleich um die spezifischen Vermittlungen oder ‚‚Interdepen- 
denzen“ zu kümmern und an die empirische Forschung zu gehen. 

Wir meinen jedoch — und das ist Konsens unter den Marxisten —, daß es sehr 
wohl notwendig ist, die Genese dieser „Trennung“ nachzuvollziehen, weil nur in 
einer solchen Erklärung zugleich der Ansatz für eine nicht nur äußerliche Analyse 
der Beziehungen, sondern für eine Analyse der spezifischen inneren Vermittlungen 
zwischen diesen „Sphären“ bzw. „Systemen“ gefunden werden kann. 

Wie kann oder muß eine solche Erklärung verlaufen? In bürgerlichen Staats- 
theorien (juristischer oder soziologischer Herkunft) findet man im wesentlichen 
zwei Erklärungsschemata (,‚normative‘“ wollen wir vernachlässigen): 

1. Ein historisch-typologisierendes (etwa bei Weber, Heller u. a.): Die selbst- 
verständlich gewordene Trennung von „Staat“ und „Gesellschaft“ (oder anderen 
gesellschaftlichen „Bereichen‘“) wird zunächst historisch nachgezeichnet. Der Staat 
ist dann als „moderner“ Ergebnis eines historischen Prozesses, und als solches Ent- 
wicklungsresultat kann er typologisch verallgemeinert werden. 

2. Bin funktionales (wie schon implizit bei den oben erwähnten Autoren, vor 
allem aber im soziologischen Funktonalismus (10)): Eine oder mehrere Funktionen 
werden rekonstruiert, die der Staat (oder das politische System, oder „Politik“ als 
solche) für andere Bereiche von sozialen Systemen oder im Kontext sozialer 
Systeme erfüllt. Mit dieser Funktion wird seine Existenz erklärt. Man kann wohl, 
ohne zu simplifizieren, die „Fällung verbindlicher Entscheidung“ als solchen An- 
sätzen durchgängig gemeinsame Funktionsbestimmung identifizieren. Diese Funk- 
tion wird für alle Arten menschlicher Vergesellschaftung angenommen, von den 
Primitiven bis zur industriellen Gesellschaft. Inhaltlich deckt sich diese Funktion 
mit dem in historisch-typologisierenden Erklärungen zentralen Souveränitätsbe- 
griff (11). 

Will die marxistische Staatstheorie nicht den Fehler wiederholen, „sich auf 
den Standpunkt der fertigen Phänomene“ zu stellen (12) und abstrakte, ahisto- 
rische Definitionen zum Ausgangspunkt ihrer Erklärung zu nehmen, so kann sie sich 
nicht damit begnügen, die Existenz einer Institution bzw. Sphäre „Staat“ zu konsta- 


10 Zu den verschiedenen Strömungen, Funktionsbegriffen und Rekonstruktionslogiken des 
Funktionalismus vgi. rreuerdings Günther Schmid, Funktionsanalyse und politische Theo- 
rie. Funktionalismuskritik, politisch-ökonomische Faktorenanalyse, genetisch-funktio- 
nale Systemtheorie, Düsseldorf 1973 

1i Als Beispiel mag die Analyse der „gesellschaftlichen Funktion des Staates‘ in der durch 
ihre Verbindung von historischer, soziologischer und staatsrechtlicher Forschung beein; 
druckenden Staatslehre von Hermann Heller dienen. In: ders., Staatslehre, Leiden 1963 
(1934), 5. 199 ff. 

12 Karl Marx, Das Kapital, Bd. I, 24, 5. 218 


57 


tieren, sondern muß deren Notwendigkeit aus bestimmten Erfordernissen der kapita- 
listischen Gesellschaft begründen. Diese Erfordernisse sind allgemein von Marx im 
„Kapital“ entwickelt worden, und eine „Ableitung“ des Staates muß hier ansetzen. 
Bei aller Arbeit am allgemeinen Kapitalbegriff (13) ist esjedoch wichtig, das theore- 
tische Ziel im Auge zu behalten, nämlich die begriffliche Rekonstruktion des emnpi- 
rischen, historisch-konkret vorfindlichen Staates jeweils spezifischer bürgerlicher 
Gesellschaften. 

Die Ableitung des Staates aus den Marxschen allgemeinen Kategorien des 
Kapitals stößt jedoch auf erhebliche methodische Schwierigkeiten. Es ist in der 
marxistischen Diskussion bisher weder eindeutig geklärt, in welcher Weise die von 
Marx theoretisch rekonstruierte „Logik“ der kapitalistischen Gesellschaft zur Ana- 
lyse historischer und konkreter Eıscheinungsformen „anwendbar“ ist, wie über- 
haupt das Verhältnis zwischen logischer und historischer Analyse genau zu bestim- 
men ist (14), noch ist klar, von welchem Punkt bzw. von welchen Punkten des 
„Kapital im allgemeinen“ die Ableitung des bürgerlichen Staates auszugehen hat. 


b) Wir haben gesagt, daß es um die Theoretische Rekonstruktion des empirisch 
vorfindlichen bürgerlichen Staates geht. Um zu vermeiden, daß unsere folgenden 
Ausführungen als reine Begriffsscholastik verstanden werden, wollen wir kurz die- 
jenigen Fragen skizzieren, die sich der neueren marxistischen Staatsdiskussion zu- 
nächst gestellt haben, und zwar bevor versucht wurde, zur Beantwortung dieser 
Fragen direkt auf das Marxsche „Kapital“ zurückzugreifen. 

Es waren vor allem Auseinandersetzungen mit bestimmten historischen Pha- 
sen der kapitalistischen Gesellschaft, insbesondere mit dem Faschismus, sowie mit 
verschiedenen offensichtlichen Problemen der Arbeiterbewegung in der Einschät- 
zung von Maßnahmen des bürgerlichen Staates (wie der Sozialpolitik, allgemeiner: 
des „Sozialstaates“), welche das „Staatsproblem“ wieder aktuell werden 
ließen (15). Aus diesen Auseinandersetzungen ergaben sich im wesentlichen zwei 
Fragenkomplexe, die sich auf den behaupteten instrumentellen Charakter des Staa- 
tes beziehen: 

(1) Wenn man den Staat unmittelbar als Ausschuß zur Wahrung von Kapitalinter- 
essen begreift, wie sind dann Phasen in der Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft 


13 Zum Begriff des „Kapital im allgemeinen“ vgl. R. Rosdolsky, Zur Entstehungsgeschichte 
des Marxschen ‚Kapital‘, 2 Bde., Frankfurta.M. 1968, insbes. Bd. I, 5.61 ff.; sowie 
H. Reichelt, Zur logischen Struktur des Kapitalbegriffs bei Marx, Frankfurt a.M. 1970 

14 Zum Verhältnis logischer und historischer Analyse vgl. insbesondere J. Zeleny, Die Wis- 
senschaftslogik bei Marx und ‚Das Kapitel‘, Berlin/DDR 1968, insbes. S. 103 ff. 

15 Das „Staatsproblem“ ist — grob gesprochen — in drei Phasen aktuell gewesen: bei der 
Diskussion um das Programm der deutschen Sozialdemokratie im 19, Jahrhundert; in der 
russischen Revolution (Lenin: „Staat und Revolution‘); in der deutschen Sozialdemo- 
kratie der 20er Jahre und angesichts des Faschismus. Dies sind Phasen, aus denen auch 
‚Fundstellen‘ von Staatsdiskussionen (die in Deutschland im wesentlichen relevant ge- 
worden sind) vorliegen. Die Aktualität der neueren Staatsdiskussion resultierte haupt- 
sächlich aus Erfahrungen, welche die außerparlamentarische Protestbewegung vor allem 
mit dem Repressionscharakter des bürgerlichen Staates gemacht hatte und die sie nach 
den verschiedensten Seiten hin theoretisch zu verarbeiten suchte. 
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zu erklären, in denen „der Staat“ (scheinbar) unabhängig von oder gegen Interessen 
des Kapitals agierte? Diese um das Schlagwort von der „Verselbständigung des 
Staates‘ sich entwickelnde Debatte (16) ist noch keineswegs beendet. Aus ihr ergibt 
sich die zentrale Frage: Wie vermittelt sich die Herrschaft des Kapitals über den und 
im Produktionsprozeß in die „Sphäre der Politik“ und in die Institution Staat; wie 
ist das Verhältnis der Bourgeoisie als Klasse zu ihrem Staat? 

(2) Wenn der Staat als Instrument der Klassenherrschaft begriffen wird, wie sind 
dann Maßnahmen zu interpretieren, die durch den oder mittels des Staates zugun- 
sten der Arbeiterklasse durchgeführt werden? Auch diese unter dem Schlagwort des 
„sozialstaats‘“ geführte Debatte (17) ist keineswegs abgeschlossen. Sie kann es um 
so weniger sein, als hierin nahezu alle strategischen Probleme der Arbeiterbewegung 
(Reformismus, Revisionismus) eingeschlossen sind. Aus dieser Diskussion ergibt sich 
die zentrale Frage: Wie vermitteln sich Aktionen der Arbeiter (worunter hier noch 
nicht einmal die ‚Klasse für sich“ zu verstehen ist) in die „Sphäre der Politik“; 
verändern politische Siege der Arbeiterklasse (z. B. in Wahlen) eine wie immer zu 
begreifende Qualität des Staates als Klassenstaat, so daß sich ein Funktionswandel 
des bürgerlichen Staates zum Instrument gesellschaftlicher Veränderung zugunsten 
der beherrschten Klassen herausbilden kann? 

Negativ Könnte die Frage so formuliert werden: Ist die Tätigkeit des bürger- 
lichen Staates in Bezug auf die Arbeiterklasse Betrug, Manipulation, bloße Ver- 
schleierung seiner „eigentlichen“ Klassenfunktion; und beruht die Affinität der 
Arbeiterbewegung zum Staat auf einer schlichten Illusion über dessen Charakter? 


c) Wir wollen diese Fragen hier nicht beantworten, halten es aber für sehr wichtig, 
daß nicht in Vergessenheit gerät, was bei einigen neueren Theorieversuchen manch- 
mal unter den Tisch zu fallen scheint: daß nämlich solche empirischen Probleme 
und politischen Fragen die marxistische Staatsdiskussion bestimmen (müssen). Wir 
wollen auch keine neue Variante marxistischer Staatsableitung entwerfen — öder 


16 Neu aufgekommen ist die Debatte Mitte der 60er Jahre. Vgl. die Kontroverse in der 
Zeitschrift Das Argument (Nr. 41, 47) und neuerdings: Niels Kadritzke, Faschismus als 
historische Realität und als unrealistischer Kampfbegriff, in: Probleme des Klassen- 
kampfs, Nr. 8/9, 1973, 8.103 ff.; Alfred Sohn-Rethei, Ökonomie und Kiassenstruktur 
des deutschen Faschismus, Frankfurt a. M. 1973. — Die Diskussion um die ‚Verselbstän- 
digung des Staates‘ knüpfte an die Marxschen Schriften über die Entwicklung im bona- 
partistischen Frankreich an. Vgl. auch Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik der proletari- 
schen Partei. Marxsche Kiassenanaiyse Frankreichs von 1848-71, Berlin 1972. Die dort 
entwickelten allgemeinen Staatsbestimmungen stammen jedoch nicht aus den ‚Frank- 
reich-Schriften‘. Hierzu siehe weiter unten in diesem Beitrag. 

17 Vor allem Christel Neusüß/Wolfgang Müller, Die Sozialstaatsiltusion und der Widerspruch 
von Lohnarbeit und Kapital, in: Sozialistische Politik, 2. Ing. 1970 (neu aufgelegt in: 
Probleme des Klassenkampfs, Sonderheft 1, 1971). Dieses Problem scheint auch der 
eigentliche Ausgangspunkt der Analyse von Flatow/Huisken zu sein, was allerdings so 
sehr in einer „Staatsableitung“ versteckt ist, daß man Mühe hat, diesen roten Faden zu 
entdecken. Vgl. vor alleın S. 126 f. des Aufsatzes: Zum Problem der Ableitung des 
bürgerlichen Staates, in: Probieme des Klassenkampfs, Nr. 7, 1973, S. 83 ff. — Natürlich 
hat es die Diskussion um den Sozialstaat schon früher gegeben. Wir meinen hier die 
marxistische Diskussion. 
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die verschiedenen früheren Antworten auf die erwähnten Fragen zusammenfassen, 
um ihnen ihren jeweiligen Ort innerhalb einer solchen Theorie zu geben. Unsere 
Intention ist vielmehr, einen Rahmen abzustecken für eine systematische Analyse 
des bürgerlichen Staates. 

Diese Analyse muß zweierlei vermeiden: 
(1) mit der Ausgangskategorie implizit schon alle Fragen zu beantworten, also einen 
Staatsbegriff an den Anfang zu stellen, der nur noch auf seine Bestimmungen hin 
„entfaltet“ zu werden braucht; 
(2) sich bei der Ableitung des Staates auf den allgemeinen Begriff des Kapitals zu 
beschränken, wie er von Marx dargestellt wurde, und Geschichte und Empirie als 
außerhalb des Begriffs zu betrachten und nurmehr als Modifikationen in die Ana- 
lyse hineinzunehmen. 


I. „Allgemeiner Begriff des Staates‘ und allgemeiner Begriff des Kapitals 
1. Der ‚allgemeine Begriff“ des bürgerlichen Staates 


In der neueren marxistischen Staatsdiskussion ist es üblich geworden, von einem 
„allgemeinen Begriff“ des bürgerlichen Staates auszugehen, selbst dort, wo aus 
methodischen Gründen eine solche „Setzung“ gerade abgelehnt wird (18). Dieser 
allgemeine Begriff scheint mit den Bestimmungen gegeben zu sein, die Marx und 
Engels in der „Judenfrage‘“, der „Kritik des Hegelschen Staatsrechts‘“ und der 
„Deutschen Ideologie“ im Prozeß der Hegelkritik verwenden. Solche Bestimmungen 
sind: Staat als „neben und außer“ der bürgerlichen Gesellschaft stehende Einrich- 
tung; „Verdoppelung der Gesellschaft in Gesellschaft und Staat“; „das illusorische 
‚Allgemein‘-Interesse als Staat‘. Sie lassen sich zusammenziehen zu der Vorstellung 
von der „Zusammenfassung der bürgerlichen Gesellschaft in der Form des Staates“, 
wobei als Ursache dieser notwendigen Zusammenfassung der der bürgerlichen Ge- 
sellschaft eigene Widerspruch zwischen den „allgemeinen bzw. gemeinschaftlichen 
und den besonderen Interessen“ gesehen wird. Der Staat wird begriffen als eine von 
-. der Gesellschaft abgesonderte Form, in der das allgemeine Interesse gewahrt oder 
- verwaltet wird (19). 


“18 Direkt von einem solchen allgemeinen Begriff des Staates gehen unter anderem Joachim 
Hirsch, Elemente einer materialistischen Staatstheorie, in: Braunmühl u. a., Probleme 
einer materialistischen Staatstheorie, Frankfurt a. M. 1973, S. 199 ff, und Klaus Funken, 
Überlegungen zu einer marxistischen Staatstheorie, a. a. O., 8. 92 ff. aus; indirekt, jedoch 
entgegen ihren eigenen methodischen Prämissen Flatow/Huisken, a. a. O., S. 95 

19 Flatow/Huisken, a.a. ©., S.12i Neben den Frühschriften werden in der marxistischen 
Staatsdiskussion häufig zitiert: 
(1) Engels Schriften „Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft 
(MEW 19); „Anti-Dühring‘“ (MEW 20); „der Ursprung der Familie, des Privateigentums 
und des Staates“ (MEW 21). Bei der Engelsrezeption muß beachtet werden, daß Engels 
in seinen Schriften den Staat als Klassenstaat faßt und gerade diese unmittelbare Bestim- 
mung in der neueren Diskussion vermieden wird, weil sie auf die in der Einleitung zu 
unserem Beitrag skizzierten Fragen führt. Andererseits enthalten die Engelsschen Schrif- 
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a) Wir kritisieren zunächst, daß die Bestimmung „abgesonderte Form‘ trotz ihrer 
häufigen Verwendung nicht mehr reflektiert wird und zur Floskel verkommt. Mehr 
noch: Der Nachweis der „Besonderung“ wird weitgehend mit einer Ableitung des 
Staates verwechselt. Als ein Beispiel für viele: 


„in der mit der historischen Entwicklung einer Gesellschaft arbeitsteilig produzierender Waren- 
produzenten sich herstellenden Besonderung des Staates als illusorischer und widersprüchlicher 
Verkörperung des gesellschaftlichen Allgemeinen, beruhend auf einem System formeller persön- 
licher Unabhängigkeit bei gleichzeitiger sachlicher Abhängigkeit, finden wir die allgemeinste 
Formbestimmung des bürgerlichen Staates‘ (20). 


Selbst wenn gesagt wird, es handele sich hier nur um die ‚„allgemeinste Formbestim- 
mung“ des bürgerlichen Staates, die gewissermaßen noch ganz „leer“ ist und erst 
stufenweise „konkretisiert“ (21) werden muß, so ist doch kritisch aufzuzeigen, daß 
es sich bei den aus den „Frühschriften“ aufgegriffenen Staatsbestimmungen um 
einen bestimmten, inhaltlich bereits gefüllten Staatsbegriff handelt. 

Marx und Engels entwickeln dort den Staat im wesentlichen in der Hegel- 
schen Begrifflichkeit — wenn auch in anderer Konsequenz als Hegel — aus der durch 
das Privateigentum gesetzten Selbstzerrissenheit der bürgerlichen Gesellschaft (22). 
Der Staatsbegriff, mit dem wir es hier noch zu tun haben, ist aber weiterhin ein 
spezifisch ‚juristisch‘, wesentlich moral- und rechtsphilosophisch gefaßter Begriff. 
Die Gegenüberstellung von Allgemeinem und Besonderem, Öffentlichem und Priva- 
tem, ist der Grundbestand klassischer bürgerlicher, naturrechtlich durchtränkter 
Staatstheorie seit Hobbes und Locke. In dieser Theorie wird das bürgerliche Subjekt 
zwar als „Privateigentümer“ begriffen (besonders bei Locke), aber keineswegs in 
seiner ökonomischen Bestimmtheit auf der Basis der kapitalistischen Produktion, 
sondern als Rechtssubjekt. Dieser Inhalt des Privateigentum-Begriffs steht im Ge- 
samtzusammenhang der bürgerlichen Klassik und kennzeichnet ihren Versuch, eine 
legitime Herrschaftsordnung zu begründen (23). Die erwähnten Formulierungen wie 


ten auch eine Bestimmung des Staates als Ordnungsgewalt (Ursprung... ), die auf die 
Frage nach dem „Allgemeinen“ des Staates hinführt, welche in der neueren Diskussion 
eher mit den Formulierungen aus den Frühschriften angegangen wird. 
(2) Das „Kommunistische Manifest“ (MEW 4) und die „Kritik des Gothaer Programms“ 
(MEW 19). Hier wird der Staat als „politischer“ Staat zwar auch als Klassen-, jedoch als 
öffentliche Gewalt bezeichnet. In der „Kritik des Gothaer Programms‘ gibt Marx nur 
noch an, daß die verschiedenen Staaten in den existierenden kapitalistischen Gesellschaf- 
ten „gewisse wesentliche Charaktere‘ gemein haben. Dieter Läpple, Staat und allgemeine 
Produktionsbedingungen, knüpft an diesen Bestimmungen an und kommt zu einer ähnli- 
chen Ableitung wie wir. Er verbindet allerdings diese Bestimmung der „öffentlichen 
Gewalt‘ sogleich mit jenem „allgemeinen Begriff“, den wir hier kritisiert haben (Verdop- 
pelung etc.). 

20 Hirsch, a. a. O., S. 203 

21 Dieser Begriff spukt durch den Aufsatz von Funken, der den Marxschen Aufbauplan in 
dieser Richtung interpretiert. 

22 Vgl. hierzu Reichelt, a. a. O.; neuerdings Joachim Bischoff, Gesellschaftliche Arbeit als 
Systembegriff, Berlin 1973, S. 114 ff. 

23 C. B. Macpherson, Die politische Theorie des Besitzindividualismus, Frankfurt a. M. 
1967. Macpherson überinterpretiert u. E. Hobbes, Locke u.a., insofern er nicht klar 
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„allgemeiner Wille“ oder „allgemeines Interesse‘ setzen diesen Begriff des Rechts- 
subjektes voraus, und sie beinhalten bereits eine bestimmte Aufhebung der Wider- 
sprüche von besonderen und allgemeinen Interessen durch den und im (legitimen) 
Staat. 
Wenn also die „Besonderung“ des Staates zunächst ‚juristisch‘ (24) begrün- 
det wurde, so zeigt sich, daß heutige Versuche fehlgehen müssen, die an die Stelle 
; des Rechtssubjekts (der vereinzelten, abstrakten und gleichen Rechtsperson (25)) 
neue, ökonomisch bestimmte Kategorien (26) setzen und die früheren Staatsbestim- 
mungen im übrigen beibehalten wollen. Sie unterschlagen gerade den Gang der 

' Marxschen Kritik, der von der noch allgemeinen Fassung des Privateigentums in den 
„Frühschriften‘“ zur Analyse der „Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft‘ und 
damit zur Analyse des Kapitals fortgeschritten ist. Die logische Basiskategorie des 
frühen Staatsbegriffs, das „Privateigentum‘“‘, wurde dadurch (ebenso wie die Proble- 
matik der „Entfremdung“ und „Verdoppelung“) in der Analyse der kapitalistischen 
Produktionsweise aufgehoben (27). 

Wir müssen festhalten, daß es in der Tat wichtig ist, diesen juristischen Staats- 
begriff nicht nur als solchen zu dechiffrieren, sondern umgekehrt — in einem ‚„zwei- 
ten Gang“ (28) — seine Notwendigkeit zu entwickeln. Das kann jedoch erst auf der 
Basis der allgemeinen Bestimmungen der kapitalistischen Produktionsweise ge- 
schehen. 


b) Bei den bisherigen Versuchen, ausgehend von dem oben kritisierten „allgemeinen 
Staatsbegriff“ den „Staat“ auf der Basis der Marxschen Analyse der Anatomie der 
bürgerlichen Gesellschaft zu entwickeln, wird der spezifische Inhalt dieses vorgefaß- 
ten Begriffs schnell zu einer methodischen Falle: wir haben gesagt, daß in ihm 
bereits eine bestimmte Gestalt der Aufhebung von aus dem ‚„Privateigentum“ resul- 
tierenden Widersprüchen angelegt ist. Besonders bei Hegel scheint die Darlegung der 
aufzuhebenden Widersprüche von vornherein dazu angelegt zu sein, eine vorgängige 
Einheit „im Geist“ sich herausarbeiten zu lassen (29). Eine solche ‚„Wesensbestim- 


genug die politischen Bestimmungen des Privateigentums von den ökonomischen unter- 
scheidet. 

24 „Jede juristische Staatstheorie (muß) notwendig den Staat als eine von der Gesellschaft 
getrennte selbständige Gewalt setzen... Darin besteht gerade das Juristische dieser Leh- 
re,“ E,Paschukanis, Allgemeine Rechtslehre und Marxismus, Frankfurt a. M. 1966 
(1929), 5. 125 (126/8) 

25 a.2.0.,5.123 

26 Solche neuen Kategorien sind: Die Revenuebesitzer (Flatow/Huisken), die konkurrieren- 
den Einzelkapitale (Elmar Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, 
in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 3 1972, S. 1 ff.) die arbeitsteilig produzierenden 
Privatproduzenten (Projekt Klassenanalyse, Zur Kritik der „Sozialstaatsillusion‘, in: So- 
zialistische Politik, 3. Ihg., Heft 14/15, Dez. 1971, S. 193 ff.) 

21 S. hierzu Reichelt, a. a. O.,; Bischoff, a. a. O. 

28 Vgl. Hans-Georg Backhaus, Zur Dialektik der Wertform, in: Beiträge zur marxistischen 
Erkenntnistheorie, hrsg. von Alfred Schmidt, Frankfurt a. M. 1969, S. 128 ff. 

29 So schon die Marxsche Kritik an Hegel. Vgl. auch Maurice Godelier, System, Struktur 
und Widerspruch im „Kapital“, Berlin 1970, S. 27 ff.. Rechtsgleichheit als Basis für die 


mung“ schleicht sich auch in die marxistische Staatsdiskussion ein: indem der Staat 
vorgängig als das „Allgemeine“ bestimmt wird, wird eine Generalkompetenz „des 
Staates‘ festgestellt, „allgemeine Interessen“ zu „verwalten“ (30), die Widersprüche 
zu „regulieren“. Sind somit alle Funktionen „des Staates“ im Keime schon in 
seinem Wesen enthalten, so können Fragen nach den Gründen von Staatsfunktio- 
nen, vor allem aber nach den Grenzen des Staates in der kapitalistischen Gesell- 
schaft nicht mehr zureichend beantwortet werden. Es bleiben dann im wesentlichen 
nur noch zwei Ausweichstrategien: 

Erstens die Hinzufügung einer anderen ‚„Wesensbestimmung“, nämlich die des 
Klassenstaates als „letztlicher‘‘ Funktion; oder zweitens der Verweis auf historische 
Modifikationen, empirische Besonderheiten und politisch — taktische Variationen. 


2. Der allgemeine Begriff des Kapitals und die Staatsanalyse 


Die Mängel der bisherigen Staatsbestimmungen bzw. des „allgemeinen Staatsbe- 
griffs“ sind wesentlich auch Ausdruck der methodisch-theoretischen Unsicherheit 
über das Verhältnis von allgemeiner Kapitalanalyse und Staatsableitung. Die folgen- 
den Aussagen sind Überlegungen zu diesem Problem, das nach unserer Wahrneh- 
mung insgesamt noch offen ist. 


a) Wir haben oben gesagt, daß in der neueren marxistischen Staatsdiskussion ver- 
sucht wird, die Kategorie der Form für die Staatsanalyse fruchtbar zu machen. 
Auch wir sehen in dieser Kategorie den methodischen Ansatzpunkt für eine 
marxistische Staatsanalyse, unabhängig von der Kritik, die wir gegen Inhalt und 
Verwendung der „Formbesonderungs“-Aussage vorgebracht haben (31). 


Theorie vom Staat als dem „aligemeinen Interesse‘ ist besonders von Lorenz von Stein 
zum Ausgangspunkt der ‚positiven‘ Aufhebung der geselischaftlichen Ungleichheit und 
der Klassengliederung im Staat genommen worden. Lorenz von Stein, Gesellschaft — 
Staat — Recht, hrsg. und eingel. von Ernst Forsthoff, Frankfurt a. M. usw. 1972, bes. 
8. 268 ff. 

30 Flatow/Huisken, a. a. O.; Funken (a.a. O., S. 110) gibt dem Staat die Generalkompe- 
tenz, „die Störungen im Funktionsmechanismus des jeweils besonderen Reproduktions- 
systems im Interesse der Ausbeuter insgesamt“ zu regulieren. Wozu dann noch Überle- 
gungen zu den Möglichkeiten und Grenzen des „Staatsinterventionismus“? Zum Pro- 
blem der Staatsfunktionen vgl. unseren Beitrag, Teil IV. " 

31 Unser Rückgriff auf die Kategorie Form hat gerade bei Marxisten Verwirrung geschaffen 
— offensichtlich, weil wir nicht mit dem Begriff des „Kapital im allgemeinen‘ operiert 
haben. Wir wollen aber festhalten, daß sich für uns die ganze Debatte um diesen „‚allge- 
meinen Begriff des Kapitals‘ konzentriert in der Diskussion um den spezifischen Marx- 
schen Formbegriff (z. B. Wertform, Kapitalform etc.). Wir meinen insofern, an die Arbei- 
ten von Reichelt, Rosdolsky, Backhaus, Wolfgang Müller, Bischoff u. a. anknüpfen zu 
müssen, um sie in Richtung Staatsanalyse weiterzuführen. — Ein Problem besteht noch in 
der oft vorkommenden Äquivokation von Form und Erscheinungsform. Die Unterschei- 
dung von „Wesen“ und „Erscheinungsform‘ bezeichnet ein Verhältnis von Stufen inner- 
halb des allgemeinen Kapitalbegriffs: die Stufenleiter der Mystifizierung der gesellschaft- 
lichen Zusammenhänge in der kapitalistischen Reproduktion. So ist etwa der Profit die 
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Wir meinen, daß das Ziel: „den Staat“ in systematischer Analyse zu erklären, 
nur erreicht werden kann, wenn jeder vorgängige Staatsbegriff aufgegeben wird, 
wenn Assoziationen und unmittelbar gegebenen, aus der Empirie entstandenen Vor- 
stellungen vom „Staat“ (sei es als autoritärer, sei es als parlamentarisch-demokra- 
tischer) nicht bereits als Prämissen in die Ausgangsfragen einfließen. Der „Staat“ 
muß gewissermaßen erst einmal für eine theoretische Rekonstruktion freigegeben 
werden. Das, was theoretisch rekonstruiert werden soll, der heutige Staat, kann also 
u. E. nicht im „direkten Zugriff“ analysiert werden, jedenfalls nicht, wenn man ihn 
als eine zusammengesetzte Institution begreift, die verschiedenste Funktionen für 
den und im Bezug auf den kapitalistischen Reproduktionsprozeß formell verbindet; 
jedenfalls nicht, wenn der heutige Staat auch in seiner Widersprüchlichkeit und in 
seiner offensichtlich begrenzten Handlungskapazität begriffen werden soll. 

Unsere Untersuchung richtet sich nicht sofort auf die konkret-historische 
Struktur „Staat“ , sondern wir versuchen zunächst die Bestimmungen des Staates 
anzugeben, die systematisch aus dem allgemeinen Begriff des Kapitals abgeleitet 
werden können. Dieser Begriff erfaßt bei Marx die allgemeinen Bewegungsgesetze 
und Zusammenhänge einer Gesellschaftsformation, die sowohl einen historisch-ver- 
gänglichen Charakter besitzt als auch durch ganz bestimmte, notwendige Verhältnis- 
se charakterisiert ist, welche sie erst zu einer kapitalistischen macht. Diese Verhält- 
nisse, als Verhältnisse von Menschen, erhalten bestimmte Formen... 

So sind Ware, Geld, Kapital, Lohnarbeit, aber auch Warenkapital, 
Geldkapital, Profit, Zins, Lohn als „Preis der Arbeit“ wesentliche Formen, deren 
Herausbildung eine Gesellschaft zur kapitalistischen macht. Im Begriff der ‚„‚Form“ 
ist sowohl das Grundproblem als auch das wesentliche Charakteristikum historisch- 
materialistischer Methode ausgedrückt: die Untersuchung des Verhältnisses 
zwischen dem materiellen Prozeß der Produktion und Reproduktion des Lebens 
vergesellschafteter Menschen und den Beziehungen zwischen diesen Menschen, die 
sich in diesem Prozeß der materiellen Reproduktion konstituieren. 

Die materialistische Methode besteht nun darin, die „Formen“ zu untersu- 
chen, in denen sich die bestimmten Beziehungen zwischen den Menschen aus- 
drücken und 
(1) sie in ihrem fixen, den Menschen entfremdeten, scheinbar sachlich bedingten 
und ahistorischen Charakter „aufzulösen“ und sie als historisch gewordene, mensch- 
licher Tätigkeit entwachsene und durch sie reproduzierte, d.h. als gesellschaftlich- 
historisch bestimmte Formen darzustellen; 

(2) ihren inneren Zusammenhang aufzudecken und damit das Ganze der historisch- 
gesellschaftlichen Formation theoretisch zu rekonstruieren. Bezugspunkt dieser Re- 
konstruktion müssen immer die gegenwärtigen Verhältnisse sein, in denen sich die _ 
Formen historisch ja am weitesten herausgebildet haben. Die Analyse hat jedoch 


Form der Erscheinung des Mehrwerts, in ihm drückt sich die Verdinglichung der gesell- 
schaftlichen Arbeit ebenso aus wie in den Bestimmungen der Einkommen, deren Ent- 
stehung aus Arbeit nicht mehr durchsichtig ist. Die Unterscheidung von „Wesen“ und 
„EIscheinungsform“ taugt deshalb auch nicht für die Differenz und das Verhältnis von 
„Theorie“ und „Geschichte‘“ (so, als wäre die Empirie nur die jeweilige Erscheinung 
eines in der Geschichte untergründig wirkenden Wesens). 
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nicht den „Gang der Geschichte“ nachzuvollziehen, sondern hat die Formen in dem 
Zusammenhang darzustellen, in dem sie „logisch“ stehen, d.h. in dem sie sich unter 
den Bedingungen einer bestimmten historisch-konkreten Gesellschaftsformation je- 
weils reproduzieren. 


b) Zu bestimmen ist nun, ob der Staat zu den wesentlichen Formen der kaptali- 
stischen Gesellschaft gehört und wie er als solche zu entwickeln ist. Für die Beant- 
wortung des ersten Teils der Frage müssen wir diejenigen Bedingungen aus den 
Bestimmungen des Kapitals im allgemeinen herausarbeiten, welche die Genese einer 
bestimmten Form notwendig machen, die als „Staat“ neben den anderen Formen 
der kapitalistischen Reproduktion existiert; mit dem zweiten Teil der Frage sind die 
Beziehungen angesprochen, die zwischen den verschiedenen Formen einschließlich 
derjenigen des Staates bestehen. Dies bedeutet, daß der Staat nicht allein als „neben 
und außerhalb der Gesellschaft‘, sondern daß er als notwendige Form in der Repro- 
duktion dieser Gesellschaft selbst entwickelt werden muß. 

Wir nennen dies Vorgehen im folgenden abgekürzt Formanalyse. Unser Ver- 
such, ein Konzept einer marxistischen Staatsanalyse zu entwerfen, folgt der Marx- 
schen Darstellung der Formen, in welchen sich die kapitalistische Produktionsweise 
allgemein reproduziert. Wir können auf dieser Abstraktionsebene jedoch nur die 
allgemeinen Ausgangspunkte für die Herausbildung von „Funktionen“ des Repro- 
duktionsprozesses, welche sich in der spezifischen Weise formieren müssen, daß sie 
außerhalb des Systems der privat organisierten gesellschaftlichen Arbeiten stehen, 
angeben. Die Frage, wie diese Formierung im einzelnen erfolgt, wie sie in Struktur, 
Institution und Prözeß des Staates umgesetzt wird, ist durch die Formanalyse nicht 
mehr zu beantworten. Sie müßte zum Gegenstand historischer Analyse gemacht 
werden. Die genaue Abgrenzung und Vermittlung von Form- und historischer Ana- 
lyse wirft allerdings schwierige Probleme auf. Sie hängt davon ab, wie man die 
historische Bedingtheit des Marxschen Begriffs des Kapitals im allgemeinen selbst 
bestimmt (32). 


32 Der als Theorie von Marx vorliegende aligemeine Kapitalbegriff ist insofern noch „ab- 
strakt-allgemein‘“, als er noch unvermittelt zur jeweils historisch-konkreten Totalität ka- 
pitalistischer Gesellschaften und zu den Erscheinungsformen an deren Oberfläche steht. 
Die Vermittlung von „Einzelnem‘“ und ‚„‚Allgemeinem‘“ bedingt eine Analyse der konkre- 
ten historischen Konstellation und eine entsprechende Konkretisierung des allgemeinen 
Begriffs. Beispielsweise kann man den Verlauf des Akkumulationsprozesses in West- 
deutschland nach 1945 nicht zureichend analysieren, wenn man statistische Trends un- 
mittelbar mit allgemeinen Kategorien wie relativer Mehrwert oder Profit konfrontiert. 
Über das „Übersetzungsproblem“ hinaus, das ja allgemein gegeben ist, ist die spezifische 
Konstellation zu rekonstruieren, die der Kapitalismus in Westdeutschland erreicht hatte: 
der Weltmarktzusammenhang, der Stand der Klassenkräfte, technologischer Entwick- 
lungsstand etc. etc. 

Für die Realanalyse, ausgehend von Marxschen Begriffen, sind dann zwei Fragen rele- 
vant, die wir nur formulieren, nicht aber beantworten können: 

(1) Ist der „allgemeine Kapitalbegriff“ ein für alle Mal ‚fertig‘; oder ließe sich — in 
Analogie etwa zur Analyse des absoluten und des relativen Mehrwerts durch Marx — eine 
„Weiterentwicklung‘“ dieses allgemeinen Begriffs denken, allerdings in logischer Anknüp- 
fung an die schon entwickelten Bestimmungen? 
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Wir haben weiter unten versucht, durch die begriffliche Differenzierung von 
Systemgrenze und Tätigkeitsgrenze im Hinblick auf das Verhältnis von staatlicher 
Tätigkeit und kapitalistischer Ökonomie diese Abgrenzung näher zu fassen und 
damit Vermittlungsschritte anzudeuten von der Analyse der allgemeinen Bestim- 
mungen zu derjenigen der spezifischen Erscheinungsformen innerhalb einer histo- 
risch-konkreten Totalität (33). 


3. Zur Frage des Ausgangspunktes einer Staatsableitung auf der Basis des allge- 
meinen Begriffs des Kapitals 


An der Hypostasierung eines „allgemeinen Begriffs des bürgerlichen Staates“ haben 
wir kritisiert, daß in ihm die ökonomischen Bestimmungen des Privateigentums als 
Kapital noch nicht entwickeit waren. Nun könnte umgekehrt unser Insistieren auf 
die Formanalyse so interpretiert werden, daß es die Forderung danach enthält, der 
Begriff des Staates habe alle Bestimmungen des entwickelten Kapitals aufzuneh- 
men. Wenn wir jedoch im folgenden von der Ware als „Zellenform“ der bürgerlichen 
Produktionsweise ausgehen, so geht es uns nicht darum, die Bestimmungen des 
Kapitals einfach zu wiederholen, um dann als „Krönung“ den Staat aufzusetzen. 
(Dies scheint uns das Vorgehen zahlreicher Versuche zur Staatsableitung zu sein.) 
Vielmehr versuchen wir in diesen Bestimmungen des Kapitals als Form gesellschaft- 
licher Verhältnisse all jene Momente aufzuzeigen, an denen die Analyse (der Heraus- 
bildung) des Staates ansetzen muß. Warum wir mit der Ware beginnen, und welche 
Probleme hierbei zu lösen sind, läßt sich am besten durch eine Kritik bisheriger 
„Ansatzpunkte zeigen. 


(1) Von einigen marxistischen Autoren wird behauptet, die Möglichkeit des Staates 
als „Verwalter allgemeiner Interessen“ ließe sich erst von der Oberfläche des Kapi- 
tals her entwickeln. Auf der Ebene der „einfachen Warenzirkulation‘ sei noch kein 
Widerspruch zwischen „besonderen und allgemeinen Interessen‘ möglich. Hier herr- 
sche reelle Gleichheit (und somit gleichgerichtete Intentionen) aller Tauschsubjekte. 

Der Ausgangspunkt von einem spezifischen Interessenbegriff verstellt diesem 
Vorgehen jedoch den Blick für zwei Probleme: 


(2) Welche Momente einer historisch-konkreten Totalität müssen theoretisch entwickelt 
sein, damit empirische Verläufe methodisch einigermaßen exakt analysiert werden 
können? (Wir führen weiter unten als wesentliches Moment den Stand der Klassenbe- 
ziehungen auf der Grundlage eines bestimmten Standes der Akkumulation an; welche 
anderen müssen hinzukommen? ) Daß die Totalität jemals theoretisch soweit entfaltet 
werden kann, daß alle Erscheinungsformen als Erscheinungen dieser konkreten Totalität 
„abgeleitet‘‘ werden können, ist ein frommer Wunsch, dessen Verwirklichung man sich in 
der marxistischen Diskussion oft dadurch erschleichen möchte, daß man die Marxsche 
Theorie seibst schon für diese Totalität ausgibt. 

33 Die Unterscheidung zwischen „Systemgrenze“ und „Tätigkeitsgrenze‘“ hat für uns — das 
soll hier ausdrücklich betont werden — ebenso wie die Aussagen zum Verhältnis von 
Form- und historischer Analyse noch vorläufigen Charakter und bedürfen im besonderen 
Maße der kritischen Diskussion. 
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(a) die „einfache Warenzirkulation“ ist keine historische Phase vor oder zu Beginn 
der kapitalistischen Produktionsweise, sie ist vielmehr die allgemeinste Oberfläche 
dieser Produktionsweise und ist die allgemeinste Form des Verhältnisses der in ihr 
vergesellschafteten Menschen. Sie ist erst voll herausgebildet, wenn auch die Ar- 
beitskraft als Ware „zirkuliert‘‘; 

(b) deshalb gehören jene Kategorien von „Freiheit und Gleichheit“, die der ein- 
fachen Warenzirkulation geschuldet sind, konstitutiv zum Begriff des Kapitals, sie 
beinhalten bereits den Widerspruch zwischen formeller Gleichheit der Warenbesitzer 
und ihrer inhaltlichen Ungleichheit im Kontext der Produktion (34). 


(2) Ein zweiter Ansatzpunkt ist die Kategorie der Krise: der Widerspruch zwischen 
Bedürfnissen und Wertproduktion, aus dessen konfligierender Bewegung die Not- 
wendigkeit einer anderen Form von Gesellschaftlichkeit resultiere als die über das 
Wertgesetz vermittelte, strukturell-unbewußte Form. Dieser Zugang zum Staatspro- 
blem scheint den großen Vorzug zu haben, den Staat als Herrschaftsorganisation 
ebenso zu begründen wie als potentieller Verwalter von durch die wertgesetzliche 
Vermittlung der gesellschaftlichen Produktion nicht befriedigten Bedürfnisse, Zwei 
Fragen werden hierdurch jedoch nicht beantwortet: 

{a) Mit den beiden Handlungsmöglichkeiten: der gewaltsamen Unterdrückung unbe- 
friedigter Bedürfnisse (Klassencharakter) bzw. Organisierung der Befriedigung bisher 
unerfüllter Bedürfnisse (Sozialstaatscharakter) wird noch nicht die Existenz des 
„Handlungsträgers“ Staat begründet. Abgesehen hiervon kommt man durch diese 
Ableitung zu der Konzeption eines Staates, die nur noch auf Kategorien von Macht- 
verhältnissen aufgebaut wird, wodurch der Staat den Charakter eines — letztlich 
neutralen — Instruments erhält. 

(b) Neben dem allgemeinen methodischen Einwand, daß die Krise keine Gesetz- 
mäßigkeiten oder Formen konstituieren kann, muß von dem Krisen-Ansatz gefor- 
dert werden, erst einmal zu erklären, warum die normale Art der Lösung jenes 
Widerspruches, nämlich die Konkurrenz und die Krise selbst, nicht ausreichen 
sollte, jenen Widerspruch zu „bereinigen“. An dieser Stelle muß dann auf die Kate- 
gorie des Klassenkampfs zurückgegriffen werden (35). 


(3) Andere Autoren halten ohne Umschweife über die Krise die Kategorie des 
Klassenkampfs für die Ausgangskategorie jeder Analyse des bürgerlichen Staates, 
und zwar (in der Nachfolge von Engels) als „‚Klassenstaat überhaupt‘, wovon der 


34 Zum Beginn bei der „Oberfläche“ vgl. Flatow/Huisken, a. a. O., bes. S. 93 ff. Ebenso: 
Marxistische Gruppe Erlangen/Theoriefraktion Cirkular 3, Dez. 1972, Zur Oberfläche 
des Kapitals. Zu „Freiheit und Gleichheit“ auf der Ebene der einfachen Warenzirkulation 
vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. I, MEW 23, 5.189 £. 

35 Besonders deutlich werden die Konsequenzen einer solchen Ableitung in den Theorien 
über den Staatsmonopolistischen Kapitalismus, die implizit und explizit davon ausgehen, 
daß die zunehmenden „Staatsinterventionen‘‘ im heutigen Kapitalismus ein Resultat 
steigender Krisenanfälligkeit des Kapitalismus sind. Dies legt im Umkehrsschluß nahe, 
der Kapitalismus in seiner „Normalform“ (Konkurrenzkapitalismus) bedürfe eigentlich 
nicht des Staates. Vgl. hierzu Margaret Wirth: Zur Kritik der Theorie des staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 8/9, 1973, S. 17 ff. 
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bürgerliche Staat nur eine besondere Gestalt sei. Hierauf hat Paschukanis die ‚klas- 
sische‘ Frage gestellt: 


„Warum bleibt die Klassenherrschaft nicht das, was sie ist, die faktische Unterwerfung eines 
Teils der Bevölkerung unter die andere? Warum nimmt sie die Form einer offiziellen staatlichen 
Herrschaft an, oder — was dasselbe ist — warum wird der Apparat des staatlichen Zwanges nicht 
als privater Apparat der herrschenden Klasse geschaffen, warum spaltet er sich von der letzteren 
ab und nimmt die Form eines unpersönlichen, von der Gesellschaft losgelösten Apparats der 
öffentlichen Macht an? “ (36) 


Die Kritik aller drei Ansatzpunkte verweist uns auf gesellschaftliche Beziehungen 
der Warenproduktion, welche zum Ausgangspunkt der Staatsanalyse gemacht wer- 
den müssen: 

Freiheit und Gleichheit der Tauschsubjekte können keine ausschließlich auf 
die sachlichen Beziehungen des Wertgesetzes bezogene Kategorien bleiben, sondern 
müssen auf der Seite der handelnden Subjekte bestimmte Merkmale konstituieren 
(Ansatzpunkt 1). Die Wertform muß somit auf der „subjektiven Seite‘ eine adäqua- 
te Form finden, die es erlaubt, die isolierten Privateigentümer als Subjekte zu ver- 
binden, und zwar ohne daß sie durch eine Krise ihrer Beziehungen zu einer exzep- 
tionellen Lösung von Konflikten gezwungen werden (Ansatzpunkt 2). Die „separate 
Organisation“ eines Öffentlichen Zwangsapparates muß ihren Grund auch in dem 
Verhältnis der Privateigentümer (in der entwickelten Form: der Kapitalbesitzer) 
untereinander haben; die „Herrschaftsfunktion“ des Staates muß also einen dappel: 
ten Charakter besitzen (Ansatzpunkt 3... 

Diese Argumente führen — wie im nächsten Abschnitt entwickelt wird — zu 
der Tee der Rechtsform und zur Notwendigkeit einer Ei N) nennen Wr 


sondern gewissermaßen erst eine Grundfunktion (38), die auf der begrifflichen 


36 Paschukanis, a. a. O., S. 119/120 

37 Die Kategorie „außerökonomische Zwangsgewalt‘“ scheint ein Pleonasmus zu sein 
(Zwang, Gewalt), enthält in der Tat aber eine zweifache Bedeutung: es geht um den 
„Zwang als... auf Gewalt gestützte(n) Befehl eines Menschen über einen anderen“ (Pa- 
schukanis, S. 123). Der Zwang auf die Rechtssubjekte, der außerhalb der „Zwänge“ der 
Zirkulation von ihrer sachlichen Seite her organisiert sein muß (,außerökonomisch‘“), 
macht eine Gewalt (hier noch als Funktion) nötig, die ihn ausübt. Das ist die von Marx 
und Engels so genannte „öffentliche Gewalt“. Diesen Begriff haben wir noch nicht 
verwendet, weil in ihm bereits ein bestimmtes Formprinzip („öffentlich“) verwendet 
wird, welches selbst abzuleiten war (s. auch Paschukanis, S. 115 ff.). Wir gebrauchen im 
folgenden auch abgekürzt „außerökonomische Gewalt“. 

38 im Unterschied zu einer „funktionalistischen“ Herleitung (vgl. Teil 1.2) meinen wir, diese 
Funktion weder nur aus empirischen Befunden, noch formal rekonstruiert zu haben, 
sondern aus bestimmten Formen einer historisch-spezifischen Gesellschaftsformation. 
„Außerökonomische Zwangsgewalt‘‘ beinhaltet somit auch keine Generalkompetenz et- 
wa im Sinne landläufiger Souveränitätsdefinitionen, in denen selbst schon ein „Primat 
der Politik‘ beinhaltet ist. Es geht um eine Funktion des materiellen Reproduktionspro- 
zesses, mittels derer die materielle Bewegung in ‚verbindliche Entscheidungen‘ transfor- 
miert werden kann, die aber deswegen weder „autonom“ noch „souverän“ ist in dem 
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Ebene der Formanalyse zunächst ableitbar ist. Wir sind damit noch keineswegs beim 
„Staat“, sondern bei verschiedenen Formen gesellschaftlicher Beziehungen, nämlich 
ökonomischen und politischen Beziehungen (39), die der bürgerlichen Produktions- 
weise zueigen sind. 

Das — wie wir eingangs sagten: scheinbar so unmittelbar einsichtige und 
selbstverständliche — Auseinandertreten, die „Trennnung“, von Politik und Ökono- 
mie, ist kein einmaliger historischer Akt sondern wird ständig reproduziert. Die 
Frage ist, weshalb die bürgerliche Gesellschaft, deren Reproduktionsprozeß in der 
scheinbar sachlichen (ökonomischen) Vermittlung des Wertgesetzes reguliert wird, 
eines äußerlichen Verhältnisses von Politik und Ökonomie bedarf. Da die (wissen- 
schaftliche) Alltagsvorstellung vom Verhältnis von Politik und Ökonomie die An- 
nahme enthält, allein Politik habe es mit Herrschaft, Ökonomie dagegen mit „Sach- 
gesetzlichkeiten“ zu tun, ist weiter nach der systemspezifischen Verbindung von 
Herrschaft und Produktion zu fragen. 


UI. Äußeres Verhältnis und innere Vermittlung von Politik und Ökonomie 
1. Wertbewegung und Rechtssubjekt 


Daß sich die Grundfunktion der „konkreten Struktur“ Staat in der Warenform 

verbirgt, ist bislang nur marxistischen Rechtstheoretikern aufgefallen. Aber offen- 

bar hat sie ein vorgefaßter Staatsbegriff daran gehindert, diesen Faden weiterzuver- 
Sinne, daß sie „alles machen kann“. — Eine Anmerkung zum „juristischen Staatsbegriff“ 
ist hier noch zu machen: Wenn das Recht als Form und die „außerökonomische Gewalt“ 
als Funktion abgeleitet sind, wird der Weg erst frei für eine weitere Entwicklung der in 
diesem Staatsbegriff ja auch enthaltenen Formprinzipien des bürgerlichen Verfassungs- 
staates. In der Dialektik von „allgemeinen“ und ‚besonderen‘ Interessen war ja ur- 
sprünglich beides enthalten, die allgemeine, zentrale Gewalt und die institutionell-verfas- 
sungsmäßige Organisation ihrer Beeinflussung und Handhabung. 

39 Die Unterscheidung von „ökonomischen“ und ‚politischen‘ Beziehungen mag „un- 
marxistisch‘“ klingen. Abgesehen davon, daß Marx in den „Grundrissen“ bei der Analyse 
der Vorstellungen von Freiheit und Gleichheit, wie sie aus der ‚einfachen Warenzirkula- 
tion“ resultieren, von „juristischen, politischen und sozialen Beziehungen“ spricht, in 
welchen jene Vorstellungen „nur diese (ökonomische) Basis in einer anderen Potenz‘ 
sind (Grundrisse, S. 156), wollen wir zwei Momente hervorheben: 

(1) Diese ‚„‚Trennung von Politik und Ökonomie“ ist sowohl Folge wie Voraussetzung für 
das System der bürgerlichen Gesellschaft. Sie ist an Bedingungen geknüpft, die wesentlich 
in der Bewußtseinsstruktur der Produzenten liegen. Solange die Lohnarbeiter ihre „‚öko- 
nomische“ Existenz als naturgegeben begreifen, als sachliche Notwendigkeit, und nicht 
auf ihre politische Existenz beziehen, bleibt diese Trennlinie stabil. Vgl. zur Reproduk- 
tion dieser Trennung in verschiedenen Öffentlichkeitsstrukturen: Oskar Negt/Alexander 
Kluge, Öffentlichkeit und Erfahrung. Zur Organisationsanalyse von bürgerlicher und pro- 
letarischer Öffentlichkeit, Frankfurt a. M. 1972, bes. Kapitel 2. 

(2) Auch in systemtheoretischen Entwürfen ist diese Trennung von politischem und 
ökonomischem System üblich. Sie sind jedoch unfähig, die spezifischen Vermittlungen 
aufzuzeigen, weil sie stets nur versuchen, exakte Grenzziehungen vorzunehmen. Vgl. 
Wolf-Dieter Narr, Theoriebegriff und Systemtheorie, Stuttgart usw. 1969, S. 170 ff.; 
auch Schmid, a. a. O. 
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folgen (40). Wir wollen dies versuchen. 

Die Wertbewegung als sachlich-ökonomischer Vermittlungszusammenhang 
stellt als Form der ökonomischen Vergesellschaftung der Produzenten eine Art der 
von persönlicher, physischer Gewalt freien Vergesellschaftung dar. Die Vergesell- 
schaftungsform des Tausches der ‚Gesellschaftlichkeitsindikator‘ Preis und die Sank- 
tionsinstanz Geld etablieren allerdings die Herrschaft des rein sachlichen Zusam- 
menhangs. 

(Historisch ist der bürgerlichen Gesellschaft zwar ein Prozeß vorausgesetzt, 
der erst zur „Entpolitisierung‘“ der Ökonomie führt: die Aufgabe des Faustrechtes, 
der Räuberei, die Subsumtion der Besitzlosen (d.h. der besitzlos Gewordenen) 
unter das Lohnarbeitsverhältnis. Es läßt sich zeigen, daß sich mit der Herausbildung 
von Warenproduktion und Geldverhältnissen die „Entpolitisierung‘‘ der Ökonomie 
durchsetzt und zugleich eine Instanz notwendig wird, die diesen Prozeß garantiert. 
Der Absolutismus als historische Phase, die den Übergang zur bürgerlichen Produk- 
tionsweise bezeichnet, muß so begriffen werden. Gerade die Parallelität der Heraus- 
bildung des Geldverhältnisses und einer separaten außerökonomischen Zwangsge- 
walt (vom Bürgertum her gesehen) (41) rechtfertigt unser analytisches Vorgehen, 
nämlich unabhängig von der konkreten historischen Struktur (hier der fürstlichen 
Souveränität), die auf der Ebene der Ware notwendig werdende Funktion abzulei- 
ten (42).) 

Der sachliche Zusammenhang der Wertbewegung ist aber ein gesellschaftliches 
Verhältnis der Menschen. Charakteristisch ist gerade für die Kapitalistische Produk- 
tionsweise, daß sie dieses Verhältnis in zwei verschiedenen Formen gegeneinander 
verselbständigt: in Beziehung der Dinge und in Beziehung der Personen. 

Die Wertrelation als Beziehung der Waren (Sachen/Dinge) aufeinander besteht 
unabhängig vom Willen der produzierenden und „kommunizierenden“ Menschen. 
Der Wert ist die verdinglichte Form der Gesellschaftlichkeit ihrer Arbeit, in ihm 
existiert der arbeitende Mensch nur noch als „Resultat“, als abstraktes Quantum 
vergegenständlichter Arbeit. Die Realisierung des Wertes, d.h. der wirkliche Tausch- 
akt, setzt nun andererseits einen bewußten Willensakt des Warenbesitzers voraus. 
Die Waren können nicht selbst zum Markt gehen, wie Marx es formuliert, der 


40 Als Beispiel wurde schon Paschukanis zitiert. Ähnliches gilt aber auch für Stucka (Die 
revolutionäre Rolle von Recht und Staat, Frankfurt a. M. 1969 (1921), bes. S. 85-101) 
und, wie uns scheint, für viele Beiträge der neuerdings wieder beginnenden marxistischen 
Rechtsdiskussion. Der vorgefaßte Staatsbegriff beinhaltet zwei Momente: das der Klas- 
senherrschaft und das Problem des Staates im Übergang zum Sozialismus. 

41 Diese Parajlelität läßt sich auch an der Übernahme des römischen Rechts und der Schei- 
dung von „öffentlicher“ und „privater‘‘ Sphäre im Übergang zur ‚Neuzeit‘ belegen. Vgl. 
G. Radbruch, Einführung in die Rechtswissenschaft, Stuttgart 196912, Kapitel über das 
Privatrecht, S. 88 ff.; Paschukanis, a. a. O.,S. 117 

42 Dies ist u. E. von Heide Gerstenberger (Zur Theorie der historischen Konstitution des 
bürgerlichen Staates, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 8/9, 1973, S. 207 ff.) nicht 
deutlich genug herausgearbeitet worden. Dort erscheint die vom „Bürgertum“ zu funk- 
tionalisierende fürstliche Souveränität als empirische Größe, die dem „Bürgertum“ vor- 
ausgesetzt ist. Man müßte umgekehrt die Entwicklung einer solchen Souveränität (Abso- 
lutismus) selbst aus dem Übergang zu Waren- und Geldverhältnissen entwickeln. 
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Tauschakt setzt handelnde Menschen voraus und konstituiert eine Beziehung han- 
delnder Menschen, allerdings nur noch als Zirkulationsagenten. Entsprechend der 
Struktur des Tauschaktes: Vergleich ungleicher Arbeitsprodukte (Gebrauchswerte) 
im Bezug auf ein abstraktes Maß (Goldquantum, das Arbeitszeit repräsentiert) be- 
ziehen sich die Tauschenden als unterschiedliche Menschen mit unterschiedlichen 
Bedürfnisse aufeinander, wodurch sich auf der Handlungsebene ein abstrakter Be- 
zugspunkt bilden muß, von dem her der Vergleich möglich wird: dieser Bezugs- 
punkt ist der Mensch als Tauschsubjekt. Entscheidend für die Form der Beziehung 
der Tauschenden ist nicht die Verschiedenheit der Bedürfnisse (wenngleich diese 
Verschiedenheit erst die Notwendigkeit des Tausches konstituiert), entscheidend 
wird, daß die Tauschenden eine gleiche gesellschaftliche und formelle Qualität an- 
nehmen: Die gesellschaftliche Qualität ist die, einen Willen zu haben, der sich auf 
den Tauschakt und damit auf alle anderen Tauschsubjekte bezieht. Diese Beziehung 
findet in der Form der gegenseitigen Anerkennung als Privateigentümer, damit des 
Privateigentums als Grundrecht, und der Vertragsfreiheit ihren Ausdruck, 

In dieser scheinbaren Freiheit des Tauschsubjektes sowohl in ihrer sachlich- 
ökonomischen als auch ihrer rechtlichen Dimension finden wir zugleich den Ur- 
sprung der auf Handlungskategorien aufbauenden Gesellschafts- und politischen 
Theorien (wie Alltagsvorstellungen). Begriffe wie ‚Interaktion‘ oder „soziales Han- 
dein‘ von Individuen, aus denen sich der funktionale und strukturelle Zusammen- 
hang der Gesellschaft scheinbar aufbaut, sind im schlechten Sinne abstrakt allge- 
mein und umfassen unterschiedslos alle gesellschaftlichen Beziehungen. Wir sind 
dagegen der Ansicht, daß wir gerade die rechtliche Dimension „sozialen Handelns“ 
hier weiterverfolgen müssen, um zu einer Klärung der Grundkategorien von Politik 
zu kommen. Deshalb bleiben wir weiter in der Terminologie der ‚„Willens- und 
Rechtsverhältnisse“. 

Aus den Willensverhältnissen wird ein System von Rechtsbeziehungen in dem 
Moment, wo sie vereinbart und geregelt sind (43). Die Person erhält die Form des 
Rechissubjektes, die Beziehungen zwischen den Personen werden „willensmäßige 
Beziehungen voneinander unabhängiger, einander gleicher Einheiten, juristischer 
Subjekte‘“ (44). Erscheint die Kategorie des Vertrages, ein auf gegenseitiger Aner- 
kennung beruhender, gemeinsamer Willensakt, als die ursprüngliche Rechtsfigur, so 
offenbart schon diese Form, daß sie ohne Zwang nicht existieren kann. Der Vertrag 
konstituiert den Vertragszwang: pacta sunt servanda. Allerdings entsteht noch Keine 
einseitige Verfügung über fremden Willen, sondern die gegenseitige, auf Überein- 
stimmung beruhende Verpflichtung. Mit der Ausweitung der Tauschbeziehungen, 
dem dichter werdenden Netz der Rechtsverhältnisse, müssen die Regeln des Tausch- 
verkehrs verallgemeinert werden, damit die im Äquivalenztausch gesetzte Notwen- 


43 MEW 23, S. 99 £.; Paschukanis, S. 90 ff. 

44 Paschukanis, $. 96 — Diese und die folgenden Ausführungen beanspruchen nicht, eine 
„Grundlegung“ marxistischer Rechtstheorie zu sein. Wir entwickeln das Recht nur in Bezug 
auf unser Problem der Staatsfunktionen; wir beziehen uns hier außerdem implizit auf die 
deutsche juristische Tradition. 
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digkeit der Gleichheit der Tauschbedingungen hergestellt wird. Die Durchsetzung 
des Werigesetzes konstituiert die Durchsetzung des Rechtsgesetzes (45). 


2. Rechtsform, außerökonomischer Zwang und Politik 


Aus dem Warenverhältnis als spezifischer, verdinglichter Form des Zusammenhanges 
der gesellschaftlichen Arbeit ergibt sich somit die Form des Rechts und des Rechts- 
verhältnisses als spezifische, scheinbar abgehobene Form der Beziehung zwischen 
isolierten „Individuen“. Für die begriffliche Ableitung der außerökonomischen Ge- 
walt ergibt sich hiermit ein erster Ansatzpunkt: die „legislative Funktion“, d.h. die 
Funktion der Rechtssetzung (was nicht gleichbedeutend ist mit Rechtserzeugüng). 
Recht muß aber vollstreckt werden. Seine „gebührende Vollstreckung“ (46) ist zu 
sichern: „exekutive Funktion“; Sicherheit des Rechts als Grunderfordernis erzeugt 
den außerökonomischen Zwang (47). De 

Aus der Warenform läßt sich somit zwar die Funktion Zwangsgewalt ableiten 
(Sanktion = Rechtssetzung und Exekution), aber noch keine konkrete Strukiür 
Staat. Der nächste Schritt der Ableitung kann nur sein, daß bestimmte Formprinzi- 
pien entwickelt werden, die diese Zwangsgewalt einhalten muß, um der Form der 
Ware adäquat zu sein. Diese finden sich im Begriff des allgemeinen Gesetzes, der 
generellen Norm: der unpersönlichen, allgemeinen, öffentlichen Qualität des 


45 Diese Parailelität wäre unbedingt weiter zu verfolgen, besonders deshalb, weil in der 
Nachfolge der Diskussion deutscher Staatsrechtslehrer in den 20er Jahren um den Begriff 
des „Gesetzes“, vor allem in Anschluß an Franz Neumann (Der Funktionswandel des 
Gesetzes im Recht der bürgerlichen Gesellschaft, (1937), in: ders., Demokratischer und 
autoritärer Staat, Frankfurt a. M. 1$67, der Begriff des Gesetzes unscharf mit dem der 
„Konkurrenz“ verknüpft wurde (so etwa bei Habermas), wodurch die innere Verbindung 
von Warenform und Rechtsform verlorenging. 

46 John Locke, Zweite Abhandlung über die Regierung, $ 126 

47 Zu den beiden Momenten der Rechtssicherheit: inhaltliche Rechtsgewißheit und Voll- 
streckungsgewißheit vgl. Hermann Heller, Staatslehre, Leiden 19633, S. 222. Wenn wir 
hier von „legislativer und exekutiver Funktion‘ sprechen, so argumentieren wir nicht auf 
der Ebene der bestimmten historischen Strukturen, d.h. der Gewaltenteilung. In der 
bürgerlichen Klassik wurden diese Funktionen ja zunächst auch als Funktionen begriffen 
(vor allem bei John Locke), während im Zuge der Verfassungskämpfe des Bürgertums 
sich aus dem Kampf um die adäquaten Funktionen und der Notwendigkeit des Arrange- 
ments der existierenden geselischaftlichen Klassen erst als Kompromiß die konkrete 
Struktur Gewaltenteilung ergab. Die heute so gepriesene funktionalistische Entdeckung 
der „Trennung von Funktion und Struktur“ (s. G. Almond, Political Theory and Politica 
Science, in: APSR IX, 1966, $. 876) ist also eine alte Errungenschaft bürgerlicher Klas- 
sik. Inwieweit speziell die „Ausdifferenzierung‘‘ der judikativen von der exekutiven 
Funktion selbst Produkt dieser Klassen- und Verfassungskämpfe ist, müßte nachgeprüft 
werden. Für die historische (s. den zitierten Aufsatz von H. Gerstenberger) Analyse ist 
wichtig, daß sich bestimmte Funktionen an die feudalen Machthaber ansiedeln konnten, 
die damit a) der Durchsetzung der Warenproduktion ‚dienstbar‘ gemacht wurden, b) zu- 
gleich aber einen Funktionswechsel vollzogen. Aus dem Feudalherren wurde der Territo- 
rialfürst etc. 
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Rechtsgesetzes (48). Indem die spezifische Form der Warenproduktion die mensch- 
"lichen, gesellschaftlichen Beziehungen in sachliche und rechtspersönliche zerlegt, 

konstituiert sich der Zusammenhang in einer doppelten Weise als ein überpersönlich 

abstrakter. Die sachlichen Beziehungen finden nur statt, wenn sich die Rechtssubjekte 

der Wertbewegung adäquat verhalten. Der in der Äquivalenzbeziehung der 

Zirkulation und in der Form des Geldes verdinglichte Verkehr verlangt, daß die 

Subjekte sich gegenüber diesem Zusammenhang: 

(1) verhalten wie einer Sache gegenüber, 

(2) sich die Imperative dieser Sache zueigen machen. 

Im Recht bildet sich auf der Seite der Subjekte die adäquate Form eines 
versachlichten Zusammenhanges, die gesetzten, „positiven“ Normen finden eine der 
Funktion des Geldes in bezug auf die Preise analoge sachliche Sanktionsinstanz: die 
außerökonomische Zwangsgewalt (49). 

(Diese genetische Beziehung und strukturelle Identität zwischen Wert und 
Recht offenbart sich auch in der Parallelität der ursprünglichen historischen Tätig- 
keiten des „Staates“. Die Festsetzung von Maßen und Gewichten zusammen mit der 
Herstellung des ‚„Marktfriedens‘“ zeigt die Indentität der Formprinzipien von 
Recht(sgesetz) und Geld. Maße und Gewichte, sowie später der Geldmaßstab sind 
die formellen Voraussetzungen des Tauschverkehrs. Gerade weil die Durchsetzung 
des Wertgesetzes (Äquivalenzprinzip) die Vergleichsmöglichkeit unterschiedlicher 
Werigrößen bedingt, muß der Maßstab des äußeren Wertmaßes Geld fixiert, kodifi- 
ziert und gesichert werden.) 

Als erste Charakterisierung von Politik können wir jetzt Willensverhältnisse 
(Handlungen, „Interaktionen“) zwischen unabhängigen, gleichen Rechtssubjekten 
identifizieren, die der Form nach Kämpfe um die Festlegung von Rechten, Streitig- 
keiten um Rechtsauslegung sind (die ja erst spät von der „politischen“ Sphäre in 
den separaten Apparat der Justiz verlegt wurden), deren Inhalt jedoch „ökonomi- 
scher Art‘ ist, d.h. durch die Bewegungen der Produktion und der Wertrealisierung 
gegeben sind. 

Wir müssen festhalten, daß die abstrakten Kategorien der Warenproduktion 
und -zirkulation mit der Herausbildung des Kapitals als wesentliches Grundverhält- 
nis nicht verschwinden, sondern die allgemeinen Kategorien der Oberfläche (50) 
bilden. Die inneren Funktionsänderungen,die mit der Herausbildung des Kapitals 
entstehen, ändern an dieser äußeren Form nichts. Das ist deswegen wichtig, weil nur 
48 Zum allgemeinen Gesetz und zum „Funktionswandel des Rechtsgesetzes‘ (F. Neumann) 

vgl. Ulrich K. Preuß, Legalität und Pluralismus, Frankfurt a. M. 1973 
49 Die Analogie von Geld und Macht, von Preisen und Normen ist in der funktionalistischen 

Literatur heute weitverbreitet. Es handelt sich dabei aber immer um eine bloße Analogie, 

der genetische Zusammenhang, wie er hier zu begründen versucht wurde, verschwindet 

ganz. Es ist — jetzt in Bezug auf die marxistische Diskussion — ein Fehler, aus der 

Sicherung des Geldmaßstabes die Sicherung des Geldwerrtes zu schließen (vgl. Margaret 

Wirth, a.a. O., S. 37), selbst wenn sich in der aktuellen Politik auf der Grundlage der 

Zuständigkeit des Staates für den Geldmaßstab die Illusion der Zuständigkeit für den 

Geldwert herausgebildet hat. 


50 Oberfläche im Sinne der notwendigen Form der Erscheinung, vgl. unsere Bemerkungen 
hierzu in Fn. 31 
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so begriffen werden kann, daß die Förmlichkeit des Rechtes und des Rechtsstaates 
ein funktionales Erfordernis des Kapitalismus ist, das nicht einfach verschwindet, 
wenn die Klassenstrukturen sich entwickeln. Auch die Grundform von Politik: 
Kampf um Recht und um die Instanz, welche das Recht garantiert, die außerökono- 
mische Zwangsgewalt, ist auf der Basis der Klassenbeziehungen nicht eine bloße 
„ilusion‘“, sondern die Form, in der sich der im Rahmen des bürgerlichen Staates 
bleibende Klassenkampf politisch ausdrücken kann (51). 


3. Privateigentum und Doppelstruktur der Kapitalherrschaft 


Der entscheidende Funktionswandel der außerökonomischen Zwangsgewalt, der 
mit der Wendung zur Funktion Klassenstaat bezeichnet ist, tritt mit der (hier im- 
mer: begrifflichen) Entwicklung des Geldes zum Kapital, der Arbeit zur Lohnarbeit 
— beides auf der Voraussetzung der Trennung der Produzenten von den Bedingun- 
gen der Produktion — ein. Aber auch hier müssen wir an den oben schon entwickel- 
ten Formen ansetzen, um die Klassenstaatsfunktion nicht roh empirisch als reine 
Gewaltanwendung zu begreifen. 

Das Prinzip des Äquivalententausches und der Aneignung der Produkte nach 
Maßgabe der eigenen, vergegenständlichten Arbeit wird mit der Entwicklung des 
Kapitals durchbrochen. Die Tauschbeziehungen bleiben der Form nach zwar Äqui- 
valenzbeziehungen, ihrem /nhalt nach sind sie ungleiche Beziehungen (52). Die 
Ware Arbeitskraft fauscht sich zu ihrem Wert, sie produziert aber — kraft ihres 
Gebrauchswertes — einen höheren Wert, der vom Kapitalisten in der Produktion 
angeeignet wird. Dieser Wert realisiert sich für den Kapitalisten in der Zirkulation. 

Nach beiden Seiten der Zirkulation erscheint dieser Mehrwert als rechtens. In 
der Tauschbeziehung zwischen Kapital und Lohnarbeit erscheint alle „Arbeit“ als 
bezahlt (weil in der Form des ‚Preises der Arbeit‘ der Doppelcharakter der Arbeit 
verschwindet); in der Tauschbeziehung zwischen Kapitalist und „Käufer“ erscheint 
der Mehrwert als Profit, der als bloßer Aufschlag auf die Kosten gesehen wird (und 
völlig verschieden interpretiert wird: als Verzichtsprämie, als „Leistung des Produk- 
tionsfaktors Kapital“, als Situations- und Geschicklichkeitsgewinn, oder einfach 
rechnerisch als Residualkategorie). 

Da die außerökonomische Gewalt das Basisrecht der Warenproduktion, das 
“Privateigentum, schützt, schützt sie 
- (1) das Recht von Kapital und Lohnarbeit gleichzeitig, nämlich auch das Eigentum 
an der Arbeitskraft (als Ware); 

* (2) das Recht des Kapitals auf das im Produktionsprozeß produzierte Produkt. 


51 Es ist prototypisch, wie Paschukanis gerade durch die Unterschätzung der Rolie der 
außerökonomischen Gewalt auf der Ebene der durch die Ware gesetzten Beziehungen 
den „Staat“ sogleich nur noch als „Klassenstaat‘‘ fassen kann, d. h. als konkrete Organi- 
sation und Instrument; a.a.O., S.103. Vgl. dagegen Seifert, Verrechtlichte Politik, 
8.195 ff. 

52 Zum Auseinanderfallen von Eigentumsverhältnissen und Tauschverhältnissen und damit 
von formeller und inhaltlicher Gleichheit vgl. Flatow/Huisken, a. a. 0.,5. 98 £. 
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Eigentumsgarantie, die sich auf das Eigentum an der Ware bezieht, bedeutet 
demnach primär Garantie der bestimmten Form des Produktionsprozesses, des Ka- 
Bilälverhältnisses. Von der Form des Rechtes her ist dem ganzen keinerlei Funk- 
“ tionswandel anzusehen. Formal ist Eigentum = Eigentum (und auch das ist keine 

„Ulusion“! Die außerökonomische Zwangsgewalt schützt auch das Eigentumsrecht 
an der Arbeitskraft). inhaltlich bedeutet jedoch der Schutz des Kapitaleigentums 
zugleich Schuiz der Herrschaft des Kapitals über die Lohnarbeit, im Produktions- 
prozeß von Wert. Herrschaft hat sich jedoch jetzt selbst verdoppelt: in eine rein 
sachliche Form, nämlich der Produktionsbedingungen (als Kapital) über die Produ- 
‘ zenten einerseits (eine vorpolitische Herrschaft) und abstrakt, allgemeine, öffent- 
: liche Herrschaft politische Herrschaft) andererseits. 
Die Verdoppelung von gesellschaftlicher Herrschaft findet ihren Ausdruck in 
‘der Trennung von Privatrecht, als dem — im engeren Sinne — Recht der Reproduk- 
tion der bürgerlichen Gesellschaft (mit dem Angelpunkt des Privateigentums), und 
öffentlichem Recht, als dem auf die Ordnung und die Kompetenzen der öffent- 
lichen Herrschaft bezogenen Recht. Diese Aufteilung des — im weiteren Sinne — 
bürgerlichen Rechts in scheinbar voneinander unabhängige Bereiche bestärkt die 
erscheinende Äußerlichkeit des Verhältnisses von Ökonomie und Politik. Der 
Schutz des Privateigentums — und damit das Privateigentum selbst — erhalten einen 
derart sachlichen Charakter, daß es notwendig ist, die Konfliktpunkte aufzuzeigen, 
von denen her die Tätigkeit der außerökonomischen Zwangsgewalt als funktional 
im Sinne des Kapitals und damit die politische Herrschaft funktional im Sinne der 
Kapital- als Klassenherrschaft interpretiert werden kann. Die Entwicklung dieser 
Konfliktpunkte ist deswegen wichtig, weil in den saloppen Formulierungen man- 
cher marxistischer Staatstheoretiker die „Kapitalfunktionalität des Staates“ Kraft 
„Wesenbestimmung“ so selbstverständlich ist, daß die genaue Analyse von 
Kämpfen, Konflikten und Krisen der bürgerlichen Gesellschaft in bezug auf den 
Wechsel der Staatsformen (im engeren Sinne von Regierungssystemen} nicht mehr 
gelingen. 
Wir werden zunächst die Konfliktmomente entwickeln und dann in einem 
zweiten Gang die Wirkungsweise der außerökonomischen Zwangsgewalt auf die 
unterschiedlichen Kategorien von „Privateigentümern“ analysieren. 


4. Rechtsverhältnisse und Klassenkonflikt 


a} Aus dern Charakter der Arbeitskraft als Ware resultiert eine grundlegende (und 
für alle systemtheoretischen Abgrenzungsversuche zerstörerische} Durchbrechung 
der Grenzen zwischen rein sachlichen und rechtspersönlichen (damit auch in einem 
langen Vermittlungsprozeß politischen) Beziehungen. Die Eigentümer der Ware Ar- 
beitskraft tragen mit der Ware sich selbst als konkrete Menschen auf den Markt: 
bildlich gesprochen bleibt das Rechtssubjekt Arbeiter ewig in der Zirkulation, be- 
tritt nie die Fabrik, wird nie von einem Meister angeschnauzt, bleibt im Anzug und 
im Auto vor den Toren; der konkrete "Mensch Arbeiter zieht den blauen Anton an 


und wird zum „Produktionsfaktor“, zu einer sachlichen Funktion im System der 
Kapitalproduktion, erhält die Form des variablen Kapitals (53). Als solcher Faktor 
ist er der Herrschaft des Kapitals unterworfen: aus dem freiwilligen Tauschakt ist 
eine einseitige Unterwerfung unter fremden Willen geworden. Die „Freiwilligkeit“ 
des Rechtssubjektes Arbeiter basiert auf dem Verkaufszwang des konkreten Men- 
schen, damit er sein Leben reproduzieren kann. 


b) Die Rechtsgarantie des Kapitaleigentums garantiert nicht nur die Herrschaft jedes 
Einzelkapitalisten über seine Arbeiter, sondern die Reproduktion des Kapitalver- 
hältnisses, indem sie die Akkumulation des Kapitals (rechtlich gesichert in der 
freien Verfügung über bestehendes und neu realisiertes Eigentum an Wert) schützt. 


c) Der Wert der Ware Arbeitskraft ist nicht in der gleichen Weise bedingt wie der 
Wert der übrigen Waren. Alle anderen Waren stellen nur ein bestimmtes Quantum 
vergegenständlichter Arbeit dar. Die Reproduktion der Ware Arbeitskraft ist aber 
der Lebensprozeß des konkreten Menschen mit seinen konkreten Bedürfnissen. Um 
den Wert der Ware Arbeitskraft, d.h. um das „notwendige Quantum an Lebensmit- 
teln“ kann es immer nur den Kampf geben (54). 


d) Die Verkäuflichkeit der Ware Arbeitskraft ist von Marktbedingungen (als Reflex 
des Akkumulationsprozesses) abhängig. Diese Abhängigkeit scheint die gleiche sach- 
lich-,‚natürliche“ Form zu haben wie die aller anderen Waren. Wenn jedoch andere 
Waren verderben, war die inkorporierte Arbeit umsonst, wenn die Ware Arbeitskraft 
verdirbt, „verdirbt“ der Mensch. 

Alle diese Momente erzeugen Konflikte, die Resultat nicht der sachlichen 
Bewegung des Kapitals, wenngleich durch sie bedingt, sondern der Lebensansprüche 
der Arbeiterklasse sind. Diese Konflikte, d.h. die Klassenkonflikte, äußern sich in 
historisch unterschiedlicher Weise, sie sind jedoch die wesentlichen Konflikte, von 
denen her sich das Verhältnis von „Politik“ und „Ökonomie“ bestimmt (55). 


53 Diesen Stellenwechsel (‚„modern‘: Rollenwechsel) der Arbeitskraft analysiert Marx be- 
sonders klar in Kapital Il, Kap. 20, Pkt. 10 „Kapital und Revenue‘. Gegen Systemtheo- 
retiker und Komplexitätsphilosophen muß hier gesagt werden: daß die spezifischen For- 
men der kapitalistischen Gesellschaft sich gegeneinander verselbständigen, bedeutet 
nicht, daß sie nicht Lebens- und Handlungsweisen identischer Individuen sind, die nicht 
einfach nach einem den „Subsystemen‘ analogen Rollenschema auseinandergehalten 
werden können, wo dann ein abstraktes Individuum jenseits aller Rollen sich kontempla- 
tiv zu sich selbst verhält. Dies ist eine zutiefst (im Wortsinne) bürgerliche Vorstellung, die 
„rein“ ohnehin nur der Rentier darstellen und der Wissenschaftler sich vorstellen kann. 
Nur von einem solchen Standpunkt aus kann der Produktionsprozeß als etwas rein 
Sachliches betrachtet werden, als „unpolitische Ökonomie“, und gezetert werden, wenn 
die Ökonomie von Arbeitern oder Wissenschaftlern „politisiert‘“ wird. Die Klasse der 
Lohnarbeiter muß dagegen geradezu die Aufhebung der bestimmten Form der Komplexi- 
tät im Kapitalismus fordern, um sich als Menschen verwirklichen zu können. Hierzu 
sollte man nur die bekannte Tatsache reflektieren, daß die Anzahl der Erkrankungen an 
Schizophrenie in der ‚Unterschicht‘ besonders hoch ist. 

54 S. hierzu exemplarisch: MEW 23, 8. Kap., „Der Arbeitstag“ 

55 Diese noch auf der allgemeinsten Ebene abgehandelten Verhältnisse sind in Zusammen- 
hang zu sehen mit dem Teil V unseres Beitrages „Staat und Klassenbewegung‘“. 
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Dieses Verhältnis von „Politik“ und „Ökonomie“ ist jetzt ein äußeres gewor- 
den. Wir müssen also die Wirkungsweise der Formen aufeinander als äußere und von 
daher die Wirkung auf das Klassenverhältnis in der Produktion in allgemeinen Zügen 
analysieren, sowie die Formen der Vermittlung zeigen, in denen die außerökono- 
mische Zwangsgewalt auf die sachliche Beziehung der Kapitalreproduktion einwir- 
ken kann. 


5. Zur doppelten Wirkung des Rechts in der bürgerlichen Gesellschaft 


Der abstrakte und scheinbar ‚neutrale‘ Charakter der außerökonomischen Zwangs- 
gewalt, wie er sich auf der Basis der Formen der Zirkulation ergibt, erweist sich bei 
der Analyse ihrer Wirkungsweise auf die (Rechts-)Personen je nach ihrer Klassen- 
situation als nicht mehr neutral, sondern auf das Kapitalverhältnis bezogen. 


a) Soweit das Recht nur die Verfahren festlegt, die notwendig sind, damit das 
Wertgesetz sich durchsetzt, regelt es die Zirkulationsprozesse, indem ein den Erfor- 
dernissen des sachlichen Prozesses entsprechendes Verhalten der Subjekte garantiert 
wird. In der Zirkulation sollen sich die Subjekte nur als „Charaktermasken“ der 
sachlich-ökonomischen Beziehungen verhalten. Die Rechtsförmlichkeit zielt nicht, 
eigentlich auf die Subjekte, sondern auf die Sachen (56). Im Privateigentum wird 
demnach nicht der Eigentümer als Person geschützt, sondern als „Besitzer“ von 
Waren etc. Der Schutz zielt auf 

(1) die freie Beweglichkeit der Sache (vor allem des Kapitals). Freiheit im Sinne der 
„Unäbhängigkeit vom Willen eines anderen“ hat hier (ökonomisch!) die Funktion, 
daß der Besitz frei ist, sich dem Wirken des Wertgesetzes anzupassen (verkauft zu 
werden, so oder so „‚angelegt‘‘ zu werden, etc.) (57). 

(2) Die Gleichheit, die hier als Rechtsprinzi ip hervorgeht, zielt auf die dem Äquiva- 
lenzprinzip entsprechende Gleichbehandlung (abstrakte Gleichgeltung) jeder Ware. 
Auch hier zielt das Prinzip nicht auf die konkrete Person, sondern auf das Rechts- 
subjekt als notwendige Kategorie der Warenproduktion, und durch dieses hindurch 
auf die in der Ware materialisierte Arbeit, auf das je bestimmte Quantum an Arbeit, 
welches in dem Vergleichungsprozeß af dem Markt der Ware ihren Wert und damit 
ihre Tauschbarkeit gibt. Dies ist das Zirkulationsrecht. 

(Freiheit und Gleichheit in diesem Sinne auf die Arbeitskraft angewandt, 
führt notwendig zur Ablehnung der Arbeiterkoalition, wie das. im 19. Jahrhundert 
und in den USA noch bis ins 20. Jahrhundert der Fall war. Oder auf die politökono- 
mische „Anerkennung“ der Koalition bei gleichzeitiger Hoffnung auf ihre Wirkungs- 
losigkeit kraft Marktgesetz wie bei J. St. Mill z. B.) (58) 


56 Das kommt in der Tatsache zu tage, daß eben jedes Kapital eine „juristische Person“ ist. 

57 Dies kommt sehr schön in der neoliberalen Apologie von Preismechanismus und Privatei- 
gentum zum Ausdruck. 

58 J. St. Mill, Principles of Political Economy, Book V, Chapter X: Of Interference of 
Government groundet on Erroneous Theories, 5. Laws against Combination of Work- 
men, zit. nach der 5. Aufl., London 1962 
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b) Nach der Seite der Produktion zielt das Recht des Privateigentums auf das Recht, 
sich im privaten Produktionsprozeß (durch Umstellung, technische Veränderung, 
Steigerung der Produktivkraft) der sachlichen Bewegung des Wertgesetzes anzu- 
passen, und zwar nicht durch förmliches, sondern durch veränderndes, freies Ver- 
halten. Hier gilt die Arbeitskraft nicht mehr als schönes, freies Rechtssubjekt, son- 
dern eben als Produktionsfaktor, mit dem der Eigentümer machen kann, was „er 
will“, wenngleich sein „Wille“ durch die sachliche Bewegung der Ökonomie bedingt 
ist. Dem Arbeiter gegenüber entsachlicht sich diese Bewegung wieder und tritt ihm 
als die unmittelbare Herrschaft des Kapitals gegenüber. Hier zeigt sich, daß im 
Produktionsprozeß Freiheit und Gleichheit sich für den Arbeiter wieder aufheben. 


c) Insofern die Rechte „Freiheit“ und „Gleichheit“ immer schon nicht nur ökono- 
misch-funktional waren, sondern als Staatsbürgerrechte die Rechtssubjekte mit der 
außerökonomischen Zwangsgewalt verbanden (sei es zunächst nur in der Form der 
Unterwerfung, dann in der Form der politischen Teilnahmerechte und Teilhabe an 
„staatlichen Leistungen“ (58a)), bergen sie eine Gefahr für das bürgerliche System 
in sich. Verstanden als Ansprüche konkreter Menschen (Menschenrechte) sind sie 
die gewissermaßen legitimatorische Einbruchsstelle des Klassenkampfs in die ‚‚Poli- 
tik“: Indem die Menschen aus dem Recht der Freiheit und Gleichheit sowohl das 
Recht ableiten, für ihre Interessen (59) zu kämpfen, als auch über das System der 
bürgerlichen Produktionsweise hinauszuzielen. Dieser Inhalt des Rechtsstaates ist 
außerordentlich wichtig. Seine Hervorhebung darf jedoch nicht dazu führen, die 
funktionalen Grundbedingungen des Rechtsstaates, sofern sie aus der kapitalisti- 
schen Warenproduktion an Arbeit, welches in dem Vergleichungsprozeß auf dem 
Markt der Ware ihren Wert „Rechtsstaat“ dem „Klassenstaat‘‘ naiv gegenübergehal- 
ten (60). Es muß vielmehr erst die doppelte Wirkung des bürgerlichen Rechtsstaates 
analysiert werden, die sowohl die „Privateigentümer“ allgemein als auch das Kapi- 
taleigentum schützt. 


58a Zur Entwicklung und Systematik dieser Rechte vgi. Georg Jellinek, System der subjektiv 
öffentlichen Rechte, Tübingen 1905, bes. S. 81 ff. 

59 Da Flatow/Huisken ihre ganze Untersuchung von jener, in der kritisierten juristischen 
Terminologie formulierten Frage nach dem Ursprung des Staates aus dem Widerspruch 
zwischen allgemeinen und besonderen Interessen (vgl. a.a. O., S. 95) her entwickeln, 
müssen sie sofort mit den Begriffen Freiheit und Gleichheit ihre emphatische Bedeutung 
assoziieren (5. 99 £.} und damit die erst einmal auf die Rechtsverhältnisse hinzielende 
Bedeutung als logischen Ansatzpunkt für die Staatsableitung verfehlen. Die Bedeutung 
des Interessenbegriffs, der bei Flatow/Huisken die wesentliche Rolle spielt, wollen wir 
garnicht schmälern, wir glauben aber nachgewiesen zu haben, daß in Bezug auf den 
„Staat“ zuvor eine andere Ableitung notwendig ist. 

60 Für diese Haltung prototypisch ist eine bestimmte Tradition des „sozialen Rechtsstaa- 
tes“. 
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7. Die Grundformen gesellschaftlicher Beziehungen als Vermittlungsformen und 
Beschränkungen außerökonomischer Einwirkungen auf den Reproduktions- 
prozeß 


Bevor wir dazu übergehen, die Ansatzpunkte für die konkrete Entwicklung der 
Struktur Staat zu untersuchen, wollen wir noch kurz die Formen der Vermittlung 
außerökonomische Einwirkungen und deren Beschränkungen präzisieren. 

Wir haben herausgearbeitet, daß sich in der warenproduzierenden Gesellschaft 
bestimmte Grundformen gesellschaftlicher Beziehungen herausbilden: 
die sachlich-ökonomischen Beziehungen stellen sich als Geldverhältnisse zwischen 
den Menschen dar; 
die Beziehungen zwischen den Tauschsubjekten nehmen die Form von Rechtsver- 
hältnissen an (63). 

Die außerökonomische Zwangsgewalt setzt nun in ihren Aktionen jeweils an 
der spezifischen Geld- und/oder Rechtsform der gesellschaftlichen Beziehungen an 
oder schafft zum Zweck des Eingriffes solche Geld- und/oder Rechtsbeziehungen. 
Das heißt aber, daß diese Einwirkungsversuche nicht direkt und unmittelbar die 
Beziehungen zwischen den gesellschaftlichen Klassen und besonders im Bereich der 
privat betriebenen Produktion gestalten, sondern über die Grundformen vermittelt 
sind. 

Die Formanalyse von Recht und außerökonomischer Zwangsgewalt zeigte, 
daß über das Recht vermittelte Aktionen dieser Gewalt 
(1) unterschiedliche Wirkungen auf die Rechtssubjekte haben, je nach ihrer Stellung 
im Reproduktionsprozeß; 

(2) nur von außen auf den Reproduktionsprozeß, vermittelt über die Rechtssubjek- 
te, einwirken können. 

Außerökonomische Gewalt ‚reguliert‘ so äußerlich, über die Durchsetzung 
normadäquaten Verhaltens, die sachlichen Beziehungen der Reproduktion. Nur 
dort, wo die Privateigentümer als Rechtssubjekte greifbar sind (in ihren Zirkula- 
tionsbeziehungen) sind sie der staatlichen Gewalt unterworfen. In ihrem privatem 
Bereich,wo sie über ihr Eigentum verfügen, sind sie „staatlichen“ Zugriffen entzo- 


63 Auf nicht durch den Tausch (oder Rechtsverhältnisse) vermittelte gesellschaftliche Bezie- 
hungen gehen wir hier nicht ein. Es soll aber das Mißverständnis vermieden werden, als 
würden wir alle gesellschaftlichen Beziehungen unter Geld- oder Rechtsverhältnisse sub- 
sumieren. Nicht durch diese Formen vermittelt (wenn auch in einem jeweils zu analysie- 
renden Verhältnis zu ihnen stehend) sind: 

(1) Der Produktionsprozeß als betrieblicher Arbeitsprozeß, der uns in Bezug auf den 
Staat hier jedoch in der Tat nur von seiner äußeren Form her interessieren kann; 

(2) Der Sozialisationsprozeß im engeren wie weiteren Sinne. Hier ist die Durchdringung 
durch Geld- und Rechtsverhältnisse besonders kompliziert (Familienrecht etc., Schul- 
recht etc.). 

Ursprünglich hatten wir in diesem Abschnitt Geld und Recht als Medien bezeichnet (wie 
Margaret Wirth, a.a. O., S. 32 ff.). Dieser Begriff, der die Vermitteltheit staatlicher Ak- 
tionen bezeichnen sollte, weckt jedoch Assoziationen zu anderen „Medien“ (Sprache, 
Ideologie, Öffentlichkeit). Daß auch sie (speziell Öffentlichkeit) Vermittlungsformen 
zwischen Ökonomie und Politik sind, soll hier wenigstens erwähnt werden. 


80 


gen. 
Ebenso wie beim Recht zeigt sich beim Geld, daß das, was an ihm als „‚Be- 
schränkung“ äußerlich erscheint, nichts anderes ist als die aus den Gesetzmäßigkei- 
ten der kapitalistischen Warenproduktion resultierende Verselbständigung der For- 
men. 
Geld als die veräußerlichte Form des Reproduktionsprozesses zeigt die Be- 
schränkungen des „Staates“ in zweierlei Hinsicht: 
(1) „Staatliche Geldpolitik“ (in ihren verschiedensten Bereichen) trifft die Subjekte 
als Geldbesitzer, nicht in ihrer Funktion im Reproduktionsprozeß. Auch von hierher 
ergibt sich eine unterschiedliche Wirkung auf die Klassen (bei der gleichen Form der 
„staatlichen“ Tätigkeit). 
(2) Einwirkungen auf die Geldbesitzer über das Geld wirken nur von außen auf den 
Reproduktionsprozeß ein. Beschränkungen oder Forderungen mittels „Geldpolitik“ 
haben zwar Rückwirkungen auf das Verhalten der Betroffenen im Reproduktionspro- 
zeß, 


„aber der qualitative Inhalt dieser Rückwirkung ist etwas, was sich dem Willensakt des Staates 
entzieht, was in die Entscheidungsfreiheit des bürgerlichen Subjektes gegeben ist und damit der 
Konkurrenz unterworfen ist“ (63a). 


Nun könnten jedoch zwei Einwände gegen diese These von der Vermitteltheit außer- 
ökonomischer Einwirkungen eingebracht werden: 

(1) Der bürgerliche Staat konstituiere sich vor allem als direkt eingreifende, die 
Klassenverhältnisse ‚regelnde‘ Zwangsgewalt. Wir wollen keineswegs leugnen, daß 
die offene, ja unter Umständen terroristische staatliche Gewaltanwendung eine 
historische wie aktuelle Tatsache und Möglichkeit ist. Sie ist aber (von unserer 
allgemeinen Analyse her gesehen) „nur“ die aus der Bindung durch Rechtsverhält- 
nisse hervorgetretene Gewalt, die wir bereits entwickelt haben. Sie liegt auch den 
Rechtsverhältnissen als Garantiegewalt zugrunde (es ist die gleiche Justiz und die 
gleiche Polizei — wenn auch andere Zweige, die sowohl den Verkehrssünder als auch 
einen „Radikalen‘‘ dingfest machen und verurteilen. Dem widerspricht nicht, viel- 
mehr bestätigt dies nur, daß mit der Zunahme der „Verrechtlichung“ (63b) der 
Klassenkonflikte (dazu weiter unten) auch die unmittelbare Gewaltanwendung 
durch den Staat immer mehr auf die Rechtsförmlichkeit ihrer Aktionen achtet und 
achten muß. 


(2) Der Staat entwickele sich auch oder vorrangig aus der Notwendigkeit, „allgemei- 
ne materielle Bedingungen der Reproduktion“ zu erstellen, und hierbei sei er in 
eigener Verantwortlichkeit und Organisationskompetenz, d.h. unvermittelt 
tätig (63c). 


63a Margaret Wirth, a.a. O.,S.35 £. 

63b Der Terminus der „Verrechtlichung“ stammt von Otto Kirchheimer. Vgl. Seifert, Ver- 
rechtlichte Politik, S. 187 

63c Der Gegensatz von „allgemeinem Gesetz‘ und „Maßnahme“ führt Preuß (Legalität und 
Pluralismus) unter der Hand dazu, ähnlich zu argumentieren. Allerdings veıgißt Preuß 
hierbei, daß das, was er „konkrete, zweckgerichtete Gewaltanwendung“ nennt, sich gera- 
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Wir sehen in diesem Einwand kein Argument gegen die prinzipielle Vermit- 

teltheit und Beschränkung von außerökonomischen Eingriffen in Bezug auf den 
Reproduktionsprozeß. Denn 
(a) fungiert „der Staat“, wenn er solche Aufgaben wahrnimmt, oft nicht als Staat, 
sondern als Finzelkapital (staatliche Unternehmen, wobei die unterschiedlichsten 
Varianten zu berücksichtigen sind); 
(b) ist gerade die „Veranstaltung“ bestimmter Aufgaben, wie etwa das Ausbil 
dungswesen, duıch ihren vermittelten Bezug zum Reproduktionsprozeß gekenn- 
zeichnet (deshalb auch die Schwierigkeiten bei ihrer Funktionsbestimmung für das 
Kapital, wie die ganze Debatte um die Hochschulpolitik auf marxistischer Seite 
gezeigt hat). 

Die Beschränkungen der außerökonomischen Zwangsgewalt in bezug auf den 
Reproduktionsprozeß des Kapitals können hiermit jedoch keineswegs allgemein und 
endgültig bestimmt werden. Wir müssen von zwei Seiten: der des ökonomischen 
Prozesses als sachlichem Prozeß der Wertbewegung (in der Form des Kapitals) und 
der der Klassenbeziehungen, soweit sie sich als Beziehungen von „Rechtssubjekten“ 
darstellen, versuchen, die „Grenzen des Staates im Kapitalismus“ aufzuzeigen. 


IV. Staat und Kapitalbewegung 


Vergegenwärtigen wir uns noch einmal die analytischen Schranken, die uns auf der 
Ebene der Formanalyse gesetzt sind: die Frage nach der Allgemeinheit und Gemein- 
samkeit, welche die Warenzirkulation als spezifische Vergesellschaftungsform und 
allgemeine Oberfläche, die auch das Kapitalverhältnis überdeckt, erzeugt, führt zur 
Begründung einer gesellschaftlichen Funktion, die „neben und außer“ den im 
Tauschverhältnis gegebenen Sonderinteressen formiert werden muß. Die Frage, wie 
diese Funktion institutionalisiert wird, bleibt auf dieser begrifflichen Ebene außer 
Betracht und ist, wie oben gesagt, Gegenstand historischer Analyse zur Genesis des 
bürgerlichen Staates. Wichtig ist, daß die Funktion organisiert wird, eine entspre- 
chende Struktur und damit einen gesellschaftlichen Handlungsträger findet. Die 
Schranke der Formanalyse besteht darin, daß nunmehr zwar die Möglichkeit für die ° 
Aktualisierung dieser „‚Staatsfunktion“ begründet ist, nicht aber die Notwendigkeit. 
Wir kennen diese analytische Schranke aus der „Ableitung“ der Krise, deren allge- 
meine Möglichkeit ebenfalls bereits auf der Ebene des Warentausches darstellbar ist, 
deren Notwendigkeit aber auch mit dem weiteren Fortgang der Darstellung des 
Kapitalbegriffs, und obgleich die Bedingungen der Möglichkeit immer näher spezifi- 


de in den Bereichen des „Staatsinterventionismus“ in den Formen von Recht und Geld 
volizieht. Auch eine „Maßnahme“ hat die Form des Rechts und ist darauf angewiesen, 
daß die Übersetzung in Verhalten gelingt, daß sich z. B. das Kapital an bestimmte staat- 
liche „Anweisungen“ hält. Dies ist allerdings nur dann garantiert, wenn diese Anweisun- 
gen den funktionellen Erfordernissen der Kapitalreproduktion nicht widersprechen, der 
„Staat“ diese also schon in seine „Maßnahmen“ als Grundbedingungen hineingenommen 
hat. 
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ziert werden, auf der begrifflichen Ebene nicht bestimmt werden kann (64). 

Hier ergibt sich eine für die Staatsdiskussion u. E. wesentliche Schwierigkeit: 
zwar haben wir bisher das innere Verhältnis zwischen Produktionsweise und einer 
ihrer Funktionen, die eine Organisation „neben und außer“ den Parteien der Käufer 
und Verkäufer bedingt, angegeben. Wir haben damit aber nicht den Staat, der nach 
unserem Verständnis eine Vielzahl von Verbindungen mit und Funktionen für den j 
Reproduktionsprozeß besitzt, 

Dies wird allerdings übersehen, wenn man von einem allgemeinen Begriff des 
Staates ausgeht. Mit diesem Begriff ist die Zuständigkeit für bestimmte Funktionen 
gewissermaßen a priori geregelt. Zu weichen Konsequenzen ein solcher Begriff 
führt, wollen wir an einigen Ansätzen marxistischer Staatsanalyse aufzeigen, die wir 
im Zusammenhang mit der Staat-Gesellschaft—Dialektik z. T. schon zitiert haben. 
Die Intention dieser Ansätze ist es, in systematischer Weise das Verhältnis von Staat 
und ökonomischem Reproduktionsprozeß „abzuleiten“ und damit zu begründen, 
weshalb ‚der Staat‘ überhaupt als besondere soziale Form existieren kann und 
existieren muß. 


I. Drei Versuche zur Ableitung des Staates und die jeweilige Bestimmung von 
Staatsfunktionen 


a) Flatow/Huisken (65) bestehen zu Recht darauf, daß beide Fragen beantwortet 
werden müssen. Sie selbst begründen die Möglichkeit der formellen Besonderung des 
Staates aus der Existenz einer besonderen „Sphäre der Staatlichkeit“ (S. 118), die 
sich an den Problem- und Bewußtseinsstrukturen der „Oberfläche der bürgerlichen 
Gesellschaft“ herausbildet. Die Substanz dieser Sphäre sind die „allgemeinen Inter- 
essen‘ der Einkommensbezieher, die, ungeachtet der unterschiedlichen „Quellen“ 
dieser Einkommen, im Hinblick auf die Erhaltung von deren Voraussetzungen allge- 
mein und gleich sind. Als den Inhalt des Begriffs der „allgemeinen Interessen“ 
bestimmen Flatow/Huisken alle Gemeinsamkeiten, welche die Individuen, als Eigen- 
tümer einer bestimmten Einkommensquelle untereinander, aber auch die Besitzer 
verschiedener Einkommensquellen aufgrund anderer als durch den stofflichen Cha- 
rakter der Einkommensquelle bedingten Interessenparallelität haben: Sicherheit der 
Einkommensquelle gegen Diebstahl, Raubbau etc.; Garantie eines Wirtschaftswachs- 
tums als gemeinsame Voraussetzung für möglichst hohes Einkommen; reibungsloses, 
Krisenfreies Funktionieren der Reproduktion zwecks kontinuierlichen Einkom- 
mensflusses (S. 108 ff.). 
"In der Kategorie des „allgemeinen Interesses“ ist begrifflich bereits die gesam- 
te Empirie der Staatsfunktionen abgedeckt. So reicht bei Flatow/Huisken das Attri- 
but ‚allgemein‘ auch von einem Charakteristikum der Form des Rechts (bei 
Flatow/Huisken wird diese ohnehin auf der Ebene der Handlungsträger gefaßt: als 
Privateigentümer) zu einer Bezeichnung für gemeinsame Interessen irgendeiner, fast 


64 Vgl. Karl Marx, Theorien über den Mehrwert II, MEW 26 II, S. 471, insbes. 513 
65 Flatow/Huisken, Zum Problem der Ableitung des bürgerlichen Staates, a. a. O. 


kontingent zusammengesetzten Gruppe. 

Dennoch glauben sie, die Notwendigkeit der Form des Staates unabhängig 
von dem Inhalt bestimmter Staatsfunktionen abzuleiten, wenn sie ihn nun aus der 
Dialektik von allgemeinen und besonderen Interessen erklären: weil die einzelnen 
Privateigentümer per definitionem auf ihre besonderen Interessen fixiert sind, weil 
aber andererseits die Verfolgung dieser Sonderinteressen die Realisierung von allge- 
meinen Interessen voraussetzt, muß eine Instanz auftreten, welche für das letztere 
zuständig ist (66). Daß die Verfolgung besonderer Interessen die Realisierung allge- 
meiner Interessen ausschließt, ist aber nur eine Definitionsfrage. Die Darstellung der 
Konkurrenz bei Marx geht gerade dahin, daß die Realisierung der allgemeinen Inter- 
essen das unbewußte und ungewollte Resultat der einzelnen Privateigentümer- 
Handlungen sei (67). 

Als das wesentliche dieser Ableitung scheint uns aber, daß mit dem Wider- 
spruch zwischen allgemeinen und besonderen Interessen „die Verdoppelung der 
Gesellschaft in Gesellschaft und Staat“ (S. 119) begründet wird und daß dieser 
Staat eine bereits funktionell vollkommen bestimmte Form ist; der Staat ist gewis- 
sermaßen nur noch auf der Suche nach den allgemeinen Interessen, die er zu reali- 
sieren hat. Flatow/Huisken bemerken zu ihrer Ableitung der Staatsform, „daß ein 
methodischer Zwang zu einer allgemeinen Ableitung spezifischer Staatstätigkeiten 
in unserem Kontext nicht mehr besteht“ (S. 136). Die u. E. richtige Ansicht, daß 
spezifische Staatsfunktionen nicht aus dem allgemeinen Kapitalbegriff abgeleitet 
werden können, ist bei Flatow/Huisken jedoch durch reine Begriffsdialektik begrün- 
det. Denn alle diese Tätigkeiten gehen nurmehr aus dem Begriff des allgemeinen 
Interesses hervor, sie sind gewissermaßen — und in unserer Formulierung — nur 
noch die erscheinenden, historisch-realen Manifestationen des „Wesens“ des bürger- 
‘ lichen Staates. 


66 Wörtlich heißt es bei Flatow/Huisken, S. 119 (gesperrt): „...in der Form der Verfol- 
gung seiner besonderen Bestimmtheit läßt sich ein allgemeines Interesse nicht realisieren; 
die Besonderungen (wessen Besonderungen? , die des allgemeinen Interesses? — das 
wäre reiner Hegelianismus! — d. Verf.) addieren sich nicht auf, sondern schließen einan- 
der in der Bewegung der Konkurrenz aus.‘ 

67 „Jeder verfolgt sein Privatinteresse und nur sein Privatinteresse; und dient dadurch, ohne 
es zu wollen und zu wissen, den Privatinteressen aller, den allgemeinen Interessen. Der 
Witz besteht nicht darin, daß, indem jeder sein Privatinteresse verfolgt, die Gesamtheit 
der Privatinteressen, also das allgemeine Interesse erreicht wird. ... Die Pointe liegt 
vielmehr darin, daß das Privatinteresse selbst schon ein gesellschaftlich bestimmtes Inte- 
resse ist... Es ist das Interesse der Privaten; aber dessen Inhalt, wie Form und Mittel der 
Verwirklichung, durch von allen unabhängige gesellschaftliche Bedingungen gegeben.“ 
Karl Marx, Grundrisse S. 74. Diese, von allen unabhängige gesellschaftliche Bedingung ist 
nun keineswegs „der Staat“, sondern unbewußte Vergesellschaftungsformen wie das 
Wertgesetz etc. Bei Flatow/Huisken wird dagegen an diese Stelle der Staat gesetzt: „So- 
fern .. die allgemeinen Interessen inhaltlich Mittel bzw. Voraussetzungen der Verfolgung 
der jeweils besonderen sind, besteht die Notwendigkeit, die Inhalte jener allgemeinen 
Interessen in einer anderen als in der durch die Handlungsmöglichkeiten der Privaten 
gegebenen Weise zu realisieren.“ (a. a. O.,S. 119) 
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„Die Staatsfunktionen, d.h. die Bereiche, auf die sich staatliche Politik bezieht, und die in der 
Gliederung in Ressorts und Ministerien aufscheinen (eine nicht näher begründete These bei 
Flatow/Huisken — d. Verf.) sind nicht konstitutiv für das Wesen des bürgerlichen Staates, son- 
dern umgekehrt wird erst das Spektrum der Bereiche, auf die sich staatliche Politik bezieht, 
analytisch zugänglich, wenn von dem Begriff des bürgerlichen Staates ausgegangen wird, der als 
Kennzeichnung der Form des bürgerlichen Staates zugleich jedoch die Angabe der allgemeinen 
Bedingungen der Genese von Staatsfunktionen (Verwaltung allgemeiner Interessen) enthält“ 
(S. 137). 


Ein fatales Ergebnis dieser Wesenbestimmung des Staates ist es, daß Widersprüche . 
der Staatstätigkeit in der Erfüllung seiner möglichen Funktionen nicht mehr ausden 
allgemeinen Bestimmungen des Staates erklärt werden können. Solche Widersprüche 
werden von Flatow/Huisken dann auch auf der empirischen Ebene angesiedelt (sie 
sprechen von der „Heterogenität der emprischen Aktionen des bürgerlichen 
Staates“ (S. 124)), während die „Allgemeinheit“ der Staatstätigkeit sich nur durch 
diese empirischen Heterogenitäten hindurch durchsetzt (in bloßer sprachlicher Ana- 
logie zur Oszillation der Preise um den Wert) (68). 


b) Im Gegensatz zu dem Versuch, das Wesen des bürgerlichen Staates aus der 
Struktur der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft zu erklären, leitet das Projekt 
Klassenanalyse (69) „den Staat“ unmittelbar aus dem System der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung und dem Widerspruch zwischen materiellen Erfordernissen gesell- 
schaftlicher Produktion und ihrer bürgerlichen Förm als Privatarbeiten ab. Die Not- 
wendigkeit des Staates ergibt sich für das Projekt Klassenanalyse aus der, wie es 


68 Der Versuch, den Flatow/Huisken unternehmen, um der Tautologie zu entgehen, daß‘ 

„allgemeine Interessen‘ eben die sind, die der Staat durch seine faktische Tätigkeit 
„aufgenommen, verwaltet und erfüllt‘ (!) (a. a. O.,S. 129) hat, nämlich sie aus der ‚‚Tie- 
fe“ (im Gegensatz zur „Oberfläche‘‘) der kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten zu begrün- 
den, ist wenig überzeugend. Als Kriterium für ein allgemeines Interesse geben sie an, daß 
es sich auf die Entwicklung von Voraussetzungen der Produktion und Zirkulation richten 
muß, die sich als Schranke der Entwicklung des Gesamtkapitals geltend machen. Das 
Rezeptionsproblem bleibt ganz ungelöst, denn das in diesem Sinne allgemeine Interesse 
kann Flatow/Huisken zufolge zuweilen auch von einer kleinen Minderheit von Privatei- 
gentümern artikuliert werden, denen die allgemeine Entwicklungsschranke spürbar wird. 
Aber wie kann „der Staat‘ dann zwischen wirklichen und falschen allgemeinen Interes- 
sen in den verschiedenen Gruppenartikulationen unterscheiden? 
An diesem Punkt wird auch deutlich, daß der Ausgangspunkt für die Ableitung des 
Staates nicht die Oberfläche sein kann (wie wichtig die Formen der Oberfläche auch für 
die Gestaltungen von Interessenpolitik, Parteienbildungen etc. sind). Denn nach Fila- 
tow/Huiskens richtiger Darstellung sind die Differenzen zwischen den Revenuebesitzern 
auf der Oberfläche rein quantitativer (in der Geldform ausgedrückt) oder stofflicher 
(bezogen auf den Arbeitsprozeß) Natur, so daß es gar keine andere als bloß eine rein 
quantitative Entscheidung darüber geben kann, ob ein Interesse allgemein ist oder nicht. 
Das Maß dieser Quantität ist dann letztlich lie Macht, eine (bürgerliche) Konsequenz, die 
Flatow/Huisken gerade vermeiden wollen, 

69 Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik der proletarischen Partei, insbes. 125 ff.; die allgemei- 
nen Aussagen zum Staat und zum Verhältnis Politik - Ökonomie sind nahezu identisch 
mit dem Aufsatz des Projekts Klassenanalyse in der SoPo 14/15, Zur Kritik... .,a. a. O.; 
auf die im Oktober 1973 erschienene Arbeit des PK, Materialien zur Klassenstruktur der 
BRD, Eıster Teil, Berlin 1973, konnten wir nicht mehr eingehen. 
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scheint, naturgegebenen Tatsache, daß Arbeitsfunktionen existieren, „die a priori 


gemeinschaftliche sind“ (S. 130) (70), und die daher per definitionem nicht durch 
die unbewußte, vermittelte Form der Gesellschaftlichkeit erfüllt werden können. 
Der Staat wird also als sozialer Funktionsträger für die Produktion und Sicherung 
der „allgemeinen Produktionsbedingungen“ eingesetzt. Der Widerspruch zwischen 
gemeinschaftlichen und vermittelt gesellschaftlichen Funktionen wird damit, durch 
die Herausbildung des Staates, wie es von den Autoren des Projekts Klassenanalyse 


‚auch richtig ausgedrückt wird, „gelöst“. 


“Der Fehler der Konstruktion einer „a priori-Gemeinschaftlichkeit“ bestimm- 
ter Arbeitsfunktionen zeigt sich, sobald versucht wird, sie als Unterscheidungskrite- 
rium im System der Arbeitsteilung zu verwenden. Das Kriterium, das von den 
Autoren gegeben wird, nämlich alle Arbeiten, die „direkt zur Erfüllung gemein- 
schaftlicher Aufgaben dienen ... (und) daher nicht unter der Form der bloß vermit- 
teit gesellschaftlichen Arbeit geleistet werden (können}“ (S. 130), ist. tautologisch. 
Wir können auch in der folgenden (von den Autoren des Projekts Klassenanalyse 
angeführten) „Ableitung“ des Staates durch Engels nur das Problem und nicht seine 
Lösung finden: 


„Die Sache faßt sich am leichtesten vom Standpunkt der Teilung der Arbeit. Die Gesellschaft 
erzeugt gewisse gemeinsame Funktionen, deren sie nicht entraten kann. Die hierzu ernannten 
Leute bilden einen neuen Zweig der Teilung der Arbeit innerhalb der Geselischaft. Sie erhalten 
damit besondere Interessen auch gegenüber ihren Mandataren, sie verselbständigen sich ihnen 
gegenüber, und — der Staat ist da. Und nun geht es ähnlich wie beim Warenhandel und später 
beim Geldhandel: ...“ (7D. 


Aber weshalb ist nun der Staar da und nicht ein neuer Zweig gesellschaftlicher 
Produktion im Kapitalverhältnis? Die Frage, weshalb der Staat sich (a priori) be- 
stimmter Arbeiten annimmt und weshalb das Kapital nicht in der Lage sein soll, 
Formen herauszubilden (natürlich auf seine Weise, d.h. in ungeplanter und unbe- 
wußter Anpassung an Systemnotwendigkeiten, die ihm in der Form von „Eng- 
pässen“ und „Schranken“ des Produktions- und Zirkulationsprozesses gegenübertre- 


70 Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik..., a. a. O., S. 130; ausführlich heißt es dort: „Alle 
Arbeiten, die a priori gemeinschaftliche sind in der Weise, daß sie direkt zur Erfüllung 
gemeinschaftlicher Aufgaben dienen, können daher nicht unter der Form der bioß ver- 
mittelten geselischaftlichen Arbeit geleistet werden. Die gemeinschaftlichen Arbeiten 
werden also bedingt durch die Gesellschaftlichkeit der Produktion überhaupt, aber zu- 
gleich wird inre Verrichtung durch die spezifische Art der Gesellschaftlichkeit behin- 
dert.‘ Gegenüber der SoPo 14/15 bedeutet diese Formulierung eine erhebliche Verwässe- 
rung. Dort heißt es in dem ansonsten identischen Satz: „... und werden zugleich durch 
die spezifische Art der Geselischaftlichkeit an der Ausführung verhindert“ (5. 198, Her- 
vorh. d. Verf.). Weiter geht es dann: „Dieser Widerspruch kann sich nur lösen (!), indem 
diese gemeinschaftlichen Aufgaben von den besonderen Individuen abgehoben und von 
diesen losgelöst erfüllt werden, derart, daß sich der Geselischaft von Privaten die Gesell. 
schaft als solche gegenüberstellt, indem also die Gesellschaft, das Allgemeine, worunter 
die besonderen Individuen subsumiert sind, eine selbständige Existenz neben und außer 
der Gesamtheit der Gesellschaft konstituierenden Privaten gewinnt. Dies ist die Verdop- 
pelung der Gesellschaft in Gesellschaft und Staat.“ (Alle Hervorh. d. Verf.) 

7 Brief von Engels an Conrad Schmidt vom 27. 10. 1890, MEW 37, 5.490 
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ten), die dem spezifischen Charakter der Arbeit gerecht werden, ist damit nicht 
beantwortet. Ohne es als Beweismittel strapazieren zu wollen (72), muß doch auf 
das sog. Wegebau-Beispiel (73} hingewiesen werden, demzufolge jedenfalls Marx 
einen Rückgang der staatlichen Produktionsfunktionen auf Gebieten, die gemeinhin 
zu den „allgemeinen Produktionsbedingungen‘“ gerechnet werden, in dem Maße 
annahm, wie das Kapital sich gesellschaftlich entwickeln würde; und daß Marx die 
Bildung von Aktiengesellschaften z. B. als eine Form der Anpassung der kapitalisti- 
schen Vergesellschaftungsformen an Aufgaben, die mit den alten Organisationsfor- 
men nicht mehr zu lösen waren, betrachtete. 

Für unsere Argumentation wesentlich ist aber, daß auch beim Projekt Klassen- 
analyse die Verdoppelung der Gesellschaft in Gesellschaft und Staat unvermittelt 
die kapitalfunktionell bereits ganz bestimmte Form des Staates heraussetzt. Beiden 
Autoren des Projekts Klassenanalyse ergibt sich so eine ganz einfache Beweiskette: 
wenn das kapitalistische Produktionsverhältnis seiner Wesen nach gesellschaftliche 
Herrschaft impliziert und wenn der Staat die „allgemeinen Rahmenbedingungen“ 
sichert, dann ist auch der Unterdrückungscharakier des Staates seinem Wesen nach 
bewiesen; die herrschende Klasse kann sich seiner als Instrument bedienen. 


c) Eine dritte Möglichkeit der Ableitung des Staates ist von Altvater herausgearbei- 
tet worden (74). Auch Altvater erklärt die Notwendigkeit der Staatsform aus dem 
Verhältnis zwischen der bürgerlichen Form der Vergesellschaftung der Produktion 
und den objektiven Erfordernissen der Gesellschaftlichkeit, die in der bürgerlichen 
Form nicht erfüllt werden können. Neben die Konkurrenz tritt als funktionsnot- 
wendig für die Gesamtreproduktion der Staat. Das Kapital, so Altvater, 


3»... bedarf auf seiner Grundlage einer besonderen Einrichtung, die seinen Grenzen als Kapital 
nicht unterworfen ist, deren Handeln also nicht von der Notwendigkeit der Mehrwertproduk- 
tion bestimmt ist, die in diesem Sinne eine besondere Einrichtung ‚neben und außer der bürger- 
lichen Gesellschaft‘ ist, und die gleichzeitig auf der unangetasteten Grundlage des Kapitals den 
immanenten Notwendigkeiten nachkommt, die das Kapital vernachlässigt. Im Staat entwickelt 
demzufolge die bürgerliche Geselischaft eine spezifische, das Durchschnittsinteresse des Kapitals 
ausdrückende Form“ (S. 7). 


So wie bei der Ableitung des Projekts Klassenanalyse tritt der Staat gewissermaßen 
neben die (bei Altvater näher als kapitalistisch bestimmte) Konkurrenz, um die 
notwendigen Arbeiten zu leisten, welche die andere Vergesellschaftungsform nicht 
erledigen kann. Insofern aber, als diese Arbeiten nun aufgrund der Grenzen des 
Kapitals vom Staate übernommen werden müssen und nicht aus einer vorgängigen 
Bestimmtheit, die aus den: stofflichen Charakter dieser Arbeit folgert, ergibt sich 
nicht nur ein Dualismus des Nebeneinanderstehens, aus dem für die wechselseitigen 
Aufgaben keine Einschränkungen folgern, sondern ein Widerspruch. Zwar ist der 
Staat den Grenzen des Kapitals nicht als Kapital unterworfen, zugleich erwachsen 
ihm aber aus seinem spezifischen Verhältnis zum Kapital seine Grenzen. Die Not- 


72 Wir schließen uns hier der Einschätzung von Flatow/Huisken, a.a. O.,S. 141 ff., an. 


73 Das Wegebau-Beispiel bringt Marx in den Grundrissen... .,a. a. 0.,8. 422 f. 
74 E. Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, S. 1 ff. 
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wendigkeit zur Übernahme bestimmter Arbeiten ergibt sich hier aus den „Möglich- 
keiten und Grenzen“ des Kapitals: 


„Was allgemeine Produktionsbedingungen sind, richtet sich gerade danach, was vom Kapital in 
einer historischen Situation nicht von ihm selbst übernommen werden kann“ (75). 


Die „Definition“ der allgemeinen Produktionsbedingungen relativ zum Stand der 
Akkumulation und der Verwertungsbedingungen läßt übrigens den Unterschied zu 
solchen gesellschaftlichen Arbeitsfunktionen verschwinden, die aufgrund der Bewe- 
gung der gesellschaftlichen Profitrate nicht mehr als Kapitalanlagesphäre dienen 
können, — also den Unterschied zwischen staatlichen Funktionen bei Kapitalmangel 
und bei Kapitalüberschuß. Die historische Relativierung bedeutet nicht, daß der 
Staat bei Altvater als historisch-kontingenter Faktor eingeführt wird. Wenn auch im 
System der gesellschaftlichen Arbeit nicht angegeben werden kann, welche Arbeiten 
wesensmäßig „neben und außer‘ dem System der Sonderinteressen betrieben wer- 
den müssen, so folgert aus Altvaters Darstellung doch umgekehrt, daß es allgemeine 
Funktion des Staates ist, falls sich die Notwendigkeit ergibt, die jeweiligen Arbeiten 
zu „unternehmen“ (76). 

In gewissem Sinne stellen die Ableitungen von Huisken/von Flatow, dem 
Projekt Klassenanalyse und die von Altvater drei logische Möglichkeiten der Ablei- 
tung des Staates aus einem immanenten Widerspruch der Vergesellschaftung im 
Kapitalismus dar. Benennen die ersten den Widerspruch zwischen dem Privateigen- 
tum und seinen allgemeinen Bestandsbedingungen (auf Interessenebene formuliert), 
die zweiten den Widerspruch zwischen unbewußt gesellschaftlicher und gemein- 
schaftlicher Produktion — und gehen damit beide von der Ebene der Warenproduk- 
tion aus —, so benennt Altvater den Widerspruch zwischen kapitalistischer Verge- 
sellschaftung und stofflichen Produktionserfordernissen — und geht damit vom Ka- 
pital aus. 

In der Bestimmung der Grenzen staatlicher Eingriffe (äußerlicher Bezug auf 
die Kapitalbewegung, Formfixiertheit, Bewegung der Profitrate etc.) und den Er- 
scheinungsformen dieser Grenzen (Stagflation, Rüstungshaushalte etc.) stimmen wir 
weitgehend mit Altvater überein, obgleich wir unten noch versuchen, diese Grenzbe- 
stimmung als methodisches Problem genauer und systematischer zu fassen. Uns 
kommt es hier zunächst darauf an, als Charakteristikum aller drei Varianten der 
Staatsableitung festzustellen, daß — aus welchem Widerspruch auch immer — das 
Ableitungsresultat immer „der Staat“ als vollkommen bestimmte Form ist; — als 
Form, die nun ihrerseits mit einem Begriff vom Wesen des Staates gefaßt wird, der 


75 Altvater, a.a. O., S. 34, verwendet den Begriff der APB allerdings nicht konsequent in 
diesem Sinne; vgl. D. Läpple, Staat und allgemeine Produktionsbedingungen, S. 97 

76 Der vor allem auch an einer Kritik Altvaters ansetzende sorgfältige Versuch von Läpple, 
das „Allgemeine“ an den allgemeinen Produktionsbedingungen zu bestimmen, kommt zu 
dem Resultat, daß diese Produktionsbedingungen mit der zunehmenden Vergesellschaf- 
tung des Produktionsprozesses an Bedeutung gewinnen, daß ihre Sicherstellung keines- 
wegs eine allgemeine Funktion des Staates ist, insofern also nicht die Form Staat konsti- 
tuieren. Mit dem Problem Kapitalüberfluß/Kapitalmangel beschäftigt sich W. Semmler in 
seiner Dissertation. 
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im Kern alle Funktionen, Zuständigkeiten und Handlungsmöglichkeiten des Staates 
bereits enthält. 


2. Die Ansatzpunkte von Staatsfunktionen 


Wir halten es demgegenüber für entscheidend wichtig, das Problem der einzelnen 
Staatsfunktionen nicht auf der Basis eines wie auch immer bestimmten allgemeinen 
Begriffs des bürgerlichen Staates anzugehen, sondern sie jeweils im Hinblick auf den _ 
Prozeß der Kapitalreproduktion zu analysieren. 

Wichtig daran ist vor allem die Konsequenz, daß man bei der Bestimmung der 
vielbeschworenen „Möglichkeiten und Grenzen“ des Staates im Hinblick auf seine 
Gestaltungsfreiheit der sozialen Systemstrukturen nicht in den Zirkel gerät, demzu- 
folge jede Tätigkeit des Staates eben nur Manifestation einer im „Wesen“ bereits 
enhaltenen Bestimmung sei, die daher auch nur in den wesensmäßig festgelegten 
Schranken tätig werden könne. Wir haben als Resultat der „Trennung“ von Politik 
und Ökonomie die Existenzbedingung für eine „außerökonomische Instanz“ aufge:“ 
deckt; mit ihr existiert die abstrakte Möglichkeit eines „äußeren“ Zugriffs auf den 
naturwüchsig vergesellschafteten Prozeß der materiellen Reproduktion der Gesell- 
schaft. Die Realisierung dieser Möglichkeit bedarf der sorgfältigen historisch- -empiri- 
schen Analyse, welche die Genese jeder ihrer Funktionen begrifflich nachvolizieht: 
den Prozeß ihrer Ablösung von bestimmten Stadien der Kapitaireproduktion, die 
Bedingungen, die ihre Besorgung als spezifische Privatgeschäfte ausschließen, ihre 
Zentralisierung und institutionelle Zusammenfassung als Struktur, die zu einem 
Moment des historisch—spezifischen Staates wird. Ist dieser Prozeß auch nicht auf 
der Ebene der Formanalyse zu präjudizieren, so lassen sich doch auf ihr die Ansatz- 
punkte, die dem Staate vorgegeben sind, wenn er sich als äußerliche Instanz auf den 
Kapitalreproduktionsprozeß bezieht, systematisieren, und von hier aus lassen sich 
auch einige grundsätzliche Charakteristika dieses äußeren Bezuges angeben. 

Der Reproduktionsprozeß muß sich der außerökonomischen Instanz doppelt 
darstellen: a)als_ scheinbar sachlich vermittelter ökonomischer Prozeß; b) als 
System der sozialen Beziehungen. In dieser doppelten Erscheinung drückt sich für 
sie nur die Bedingung ihrer eigenen Existenz aus, (die wir oben als „Trennung“ von 
Politik und Ökonomie dargestellt haben). 


a) Bei der Darstellung des Kapitals, wie es sich in der Bewegung erhält und ver- 
mehrt: in den Metamorphosen des Kapitalkreislaufes eines einzelnen Kapitals und 
in der Verschlingung der Kreisläufe und Kreislaufformen der vielen Kapitale, ver- 
wendet Marx die Kategorie der „funktionellen Formen“, um auf ein bestimmtes 
Problem aufmerksam zu machen: die Reproduktion erfolgt über Formen, welche 
das Kapital in seinen verschiedenen Stadien der Produktion und Zirkulation anneh- 
men muß, und die zwar als Kapitalformen funktionell auf den Gesamtprozeß bezo- 
gen sind, aber als Formen eigenen Bedingungen unterworfen sind (77). 


77 Vgl. zum Begriff der „funktionellen Form“ Karl Marx, Das Kapital, Bd. II, MEW 24, 
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in dem Begriff der „funktionellen Form“ ist also sowohl der innere Zusam- 
menhang als auch die äußere Zusammenhangslosigkeit des Reproduktionsprozesses 
angesprochen, — und damit die „relative Autonomie“ der einzelnen (Kapital-)For- 
men, die Möglichkeit ihrer Verselbständigung. Als funktionelle Formen des ‚industri- 
ellen Kapitals“ entwickelt Marx entsprechend den Zirkulationsstadien das Geld, die 
Ware und Produktionsmittel/Arbeit (als Faktoren der Produktion); daß diese For- 
men bei näherer Betrachtung und bei Hineinnahme von Kapitalfunktionen, die sich 
von denen des industriellen Kapitals unterscheiden (KU, S.89) noch bedeutend 
vermehrt würden, wollen wir hier nur erwähnen. Wichtig ist, daß der Staat sich über 
diese Formen auf die Reproduktion bezieht, wobei diejenigen des Produktionsstadi- 
ums durch das Privateigentum (siehe oben, 111.5.) einen besonderen „staatsfreien‘“ 
Status besitzen. Das Geld ist von uns als Form der Vermittlung von Staatseingriffen 
charakterisiert worden, gegenüber dem Kapital ist es ein Ansatzpunkt; aber nur von 
Seiten des Kapitals ist es funktionelle Form, die also nur aus ihrem Zusammenhang 
begriffen werden kann. 

Die formspezifischen Funktionen (beim Geld: Zirkulations-, Zahlungsmittel-, 
Reservefondsfunktion; bei der Ware: Realisierungsfunktion) sind in ihrem Ablauf 
nicht im Hinblick auf ihre Kapitalfunktionen durchsichtig. So kann Geldknappheit 
(mit den entsprechenden Erscheinungen an der Geldform) völlig unterschiedliche, ja 
entgegengesetzte Bewegungen in der Kapitalreproduktion „indizieren“. Von Marx 
ist die Konfusion, welche dieser Umstand in der Bankgesetzgebung und der Geldpo- 
litik Englands in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ausgelöst haben, im einzel- 
nen dargestellt worden (78); ähnlich lassen sich auch die Ergebnisse von G. Lindners 
Analyse der Bundesbankpolitik verstehen (79). 

Bezüglich der historischen Herausbildung von staatlichen Regelungsversuchen 
läßt sich an dieser Stelle die Vermutung anstellen, daß diese an einzelne Formen 

insbes. den 1. Abschnitt: Die Metamorphosen des Kapitals und ihr Kreislauf, S. 31 ff. 
Am Beispiel des Geldkapitals stellt Marx die Irrtümer dar, welche durch diese Form 
erzeugt werden: „Erstens: Die Funktionen, die der Kapitalwert als Geldkapital verrich- 
tet, und die er eben verrichten kann, weil er sich in Geldform befindet, werden irrtümlich 
aus seinem Kapitalcharakter abgeleitet, während sie nur dem Geldzustand des Kapital- 
werts geschuldet sind, seiner Erscheinungsform als Geld. Und zweitens umgekehrt: Der 
spezifische Gehalt der Geldfunktionen, der sie zugleich zu einer Kapitalfunktion macht, 
wird aus der Natur des Geldes hergeleitet (Geld daher mit Kapital verwechselt), während 
sie gesellschaftliche Bedingungen voraussetzt, ... die in bloßer Waren- und entsprechen- 
der Geidzirkulation keineswegs gegeben sind.“ (S. 38, Herv. d. Verf.) 

78 Vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. II, MEW 25, V. Abschnitt; Marx zeigt hier, wie ein 
spezifischer Kapitalkreislauf, derjenige des Leihkapitals, auch zu spezifischen Vorstellun- 
gen über den Gesamtprozeß führt (z. B. die Bankierslogik, die Nachfrage nach Geld mit 
der Nachfrage nach Geldkapital zu verwechseln. Diese Logik führt dazu, den Anstieg der 
Geidnachfrage in Zeiten der Überproduktion und des stockenden Warenverkaufs, durch 
den der Rückfluß des Kapitals in Geldform antizipiert werden soll, mit der Nachfrage 
nach Kapital zu verwechseln und damit als Zeichen guter Verwertungsbedingungen zu 
interpretieren. Vgl. die Antworten des Bankiers Overstone im Hearing des britischen 
Oberhausausschusses 1848, der die Ursachen der Krise von 1847 ermitteln sollte, KIII, 
429 ff.). 


79 Gudrun Lindner, Die Krise als Steuerungsmittel, in: Leviathan, 1. Jhg., Heft 3, Aug. 
1973. 8. 342-382 
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fixiert sind (aufgrund von historisch erfahrenen Verselbständigungstendenzen eben 
dieser Formen, die damit auch als mögliche Krisenursache bzw. Steuerungsgröße 
betrachtet werden, und daß auch den formspezifischen Funktionen entsprechende 
Instrumentarien, Eingriffskriterien, Krisentheorien entwickelt wurden. Diese form- 
fixierte Politik muß notwendig dem Schein aufsitzen, d.h. etwa ihre Verselbständi- 
gungstendenzen gar noch verstärken oder politisch ‚‚festschreiben“. 

Eine weitere These wäre aus der Art der /nstitutionalisierung solcher form- 
fixierter Staatsfunktionen abzuleiten: Die Staatsstruktur müßte als komplexes, nur 
äußerlich vereinheitlichtes System von „Politiken‘ begriffen werden, die gewisser- 
maßen erst unabhängig voneinander an die Kapitalbewegung geknüpft sind und erst 
dann mehr oder minder (zu „minder“ vgl. den Status der Bundesbank und die 
verschiedenen Örganisationsformen staatlicher Betriebe} zusammengefaßt werden. 
Diese Politiken, die sich — wie dargestellt — an den Formen orientieren, worin sich 
die Reproduktion ausdrückt, Können sich Konterkarieren, in unbeabsichtigter Weise 
kumulieren; sie führen letzlich doch zu naturwüchsig regulierten Resultaten. Denn. 
die ännere Verbindung dieser Politiken, ihre Logik, liegt außerhalb ihrer formellen 
Einheit — dem Staat; sie liegt in der Bewegung des Kapitals. P 


b) Ebenso wie der Staat sich bei den sachlichen Formen auf die der Zirkulations- 
sphäre bezieht, so auch bei den sozialen Beziehungen. Die Art und Weise, wie der 
Staat sich ins Verhältnis zu den Individuen setzt: sie als Rechtssubjekte und formell 
freie und gieiche Marktsubjekte fassend und ihnen gegenüber nur ihren eigenen 
abstrakten Willen durchsetzend, ist oben schon dargestellt worden. Nun können wir 
den „sachlichen“ und den „sozialen“ Bezug des Staates auf die Reproduktion aber 
nicht so trennen, daß der Staat über den ersteren eingreift, bei dem letzteren nur die 
Aneignungsgesetze des Privateigentums garantiert. Sofern er sich nicht der sach- 
lichen Form des Geldes bedient, greift der Staat über die Reglementierung von 
Rechtssubjekten ein, auch wenn er auf sachliche Zusammenhänge zielt. An dieser 
Stelle läßt sich nun die Systemgrenze staatlicher Regelungen (Eingriffe, Funktio- 
nen) aufzeigen, die, wie wir zeigen wollen, letztlich von jenem sozialen Verhältnis, 
das zugleich funktionelle Form des Kapitals ist, gebildet wird: dem sozialen Ver-. 
hältnis zwischen Arbeitskraft und Produktionsmitteln, zwischen lebendiger und ver- 
gegenständlichter ı toter Arbeit in der Produktion. 

Das Privateigentum (und somit die sozialen Beziehungen der Zirkulations- 
sphäre) bildet eine Systemgrenze nur im weiteren Sinne. Zwar charakterisiert diese 
die formelle Eigenständigkeit des Reproduktionsbereichs, aber auch nur die formel- 
le. Denn der Staat greift durchaus in den Bereich des Privateigentums ein, — zumal 
in Krisenzeiten, wenn er die Arbeiterklasse zwingt, ihre Arbeitskraft zu einem be- 
stimmten Preis zu verkaufen und damit ihr Recht aufhebt, welches aus dem Eigen- 
tum an ihrer Arbeitskraft resultiert, nämlich um ihre Preisvorstellungen. 

‚Die Systemgrenze im engeren Sinne ist die funktionelle Kapitalform der Pro- 
duktion und die „materielle Metamorphose“ (80) des Kapitals im Unterschied zu 


80 Vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. H, S. 56, Diese Systempredze für staatliche Eingriffe i in 
den Akkumulationsprozeß des Kapitals haben in früheren Arbeiten Müller/Neusüß am 
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den bloß formellen der Zirkulation. Wenn der Staat in die Quelle von Mehrprodukt 
eingreift, dann verletzt er die bestandskritische Grenze des Systems. Investitions- 
streiks, Außenverlagerung der Produktion, Kapitalflucht sind spektakuläre Formen 
der Reaktion. Es wird schon kritisch, wenn z. B. analog zu Lohnregulierungen mehr 
als symbolische Preisregulierungen versucht werden. Im Gegensatz zur Lohnarbeit 
ist das Kapital durchaus in der Lage, solchen Eingriffen gegenzusteuern: Produk- 
tionseinschränkungen, Kompensationsforderungen, Druck auf die Arbeiterklasse 
und einiges mehr. Die Gleichheit des Staatseingriffs gegenüber Kapital und Arbeit 
ist bei solchen Preiskontrollen auf Eigentum nur formell. 

Die Systemgrenze ist gesetzt durch die Formbestimmungen, wie sie sich aus 
dem kapitalistischen Produktionsverhältnis heraus entwickeln. Sie kann daher noch 
auf der Ebene der Formanalyse angegeben werden. 

Die Diskussion um die Grenzen staatlicher Handlungsautonomie muß aber auf 
der im folgenden erreichten analytischen Ebene der historischen Bewegung konkre- 
tisiert werden. 


V. Staat und Klassenbewegung 
1.  Systemgrenze und Tätigkeitsgrenze (81) 


Von der äußerlichen Beziehung des „Staates“ auf den ökonomischen Prozeß haben 


wir oben zwei Merkmale hypothetisch bestimmt, welche die funktionelle Tätigkeit 
Zusammenhang von Einkommensverteilung und Kapitalkreislauf (a. a. O., S. 29 ff.) und 
Semmler/Hoffmann am Zusammenhang von Kapitalakkumulation, Staatseingriffen und 
Lohnbewegung (vgl. den gleichnamigen Artikel, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 2, 
1972, S.1 ff.) demonstriert. 

8 Die Unterscheidung zwischen System- und Tätigkeitsgrenze scheint uns ein wichtiger 

Schritt in der sog. Restriktionsanalyse zu sein, — ein Terminus O, Kirchheimers, der in 
der neueren Staatsdiskussion häufig gebraucht wird und auf die Fragestellung nach den 
„Möglichkeiten und Grenzen des Staates“ hinzielt. 
Unsere Grenzüberlegungen lassen sich auch im Bereich des Rechts durchführen. Das 
Problem der zweistufigen Legitimität (vgl. neuerdings auch u.K. Preuß, Legalität und 
Pluralismus) läßt sich auf diesem Hintergrund recht gut ‚ableiten‘: Parlamentssouveräni- 
tät, sprich Legitimität basierend auf Volkssouveränität wird begrenzt durch die ‚„‚höhere“ 
Legitimität der freiheitlich-demokratischen Grundordnung {im Kern das Privatinteresse, 
vgl. Preuß, a. a. O., S. 84 ff.; vgl. auch Perels Untersuchung für die Weimarer Republik). 
Die Systemgrenze Kapitaleigentum wird abgeschottet durch das Privatrechtssystem, d. h. 
das Privateigentum und seine Konnexinstitute, im „Notfall“ durch die Notstandsgesetze, 
wo „der Staat“ als Garant des Gesamtsystems ohne Parlament handelt. In den 
Notstandsgesetzen ist der organisatorische Teil der fdGO aufgehoben (also die politi- 
schen Prinzipien, nicht aber der Kernbereich des Privatrechtssystems, die Kapitalsouve- 
ränität). Ob der Schutz der Menschenwürde (ebenfalls nach dem Faschismus zum Bereich 
höherer Legitimität gehörend) garantiert bleibt, hängt sozusagen von den Lehren des 
Faschismus und der Klassenkonstellation ab. Da die Arbeiterklasse, um die strukturelle 
Ungleichheit einer Krisensituation aufzuheben, die Grenzen der Legalität überschreiten 
müßte (tendenziell wird ja schon bei spontanen Streiks davon gesprochen), setzt sie sich 
ja schon außerhalb des Rechts und wird Objekt staatlicher Gewaltausübung (Polizei 
versus Streikende!). 
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kennzeichnen: 

(1) den notwendigen Bezug auf Formen, deren funktioneller Zusammenhang in der 
Kapitalreproduktion nicht durchsichtig ist, die im Gegenteil selbst verselbständigt 
sind und die Bedingungen und Erfordernisse staatlicher Tätigkeit falsch anzeigen 
(wie ein hoher Zinssatz gute Verwertungsbedingungen oder nur Bedarf an Zahlungs- 
mitteln, wie ein kontinuierlicher Warenfluß gute Realisierungsmöglichkeiten oder 
bloß Lagerauffüllung durch das Kaufmannskapital anzeigen können). 

(2) Die Fixierung in Theorie (Problemperzeption) (82) und Beobachtung auf be- 
stimmte Formen führt zu gegensätzlichen „Politiken“ (policies), weil sie innerhalb 
der Staatsstruktur verarbeitet werden, die selbst eine Zusammensetzung von mehre- 
ren institutionalisierten Funktionen darstellt. Diese beiden Merkmale setzen dem 
staatlichen Handeln Tärigkeitsgrenzen oberhalb der eigentlichen Systemgrenze. Die 
Systemgrenze ist auf der Ebene der Formbestimmungen angebbar, Tanlghenseren: 
zen nur auf der Ebene der historischen Bewegung. 

Wir können hier nicht den Versuch der Bestimmung einer Tätigkeitsgrenze für 
einen bestimmten Staat im Hinblick auf bestimmte Funktionen unternehmen. Viel- 
mehr wollen wir hier die in unseren Augen entscheidende und letzte Tätigkeitsgren- 
ze näher analysieren. 

Der Kern- und daher staatsfreie Prozeß der kapitalistischen Produktionsweise 
ist die „materielle Metamorphose“ des Kapitals im Produktionsprozeß, also der 
Prozeß, in dem die Substanz des Distributionsprozesses nicht nur erzeugt, sondern 
in dem auch schon über seine primäre Distribution entschieden wird. Die Maßnah- 
men, die der Staat als „Rahmenbedingungen“ der Reproduktion auf den Gebieten 
der geld-, handels-, außenhandels-, wirtschaftsrechtlichen etc. Ebene trifft, hängen 
zwar mit diesem Kernprozeß (für die Einzelkapitale: mehr oder minder) zusammen, 
sind aber im Grunde nur Regelungsversuche dessen, was der Kapitalprozeß 
„steuert“ (82a). Die Frage nach den Tätigkeitsgrenzen des Staates - sei es in dem 
Versuch, der Kapitalreproduktion gegenüber deren eigenen Schranken wieder zum 
Fluß zu verhelfen, sei es in dem Versuch, die Steuerungsfreiheit des Kapitals „sys- 
temüberwindend‘“ zu beschränken — muß im Hinblick auf die Produktionsbedin- 
gungen von Mehrwert beantwortet werden. Sobald jedoch Konstellationen eintreten 
oder Maßnahmen des Staates getroffen werden, die jenen Kernprozeß des Kapitals 
antasten, zeigt sich dessen Relevanz: das Kapital steuert in spektakulärer Form 
gegen: durch Investitionsstreiks, Inflation, etc. 

Oder aber: in dem Falle, daß der betriebliche/überbetriebliche (Klassen-JKampf 
der Arbeiter die Steuerungsfreiheit des Kapitals einschränkt, setzt der Staat 
das Kapital — wenn es sein muß, ebenfalls in spektakulärer Weise — in sein Recht. 
Wenn wir hier den Produktionsprozeß von Mehrwert als entscheidendes Moment für 
die Bestimmung der Tätigkeitsgrenze hervorheben und nicht die Profitrate, die 
82 Zur Frage der Problemperzeption vgl. V. Ronge/G. Schmieg, Restriktionen politischer 

Planung, Frankfurt a. M. 1973; sowie M. Wirth, Zur Kritik... .,„a.2.0.,$.37 ff. 
82a Unter steuern verstehen wir hier die bestimmende Einflußnahme eines „Systems“ auf ein 

anderes, unter regeln den Versuch Einflüssen zu begegnen, sie abzuschwächen oder zu 


verstärken (vgl. zu einer ähnlichen Definition Günther Schmid, Funktionsanalyse, 
a.a.0.,5$. 242). 
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Akkumulationsbedingungen etc., die von den meisten marxistischen Autoren ge- 
nannt werden, dann deshalb, weil ein funktionierender Ausbeutungsprozeß in der 
Produktion, und die Möglichkeit zu seiner Ex- und Intensivierung (d. h. hohe Profit- 
raten, hohes Mehrprodukt auch zur politischen Disposition) , alle Regierungspro- 
bleme des Staates erleichtert; genau umgekehrt, wenn sich der Ex- und Intensivie- 
rung Widerstände entgegensetzen. 

Die entscheidende und letzte Grenze der Staatstätigkeit wird daher von der 
Arbeiterklasse gesetzt, allerdings z. T. vom Kapital aufgrund sinkender Profitraten 
und sich verschlechternder Akkumulationsbedingungen erst verspürt und politisch 
weitergegeben. 

s Wir behaupten in diesem Zusammenhang, daß je nach Richtung der Staatstä- 
tigkeit — Lohnarbeit oder Kapital als Eingriffsobjekte — die Tätigkeitsgrenze jeweils 
anders gesteckt ist. In die Rechte der Arbeiterklasse kann der Staat wesentlich 
stärker eingreifen (von der Form her), weil diese Rechte ‚nur‘ vom Privateigentum 
ganz allgemein abgedeckt sind. Solche Eingriffe haben aber in den Funktionen des 
Reproduktionsprozesses des Kapitals selbst wiederum Grenzen, wo ein vermittelt 
über die Regulierung der Rechte der Arbeiterklasse wirkender Eingriff auch das 
System der Kapitalreproduktion trifft. Da die Arbeitskraft (AK) im Reproduktions- 
prozeß des Kapitals als Kapitalform (v) fungiert, wirken sich — eben weil bei der 
AK Person und Sache nicht zu trennen sind — alle Eingriffe in die Rechte der 
Person aus auf die Bewegung der Sache. So kann die Einschränkung der Mobilität 
der Arbeiterklasse (wie z.B. im Faschismus) dazu führen, daß die Kapitalgröße v 
äysfunktional zum Reproduktionsprozeß des Kapitals reguliert wird: Probleme 
können entstehen, wenn die Ausschaltung des ‚Arbeitsmarktes‘ dazu führt, daß die 
Zusammensetzung der Kapitalgröße v nach Quantität und Qualität (Qualifikation) 
nicht mehr gemäß den Anforderungen des Verwertungsprozesses geregelt wird. 

Die Asymetrie der Tätigkeitsgrenze im Hinblick auf Kapital und Arbeit ist ein 
Muttermal des bürgerlichen Staates: „negativ“, also gegen das Kapital gerichtet, ist 
die Systemgrenze rasch erreicht; „positiv“, gegen die Lohnarbeit, sind Eingriffe nur 
durch die Grenze bestimmt, welche die Arbeiterklasse entsprechend dem histori- 
schen Stand der Klassenkonstellationen errichten kann. Dies ist nun allerdings das 
entscheidende historische Moment in der Untersuchung der Tätigkeitsgrenzen des 
Staates. Natürlich ist dieser Stand nicht zu trennen von den Bedingungen der Akku- 
mulation und dem Grad der Vergesellschaftung der Arbeit (83). Phasen diktato- 
rischer Herrschaft durch den bürgerlichen Staat können hier jedoch durchaus, wie 
das deutsche Beispiel zeigt, „Ungleichmäßigkeiten“ schaffen, so daß die letzteren, 
auf dem Stand der Produktivkräfte und der historischen Verwertungsbedingungen 
beruhenden Umstände schlechte Indikatoren für die Klassenkonstellation sind. Wir 
meinen, daß eine epochenmäßige Charakterisierung des Kapitalismus, gerade wenn 
es um die Probleme wie das der relativen Autonomie des Staates geht, eher auf die 


83 James O’Connor macht in seinem Buch: The Fiscal Crisis of the State, St. Martin’s Press 
1972, den Versuch einer Verbindung zwischen der Klassenkonstellation, den Strukturen 
der Kapitalreproduktion (Monopole etc.) und den Tätigkeitsgrenzen des Staates, die er 
im Begriff der Finanzkrise zusammenfaßt. Er arbeitet allerdings mit recht groben Asgre- 
gaten: monopolisierte vs. nichtmonopolisierte Industrie etc. 
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Merkmale der jeweils längerfristig in Grenzen „festgeschriebenen“ Klassenkonstella- 
tion als auf Merkmale, die letzlich doch auf Marktstrukturen (Konkurrenz-, Mono- 
polkapitalismus etc.) abstellen muß (84), 


2. Die Klassenkonstellation als Tätigkeitsgrenze 


a) An dieser Stelle wird der Begriff der Oberfläche des kapitalistischen Reproduk- 
fionsprozesses relevant, den besonders Flatow/Huisken für ihre Ableitung des bür- 
gerlichen Staates heranziehen. Wir glauben gezeigt zu haben, daß die begriffliche 
Ableitung ‚des Staates“ nicht an diesem Punkt ansetzen kann. Dennoch wird diese 
Oberfläche für uns jetzt relevant, da es um die historische Konstitution von Staats- 
funktionen geht. 

Das Klassenverhältnis wird in der kapitalistischen Gesellschaft nicht nur durch 
die eingangs erörterte, aus den Formen der einfachen Warenzirkulation erwachsende 
Gleichheit und Freiheit der „Privateigentümer“ als Warenbesitzer überdeckt, viel- 
mehr erscheint es an der Oberfläche der entwickelten Konkurrenz als Verhältnis 
von Produktionsfaktoren und von Revenuequellenbesitzern, d.h. Einkommensbe- 
ziehern (84a). Diese Gestaltungen an der Oberfläche müssen entwickelt sein, bevor 
versucht wird, die Konstitution von Staatsfunktionen und damit desrealen Staates 
aus der Konstellation der Klassen nachzuvollziehen. Flatow/Huisken übersehen je- 
doch, aufgrund ihrer Vernachlässigung der Form des Rechts, daß diese Konstitution 
eben Resultat eines historischen Prozesses ist. Der Besitzer der Arbeitskraft als 
vollberechtigter freier Lohnarbeiter und gleicher Staatsbürger hat sich erst in langen 


84 Die Relevanz der Monopol- und Profitratendiskussion für unsere Fragestellung ist ganz 
unbestritten. Die Spätkapitalismusprobiematik veränderter Markt- und Machtstrukturen 
und „neuer“ Erscheinungsformen der Kapitatreproduktion wird von uns gar nicht geleug- 
net. Die Frage nach dem veränderten Charakter des heutigen Kapitalismus und nach den 
wesentlichen Charakteren, die eine solche Veränderung ausmachen, läuft in der gegen- 
wärtigen marxistischen Diskussion jedoch auf die Frage hinaus, welchen „Grundwider- 
spruch“ die Autoren jeweils für die entscheidende Triebkraft der kapitalistischen Ent- 
wicklung deklarieren: den Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital, resultierend aus der 
Mehrwertproduktion, d.h. der Form der Produktion, die die vorherrschende Produk- 
tionsweise zur kapitalistischen macht; oder (2) den Widerspruch zwischen „Produktiv- 
kräften und Produktionsverhältnissen‘“, zwischen der „Vergesellschaftung der Produk- 
tion und der privaten Form der Aneignung“. U.E. kann bei der Erörterung der Staats- 
problematik nur vom Kapitalverhältnis ausgegangen werden. Vgl. zur StaMoKap-Theorie 
auch Margaret Wirth, Kapitalismustheorie in der DDR, Frankfurta.M. 1972, bes. 
5.162 ff. Zu den beiden „Grundwidersprüchen“ vgl. Maurice Godelier, System, Struktur 
und Widerspruch im „Kapital“, Berlin 1970 

84a Vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. III, MEW 25, VIE. Abschnitt: Die Revenuen und ihre 
Quellen, S. 822 ff. In der Entwicklung dieser Oberfläche stimmen wir weitgehend mit 
Flatow/Huisken überein. Unser Phasenmodell entspricht in etwa ihrer Charakterisierung 
der drei allgemeinen Interessen der Revenuequellenbesitzer: Erhaltung der Quelle, hohe 
Revenue, kontinuierlicher Fluß. Wichtig ist nur noch einmal zu betonen, daß diese 
Interessen Rechtsform annehmen müssen, um für staatliche Funktion und Intervention 
relevant zu werden. Flatow/Huisken erwähnen das zwar (S. 123 f.), müssen nun aber 
„‚das Gesetz‘ einführen, ohne es zuvor abgeleitet zu haben. 
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Klassenkämpfen entwickeln können; er entspringt keineswegs den Formen der 
Oberfläche der Konkurrenz, denn in diesen Formen ist der Privateigentümer immer 
noch eine ökonomische Kategorie. Die Herausbildung eines dieser ökonomischen 
Kategorie entsprechenden politischen Rechtssubjektes „Staatsbürger Arbeiter“ voll- 
zieht sich deswegen in Gestalt von Klassenkämpfen, weil Kategorien der Oberfläche 
eben immer nur die formelle Gleichheit konstituieren, während die mit der Produk- 
tion von Mehrwert gesetzte materielle Ungleichheit ununterbrochen das scheinbare 
Gleichheitsverhältnis in Frage stellt. Aus dem Herrschaftsverhältnis in der Produk- 
tion muß sich der Widerstand der Arbeiterklasse entfalten und in bezug auf den 
Staat bestimmte Strukturen annehmen, die den Rahmen staatlicher Tätigkeit ab- 
stecken. 


b) Wir wollen hier (nur skizzenhaft und auf der Basis der deutschen Geschichte) 
verschiedene Phasen charakterisieren, die der staatlichen Tätigkeit spezifische 
„Möglichkeiten und Grenzen“ setzen. 

Erste Phase: Hier erscheint das Verhältnis Kapital - Arbeit dem allgemeinen Begriff 
des Kapitals entsprechend. Die volle Souveränität des Arbeiters über seine Ware AK 
im Tauschprozeß schlägt um in die völlige Souveränität des Kapitals im Produk- 
tionsprozeß. Das Kapital verhält sich in der Organisation dieses Prozesses derart 
grenzenlos, daß es selbst die eigene Reproduktionsquelle gefährdet. Die Grenzen, 
die dem Kapital nach dem Kampf um den Achtstundentag u. a. gesetzt werden, sind 
nichts anderes als die Sicherung einer seiner funktionellen Formen gegen die Logik 
des Kapitals selbst. Insofern als der Staat diese Sicherung durchsetzt, ist er objektiv 
„ideeller Gesamtkapitalist‘‘ (eine Formel, die — wenn überhaupt — immer nur so 
angeführt werden sollte, daß aus dem Resultat der Staatsaktion deren Inhalt abgelei- 
tet werden sollte; die aber nicht als „‚Wesens“-Begriff verwandt werden sollte, indem 
Sinne, daß der Staat insofern tätig wird, als er ideeller Gesamtkapitalist ist). Die Ar- 
beiterklasse hat sich mit dieser Sicherung das Recht auf Leben als einzelne Individuen 
auf der Grundlage des Verkaufs ihrer Ware AK erkämpft. Der Staat manifestiert sich 
als Klassenstaat, wenn die Arbeitskraft gegen ihren funktionellen Kapitalcharak- 
ter — als Produktionsfaktor — revoltiert und damit zugleich das Recht verletzt (85). 
Zweite Phase: Die Arbeiterkoalitionen (Gewerkschaften u. ä.) sind von Kapital und 
Staat anerkannt; die Arbeiterklasse hat das Recht auf Organisation erkämpft. Die 
Legalisierung der Gewerkschaften initiiert eine zunehmende Tendenz zur Verrecht- 
lichung der Beziehungen zwischen Kapital und Lohnarbeit (jetzt als kollektives 
Rechtssubjekt!), zur Institutionalisierung des Klassenkampfs (85a). Obgleich wir 
hier den Prozeß der Legalisierung von Organisationsformen der Arbeiterklasse nicht 
entwickeln können, wollen wir doch einige Bemerkungen zur Notwendigkeit dieser 
Entwicklung im Hinblick auf die Kapitalreproduktion machen, um den Eindruck 
einer Bewegung aufgrund bloßer politischer Kräftekonstellationen zu vermeiden. 
Die Legalisierung der Gewerkschaften und die Verrechtlichung des sozialen Konflik- 


85 Vgl. Müller/Neusüß, a. a. O., bes. S. 43 ff. 


85a Die folgenden Überlegungen zur Verrechtlichung beruhen zum Teil auf einem unveröf- 
fentlichten Manuskript von Johannes Agurli. 
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tes Kapital — Arbeit waren die Voraussetzungen für einen sozialen Frieden, der für 
die Reproduktion und Entfaltung des Kapitals unentbehrlich geworden war. Der 
Grund liegt nicht allein darin, daß die Arbeiterklasse durch Institutionalisierung des 
Klassenkonflikts die „Systemgrenze“ anerkennt und ihre Kämpfe den Charakter der 
Negation der kapitalistischen Produktionsweise verlieren. Als Alternative zu einer 
politischen Integration der Arbeiterklasse hat ja schon in der ersten Phase die offene 
Repression gedient. Wesentlich ist, daß mit der Entwicklung der kapitalistischen 
Produktionsweise, und dies heißt mit der Erhöhung der organischen Zusammenset- 
zung des Kapitals — als Ausdruck für die Verhältnisse zwischen lebendiger und 
vergegenständlichter Arbeit in der Produktion und damit für die Bedingungen ihrer 
kapitalistischen Verwertung — die Notwendigkeit zur umfassenden Planung der 
stofflichen und wertmäßigen Entwicklungen, zum kontinuierlichen Fluß der Kapi- 
talformen, zur Kalkulierbarkeit der Mehrwertrate immer unausweichlicher wer- 
den (86). Die Integrationskosten wiegen angesichts dieser Bedingungen geringer, die 
Repressionskosten mehr als in der Phase der kleineren Kapitaleinheiten. 

Die Institutionalisierung des Klassenkonflikts bedeutet ökonomisch also eine 
(gewisse) Kalkulierbarkeit der Mehrwertrate und die Planbarkeit der Produktion 
gegenüber den Aktionen der Lohnarbeiter: vorgeplante, angekündigte, frist- und 
termingerechte Ausführungen der Lohnkämpfe, Friedenspflicht etc.; politisch be- 
deuten sie eine (gewisse) Planbarkeit und Voraussetzbarkeit der Massenartikulation 
selbst. Hier kommt das Problem der Massenloyalität hinein. Es versteht sich, daß 
Massenartikulation, also politische Massenbewegungen, nur in dem Maße plan- und 
voraussehbar sind, in dem sie nicht autonom erfolgen. Daher die Notwendigkeit der 
Integration nicht so sehr der Arbeiterklasse als solcher, sondern der Integration 
ihres organisierten Ausdrucks, also der Arbeiterparteien und der Gewerkschaften. 

Die Begriffe der „Institutionalisierung‘“, „Verrechtlichung“ etc. weisen auf 
eine Veränderung des Verhältnisses von Staat und sozialen Beziehungen hin. Die 
naturwüchsige Regelung der Klassenbeziehungen durch den ökonomischen Prozeß 
wird zum Teil abgelöst durch Regelungen, welche der Staat garantiert. Gegenüber 
der oben entwickelten Qualität als Vermittlungsform, in der sich der Staat auf die 
„Privateigentümer‘ bezieht, handelt es sich um Recht, das den Staat in die sozialen 
Verhältnisse der Produktion involviert — allerdings innerhalb der Schranken, die 
dem Recht eigentümlich sind (87). 


86 Dieses Moment fällt bei Flatow/Huisken völlig aus dem Blickfeld, wenn sie das Interesse 
der „Revenuebesitzer“ an der Sicherung des kontinuierlichen Flusses der Revenue 
(a.a.O., 8.115) eben nur auf der Ebene der Einkommensbewegung abhandeln. Die 
Sicherung des kontinuierlichen Flusses des Mehrwerts kann gerade verlangen, daß für 
viele Besitzer der Ware Arbeitskraft (als Revenuequelle) entweder in Gestalt der Arbeits- 
losigkeit eine Phase der Nichtrealisierung der Revenuequelle eintritt oder insgesamt das 
ebenso „allgemeine“ Interesse an hoher Revenue in Gestalt von Reallohnsenkungen ver- 
letzt wird. Der Staat ist in einer solchen Situation an die Bedingungen der Mehrwertpro- 
duktion gebunden, womit das von ihm verwaltete Interesse im Gegensatz zur Lohnarbeit 
steht. 

87 Auf den Funktionswandel des Gesetzes (Fn. 48) macht in diesem Zusammenhang Peter 
Römer (a.a.O., S. 88) aufmerksam: „Die Allgemeinheit des Gesetzes konnte also nur 
durchgeführt werden, indem die inhaltliche Ausdifferenzierung und Ausgestaltung durch 
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Für unsere Untersuchung des Verhältnisses zwischen System- und Tätigkeits- 

grenze des bürgerlichen Staates bedeutet diese Art der „Einbeziehung des Staates in 
den Reproduktionsprozeß“ (bekanntlich eine Stameokap-Formulierung mit anderer 
theoretischer Zielrichtung), daß seine Tätigkeitsgrenze gegenüber der Arbeiterklasse 
enger gezogen ist: die von der Arbeiterklasse erworbenen Rechte, Institutionen und 
Organisationen behindern z.B. den Druck auf die Lohnrate. Ja mehr noch: die 
Eingriffe in die Rechte der Arbeiterklasse, etwa in die Regelungen verschiedener 
Fonds, welche die Reprodukton der Ware AK sichern, werden einfach deshalb 
erheblich stärkere Widerstände antreffen, weil die organisierte Arbeiterklasse im 
Bereich des „Staates“ präsent ist. Diese Präsenz gilt sowohl für die Existenz von 
Arbeiterparteien im politischen System als auch für die Existenz spezifischer Funk- 
tionen im Staatsapparat, die diesen selbst im Hinblick auf den Eingriff gespalten 
sein läßt (Sozialbürokratie etc.). 
Dritte Phase: Der Staat proklamiert ein „Quasi-Recht“ auf Beschäftigung. Wir wol- 
len hierzu nur noch kurze Bemerkungen machen, obwohl die außerordentlichen 
Bedingungen der BRD-Nachkriegsentwicklung eine Art Gewohnheitsrecht in dieser 
Beziehung geschaffen haben, die es zumindest politisch riskant erscheinen lassen, 
„Reinigungskrisen“ als Pressionsmittel für eine angestrebte Mehrwertrate „zuzulas- 
sen“ (88). Daß ein derartiges Recht der Arbeiter einen Funktionswechsel der Ge- 
werkschaften bedingt, die nunmehr selbst zum Pressionsmittel gegen autonome 
Forderungen der Lohnarbeiter werden, daß sie institutionell und bewußtseinsmäßig 
enger an die Staatsstruktur rücken, ist seit der Konzertierten Aktion ein hinreichend 
diskutiertes Thema. Ungeklärt ist aber, inwieweit aus dieser Verschiebung der 
Strukturen zwischen den politischen Klassen und ökonomischen Beziehungen neue 
Tätigkeitsgrenzen des Staates entstanden sind. 


staatliche Quasidelegation der Normsetzungsbefugnis an die privaten Rechtssubjekte voll- 
zogen wurde.‘ Dies gilt sowohl für das klassische, „bürgerliche“ Gesetz, als auch für das 
neue, auf die Arbeiterklasse bezogene Recht (z.B. Verknüpfung von Tarifgesetz und 
„autonomen“ Tarifvereinbarungen). Römer sieht nur die Schutzfunktion solcher Rege- 
lungen für die Arbeiterklasse, nicht die integrativ-repressive Seite, wie sie in dem „‚klassi- 
schen“ Spruch des Bundesarbeitsgerichts vom 28. 1. 1955 zum Ausdruck kommt: „Ar- 
beitskämpfe sind im allgemeinen unerwünscht, da sie volkswirtschaftliche Schäden mit 
sich bringen und den im Interesse der Gesamtheit liegenden sozialen Frieden beeinträch- 
tigen; aber sie sind in bestimmten Grenzen erlaubt.‘ Wichtig in diesem Zusammenhang 
ist auch die Diskussion in der Weimarer Republik, die aus der Entwicklung des Arbeits- 
rechts auf einen Wandel der bürgerlichen Qualität des Staates schloß (vgl. die neu aufge- 
legten Aufsätze in: Thilo Ramm (Hısg.), Arbeitsrecht und Politik. Quellentexte 
1918-1933, Neuwied und Berlin 1966). Ausgehend von der Parität zwischen Kapital 
und Arbeit, wie sie sich in den Tarifvereinbarungen darstellt, wurde die Vorstellung von 
einem Wandel der wirklichen Verfassung des bürgerlichen Staates entwickelt. Daß diese 
Vorstellung die Basis für eine spezifische Variante der Pluralismustheorie ist, zeigt Wolf- 
gang Müller, Der Pluralismus — die Staatstheorie des Reformismus, in: Klassenjustiz und 
Pluralismus, Festschrift für Ernst Fraenkel, hrsg. von G. Doeker und W. Steffani, Ham- 
burg 1973, 8. 395-424 

88 Dies ist auch die Wurzel des Problems der ‚„Massenloyalität“, auf das vor allem C. Offe 
im Hinblick auf die Funktionsbedingungen des politischen Systems hinweist. 
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Zusammenfassend zu dem Phasen- und Integrationsmodell läßt sich folgendes fest- 
stellen: sucht man den Prozeß der Verrechtlichung des sozialen Grundkonflikts der 
Entstehung einer „Funktion“ des Staates zuzuordnen, so Könnte man sie mit der 
Herstellung des sozialen Friedens zwecks eines stetigeren und planbaren Reproduk- 
tionsprozesses umschreiben (die Bedingungen der Möglichkeit hierzu liegen ohnehin 
außerhalb seiner „Macht“, aber dies ist von dem Versuch und dem ihn tragenden 
theoretischen Bewußtsein streng zu trennen). Sucht man nach einer Bezeichnung 
für das Grundproblem oder den „Grundwiderspruch“ dieser Staatsfunktion, so be- 
steht dieser darin, daß der Staat mit dem sozialen Frieden eben die Widersprüche 
zwischen Kapital und Arbeit zu erhalten hat, die diesen gefährden; und nicht sie 
abzuschaffen. 

Es wäre nun ein (theoretisch und praktisch) verhängnisvoller Irrtum, den 
Integrationsbestand für ein Entwicklungsgesetz des Verhältnisses von Politik und 
Ökonomie zu halten. „Dem mit der deutschen Geschichte vertrauten Leser“ wird 
auffallen, daß wir eine Phase ausgelassen haben: den Gesichtswechsel des bürger- 
lichen Staats im Faschismus. Die in dieser Phase aufgewandte Repression zeigt, daß 
ein einmal erreichtes Niveau des Rechtsbestandes nur schwer rückgängig zu machen 
ist, und in der Tat wurden die Beziehungen Kapital - Arbeit auch nicht wieder 
(begrifflich) rein hergestellt: vielmehr griff der Faschismus in der Konzeption des 
korporativen Staates formell auf den einmal erreichten Integrationsbestand 
zurück (89). 

Wir haben dargestellt, daß die Verrechtlichung des sozialen Konflikts 
zwischen Lohnarbeit und Kapital u. E. ein notwendiger Prozeß ist, daß die Ent- 
wicklung der Produktion als Arbeits- und Verwertungsprozeß autonome, unplan- 
bare Bewegungen der Lohnarbeiter immer störender werden läßt, so daß die Inte- 
grationskosten schließlich zu notwendigen geselischaftlichen Kosten für das Kapital 
werden. Diese Erkenntnis setzt sich natürlich nur durch vermittels der Kämpfe der 
Arbeiterklasse, die ja gerade beschränkt und kalkulierbar gemacht werden sollen. 
Die Frage wäre nun näher zu untersuchen, ob durch die Institutionalisierung der 
Klassenkonflikte innerhalb des bürgerlichen Systems im Laufe der Zeit ein Bestand 
an organisierter Politik entsteht, der die Kosten einer offenen Repression der AK 
und für ein Zurückschrauben dieses Bestandes als zu hoch erscheinen ließe; - daß als 
Folge der Faschismus in bestimmten Ländern historisch immer unwahrscheinlicher 
wird. 

Wir wollen hier nur einige Argumente zusammenstellen, die gegen diese Folge- 
rung sprechen würde, und die zugleich - der Erfahrung mit dem realen Faschismus 
entsprechend — gegen Vorstellungen sprechen, als sei dieser eine Veranstaltung des 
bürgerlichen Staates in seiner Funktion als „ideeller Gesamtkapitalist‘‘ (im Sinne 
der Wesensbestimmung: Staat als Wahrer der konkurrenz-übergreifenden und lang- 
fristigen Interessen der bürgerlichen Klasse). 


89 Darauf haben schon klar hingewiesen: Eınst Fraenkel, Kollektive Demokratie, in: 
Ramm, a. a. O., S. 79 ff.;, Otto Kahn-Freund, Das soziale Ideal des Reichsarbeitsgerichts, 
in: Ramm, a. a. O., S. 149 ff., Hermann Heller, Europa und der Faschismus, in: Gesam- 
melte Schriften, Bd. 2, bes. 482 ff. 
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Es hat sich nämlich gezeigt, daß wenn es in der Krise darum geht, kurzfristig 
das System der Kapitalreproduktion aufrechtzuerhalten, staatliche Eingriffe in die 
Rechte der Arbeiterklasse erfolgen können, die ‚an sich‘, d.h. ex post als ‚‚irratio- 
nal“ im Sinne des Gesamtsystems erscheinen mögen. Die Kalkulierbarkeit solcher 
Risiken mag größer geworden sein — parallel zur Integration der Arbeiterklasse 
(Gewerkschaften als ‚Frühwarnsystem‘). Im Grenzfall, der Bedrohung einer not- 
wendigen Mehrwertrate wird wohl das Kapital heute noch jede Rücksichtnahme auf 
die Arbeiterklasse über Bord werfen müssen. 

Gründe für diese „Kurzsichtigkeit‘“ mögen darin liegen, daß im Interesse der 
Reproduktion der Einzelkapitale und des gesamten Kaitalsystems, Eingriffe in die 
Rechte der Arbeiterklasse möglich sind, die erst später, im Verlaufe des Akkumula- 
tionsprozesses, sich als dysfunktional für das Kapital in dem oben angesprochenen 
Sinne erweisen. Denn 
(1) können sich funktionale Äquivalente für einen freien Arbeitsmarkt bilden (im 
Faschismus z.B. ‚Schwarzhandel‘, Abwerbung etc. sowie die partielle Reaktivierung 
der DAF als „Interessenvertretung‘ der Arbeiter) 

(2) können die Kosten solcher Eingriffe verlagert werden (z.B. durch Eroberungs- 
politik) (90) ; 

(3) fallen Eingriff und dysfunktionale Folge weit auseinander: Beim Kampf um den 
Normalarbeitstag etwa läßt sich zeigen, daß die Einzeikapitale sich sehr schön repro- 
duzieren und akkumulieren können (die „Kontrolle“ erfolgt hier in einem viel 
kürzeren Zeitraum), während langfristig gesehen die Arbeiterklasse zugrundegeht. 
Die funktionskritische Grenze wird erst später sichtbar (vom Ganzen her gesehen); 
(4) hängen die Grenzen solcher Eingriffe vom Zustand der AK auch in quantitativer 
Hinsicht ab: solange große Reservearmee und wachsende Bevölkerung (auf niedri- 
gem Qualifikationsstand existieren, ergibt sich Kaum eine Notwendigkeit der ‚Gren- 
ze‘, dann können die Arbeiter auch verhungern (Dritte Welt)). 


VI Schlußbemerkung 


Zum Abschluß unserer Überlegungen zur historischen Konstitution von Funktionen 
des bürgerlichen Staates wollen wir noch einmal auf die methodische Frage nach 
dem Verhältnis der Ebenen: historische Entwicklung - allgemein begriffliche Be- 
stimmung des Staates eingehen. In fast allen Analysen zur „Rolle des Staates“ gibt 
es zwei obligate Hinweise: 

Erstens, man müsse nach den allgemein begrifflichen Bestimmungen (im Hin- 
blick auf Funktion xy) die spezifischen historischen, nationalen etc. Besonderheiten 
untersuchen, um die realen historischen Erscheinungsformen zu erklären und zwei- 
tens, müsse man natürlich immer neben den ökonomischen die Klassenkampffunk- 
tionen des Staates beachten. Auch wo auf den inneren Zusammenhang hingewiesen 


90 Vgl. hierzu die Bemerkungen bei Tim Mason, Der Primat der Politik, in: Das Argument, 
8. Jg. 1966, Heft 6, Nr. 41; und Alfred Sohn-Rethel, Ökonomie und Klassenstruktur des 
deutschen Faschismus, Frankfurt a. M. 1973 
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wird, wie bei Altvater („Der Charakter des Staates als bürgerlicher Klassenstaat 
[durchdringt] alle seine Funktionen; sie dienen letztlich alle dazu, das Kapitalver- 
hältnis als Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnis gegenüber der Arbeiterklasse zu 
erhalten und zu festigen“ (91)) wird die Bedeutung dieses Zusammenhanges nicht 
herausgearbeitet. 

Wir haben demgegenüber versucht, diese Bedeutung und die Auswirkungen 
der jeweiligen historischen Konstellation des Klassenverhältnisses für die Rolle des 
Staates, also seine ‚relative Autonomie“, „Möglichkeiten und Grenzen“ etc. heraus- 
zustellen. Diese Fragestellung hat nur exemplarischen Charakter; auch im Hinblick 
auf andere Probleme und Entwicklungen historisch-konkreter kapitalistischer Ge- 
sellschaften ist die Bestimmung der spezifischen Klassenkonstellation ein wesent- 
licher analytischer Schritt; um die Ebene der historischen Konkretionen zu errei- 
chen, reicht er jedoch nicht hin. So liegt der Begriff der „Tätigkeitsgrenze“ des 
Staates, den wir aus der jeweils besonderen Klassenkonstellation ableiten, auf der 
historisch-Konkreten Ebene; diese Tätigkeitsgrenze ist aber nicht schon die im Zin- 
zelfall empirisch erscheinende. Für diese sind Probleme wie die interne Entschei- 
dungsorganisation des Staates, die wissenschaftlichen und informationellen Grund- 
lagen politischer Entscheidungen, gesetzliches Instrumentarium, die spezifischen 
Partei- und Verbandsinteressen etc. möglicherweise „ausschlaggebend“. Wenn wir 
diese Ebene traditionell politikwissenschaftlicher Fragestellungen. nicht mehr näher 
untersuchen, dann nicht, weil wir sie für irrelevant im Hinblick auf die „Rolle des 
Staates im Kapitalismus‘ halten würden. Uns kam es hier besonders darauf an, die 
Trennung von Politik und Ökonomie und damit die Grenzen einer auf die interne 
Organisations- und Konfliktstruktur des Staates ausgerichteten Untersuchung syste- 
matisch zu entwickeln. 

Denn ebensowenig wie sich die Erscheinungsformen des politischen Prozesses 
als „bloße Überbauformen“ in den Bereich der historischen Besonderheiten (in dem 
Sinne politisch-ökonomisch nicht mehr erklärbarer Gegebenheiten) verweisen und 
als irrelevant für die allgemeinen Bewegungsgesetze der Kapitalistischen Gesell- 
schaftsformation darstellen lassen (92), ebensowenig lassen sich jene Erscheinungs- 


91 E. Altvater, Zu einigen Problemen... .,a.a. 0.,$S.52 

92 Die historische Bewegung der kapitalistischen Produktionsweise setzt nicht nur besonde- 
re Momente als Resultat und Ausdruck ihrer wesentlichen Gesetze. Sobald sich im Ver- 
lauf der historischen Entwicklung Formen besondert haben, Strukturen herausgebildet 
sind, Institutionen, soziale Handlungsträger entstanden sind, sind auch neue Bedingungen 
für die Durchsetzung der allgemeinen Gesetzmäßigkeiten gegeben. Sicherlich: die neuen 
Momente können aus den alten ‚abgeleitet‘ werden, was ja nichts anderes heißt, als daß 
ihre Herausbildung im Gedanken nachvollzogen wird. Das kann aber nicht bedeuten, daß 
sie in der Analyse historisch-konkreter Phänomene in ihrer Auswirkung unreflektiert 
bleiben. Wir halten ein analytisches Vorgehen nicht für legitim, das ein reales Problem 
zunächst „im Lichte“ des allgemeinen Begriffs abhandelt, um hernach nur noch einige 
salvatorische Klauseln und Ausführungen zu den historischen Besonderheiten (den sog. 
Modifikationen, deren Aufführung häufig genug anzeigt, daß faktisch mit einer ceteris 
paribus-Klausel gearbeitet wurde) zu machen und es diesen zuzusprechen, wenn das 
Problem sich nicht so darstellt, wie es seinem Begriffe nach müßte. 
Als Beispiel für die Marginalisierung der historischen Bewegung als ‚‚nurmehr Modifika- 
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formen ohne Analyse der historisch-materiellen Substanz des politischen Prozesses 
und ohne die spezifischen Formbestimmtheiten der gesellschaftlichen Reproduk- 
tion begreifen. 


tionen‘ einbringend, zitieren wir das Projekt Kiassenanalyse (Zur Taktik....,a.2.O., 
$. 25: „Die Darstellung der inneren Organisation der kapitalistischen Produktionsweise 
ist... dort zu Ende, wo nurmehr Modifikationen, die sich aus einer je besonderen an sich 
beliebigen Konjunktur der bürgerlichen Produktionsverhältnisse ergeben, wo also die 
Verhältnisse nurmehr im einzelnen zu betrachten sind als Verhältnisse, deren Besonder- 
heit allein als Abweichung von den allgemeinen der bürgerlichen Produktionsform auf- 
grund der Einwirkung von an sich für die Konstruktion der bürgerlichen Produktionsver- 
hältnisse zufälligen Umständen zu fassen sind.“ (Hervorh. d. Verf.) 


Das "Sozialistische Osteuropakomitee" 

hat sich mit der Herausgabe des Infor- 
mationsbulletins zur Aufgabe gestellt, 
dis Informationslücke innerhalb der 
westdeutschen Linken über die Vorgänge | 
in den osteuropäischen Staaten mit aktu- | 
ellen Informationen, Berichten und Ana- 
lysen zu schließen, um damit die Dis- 
kussion über die Übergangsgesalischaf- 
ten positiv voranzutreiben, 


Erstveröffentlichung von Dokumenten 


über Repressianen in Jugoslawien 


Dis seit Anfang des Jahres verstärkt 
festzustellenden Repressionsmaßnahmen 
der jugoslawischen "Bürokratie und ihrer 
Verbündeten" gegen die 'Praxis'-Gruppe 
haben uns veranlaßt, ein SONDER-INFO 
herauszubringen. 

In ihm werden die bisher in der BRD 
nicht zugänglichen Stellungnahmen dar 
betroffenen Professoren und die Solida- 
ritätserklärung der Studenten der Uni- 
versitäten Belgrad, Ljubljana und 

Zagreb abgedruckt. 

Das SONDER-INFO enthält u.a. Beiträge 
von Markovie, Tadi& und von dem Redak- 
tionskomites der Zeitschrift 'Tribuna', 


OSTEUROPAKOMITEE 


Bezugspreis; Einzelexemplar DM 1,00 
(zusätzlich DM 0,30 Porto); Jahres- 
abonnement (6 Nummern und Sondernummern 
sus aktuellem Anlaß) DM 12,00 (ein- 
schließlich Porto). Dis Lieferung wird 
aufgenommen, sobald der Betrag auf das 
PSchkto. A.Brandt, Hamburg 286696-201 
überwiesen wurde. Redaktionsanschrift: 
A.Brandt, 2 Hamburg 60, Großheiderstr, 
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Eine neue Integrationsideologie 


Zu den Thesen zur Strategie und Taktik des demokratischen Sozialis- 
mus des Peter von Oertzen 


Siegfried Heimann/Bodo Zeuner 


L, Einleitung 


1. Für jede Analyse der gegenwärtigen Entwicklung und Rolle der SPD ist der 
offenkundige, auch von SPD-Führern kaum noch bestrittene Tatbestand grundle- 
gend, daß die Reformversprechen der beiden ersten sozialliberalen Regierungen sich 
als illusionär erwiesen haben. Die 1969 und im Wahlkampf 1972 erweckten Erwar- 
tungen nach Erhöhung der Staatsausgaben zur Erfüllung geselischaftlicher Bedürf- 
nisse, nach „Humanisierung der Arbeitswelt‘, nach effektiver Konjunkturregulie- 
rung und nach Erweiterung der Mitbestimmung im Produktionsbereich wurden ent- 
täuscht. Die Reallöhne stagnierten, die Sicherheit der Arbeitsplätze wurde immer 
mehr gefährdet, die Ausbildungssituation verschlechterte sich. Das Versprechen der 
besseren „Lebensqualität“ blieb leer, weil die Bedürfnisse der Kapitalverwertung 
sich im direkten Konflikt mit gesellschaftlichen Interessen stets als vorrangig erwie- 
sen (z.B. Industrieansiedelung, öffentlicher Nahverkehr, Stadtsanierung). Auch die 
Grenze des Steuervolumens beschränkte die vom Staat dafür bereitstellbaren Mittel. 
Die objektiven Gründe dieses Scheiterns der Politik der „Inneren Reformen“ brau- 
chen hier nicht im einzelnen dargestellt zu werden; sie sind in der Kritik der Sozial- 
staatsillusion sowie in der Diskussion über Staatsinterventionismus und staatliche 
„Infrastruktur“-Politik in dieser Zeitschrift ausführlich diskutiert worden, auch 
wenn nicht immer auf die Politik der sozialliberalen Regierung direkt Bezug genom- 
men wurde (1). 

Bezogen auf die SPD-Politik sei hier vorausgesetzt, daß sich im Bereich der 
„Infrastruktur“-Politik nicht nur die vom Kapital nicht zugestandene Beschneidung 
der Masse des akkumulationsfähigen Mehrwerts als negative Schranke für die geplan- 
te Erhöhung des öffentlichen Anteils am Sozialprodukt erwiesen hat, sondern daß 
auch die Inflation als Erscheinungsform der grundlegenden Krisen des kapitalisti- 
schen Reproduktionsprozesses die Staatsausgaben in einem Umfange blockiert, daß 
die Lösung von überhängigen Strukturproblemen erschwert, wenn nicht gefährdet 


1 Vgl. dazu W. Müller/Chr. Neusüß: Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch von 
Lohnarbeit und Kapital, in: Sozialistische Politik Nr. 6/7 (1970), S.4-47 (Nachdruck 
in: Probleme des Klassenkampfs, Zeitschrift für politische Ökonomie und sozialistische 
Politik (PROKLA), Sonderheft 1); W. Semmler/J. Hoffmann: Kapitalakkumulation, 
Staatseingriffe und Lohnbewegung, in: PROKLA 2 (1972), S. 1-85; E. Altvater: Zu 
einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: PROKLA3 (1972), 8.1-53; 
D. Läpple: Staat und Allgemeine Produktionsbedingungen, Westberlin 1973 
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werden. Vorausgesetzt sei weiterhin, daß nicht der Lobbyismus des Kapitals in 
Regierung und Parlament, sondern die durch die kapitalistische Produktionsweise 
selbst gesetzte Abhängigkeit staatlicher Konjunkturpolitik von den Akkumulations- 
bedürfnissen des Kapitals es ist, die eine an gesamtgesellschaftlichen Interessen 
orientierte staatliche Regierungspolitik unmöglich macht, daß also eine an Krisen- 
vermeidung orientierte staatliche Politik alles daran setzen muß, Akkumulationsan- 
regungen für das Kapital zu schaffen und zu erhalten. 

In eine Analyse der derzeitigen Situation der SPD müssen auch die subjek- 
tiv-ideologischen Ursachen einbezogen werden, die das Scheitern der Reformpolitik 
erst zu einem für die Partei bedrohlichen Eklat gemacht haben. Die Naivität also, 
mit der von Partei und Regierung in Wahlkämpfen und Regierungserklärungen allen, 
durchaus auch für klassische Nationalökonomen und Sozialwissenschaftler partiell 
absehbaren Entwicklungen zum Trotz Erwartungen hochgeschraubt wurden. Das 
Ergebnis, die Wahlniederlagen von Anfang 1974, bei denen ein Teil der vorher von 
Reformvisionen animierten Mittelschichtwähler verschreckt zu eindeutig prokapita- 
listischen Parteien zurückkehrte, ein großer Teil der Arbeiterstammwähler ent- 
täuscht zu Hause blieb und ein kleiner Teil der Arbeiter sich sogar der vermeintlich 
effektiveren CDU zuwandte, war ja voraussehbar; gerade unter den in der 
SPD-Führung obwaltenden technokratischen Gesichtspunkten der Wahlkampffüh- 
rung hätte der „Fehler“ der Produktion von Enttäuschung vermieden werden 
müssen. 

Die Erklärung für die Reformprahlerei muß in drei Faktoren gesucht werden: 
a) Die SPD-Führungsgruppe wurde Opfer ihres eigenen Theoriedefizits. Keine west- 
europäische sozialdemokratische Partei hat in den 50er und 60er Jahren derart 
gründlich alle Elemente marxistischer Theorie aus der innerparteilichen Diskussion 
eleminiert. Der Ersetzung von Gesellschaftsanalyse durch einen Katalog ethischer 
Werte im Godesberger Programm von 1959 entsprach ein Bewußtseinsstand der 
SPD-Praktiker, der objektive, in den ökonomischen und gesellschaftlichen Bedin- 
gungen liegende Restriktionen der Verwirklichung dieser Werte nicht mehr theore- 
tisch zu fassen vermochte, ein Bewußtseinsstand, dem der naive Glaube entspringen 
konnte, es komme in der Tat nur auf die richtigen Männer und die richtigen Instru- 
mente der Regierung an, um die ökonomischen Interessen aller Gesellschaftsschich- 
ten zu harmonisieren. Hinzu kommt, daß diese Harmonisierung idealistisch-mani- 
pulativ verstanden wurde: Bezugsobjekt waren nicht Klassen und ihre Interessen, 
sondern Wähler und ihre demoskopisch erfaßbaren, propagandistisch fast beliebig 
manipulierbaren Einstellungen. Der Wahrnehmung der SPD-Führungsgruppe ent- 
gingen sowohl die durch die Vorherrschaft des Kapitals bedingten Grenzen ihrer 
Handlungschancen als Politiker, wie die durch die Klassenbasis der Politik gesetzten 
Grenzen ihrer Manipulationschancen gegenüber den Wählern. 

b) Seit der Rezession 1966/67 und der Studentenrevolte 1967-1969 war die Kri- 
senträchtigkeit kapitalistischer Akkumulation ebenso in das Bewußtsein wichtiger 
Wählerschichten gedrungen, wie die Vernachlässigung von Infrastrukturmaßnahmen 
durch eine zu eng vom jeweiligen kurzfristigen kapitalistischen Durchschnittsinte- 
resse abhängige CDU/CSU-Regierung. Die SPD-Führung glaubte, kurzfristig erfolg- 
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reich, mit ihrem Programm der „Inneren Reformen“ die Verunsicherung der Arbei- 
terklasse und die Unzufriedenheit sozialer Aufsteigergruppen mit der leistungsun- 
fähigen Staatspartei CDU/CSU ausnutzen zu können, indem sie sich als problemlö- 
sungsfähige, „moderne“ Reformpartei präsentierte. 

c) Nach 1969 zwangen auch die innerparteilichen Machtverhältnisse die SPD-Füh- 
rung zum Festhalten an den Reformversprechungen. Insbesondere im Gefolge der 
Studentenbewegung hatten sich die Jungsozialisten zu einer an sozialistischen Ziel- 
vorstellungen orientierten Gruppe entwickelt, die in Anknüpfung an die Unzufrie- 
denheit vor allem der sozialdemokratischen Kommunalpolitiker mit den mageren 
Ergebnissen der Infrastrukturpolitik auf den unteren Parteiebenen Machtpositionen 
erobert hatte und zugleich für den Wahlkampf als aktivste Gruppe unentbehrlich 
schien. Das Angewiesensein auf den um die Jungsozialisten gruppierten neuen lin- 
ken Parteiflügel machte ein Zurückschrauben der Reformversprechen vor der Wahl 
1972 nur in geringem Umfang möglich. 

Die Punkte b) und c) reflektieren nun allerdings einen grundlegenden Widerspruch 
sozialdemokratischer Politik. Sie markieren, auf welche Weise auch eine sich von 
der Arbeiterbewegung bewußt entfernende sozialdemokratische Partei gezwungen 
ist, auf die Klassenbewegung zu reagieren. Die Qualifikation der SPD als bürgerliche 
Partei, als Agentin oder als direkter Teil der „Monopolbourgeoisie“ ist daher eine 
Verzerrung der Wirklichkeit. Sie verkennt, daß auch eine subjektiv integrationisti- 
sche und eine kapitalkonforme Politik betreibende Führungsgruppe einer sozialde- 
mokratischen Partei gezwungen sein kann, auf Grund der realen Bewegung des 
Kapitals und der Klassen zu einer Politik des Weckens reformistischer Ansprüche 
zurückzukehren. Die Vorstellung der über den Klassen stehenden technokratischen 
Volkspartei hat sich für die SPD als illusionär erwiesen. Solange die SPD auf die 
Arbeiterklasse als Kern ihres Wählerpotentials angewiesen ist, muß sie mindestens in 
ihrer Propaganda auf die realen Interessen der Arbeiterklasse eingehen, indem sie 
der Arbeiterklasse Reformen zur Besserung ihrer Lage verspricht. 

Diese Reformversprechen, und erst recht Versuche, diese Versprechen zu rea- 
lisieren, machen eine solche Partei für das Kapital, auf dessen Kooperation sie ja 
angewiesen bleibt, suspekt und mindern damit noch zusätzlich den Regulierungs- 
spielraum einer sozialdemokratischen Regierung und die Wahlchancen bei den ideo- 
logisch vom Kapital beeinflußten Gruppen. Zugleich mindert die primär den Geset- 
zen der Kapitalbewegung, nicht einfach dem bösen Willen der Kapitalistenklasse 
geschuldete Unerfüllbarkeit der Reformversprechen die Glaubwürdigkeit einer sol- 
chen Partei in der Arbeiterklasse. 

Dieser grundlegende Widerspruch sozialdemokratischer Politik zwischen An- 
gewiesensein auf die Arbeiterklasse einerseits und notwendigern Verlust an Glaub- 
würdigkeit bei Bourgeoisie und Arbeiterklasse andererseits aktualisiert sich nicht in 
jeder historischen Phase; er kann zum Beispiel in Perioden relativ krisenfreier Akku- 
mulation verdeckt bleiben; er kann auch latent bleiben, wenn die Sozialdemokratie 
als Oppositionspartei nicht gezwungen ist, die eigenen Versprechungen der Probe 
der Realisierbarkeit zu unterziehen. 

Dieser Widerspruch verstärkt sich jedoch, wenn eine regierende sozialdemo- 
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kratische Partei, wie zur Zeit in der BRD, es mit einem sich verringernden Konzes- 
sionsspielraum des Kapitals zu tun hat. 

Die neue Regierung Schmidt versucht, diesen Widerspruch einseitig zu lösen: 
Sie gibt den Verbal-Reformismus Brandtscher Prägung auf und will nur „anständig 
regieren“. Der Arbeiterklasse soll nicht mehr mit Versprechen nach grundlegender 
Verbesserung ihrer Lage, sondern nur noch mit der Zusage, die kapitalistische Re- 
produktion im Interesse aller, koste es auch Opfer, am Funktionieren zu halten, 
imponiert werden. Die für die SPD selbstzerstörerische Qualität von Reformver- 
sprechen wurde von den Technokraten um Schmidt deutlich erkannt; die Konse- 
quenz ist die Reduktion der Erwartungen an den Staatsapparat. Schmidt über seine 
Regierungserklärung: 


„Richtig ist allerdings, daß es mir in der Situation des Frühjahrs 1974 sehr notwendig erschien, 
das unter Aufrechterhaltung der ökonomisch erreichbaren Stabilität Realisierbare zu realisieren. 
Gleichzeitig wollte ich aber auch klarmachen, daß das bei Aufrechterhaltung dieser Stabilität 
nicht realisierbare gar nicht erst versucht werden sollte.‘“ 


Die „ökonomisch erreichbare Stabilität“ , also die Notwendigkeiten der Kapitalver- 
wertung, werden hier eindeutig zum Maßstab jeder Staatsaktivität. Seinem Vorgän- 
ger wirft Schmidt vor, diese ökonomische Grenze der Reformen nicht klar genug 
gesehen zu haben: 


„Jch selbst bin auch ein Reformer. Ich mache davon allerdings nicht ganz den Gebrauch wie 
andere, deren Lebensweg sie nicht dazu geführt hat, sich kritisch auch immer mit den ökonomi- 
schen Möglichkeiten zu beschäftigen.“ 


Eine solche, den Akkumulationsbedürfnissen des Kapitals unterworfene Regierungs- 
politik verlangt eine Disziplinierung derjenigen Kräfte innerhalb der Arbeiterklasse, 
die in Lohnkämpfen, wie 1973, über kapitalkonforme Orientierungsdaten hinaus- 
gehen könnten. Konsequenterweise strebt Schmidt eine eindeutige Indienstnahme 
der Gewerkschaftsführungen für die Disziplinierung der Arbeiterklasse an. Er scheut 
sich auch nicht, offen auszusprechen, wem diese Disziplinierung nützen soll: 


„Wenn mich ausländische Unternehmer fragen, wie es kommt, daß z.B. trotz der stetigen 
Aufwertung der Mark die deutsche Industrie immer noch besser exportieren kann als ihre 
eigene, wie es kommt, daß wir den geringsten Preisanstieg aller westlichen Industrieländer 
haben, dazu die wenigsten Streiks, ein relativ gutes Arbeitsklima, eine relativ geregelte und 
letztlich eben doch von einem erheblichen Maß an Fairplay gekennzeichnete Arbeits- und 
Sozialordnung, dann antworte ich immer: Weil bei uns die Gewerkschaften nicht nur dem 
Namen nach als notwendiger Bestandteil der demokratischen Gesellschaft gefeiert werden, son- 
dern weil sie ihre Rolle tatsächlich erfolgreich spielen“ (2). 


Der DGB hat sich gegen diese Rollendefinition keineswegs verwahrt, sondern in 
einer offiziellen Stellungnahme seines Bundesvorstandes die Regierungserklärung 
Schmidts ausdrücklich begrüßt (3). 

Schmidt — als nunmehr zweifellos bestimmende Figur der SPD — versucht 


2 Alle Zitate nach: Süddeutsche Zeitung vom 8./9.6.1974, S. 10 
3 Vgl. dazu das offizielle Organ des DGB: Die Quelle, u. a. Nr. 6 (1974), S. 224 £. 
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also, die Entwicklung seiner Partei rückgängig zu machen: vom verbalen Reformis- 
mus, der gefährliche Hoffnungen weckt, zu einer auch verbal deutlich herausge- 
strichenen Unterordnung der Interessen der Arbeiterklasse unter die des Kapitals. 

Von den Ursachen, die zu dem technokratischen Fehler der unerfüllbaren 
Reformversprechen geführt haben, kann er einige beseitigen, andere aber bleiben 
bestehen. Er ist Exponent einer Gruppe, die selbst keine naiven Illusionen über die 
Reformierbarkeit des kapitalistischen Systems hegt, sondern die Grenzen des Regie- 
rungshandelns mindestens insoweit begriffen hat, als die herkömmliche Ökonomie 
diese Grenze zu fassen vermag. Diese Gruppe unterliegt freilich auch den Irrtümern 
dieser Ökonomie insofern, als sie die Krisenhaftigkeit der kapitalistischen Akkumu- 
lation für auf Dauer durch Staatsintervention ausschaltbar hält. Sie unterliegt erst 
recht den Irrtümern der herkömmlichen Politologie und Soziologie, die Kiasseninte- 
ressen nur als wahlverhaltensbedingende Einstellungen sehen und daher die Arbei- 
terklasse nur als Objekt von Manipulation, Propaganda und disziplinierenden Ge- 
weıkschaftsführungen, nicht als zur selbständigen Wahrnehmung ihrer Interessen 
fähig zu sehen vermögen. In bezug auf die eigene Partei schließlich hängt diese 
Gruppe einem Glauben an, der sich als Irrtum erweisen könnte — der Vorstellung, 
diejenigen innerparteilichen Kräfte, die an sozialistischen Zielen festhalten, ließen 
sich so stark eliminieren oder in eine Außenseiterposition drängen, daß sie die Partei 
nicht mehr zur Verbreitung reformistischer Forderungen zwingen kann. 


2. In dieser Situation der Entwicklung der SPD--Politik von einer verbal-reformisti- 
schen zu einer unverhüllt Kapital-integrationistischen hat der Parteivorstand der SPD 
eine Broschüre herausgegeben, in der der niedersächsische SPD-Landesvorsitzende 
und Vorsitzende der SPD-Langzeitprogramm-Kommission, das Mitglied des Par- 
teivorstandes Peter von Oertzen eine ausführliche Begründung eben jener Strategie 
zu geben versucht, die von Schmidt gerade fallengelassen wurde, der Strategie des 
graduellen, reformistischen Übergangs zu einer sozialistischen Gesellschaftsordnung. 
Von Oertzens Schrift ist der erste Versuch eines sich als links verstehenden Sozial- 
demokraten, nach 1945 eine reformistische und systemverändernde SPD-Strategie 
in Anknüpfung an Marx zu begründen. Seine Schrift, mit der sich dieser Aufsatz im 
folgenden auseinandersetzt, ist zeitlich vor der Abkehr der Regierungssozialdemo- 
Kraten vom Verbal-Reformismus entstanden. Ausgangspunkt war ein Referat auf 
dem Frankfurter Unterbezirksparteitag der SPD am 16./17. 11. 1973, das er zu 
einer ausführlichen zweiten Fassung erweitert hat. Die wichtige Rolle der Person des 
Verfassers in der Partei — er verzichtete zugunsten intensiver Parteiarbeit als Vorsit- 
zender der Langzeitkommission auf die Position des niedersächsischen Kultusmini- 
sters —erlaubt es nicht, die Thesen von Oertzens als Meinungen eines Außenseiters 
zu behandeln; und die Tatsache, daß seine Thesen nach Schmidts Regierungsantritt 
vom Parteivorstand als programmatisches Dokument veröffentlicht wurden (4), läßt 


4 Nach der vom Bundesvorstand der SPD herausgegebenen Ausgabe der Thesen wird in 
diesem Aufsatz zitiert: Peter von Oertzen: Thesen zur Strategie und Taktik des demokra- 
tischen Sozialismus in der Bundesrepublik Deutschland — Diskussionsthesen zur Arbeit 
der Partei, hrsg. vom Bundesvorstand der SPD, Bonn o. J. (1974); (zit.: Thesen...) 
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nur den Schluß zu, daß seiner Methode der Propagierung und Fundierung refor- 
mistischer Thesen von der Parteiführung jetzt erst recht eine besondere Bedeutung 
zugemessen wird. 

Hier stellt sich die Frage, welche Funktion die Propagierung einer für die 
Regierungspolitik gerade aufgegebene „Theorie“ für die diese Regierung tragende 
Partei haben könnte. Unsere Hypothese ist, daß die Thesen von Oertzens vor allem 
innerparteilich dem Zweck dienen, die durch Reformillusionen mobilisierten Mit- 
glieder und unteren Funktionsträger durch einen Apell an die Geduld an die 
Schmidt--SPD zu binden. Von Oertzen wendet, wie im folgenden gezeigt wird, viel 
Mühe auf, um zu beweisen, daß eine grundlegende gesellschaftliche Veränderung ein 
unabsehbar langfristiger Prozeß sei, bei dem man sich durch momentane 
Rückschläge nicht irremachen lassen dürfe. 

Ihm ist jedes Argument recht, um — durchaus in der Tradition nicht nur von 
Bernstein, sondern auch von Kautsky —die Sozialdemokratie von der Erwartung zu 
befreien, sie müsse doch einmal den Kampf gegen die Macht des Kapitals direkt 
führen. Er versucht mit Marx zu beweisen, daß eine revolutionäre gesellschaftliche 
Umwälzung, so wie Marx sie verstand, entweder verfrüht komme oder nicht mehr 
nötig sei. 

Die zweite innerparteiliche Funktion der von Oertzen-Thesen liegt darin, ei- 
nen Grenzpfahl für diejenigen linken Sozialdemokraten zu setzen, die sich den von 
ihm formulierten Grundsätzen reformistischer Politik nicht fügen. Er formuliert 
Prinzipien, die im Godesberger Programm der SPD nicht wörtlich stehen (z. B. „Die 
SPD will eine reformistische Partei sein“); er gibt sogar zu, daß eine weitergehende 
Interpretation des Godesberger Programms, auf die linke Sozialdemokraten sich 
berufen, von diesem Programm voll gedeckt sei; und er fordert trotzdem den Aus- 
schluß solcher Mitglieder aus der SPD, weil sie objektiv parteischädigend wirkten: 
Als Auffassungen, deren Verfechter sich „objektiv in einem unauflöslichen Wider- 
spruch zu den Zielen und praktischen Möglichkeiten sozialdemokratischer Politik“ 
befinden, nennt er u.a. „die Diskreditierung sogenannter ‚systemstabilisierender‘ 
Reformen, die pauschale Kritik des sogenannten ‚Reformismus‘, oder gewisse 
gleichlaufende Tendenzen unter einigen Vertretern des Theorems von der sogenann- 
ten ‚Sozialstaatsillusion‘ “. Von Oertzen: „Für den Fall, daß sie ihre Auffassung 
nicht mehr — wie bisher — überwiegend nur verbal vertreten, sondern anfingen, 
praktische Konsequenzen daraus zu ziehen, würden sie die SPD lediglich zerstören, 
nicht aber erneuern können“ (5). 

Und bevor sie derartiges könnten, müßte man sie präventiv ausschließen. Mit 
dieser Abgrenzung nach links — der übrigens keine Abgrenzung nach rechts ent- 
spricht — stellt von Oertzen die SPD-Linke, vor allem die Jungsozialisten, vor Pro- 
bleme. Er bietet ihrem integrationsfähigen Teil an, sich unter Rettung ihres guten 
Gewissens, ja sogar unter Rettung der Möglichkeit, sich auf Marx zu berufen, in die 
Schmidt—SPD als Teil eines progressiven, aber geduldigen Flügels einzufügen, er 
fordert von ihnen aber zugleich, sich von ihren ungeduldigen Teilen zu trennen. 

Daneben hat von Oertzens Theorieversuch auch eine weitergehende Funk- 


5 ebd., S. 28 
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tion: Die für Wählerstimmen entscheidenden Multiplikatoren, z. B. aktive Gewerk- 
schafter, aber auch unter Schülern, Lehrlingen und Studenten aktive Jusos, sollen 
über das Scheitern der Reformpolitik hinweggetröstet und als SPD-Opinionleader 
erhalten werden. 

Daß von Oertzens Versuch, den SPD-Reformismus gleichzeitig einzufrieren 
und in seiner ausstrahlenden Wirkung zu erhalten, bei den aktiven Kadern der 
Industriearbeiter in den Großbetrieben irgendeine Resonanz findet, halten wir aller- 
dings nach den Erfahrungen von 1973 für unwahrscheinlich. Wir werden dieses 
Problem im Schlußteil (Teil IV), in dem wir die politische Funktion der Thesen von 
Oertzens erörtern, ausführlicher behandeln. Zuvor erscheint es uns allerdings not- 
wendig, anhand ausgewählter Beispiele die Vorstellung zu destruieren, daß sich 
marxistische Gesellschaftsanalyse und sozialdemokratischer Reformismus & la von 
Oertzen miteinander vereinbaren ließen (Teil I}; außerdem ist vorher notwendig, 
die ganze Hohlheit des von Oertzenschen Programms zur graduellen Überführung 
der kapitalistischen in eine sozialistische Produktionsweise anhand seiner Aussagen 
über die aktuellen Bedingungen reformistischer Regierungspolitik zu widerlegen, 
wobei sich ergeben wird, daß der von Oertzensche SPD-Reformismus im Gegensatz 
zu dem Bernsteins und auch im Gegensatz zu dem ernsthaft die ökonomischen 
Bedingungen analysierenden Reformisten in westeuropäischen Ländern sich durch 
einfaches Ignorieren der Erfahrungen und Kämpfe der Arbeiterklasse einerseits, der 
empirisch belegbaren Reaktionen des Kapitals andererseits auszeichnen (Teil II). 


EM. Von Oertzens Verständnis des Marxismus 


Am Beispiel einiger zentraler Begriffe der marxistischen Gesellschaftsanalyse wollen 
wir zunächst von Oertzens Verständnis vom Marxismus untersuchen. 

Der Zweck der Untersuchung soll sicherlich nicht der sein, von Oertzen beck- 
messerisch der falschen Marxismusauslegung zu zeihen. Den Vorwurf, Marx-Zitate 
aus dem Zusammenhang gerissen und falsch interpretiert zu haben, werden wir 
sicherlich immer wieder belegen können, aber er ist gewissermaßen ein Abfallpro- 
dukt, das neben der eigentlichen Kritik mit anfällt. 

Die Analyse des Oertzenschen Verständnisses einiger wichtiger marxistischer 
Begriffe ist deshalb so wichtig, weil sich zeigen wird, daß überall, wo von Oertzen 
versucht, sich auf Marx zu berufen, bei genauem Hinschauen im neuen Gewande die 
alte reformistische Ideologie durchscheint. Bei der Untersuchung des Oertzenschen 
Reformgradualismus im II. Teil unserer Darstellung wird sich erweisen, daß von 
Oertzen den Rückgriff auf Marx nicht allein wagt, weil ihm die alten Kleider des 
Reformismus zu verschlissen scheinen, sondern weil ihm seine spezifische Marx-Aus- 
legung erlaubt, seinen Reformgradualismus mitzubegründen. Im IV. Teil, in dem wir 
die Funktion der Oertzenschen Thesen erörtern, wird darüber hinaus deutlich, daß 
der marxistische Zitatenschmuck noch eine zusätzliche Aufgabe erfüllen muß. 

Bei dem Versuch von Oertzens, seine Vorstellung von einer möglichen refor- 
mistischen Veränderung der bestehenden Gesellschaft zu begründen, spielt sein Ver- 
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ständnis von der „sozialen und politischen Revolution‘, von den „Produktionsver- 
hältnissen‘“, vom „Kapital“, vom „Proletariat“ und vom „bürgerlichen Staat“ eine 
tragende Rolle. 

Beim Erörtern dieser Begriffe will von Oertzen eine Reihe ‚tief in die soziali- 
stische Denktradition verflochtene theoretische Irrtümer‘ (6) richtigstellen und so 
aus der Richtigstellung eine jedem einleuchtende Begründung für seinen nur so 
vorstellbaren ‚Gradualismus‘ liefern. Von Oertzens wichtigste Belegstelle in seinem 
eklektizistischen Rekurs auf Marx ist dessen „Vorwort zur Kritik der Politischen 
Ökonomie“, das schon Bernstein als Ausgangspunkt seiner Marx-Revision 
diente (7). Marx definiert dort die Voraussetzung „einer Epoche sozialer Revolu- 
tion‘ damit, daß die „Produktivkräfte der Gesellschaft in Widerspruch mit den 
vorhandenen Produktionsverhältnissen“ (8) treten. Daraus und aus einer Reihe an- 
derer Marx-Zitate leitet von Oertzen eine Reihe von Schlußfolgerungen ab. 


1. Von Oertzens Vorstellung von der sozialen und politischen Revolution 


„Der hier — nach Marx — entwickelte Begriff der sozialen Revolution bezieht sich auf eine 
notwendigerweise längere geschichtliche Epoche gesellschaftlicher Umwälzung. Er ist nicht 
identisch mit dem verfassungsrechtlich politischen Begriff der ‚Revolution‘, der eine — in der 
Regel gewaltsame — Durchbrechung der herrschenden politischen und rechtlichen Ordnung 
bedeutet. Die ‚Epoche sozialer Revolution‘ kann auch oder sogar überwiegend lange Phasen der 
‚Evolution‘, d. h. der friedlichen legalen Reform umfassen.“ 


Soweit von Oertzen, und soweit richtig. Aber dann kommt der typische, noch 
häufiger zu konstatierende von Oertzen-Kurzschluß: 


„Die falsche, häufig bloß verbale Alternative von ‚Revolution‘ und ‚Evolution‘ oder von ‚Revo- 
lution‘ und ‚Reform‘ Kann in der theoretischen Diskussion erhebliche — und überflüssige — 
Verwirrung stiften‘ (8a). 


Überflüssig ist hier freilich nur die Verwirrung, die von Oertzen stiftet, indem er 
binnen drei Sätzen die richtige Unterscheidung zwischen „sozialer“ und ‚„politi- 
scher“ Revolution wieder fallenläßt und alles in einen Topf schmeißt. 

Für die soziale Revolution, die Umwälzung kapitalistischer zu sozialistischen 
Produktionsverhältnissen, gibt es in der Tat nicht die Alternative von schnell und 
langsam, gewaltsam und friedlich, Evolution oder einer als Explosion verstandenen 
„Revolution“. Hier aber liegt der Punkt: von Oertzen möchte den westdeutschen 
Linken weismachen, daß es deshalb überhaupt keine Rolle mehr spiele, ob über- 
haupt oder wie die Arbeiterklasse an die politische Macht kommt — weil eben 
ohnehin alles nur evolutionär gehen könne. Von Oertzen überträgt also mit Hilfe 
eines Taschenspielertricks die von Marx und Engels entwickelten Bestimmungen der 


6 ebd.,S. 16 

7 Vgl. E. Bernstein: Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozialde- 
mokratie, Stuttgart 1910 

8 Vgl. Karl Marx: Zur Kritik der Politischen Ökonomie. Vorwort, in: MEW 19, S. 28 

8a Thesen, a. a. O.,S. 10 
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„sozialen Revolution“ auf die politische Revolution und nutzt sie für seinen Begriff 
von einer Evolution aus. Und das, obwohl die Aussagen von Marx und Engels zur 
politischen Revolution, also zur „-- in der Regel gewaltsame(n) — Durchbrechung 
der herrschenden politischen und rechtlichen Ordnung“ (9) eindeutig sind: Die Ar- 
beiterklasse muß die politische Macht übernehmen und sie zur Durchbrechung der 
herrschenden — eben kapitalistischen — politischen und rechtlichen Ordnung nut- 
zen, um durch die dann von ihr ausgeübte politische und rechtliche Gewalt sozia- 
listische Produktionsverhältnisse herzustellen. Die Herstellung sozialistischer Pro- 
duktionsverhältnisse ist, wie Marx an der Pariser Commune gezeigt hat, dann ein 
schrittweise zu vollziehender Prozeß der bereits vor der politischen Revolution sich 
vorbereitenden „sozialen Revolution‘ während einer „politischen Übergangsperio- 
de“ (10), während der freilich die politische Macht in den Händen der Arbeiterklas- 
se liegen muß (11). 

Die Form dieser politischen Revolution hängt von konkret-historischen Be- 
dingungen ab. Aus Marx’ und Engels’ politischen Schriften allgemeine Gesetze über 
diese Form — gewaltsamer Umsturz oder parlamentarische Machteroberung — ablei- 
ten zu wollen, wäre eine positivistisch-unhistorische Verfälschung. Marx hat im 
„Elend der Philosophie“ (1847), „den brutalen Widerspruch ..., den Zusam- 
menstoß Mann gegen Mann als letzte Lösung‘ für unausweichlich angesehen (12); er 
hat in seiner Amsterdamer Rede (1872) erklärt, „daß es Länder gibt, wie Amerika, 
England...., wo die Arbeiter auf friedlichem Wege zum Ziel gelangen können“ 
(13). Das Wesen der politischen Revolution im Marxschen Sinne ist eben nicht 
die gewaltsame oder gewaltiose Form, sondern ihr Inhalt — den Marx 1847 und 
1872 im Grundsatz gleich formulierte (14). Halten wir fest: von Oertzen versucht, 
aus Marx die Thesen abzuleiten, „soziale Revolution“, als Summe allmählicher 
Reformen im Rahmen des Kapitalismus verstanden, mache eine politische Revolu- 
tion überflüssig. Wo immer von Oertzen den Beweis dafür hernehmen will, auf Marx 
kann er sich nicht stützen. Nach Marx bedeutet politische Revolution, daß die 


9 ebd., S. 10 

10 Vgl. Karl Marx: Kritik des Gothaer Programms, in: MEW 19, 5. 28 

11 Vgl. Karl Marx: Der Bürgerkrieg in Frankreich, in: MEW 17, S. 319-362, vor allem 
3.343 f, 

12 Vgl. Karl Marx: Das Elend der Philosophie, in: MEW 4,5.182 

13 Vgl. Karl Marx: Rede über den Haager Kongreß, in: MEW 18, S. 160 

14 Vgl. dazu die im Sinn identischen Formulierungen im Kommunistischen Manifest und in 
Marxens Rede über den Haager Kongreß: „Wir sahen schon oben, daß der erste Schritt in 
der Arbeiterrevolution die Erhebung des Proletariats zur herrschenden Klasse, die Er- 
kämpfung der Demokratie ist. Das Proletariat wird seine politische Herrschaft dazu 
benutzen, der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital zu entreißen, alle Produktions- 
instrumente in den Händen des Staats, d.h. des als herrschende Klasse organisierten 
Proletariats zu zentralisieren und die Masse der Produktionskräfte möglichst rasch zu 
vermehren.“ MEW 4, S. 481 
„Der Arbeiter muß eines Tages die politische Gewalt ergreifen, um die neue Organisation 
der Arbeit aufzubauen; er muß die alte Politik, die die alten Institutionen aufrechterhält, 
umstürzen, wenn er nicht, wie die alten Christen, die das vernachlässigt und verachtet 
haben, des Himmelreichs auf Erden verlustig gehen will.“ MEW 18, S. 160 
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Arbeiterklasse den Staatsapparat erobert und ihn so verändert, daß die soziale Revo- 
lution gegen das Kapital vollendet werden kann. 


2. Von Oertzens Begriff von den Produktionsverhältnissen 


Auch beim Begriff der Produktionsverhältnisse treibt von Oertzen mit Marx-Zitaten 
Falschmünzerei. Von Dertzen definiert Produktionsverhältnisse „grob gesagt“ so: 
Sie seien der „institutionelle(n) Rahmen der Gesellschaft: Insbesondere und vor 
allem die Art und Weise gesellschaftlicher Verfügung über die Mittel der materiellen 
Produktion und Konsumtion (,‚Eigentumsverhältnisse“), sowie im Zusammenhang 
damit die Form der politischen Organisation (,‚Herrschaftsverhältnisse‘) und die 
Institutionen bzw. Verhältnisse, durch die die Menschen außerhalb der politischen 
Organisationen in die Gesellschaft integriert werden (Familie, Schule, Massenkom- 
munikationsmittel, kulturelles und religiöses Leben — „Sozialisation‘“) (15). 

Also wird der gesamte juristische, politische und ideologische Überbau den 
Produktionsverhältnissen einverleibt, obwohl Marx gerade das nicht tut, sondern die 
Produktionsverhältnisse, also die „ökonomische Struktur der Gesellschaft“, als ‚„‚re- 
ale Basis‘ vom Überbau, der sich auf ihnen aufbaut, begrifflich getrennt hält. Auf 
dieser begrifflichen Trennung zu bestehen, ist keine Spitzfindigkeit, wie sich gleich 
zeigen wird. Für Marx war die Umwälzung des Überbaus eine Konsequenz der 
Veränderungen der „ökonomischen Grundlagen“, eine Umwälzung des Überbaus, 
die sich „langsamer oder rascher“ vollziehen konnte, für ihn galt es, sehr genau zu 
„unterscheiden zwischen der materiellen, naturwissenschaftlich treu zu konstatie- 
renden Umwälzung in den ökonomischen Produktionsbedingungen und den juristi- 
schen, politischen, religiösen, künstlerischen oder philosophischen, kurz, ideologi- 
schen Formen, worin sich die Menschen dieses Konflikts bewußt werden und ihn 
ausfechten“ (16). 

Von Oertzen, der sich genau diese Unterscheidung spart, gewinnt dadurch 
einen Beweisvorteil für seine Reformismusstrategie: Er schöpft ihn aus seiner von 
Marx abweichenden Ausdehnung des Begriffs der Produktionsverhältnisse in Ver- 
bindung mit der Marxschen These, Voraussetzung „höherer Produktionsverhältnis- 
se“, sei, daß „die materiellen Existenzbedingungen derselben im Schoß der alten 
Gesellschaften ausgebrütet worden sind“ (17). Dies ist, nach von Oertzen von einer 
materialistischen Kritik, die sich nicht als utopisch und idealistisch versteht, jeweils 
konkret-historisch „nachzuweisen“ (18). Klassisches Beispiel für einen sozusagen 
historisch gelungenen Nachweis ist für von Oertzen „die Epoche der bürgerlichen 
und industriellen Revolution“: 


„Die wirtschaftlichen, politischen und geistigen Kräfte des sich entfaltenden Dritten Standes 
rebellierten gegen eine unproduktive, parasitär gewordene Gesellschaftsordnung, gegen feudale 


15 Thesen, a. a.0.,S. 8 
16 MEW 13,8.9 

17 ebd. 

18 Thesen, a.a.O.,S. 11 


Privilegien, zünftlerische Enge, monarchisch-aristokratischen Obrigkeitsstaat und klerikale Be- 
vormundung. Sie stürzten die alte Ordnung — teils auf dem Wege allmählicher wirtschaftlich-so- 
zjaler Entwicklung und politischer Reform, teils auf dem Wege blutiger Revolutionen — und 
schufen die bürgerliche Gesellschaft, die Gesellschaft der kapitalistischen Wirtschaft, des parla- 
mentarischen Staates und der liberalen Freiheiten“ (19). 


Die Moral der Geschichte ist klar: Zum einen wäre, wenn die „bürgerliche und 
industrielle“ Revolution in einigen Ländern auf dem Wege gradueller Entwicklung 
und politischer Reform möglich war, nicht einzusehen, warum nichi auch der Über- 
gang zu einer sozialistischen Gesellschaft ähnlich verlaufen könnte. Zum anderen 
wäre eine Revolution nur dann berechtigt, wenn die Kapitalistische Gesellschaftsfor- 
mation und ihr „parlamentarischer Staat“ sich in gleicher Weise als ‚unproduktiv“ 
und „parasitär“ erwiesen hätten wie einst die feudale Privilegienordnung und der 
monarchisch-aristoKratische Obrigkeitsstaat. Die Umkehrung davon wäre — drit- 
tens —, daß, ebenso wie im Feudalismus die Grundelemente der kapitalistischen 
Produktionsweise sich lange vor der politisch-gesellschaftlichen Umwälzung ent- 
wickelt haben, auch die Zeit für eine sozialistische Produktionsweise erst reif ist, 
wenn die Grundelemente einer sozialistischen Produktionsweise unter kapitalisti- 
schen Bedingungen schon entwickelt sind. 

Nicht von Oertzen, aber Lelio Basso, von dessen Aufsatz über „Die Rolle des 
Rechts in der Phase des Übergangs zum Sozialismus‘ (20) von Oertzen bekennt, er 
habe „ausführlicher und differenzierter, als ich es konnie, die theoretischen Grund- 
lagen dieser Thesen untermauert“ (21), versucht, die für reformistische Thesen er- 
giebige Analogie von bürgerlicher und sozialistischer Umwälzung durch umfangrei- 
che Marx-Zitatologie zu fundieren (22). In der Tat haben Marx und Engels die 
Ähnlichkeit der Bewegungen beim Übergang der feudalen zur bürgerlichen Gesell- 
schaft oft hervorgehoben. Sie haben, insbesondere in ihren politischen Schriften, 
die Notwendigkeit der Befreiung von objektiv reaktionär gewordenen politischen 
Fesseln betont und dabei zuweilen sehr allgemeine Formeln zur Kennzeichnung 
sowohl der den Widerspruch vorantreibenden Kräfte wie der hemmenden Fesseln 
gebraucht (23). Die reformistischen Schlußfolgerungen aus diesen Zitaten stimmen 
aber nur dann, wenn sich aus Marx und Engels herauslesen ließe, daß sich unter der 
alten Gesellschaftsformation nicht nur die sprengenden Produktivkräfte, sondern 
auch neue Produktionsverhältnisse herausbilden müßten, bevor der Übergang zur 
neuen Gesellschaftsformation möglich und notwendig werde. Dies aber ist nach der 
Marxschen Theorie gerade einer der wesentlichen Unterschiede zwischen bürger- 
lichen Revolutionen und sozialistischer Umwälzung: daß nämlich den bürgerlichen 
Revolutionen noch unter der politischen Herrschaft absolutistischer und feudaler 
Regime eine diese Regime unterhöhlende Entwicklung nicht nur der Produktivkräf- 
te, sondern auch der Produktionsverhältnisse vorangegangen war; daß sich unter 
dem Dach der alten Herrschaftsverhältnisse und neben der feudalen Produktiens- 
19 Thesen, a. a. O., S. 8/9 
20 In: Kritische Justiz 3 (1973), S. 239-263 
21 Thesen, a. a. O.,S.6 


22 Vgl. L. Basso, a. a. O., S. 241 ff. 
23 Vgl. z. B. Friedrich Engels, Anti-Dühring, in: MEW 20, S. 249 
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weise auch die kapitalistische Produktionsweise entwickeln konnte, die dann den 
vorkapitalistischen politisch-ideologischjuristischen feudalen Überbau, die „politi- 
sche Hülse‘ (24), in die Luft sprengen mußte, um die Bedingungen weiterer Entfal- 
tung der kapitalistischen Produktionsweise zu sichern, — daß dagegen die sozialisti- 
sche Produktionsweise sich nicht in ähnlicher Art unter kapitalistischen Bedingun- 
gen herausbilden kann, weil das langsame Keimen sozialistischer Produktionsver- 
hältnisse sich nicht mit den Gesetzen der Akkumulation des Kapitals verträgt. 


„Es ist eine Besonderheit der kapitalistischen Ordnung, daß in ihr alle Elemente der künftigen 
Gesellschaft in ihrer Entwicklung vorerst eine Form annehmen, in der sie sich dem Sozialismus 
nicht nähern, sondern von ihm entfernen. In der Produktion wird immer mehr der gesellschaft- 
liche Charakter zum Ausdruck gebracht. Aber in welcher Form? Von Großbetrieb, Aktienge- 
sellschaft, Karteli, wo die kapitalistischen Gegensätze, die Ausbeutung, die Unterjochung der 
Arbeitskraft aufs höchste gesteigert werden“ (25). 


Von daher bekommt auch die politische Revolution für den Übergang vom Kapita- 
lismus zum Sozialismus einen grundlegend anderen Stellenwert als für den Übergang 
vom Feudalismus zum Kapitalismus: sie ist nicht einfach Abstreifen einer Hülse, sie 
muß als politische Form der Machtausübung der Arbeiterklasse die Voraussetzungen 
für die Schaffung sozialistischer Produktionsverhältnisse erst herstellen und sichern. 
In diesem Sinne kommt die politische Revolution des Proletariats immer „zu früh“, 
und deshalb „ist die Opposition gegen die ‚verfrühte‘ Machtergreifung nichts als die 
Opposition gegen die Bestrebung des Proletariats überhaupt, sich der Staatsgewalt 
zu bemächtigen“ (26). 


3. Von Oertzens Begriff vom Kapital 


Sich ein weiteres Mal mit marxistischem Vokabular und mit Marx-Zitaten 
schmückend, wirft von Oertzen den irrenden sozialistischen 'Theoretikern vor, daß 
sie die „gesellschaftliche Grundkategorie“, das „Kapital“, unkritisch verwenden. Sie 
säßen dem Schein auf und verlören so den ‚realen gesellschaftlichen Inhalt aus dem 
Blick“. Ein langes Marx-Zitat belegt nun sehr schön (immerhin aus dem 3. Band des 
Kapitals) den „gesellschaftlichen Inhalt“, den Oertzen voll akzeptiert und in dem 
Marx davon spricht, daß „die wahre Schranke der kapitalistischen Produktion ... 
das Kapital selbst‘ ist und das von Oertzen noch einmal zutreffend zusammenfaßt, 
wenn er schreibt: 


„Der zentrale systematische Einwand gegen die kapitalistische Produktionsweise ist, daß in ihr 
Produktivkräfte nicht entsprechend den realen menschlichen Bedürfnissen, sondern nach den 
Gesetzen der Kapitalverwertung mit dem Ziel der Profitmaximierung entwickelt werden.“ 


24 Vgl. MEW 4, S. 347 

25 Rosa Luxemburg: Sozialreform oder Revolution, in: Rosa Luxemburg, Politische Schrif- 
ten I, hrsg. v. O. Flechtheim, Frankfurt-Wien 1966, S.,117 

26 ebd., S. 122 
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Und danach formuliert von Oertzen knapp und bündig, wie er — den Schein durch- 
brechend — das „Kapital“ in der gesellschaftlichen Realität ausmacht: 


„Da nun ‚das Kapital‘ in der gesellschaftlichen Wirklichkeit durch viele einzelne Kapitalisten 
und nach kapitalistischen Gesichtspunkten wirtschaftende Unternehmungen verkörpert 
wird...“ (27). 


In diesem Nebensatz faßt von Oertzen seinen Begriff vom „Kapital“ zusammen, so 
das lange vorangestellte Marx-Zitat Lügen strafend und so sein ganzes Unverständnis 
gegenüber dem Marxschen Begriff offenbarend. Ganz nebenbei entlarvt sich auch 
sein Satz, daß „‚das Kapital... also sowohl theoretisch kritisiert als auch praktisch 
aufgehoben werden (muß)“ (28), den er kurz zuvor lässig den irrenden sozialisti- 
schen Theoretikern entgegengeschleudert hat, — wie so oft, wenn von Oertzen 
grundlegend und bedeutsam formuliert — als hohle Phrase. 

Für von Oertzen ist „Kapital“ also gleich der Summe der Einzelkapitalisten, 
wohlgemerkt nicht etwa, was eirı noch verständliches Mißverständnis des Marxschen 
Begriffes wäre, die Summe der Einzelkapitale, nein, die Personen und die Unterneh- 
mungen sind es. Es verwundert nicht, daß er gerade daran seinen zentralen Satz zur 
Begründung des Gradualismus anschließt. 


„ ‚Das Kapital‘ ist keine an sich seiende in sich geschlossene gesellschaftliche Wesenheit, sondern 
der Ausdruck konkreter gesellschaftlicher Verhältnisse.‘“ Da diese gesellschaftlichen Verhältnis- 
se durch ihre „Verselbständigung gegenüber den konkreten lebenden Menschen und ihren Be- 
dürfnissen gekennnzeichnet“ sind, seien sie, insbesondere die „Verselbständigung des Kapital- 
verhältnisses .. . insofern sowohl Schein, d.h. Verstellung der Wirklichkeit, als auch reales Mo- 
ment der Wirklichkeit selbst“ (29). 


Da das Kapitalverhältnis auf einer Verselbständigung beruht, wird es zum Schein, 
zur Mystifikation degradiert, vergleichbar den von diesem Kapitalverhältnis selbst 
hervorgebrachten Mystifikationen, etwa der des klassenneutralen Staates oder des 
gerechten Lohns. Übersehen wird der Unterschied, daß sich das Kapitalverhältnis 
von den Bedürfnissen der Menschen verselbständigt und als diese Bedürfnisse unter- 
drückendes Verhältnis ganz und gar real ist, während die wirklichen Mystifikationen 
ihren Ort in den Köpfen der Menschen haben, dort aber mit Notwendigkeit entste- 
hen und deshalb Realitätscharakter an der Oberfläche der gesellschaftlichen Erschei- 
nungen annehmen. Das Wesen des Kapitals wird zum Schein, seine Erscheinung zur 
einzig relevanten Realität umgemünzt. Folgerichtig der nächste Schritt: 


„Da nun ‚das Kapital‘ in der gesellschaftlichen Wirklichkeit durch viele einzelne Kapitalisten 
und nach kapitalistischen Gesichtspunkten wirtschaftende Unternehmungen verkörpert wird, ist 
überhaupt nicht einzusehen, weshalb nicht durch gesellschaftliche Planung und Lenkung in 
bestimmten Schlüsselbereichen das Gesetz der Kapitalverwertung außer Kraft gesetzt werden 
könnte, während es in weiten Bereichen der Wirtschaft weiter gilt‘ (30). 


27 Thesen, a. a. O.,S. 17 
28 ebd., S. 16 

29 ebd. 

30 ebd., S. 17 
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In der Tat: Wenn wirklich nur ist, was an der Oberfläche erscheint, wenn jeder 
Begriff vom Kapital im allgemeinen fehlt, dann bleibt vom Kapitalismus nur eine 
Summe von einzelnen Kapitalisten übrig, denen man nicht einmal mehr ihren Zu- 
sammenhang über die Konkurrenz und erst recht nicht ihr Zusammenwirken als 
Klasse ansieht, und die deshalb Schritt für Schritt, sozusagen Einzelkapital für Ein- 
zelkapital, „außer Kraft gesetzt“ werden können. 

Denn getreu nach der Geschichte von den zehn kleinen Negerlein braucht 
man bei der Verwirklichung einer graduellen Veränderung der Gesellschaft ja nur 
einen kleinen Kapitalisten auszukaufen, dann sind es nur noch neun. Und irgend- 
wann hat sich durch Reduktion auf Null dieses ganze ominöse „Kapitalverhältnis“ 
in Luft aufgelöst. Letzteres aber will von Oertzen nicht, oder besser: darf er nicht, 
denn das widerspräche dem Grundsatz des Godesberger Programms, das „eine Ver- 
bindung von Planung und Wettbewerb“ erstrebt (31). Und außerdem — so von 
Oertzen — ist eine „Vergesellschaftung aller Produktionsmittel in der vor uns liegen- 
den politischen Arbeitsperiode ganz offenbar weder nötig noch möglich“ (32). Von 
Oertzen braucht also seine Geschichte von den zehn kleinen Kapitalisten nicht zu 
Ende zu erzählen, sondern kann irgendwo zwischen 10 und O aufhören. Dabei ist 
das „Irgendwo“ noch besonders zu betonen, denn auch über das „Wo“ macht er 
sich herzlich wenig Gedanken, das in der Diskussion über die sogenannte Minimal- 
schwelle bei Theoretikern wie etwa Boccara u.a. immerhin eine große Rolle spielt. 


4. Von Oertzens Begriff vom Proletariat 


Über die ganzen 43 Seiten der Thesen verstreut, finden sich immer wieder mit 
ziemlicher Selbstverständlichkeit auch die Begriffe „Proletariat“, „Arbeiterklasse“, 
„Klassengeselischaft“. Wenn von Oertzen erläutert, was er darunter versteht, scheut 
er sich wiederum nicht, tief in das Schatzkästlein seiner gesammelten Marxzitate zu 
greifen. 

Es besteht für ihn kein Zweifel, daß — „marxistisch gesprochen“, wie er nicht 
ohne K.oketterie anmerkt — „alle alten Zivilisationen ... Klassengesellschaften (wa- 
ren)“ und daß der „Widerspruch von Produktivkräften und Produktionsverhältnis- 
sen in der wirklichen Geschichte als Gegensatz in Erscheinung (tritt)“ (33). 

Aber bereits hier, in der Beschreibung der Klassengesellschaft „der alten Zivi- 
lisationen‘“ und in spezifischer Absetzung davon, der kapitalistischen Klassengesell- 
schaft, wird ein merkwürdiger Akzent sichtbar, der andeutet, worauf von Oertzen 
später hinaus will. In den „alten Zivilisationen“ ist das empörend Ungerechte, daß 
aufgrund des geringen Entwicklungsstandes der Produktivkräfte die Ausgebeuteten 
„am Wohlstand ... der privilegierten Minorität ... keinen Anteil (hatten)‘“. Die 
Ungerechtigkeit, „das besonders Anstoßerregende“ in der kapitalistischen Gesell- 
schaft liegt darin, daß durch die industrielle Revolution die Produktivkräfte so weit 
31 ebd., S. 23 


32 ebd., S. 33 
33 ebd., 5.9 
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entwickelt wurden, daß „Ausbeutung, Unfreiheit und Unmündigkeit ... heute in 
den industriell fortgeschrittenen Ländern überflüssig geworden (sind)“. Aber immer 
noch verfügt eine „kleine Minderheit“ über die rasch wachsenden Reichtümer der 
kapitalistischen Gesellschaft (34). 

Der Akzent liegt jeweils auf der Ungerechtigkeit der Verteilung des Wohlstan- 
des, der Reichtümer. Bei allem marxistischen Zitatenschmuck lugt hier bereits die 
alte reformistische Illusion hervor, daß alle durch die kapitalistische Gesellschaft 
entstandenen Probleme eine Frage des angemessenen, gerechten Anteils für die 
Arbeiterklasse sei, der ihr vorenthalten wird. Es gilt, Mittel und Wege zu finden 
— und der Stand der Produktivkräfte läßt es anders als im Feudalismus endlich zu — 
diesen Anteil mählich zu vergrößern, bis er gerecht genannt werden kann. Wenn wir 
uns an späterer Stelle von Oertzens Begriff vom bürgerlichen Staat zuwenden, wer- 
den wir sehen, daß er wie alle Reformisten auch da schon Rat weiß. 

Sein Begriff aber vom Proletariat erleichtert es ihm, dieser Vorstellung von 
der ungerechten Verteilung neue Nahrung zu geben. Um keine Mißverständnisse 
aufkommen zu lassen, natürlich meinen auch wir, daß die Verteilung empörend und 
anstoßerregend ist. Es bleibt aber festzuhalten, daß durch den Versuch, die Vertei- 
lung gerechter zu gestalten, nur an Symptomen laboriert wird; die Ursachen dieser 
Ungerechtigkeit sind ganz woanders zu finden, nämlich an dem Ort, wo die Reich- 
tümer produziert und nicht dort, wo sie verteilt werden. Die Form der Verteilung 
ist von der Form der Produktion nicht zu trennen. 

Entsprechend seiner Vorstellung stehen die Klassen sich auch nicht in erster 
Linie im Produktionsbereich gegenüber. Die Klassenherrschaft dient einer Minder- 
heit dazu, die Ungerechtigkeit der Verteilung des Reichtums aufrechtzuerhalten 
und die Klassenkämpfe — nur in diesem Zusammenhang erwähnt er dieses Wort — 
dienen von Seiten des Proletariats dem Versuch, dieser Ungerechtigkeit zu begeg- 
nen. Es wird kein Wort darüber verloren, daß die Klassenherrschaft den Besitz an 
Produktionsmitteln in den Händen des Kapitals ebenso garantieren soll wie die 
Bedingungen, unter denen die Nichtbesitzer an Produktionsmitteln ihre Arbeits- 
kraft zu verkaufen gezwungen sind und daß von daher die Klassenherrschaft auch 
die Orientierung der Produktion am Profit und nicht an den Bedürfnissen der gan- 
zen Gesellschaft garantiert, der Gegensatz zwischen Arbeiterklasse und Bourgeoisie 
also im Rahmen der kapitalistischen Produktionsverhältnisse unaufhebbar bleibt. 

Gerade diese Vorstellung einer möglichen Aufhebung des Klassengegensatzes 
bereits in der kapitalistischen Gesellschaft versucht von Oertzen mit seinem Begriff 
von Arbeiterklasse zu erwecken. Wohl sieht er einen Gegensatz zwischen Arbeiter- 
klasse und Bürgertum, er ist aber durch das Ausmaß an Ungerechtigkeit hervorgeru- 
fen, die angesichts einer möglichen „Ökonomie des Überflusses‘“ nicht mehr not- 
wendig ist. 

Von Oertzen braucht dann nur noch nachzuweisen suchen, daß die Kapitalisti- 
sche Gesellschaft noch zu ungeahnten Leistungen fähig ist (35), die ungerechte 
Verteilung vom bösen Willen der Unternehmer abhängt, die durch sanften Druck 


34 ebd., 5.10 
35 ebd., 5. 38 
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vom sozialdemokratisch regierten Staat eines Besseren belehrt werden könnten und 
der unaufhebbare Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital löst sich auf in eine Runde 
von Sozialpartnern, die bei der Verteilung des Kuchens halbe-halbe machen. 

Sein Begriff vom Proletariat wird auch deutlich, wenn er die Möglichkeit 
erörtert, wie die immerhin von ihm konstatierte Klassengesellschaft aufzuheben sei 
und in diesem Zusammenhang prinzipiell die Diktatur des Proletariats als mit der 
Idee des Sozialismus unvereinbar ablehnt. Dabei bastelt er sich — frei nach Lenin — 
einen Begriff von Diktatur des Proletariats zusammen, den er in der Tat voller 
Abscheu zurückweisen kann. Trotz seiner Belesenheit übersieht er mit Bedacht, daß 
auch Marx diesen Begriff kennt, der ihn bewußt in Gegensatz setzt zu der auch in 
der bürgerlich-demokratischen Republik nach Marx stets präsenten Diktatur der 
Bourgeoisie. Sie zeigt sich am Ort der direkten Konfrontation zwischen Arbeiter- 
klasse und Bourgeoisie, im Betrieb, als direkte Despotie der Unternehmer über ihre 
Arbeiter und sie wird auch im politischen Bereich mittelbar offenbar (36). Obwohl 
von Oertzen es sicher besser weiß, kann er diese Marxsche Vorstellung nicht mit 
einbeziehen, da sie mit seinen von allen Bezügen zur sie bestimmenden kapitalisti- 
schen Gesellschaft losgelösten Auffassung von der parlamentarischen Demokratie in 
Konflikt geriete. Stattdessen beruft er sich — wie viele andere reformistische Sozial- 
demokraten vor ihm auch — auf Rosa Luxemburg, um die Diktatur des Proletariats 
als mit seiner sozialistischen Demokratie unvereinbar zu erklären. In diesem Zusam- 
menhang bleibt es nicht, wie sonst bei seiner Berufung auf Marx, beim „objektiven 
Mumpitz“ (von Oertzen), sondern er verfälscht Rosa Luxemburg offenbar vorsätz- 
lich. 

Bei dem Versuch, den Begriff „Diktatur des Proletariats‘‘ gegen den Begriff 
„sozialistische Demokratie“ auszuspielen, wird ein weiteres Mal der sicher richtige 
Satz von Rosa Luxemburg, „Freiheit ist immer nur Freiheit des Andersdenkenden“, 
aus dem Zusammenhang der Darstellung bei Rosa Luxemburg gerissen und miß- 
bräuchlich zur Rechtfertigung der eigenen unzureichenden Argumentation ver- 
wandt. Von Oertzen überliest bewußt die nur wenige Seiten später folgenden Sätze, 
in denen Rosa Luxemburg den Inhalt ihrer Kritik an Lenin zusammenfaßt. Sie 
schreibt: 


„Der Grundfehler der Lenin-Trotzkischen Theorie ist eben der, daß sie die Diktatur, genau wie 
Kautsky, der Demokratie entgegenstelien‘“ (37). 


Aus dem gleichen Absatz bringt auch von Oertzen ein langes Zitat von Rosa Luxem- 
burg, um mit Recht die Notwendigkeit der sozialistischen Demokratie zu betonen. 
Hier wird die Fälschung offenbar. Von Oertzen läßt sein Zitat, mit dem er gegen 
den Begriff der Diktatur des Proletariats polemisiert, mit dem Satz enden: „Sozia- 
listische Demokratie beginnt zugleich mit dem Abbau der Klassenherrschaft.‘“ Der 
Absatz im Kontext der Darstellung von Rosa Luxemburg weist nur noch zwei kurze 


36 Vgl. auch Marxens Hinweis auf eine „politische Übergangsperiode, deren Staat nichts 
anderes sein kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats“, in seiner „Kritik des 
Gothaer Programms“, in: MEW 19, S. 28 

37 Rosa Luxemburg: Die russische Revolution, in: a. a. O., II, S. 138 
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Sätze auf, aber sie darf von Oertzen nicht zitieren, ohne sich selbst ad absurdum zu 
führen. Sie lauten: „Sie (die sozialistische Demokratie) beginnt mit dem Moment 
der Machteroberung durch die sozialistische Partei. Sie ist nichts anderes als Dikta- 
tur des Proletariats.‘“ 

Und Rosa Luxemburg fährt fort: „Jawohl: Diktatur! Aber diese Diktatur 
besteht in der Art der Verwendung der Demokratie, nicht in ihrer Abschaffung, in 
energischen, entschlossenen Eingriffen in die wohlerworbenen Rechte und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der bürgerlichen Gesellschaft, ohne welche sich die sozia- 
listische Umwälzung nicht verwirklichen läßt. Aber diese Diktatur muß das Werk 
der Klasse, und nicht einer kleinen führenden Minderheit im Namen der Klasse sein, 
d.h. sie muß auf Schritt und Tritt aus der aktiven Teilnahme der Massen hervorge- 
hen, unter ihrer unmittelbaren Beeinflussung stehen, der Kontrolle der gesamten 
Öffentlichkeit unterstehen, aus der wachsenden politischen Schulung der Volksmas- 
sen hervorgehen“ (38). 

Hier kommt die Differenz Rosa Luxemburgs zu Lenin zum Ausdruck, die 
nicht genug betont werden kann, aber nicht minder die Differenz zu Reformisten 
vom Schlage Oertzens, seit Bernsteins Zeiten (39). 

Nun mögen angesichts des Spektrums der Linken in der Bundesrepublik So- 
zialisten guten Grund haben, die Notwendigkeit einer sozialistischen Demokratie zu 
betonen (40). Aber wenn von Oertzen dies abstrakt hervorhebt, indem er die demo- 
kratischen Freiheiten in der bürgerlichen Demokratie — und nur eine solche ist es, 
das bestreitet auch Oertzen nicht — lediglich durch ‚„‚reaktionäre Einengung‘ gefähr- 
det sieht, sie aber nicht historisch einordnet in den gesellschaftlichen Zusammen- 
hang bürgerlicher Herrschaftsausübung überhaupt, fällt er trotz aller gegenteiligen 
Erfahrungen aus der Geschichte wiederum der reformistischen Illusion zum Opfer, 
daß die Formen bürgerlicher Herrschaft in Wahrheit neutral seien und durch wach- 
sende Einflußnahme der Arbeiterklasse zu den ihren gemacht werden könnten, 
bevor die Gesellschaftsordnung, aus der diese Formen hervorgegangen sind und von 
der sie bestimmt werden, grundlegend verändert wurde. 

Wenn wir hier noch einmal ein Zitat von Rosa Luxernburg anschließen, dann 
nicht allein, weil dies ein zusätzlicher Beleg für die mißbräuchliche Verwendung 
ihres Namens durch von Oertzen ist — denn nur der letzte Satz wird auch bei von 
Oertzen zitiert, nicht jedoch die vorhergehenden Sätze —, sondern auch weil wir 
meinen, daß bereits Rosa Luxemburg kurz und knapp formuliert hat, was dieser 
oben benannten reformistischen Illusion zu erwidern ist. Rosa Luxemburg schreibt: 


38 ebd., S. 139 

39 Damit ist vor allem die Differenz zur Leninschen Parteikonzeption gemeint, die von 
Lenin in „Was tun? “ formuliert wurde und wie sie in späterer Zeit von anderen dogma- 
tisch fortgeschrieben wurde, obwohl Lenin gerade in der Revolution von 1917 andere 
Auffassungen äußerte. Vgl. W.I. Lenin: Was tun?, in: W.I. Lenin, Werke Bd.5, 
8.355-551 und W. I, Lenin: in: Werke, Bd. 24 und Bd. 25 

40 Der Begriff „sozialistische Demokratie“ ist von dem Kampfbegriff der 50er Jahre aus der 
antikommunistischen Mottenkiste zu unterscheiden. 
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„Wir sind nie Götzendiener der formalen Demokratie gewesen, d.h. nur: wir unterscheiden 
stets den sozialen Kern von der politischen Form der bürgerlichen Demokratie, wir enthüllten 
stets den herben Kern der sozialen Ungleichheit und Unfreiheit unter der süßen Schale der 
formalen Gleichheit und Freiheit — nicht um diese zu verwerfen, sondern um die Arbeiterklasse 
dazu anzustacheln, sich nicht mit der Schale zu begnügen, vielmehr die politische Macht zu 
erobern, um sie mit neuem sozialen Inhalt zu fülien. Es ist die historische Aufgabe des Proleta- 
riats, wenn es zux Macht gelangt, an Stelle der bürgerlichen Demokratie sozialistische Demokra- 
tie zu schaffen, nicht jegliche Demokratie abzuschaffen“ (41). 


Aber folgen wir von Öertzen, kommt die Arbeiterklasse gar nicht in die Verlegen- 
heit, die politische Macht ausüben zu wollen. Wiederum weiß von Oertzen diese 
Weisheit einigen sehr eigen interpretierten Marx-Zitaten zu entnehmen. 

In der Reformismus-Debatte zwischen Bernstein und Luxemburg, auf die hier 
Bezug genommen wurde, wurde die Frage nach der Herausbildung von Elementen 
sozialistischer Produktionsverhältnisse im Kapitalismus am konkreten Fall des Ge- 
nossenschaftswesens behandelt; in der späteren Diskussion über Hilferdings Organi- 
sierten Kapitalismus an der Tendenz zur Vergesellschaftung der Produktion durch 
die Konzentration und Zentralisation des Kapitals. Von Oertzen greift diesbezüg- 
liche Hlusionen seiner Vorgänger nicht auf, begibt sich aber in einem noch zentrale- 
ren Punkt noch eklatanter in das Dilemma seiner Vorgänger. Das grundsätzliche 
Dilemma aller reformistischen Vorstellungen von der Möglichkeit des Entstehens 
sozialistischer oder quasi-sozialistischer Produktionsverhältnisse innerhalb einer ka- 
pitalistischen Ökonomie liegt in der Unfähigkeit, die Kapitalistische Produktionswei- 
se als Totalität zu begreifen. Ein solcher Totalitätsbegriff würde die Reformisten zu 
einer Stellungnahme zwingen, ob die Ausbreitung ‚„sozialistischer‘‘ Elemente die 
Widersprüche der Kapitalbewegung entweder verschärft oder vorantreibt oder ob 
diese Elemente sich in die Kapitalbewegung einfügen, von ihr absorbiert oder gar 
zur Sicherung der Verwertungsbedingungen positiv gewendet werden können. Im 
ersten Falle wären solche Elemente z. B. Genossenschaftswesen, ausschließlich da- 
nach zu bewerten, inwieweit sich die Lage und die Kampfposition der Arbeiter 
verbessern lasse; im zweiten Falle wäre einzugestehen, daß diese Elemente zur Über- 
windung des Kapitalismus nichts beitragen, daß also ein Reformismus in den Gren- 
zen der kapitalistischen Produktionsweise angestrebt wird. Von Oertzen begibt sich 
in dieses Dilemma, indem er als wesentlichstes Element, das schon im Kapitalismus 
dieselbe Qualität wie in der sozialistischen Produktionsweise erreichen kann, — man 
staune — die Arbeiterklasse, genauer „die Klasse der Beherrschten“, anführt. Er 
beruft sich auf Marx, „Elend der Philosophie“: 


„von allen Produktionsinstrumenten ist die größte Produktivkraft die revolutionäre Klasse 
selbst. Die Organisation der revolutionären Elemente als Klasse setzt die fertige Existenz aller 
Produktivkräfte voraus, die sich überhaupt im Schoß der alten Gesellschaft entfalten konn- 
ten“ (42). 


Das heißt: Voraussetzung einer Revolution ist eine gegen die sie unterdrückenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse sich revolutionär organisierende produktive Klasse. 


41 Rosa Luxemburg: Die russische Revolution, a. a. O., S. 139 
42 MEW4,5.181 
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Und diese Revolution unterscheidet sich gerade von jeder früheren dadurch, daß sie 
die Klassenherrschaft überhaupt aufhebt: 


„Die Bedingung der Befreiung der arbeitenden Klasse ist die Abschaffung jeder 
Klasse...“ (43) 


Was macht von Oertzen daraus? Er freut sich, eine „originär Marxsche Bedingung 
für eine wirkliche Umwälzung der kapitalistischen Gesellschaft“ entdeckt zu haben, 
und formuliert sie ins Gegenteil um: Voraussetzung ist für ihn, daß die Arbeiterklas- 
se schon im Kapitalismus aufhört, unterdrückte Klasse zu sein, daß sich schon im 
Kapitalismus eine quasi klassenlose Gesellschaft herstellt: 


„In der Klasse der Beherrschten, in der auf die Änderung der bestehenden Gesellschaftsordnung 
hindrängenden ökonomischen, sozialen und politischen Bewegung, müssen sich alle wirklich 
schöpferischen Kräfte der Gesellschaft verkörpern; sie müssen die gesamte Gesellschaft durch- 
dringen; sie müssen die produktive Kraft der Gesellschaft — in materieller, organisatorischer, 
geistiger Hinsicht — wirklich sein, wenn sie eine reale Alternative zur kapitalistischen Klassen- 
herrschaft bilden wollen“ (44). 


Aber ist solch eine Klasse noch eine „Klasse der Beherrrschten‘““? Offensichtlich 
nicht. Von Oertzen erklärt, „in bewußter Übertreibung zugespitzt“: 


„Hat sie... eine Vereinigung der wesentlichen Produktivkräfte in ihren Reihen erreicht, dann 
verfügt sie bereits über eine solche ökonomische, politische und kulturelle Machtposition, daß 
sic der ‚revolutionären‘ Verneinung der kapitalistischen Gesellschaft nicht mehr bedarf, sondern 
ihre graduelle Urmwälzung ins Auge fassen kann“ (45). 


Also, ohne Übertreibung zugespitzt: Die Arbeiterklasse kann erst revolutionär 
sein, wenn sie nicht mehr revolutionär zu sein braucht. Oder: Die Klasse 
der Beherrschten wird sich erst dann befreien können, wenn 
sie vorher aufgehört hat, die Klasse der Beherischten zu sein. Auf der 
Basis solchen Unsinns läßt sich alles beweisen, vor allem auch, daß von Oertzens 
Reformismus Unsinn ist: Eine Arbeiterklasse, die bereits im Kapitalismus eine der- 
art überragende „ökonomische, politische und kulturelle gesellschaftliche Machtpo- 
sition“ errungen hätte, brauchte einerseits keinen Anlaß zu sehen, diese für sie ja so 
überaus förderliche Gesellschaftsordnung des Kapitalismus überhaupt noch infrage 
zu stellen, andererseits könnte sie es sich auf Grund ihrer überragenden Machtposi- 
tion ebensogut leisten, den Kapitalismus schlagartig davonzufegen, anstatt sich auf 
den mühsamen Weg gradueller Reformen einzulassen. Von Oertzen liegt der erste 
Schluß näher: Ihm geht es um den Beweis der Überflüssigkeit der ‚, ‚revolutionären‘ 
Verneinung“, den er freilich derart rigoros führt, daß er auch die Überflüssigkeit der 
Abschaffung des Kapitalismus gleich mit beweist. Er hält die kapitalistische Produk- 
tionsweise für fähig, nicht nur die Produktivkräfte ohne Verschärfung der Wider- 
sprüche fortzuentwickeln, sondern auch die Interessen der Arbeiterklasse umfassend 


43 ebd. 


44 Thesen, a.a.O.,5.19 
45 Thesen, a. a. Ö., S. 20 
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zu befriedigen. Die angeblich noch angestrebte „graduelle Umwälzung“ ist nur ein 
aufgesetztes, verbales Postulat, das mit der „Logik“ der von Oertzenschen Argu- 
mentation nicht vereinbar ist. Wir sind wieder bei Bernstein: „Das, was man gemein- 
hin Endziel des Sozialismus nennt, ist mir nichts, die Bewegung alles‘ (46), genau- 
er: einen Schritt hinter Bernstein zurück, da von Oertzen in seinen praktischen 
Ausführungen zur SPD-Strategie die „Bewegung“ weitaus fester, als Bernstein es tat, 
auf die Frhaltung aller wesentlichen Elemente der kapitalistischen Produktionsweise 
festzulegen versucht — wie noch zu zeigen sein wird. 

Welche Funktion weist er aber nun der Aktivität der Arbeiterklasse in der 
bestehenden Gesellschaft zu? Die Frage nach dem ‚revolutionären Subjekt‘ spielt 
bei von Oertzen nur in der Ablehnung bestimmter Vorstellungen eine Rolle. Sicher- 
lich mit Recht weist er die moralisierenden Theorien über den Verrat der Arbeiter- 
aristokratie als auch die Vorstellung über die Rolle der die Funktion der Arbeiter- 
klasse ersetzenden Randgruppen zurück. Schon in diesem Zusammenhang fällt je- 
doch eine eigenartige Verschwommenheit auf, wenn er die gesellschaftliche Klasse 
bestimmt, die eine Veränderung der Gesellschaft herbeiführen soll. Wenn er sonst 
sich nicht scheute von der Arbeiterklasse zu sprechen, wenn es galt, von früheren 
Zeiten zu berichten, so schreibt er hier unter Bezug auf die Gegenwart von „allen 
jenen arbeitenden Menschen — Arbeiter, Angestellte, Beamte, Intellektuelle, Frei- 
schaffende —, die die schöpferische Potenz unserer Gesellschaft in einem höchst 
komplizierten unübersichtlichen arbeitsteiligen Zusammenwirken in sich vereini- 
gen...“ (47) 

Mit dieser reichlich verwaschenen und altbekannten Formulierung (48) ist es 
natürlich ein leichtes, der Konsequenz aus dem von ihm ja immerhin, Marx folgend, 
zugestandenen Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital aus dem Wege zu gehen, 
die von Marx im Kommunistischen Manifest formuliert wurde: 


„Die ganze Gesellschaft spaltet sich mehr und mehr in zwei große feindliche Lager, in zwei 
große einander direkt gegenüberstehende Klassen: Bourgeoisic und Proletariat‘“ (49). 


Die Verschwommenheit bei der Erörterung des Begriffs Arbeiterklasse wird für von 
Oertzen notwendig, da er der Arbeiterklasse im Rahmen der von ihm als unabding- 
bar erachteten Doppelstrategie eine bestimmte Funktion zuweist. 

Für von Oertzen ist eine „demokratisch-sozialistische Bewegung... nur als 
eine kombinierte Aktion von politischer Partei, Gewerkschaften, gemeinwirtschaft- 
lichen Unternehmungen, wissenschaftlichen Zentren und Intellektuellengruppen, 
Bürgerinitiativen, von politisch — parlamentarischen und ökonomisch — betriebli- 
chen, von auf den Reproduktionsbereich bezogenen und rein theoretisch-intellektu- 


46 E. Bernstein, a. a. O., S. 169 

47 Thesen, a.a. O.,S. 20 

48 „Altbekannt“ deshalb, weil das beziehungsiose Nebeneinander von „arbeitenden Men- 
schen“ ein altbekanntes Syndrom reformistischer Ideologie ist. Vgl. dazu W. Müller: Der 
Pluralismus — die Staatstheorie des Reformismus, in: Klassenjustiz und Piuralismus, 
Festschrift für E. Fraenkel, hrsg. v. G. Doeker/W. Steffani, Hamburg 1973, S. 395-424 

49 MEW 4, 5.463 
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ellen Aktivitäten möglich“ (50). 

Unter vielen vorstellbaren gesellschaftlichen Aktivitäten also ist der Kampf 
der Arbeiterklasse — verklausuliert erwähnt unter den Begriffen „ökonomisch-be- 
triebliche‘“ und „auf den Reproduktionsbereich bezogene ... Aktivitäten‘ — eine 
von vielen Möglichkeiten, eine sozialistische Bewegung voranzutreiben. In diesem 
Zusammenhang greift von Oertzen die sicherlich sehr wichtige Frage auf, wie er- 
reicht werden kann, daß die zur Veränderung der bestehenden Gesellschaft aufgeru- 
fene Klasse zum Bewußtsein der Notwendigkeit einer Veränderung kommen kann 
und beantwortet die Frage mit der Formulierung einer notwendig zu praktizieren- 
den Doppelstrategie: 


„Nur wenn Sozialisten innerhalb und außerhalb von Partei und Parlament, von Regierung und 
Verwaltung arbeiten, wenn sie die Reformen nicht nur von oben durch gesetzliche Verände- 
rung, sondern auch von unten — an der ‚Basis‘ — durch Mobilisierung der Bevölkerung veran- 
kern, kann die Gesellschaft wirkungsvoll und dauerhaft demokratisiert werden“ (51). 


Mit diesem Satz wird deutlich, warum von Oertzen eigentlich ohne große Schwierig- 
keit die sozialdemokratische Führung auffordern kann, endlich die Notwendigkeit 
einer Doppelstrategie anzuerkennen, ist sie doch für von Oertzen nicht mehr als eine 
Absicherung der Politik der Partei in den Massen. Von einem von der ‚Basis‘ her 
wirksam werdenden Einfluß auf die Politik der Partei, von der Notwendigkeit, die 
Politik der Partei von der Entwicklung der Kämpfe an der Basis her und den sich 
artikulierenden Interessen und Bedürfnissen jeweils neu zu bestimmen, ist nicht die 
Rede. Kein Wunder daher auch, daß der Kampf der Arbeiterklasse auf betrieblicher 
und überbetrieblicher Ebene ebenfalls nur — unter dem Schlagwort „Mobilisierung 
der Bevölkerung“ — genutzt werden soll, die „Politik sozialistischer Strukturre- 
form“ als ‚das einzige strategische Konzept“, das das „beziehungslose Nebeneinan- 
der von Sonntags-Theorie und Alltagspraxis‘‘ aufheben kann, das von linken Partei- 
theoretikern am grünen Tisch entworfen wurde, in der „Bevölkerung“ zu populari- 
sieren (52). 

Der Kampf der Arbeiterklasse wird funktionalisiert im Interesse der Politik 
der Partei; die Kritik von Oertzens an einigen selbsternannten Avantgarden, sie 
funktionalisierten die Arbeiterklasse, fällt auf ihn selbst zurück. 


I. Von Oertzens Begriff vom Staat 


Ein weiterer „Irrtum“, den von Oertzen richtigstellen will, widerfährt den sozialisti- 
schen Theoretikern bei der Einschätzung des „bürgerlichen Staates“. Er wird, wie 
von Oertzen schreibt, „nicht selten verdinglicht und theoretisch aus dem gesell- 
schaftlichen Gesamtzusammenhang herausgelöst“ (53). Die Richtigstellung erfolgt 


50 Thesen, a.a. ©.,S. 21 
51 ebd. 

52 ebd. 

53 ebd., S.17 
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wiederum mit der von Oertzen eigenen Methode: Er baut einen Popanz auf er- 
schlägt diesen mit ein/zwei Sätzen und geht dann zu seiner Tagesordnung über. Zur 
angeblich falschen Einschätzung des bürgerlichen Staates schreibt er: 


„Es mag eine offene historische Streitfrage bleiben, ob der Staat, verstanden als ein bloßes 
Unterdrückungsinstrument der herrschenden bürgerlichen Klassen gegenüber der Arbeiterklasse 
jemals im Früh- oder frühen Hochkapitalismus existiert hat; für die parlamentarisch-demokra- 
tisch regierte industriell hochentwickelte spätkapitalistische Gesellschaft trifft dieses Bild nicht 
zu“ (54). 


Hier muß zunächst festgehalten werden, daß die Marxsche Analyse der kapitalisti- 
schen Gesellschaft gerade die ökonomisch vermittelte Herrschaft einer Klasse über 
eine andere im Kapitalismus aufdeckt; daß nämlich der Tausch von Waren in der 
Zirkulationssphäre sich dann qualitativ anders darstellt, wenn dieser Tausch den 
Tausch von Lohnarbeit und Kapital einschließt und somit den Ausbeutungsprozeß 
in der Produktionssphäre einleitet. In desem Kontext muß auch die Funktion des 
Staates in der bürgerlichen Gesellschaft gesehen werden. Wie Blanke, Kastendiek 
und Jürgens in ihrer Analyse des Staates (55) darlegen, ist die relative Autonomie 
des Staates gegenüber der Gesellschaft (also die reale Basis reformistischer Hlusio- 
nen) gerade die notwendige Bedingung, daß sich der Staat in seinen Funktionen als 
Klassengewalt geltend machen kann: Insofern er die Voraussetzungen des Waren- 
tauschs (das Privateigentum) und die Bedingungen des Tauschs — versehen mit den 
Mitteln äußerer Sanktionsgewalt — den Teilnehmern an der Zirkulation gegenüber 
garantiert (also auch gegenüber den Kapitalisten!), kann er diese Funktionen nur 
dann adäquat ausüben, wenn er sich den Austauschenden gegenüber äußerlich ver- 
hält. Eine solche Garantie schließt aber dann die Durchsetzung von Klassenherr- 
schaft ein, wenn Eigentum gleich Kapitaleigentum und wenn daher der Austausch 
nicht nur einfache Warenzirkulation, sondern wesentlich Austausch von Arbeits- 
kraft und Kapital ist und damit dieser Austausch die Ausbeutung in der Produktion 
einleitet bzw. reproduziert. Aus dieser ja wohl auch im Spätkapitalismus geltenden 
. Bestimmung der Staatsfunktion ist aber auch die Repressionsfunktion des Staates 
abzuleiten, die nichts anderes darsteilt als die Manifestation äußerer Sanktionsge- 
walt zum Zwecke der Durchsetzung dieser Garantie. Klassenkämpfe (auch in ihren 
unentwickelten Formen) sind aber eine potenzielle Bedrohung des Kapitaleigen- 
tums und der Übergang von der parlamentarisch-demokratischen Herrschaftsform 
der Bourgeoisie zur terroristischen Niederhaltung der Arbeiterklasse im Faschismus 
(gerade als Folge von ökonomischen Bedingungen der Überakkumulation von Kapi- 
tal und der damit entwickelten ökonomischen und sozialen Krisen, wie sie für die 
entwickelten (,spät“-)kapitalistischen Länder symptomatisch sind), ist keine Erfin- 
dung dogmatischer Marxisten, sondern blutige Realität (wie die bitteren Erfahrun- 
gen der Arbeiterkjasse im Faschismus zeigen!). In der terroristischen Manifestation 
der bürgerlichen Klassenherrschaft nun aber allein den Staat als Klassenstaat festzu- 
54 ebd. 

55 Vgl. B. Blanke, H. Kastendiek, U. Jürgens: Zur neueren marxistischen Diskussion über 


die Analyse von Form und Funktion des bürgerlichen Staates, in dieser Ausgabe der 
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machen, ist — wie gezeigt — nicht nur falsch, sondern auch Projektion der refor- 
mistischen Staatsvorstellung von einem „neutralen“ Staat. 

Die Trennung der kapitalistischen Totalität in einen Bereich des Staates und 

einen der Ökonomie und die Wiederzusammenführung dieser beiden Bereiche in 
einem äußerlichen Verhältnis zueinander durch von Oertzen führt dazu, daß auch 
der inhalt der staatlichen Handlung nurmehr durch äußere Beziehungen des Staats 
zur Gesellschaft entwickelt werden kann, sei es, daß der Staat von Agenten der 
herrschenden Klasse beherrscht wird, die ihre Interessen mittels des Staates durch- 
zusetzen versuchen, sei es, daß der Staat über die Einflußnahme der (reformisti- 
schen) Partei für deren Zwecke vereinnahmt wird. Die Affinität zu Habermas und 
Offe, die gleichermaßen — wenn auch wissenschaftlich anspruchsvoller — eine sol- 
che behauptete Trennung zum Ausgangspunkt ihrer theoretischen Überlegungen 
nehmen, ist unübersehbar (56). Es ist daher kein Zufall, wenn sich von Oertzen bei 
der Charakterisierung der „Funktionsweise des kapitalistischen Staates‘ auf Haber- 
mas beruft, allerdings auch ihn — so kritikwürdig auch dessen Vorstellungen sind — 
in platter Weise mißverstehend. 
Aus der Habermas’schen Herleitung einer „begrenzten Planungskapazität‘‘ des Staates 
(57), auf der Grundlage eines „Klassenkompromisses“, der notwendig ist, um 
die Massenloyalität zu sichern, begründet von Oertzen eine ‚relative Unabhängig- 
keit‘‘ des Staates, „die auch im Interesse der Gesamtgesellschaft und gegen das 
Interesse der Kapitaleigner genutzt werden kann“. Daraus wiederum könne die 
Möglichkeit entstehen, diese „begrenzte Planungskapazität“ zu erweitern, d.h.den 
Klassenkompromiss zugunsten der beherrschten Klasse zu verändern. Allerdings, so 
fügt von Oertzen hinzu — und sich hier schon ad absurdum führend —, darf diese 
Möglichkeit nur genutzt werden, „ohne ... den Akkumulationsprozeß zu beein- 
trächtigen“. Konsequenz aus dieser Einschätzung des Staates ist für von Oertzen: 


„Die sozialistische Bewegung darf den Staat nicht bloß bekämpfen, sie muß ihn erobern; sie 
kann den Staatsapparat nicht ‚zerbrechen‘ (wie Marx es meinte), denn sie braucht ihn und muß 
ihn benutzen, sie kann ihn nur kontrollieren und schrittweise demokratisch verändern“ (58). 


Auch diese so schön formulierte Konsequenz ist, wie vieles bei von Oertzen, bereits 
in sich widersprüchlich, denn zwischen „erobern“ und „kontrollieren und schritt- 
weise demokratisch verändern“ besteht doch wohl ein kleiner Unterschied. 

Aber bereits die Art, wie von Oertzen Habermas mißversteht, zeigt, wie von 
Oertzen erneut auf eine Vorstellung vom ‚neutralen Staat‘ hinaus will. Da er sich 
— als Marxist, der er sein will — schlecht auf die Vorstellung vom Staat, wie sie von 
den Wirtschaftsdemokraten der Weimarer Zeit formuliert wurde, berufen kann, 
zumal sie doch schon recht eindeutig kritisiert wurden, bemüht er die Habermas’sche 
Sicht des Spätkapitalismus, um auf einem Umweg mehr zum gleichen Staatsbegriff 
56 Vgl. J. Habermas: Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, Frankfurt 1973, und 

C. Offe: Strukturprobleme des kapitalistischen Staates, Frankfurt 1972. Zu Offe vgl. die 

sehr gute Kritik von Manfred Deutschmann: Die systemtheoretische Entproblematisie- 

rung der marxistischen Geseilschaftstheorie, in: Mehrwert 6 (1974), S. 81-104 


57 Vgl. J. Habermas, a. a. O., S. 87. 
58 Thesen, a.a. O.,$.19 
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zu kommen. Dabei muß er allerdings auch Habermas bereits einen ziemlichen Tort 
antun, um die ‚relative Unabhängigkeit‘ des Staates zu begründen. Von Oertzen 
setzt den Begriff einer „begrenzten Planungskapazität‘‘ des Staates gleich mit dem 
Erreichen einer relativen Unabhängigkeit des Staates, obwohl Habermas auch in 
dem von von Oertzen zitierten Zusammenhang ausdrücklich darauf hinweist, daß 
diese begrenzte Planungskapazität „im Rahmen der formaldemokratischen Beschaf- 
fung von Legitimation für Zwecke reaktiver Krisenvermeidung genutzt werden“ 
soll (59). 

Wenn von Oertzen aber die Hoffnung ausspricht, daß diese begrenzte Plan- 
ungskapazität erweitert werden kann, die relative Unabhängigkeit also schließlich zu 
einer tatsächlichen Unabhängigkeit des Staates werden kann, verläßt er vollends 
den Boden des bereits kritikwürdigen Habermas’schen Argumentationsstranges. 
Denn die Habermas’sche Beweisführung läuft ja gerade darauf hinaus, daß der Staat 
zwei Aufgaben gleichzeitig und gleichgewichtig erfüllen muß. Er muß eine „admini- 
strative Rationalität“, die die möglichst störungsfreie Kapitalakkumulation garan- 
tiert, einhalten und er muß dem die Massenloyalität sichernden Legitimationsdruck 
nachkommen. Wird die Balance zwischen beiden verletzt, wie von Oertzen es mit 
einer Veränderung des „Klassenkompromisses zugunsten der beherrschten Klassen“ 
anstrebt, so wird der Akkumulationsprozeß beeinträchtigt, was von Oertzen wiede- 
rum auch nicht will. 

Die Vorstellung, der Staat, sei er auch von der SPD regiert, könne seinen 
Handlungsraum nutzen, um allmählich eine sozialistische Gesellschaft herbeizufüh- 
ren, ist der Habermas’schen Argumentation zur Legitimationskrise völlig fremd: An 
keiner Stelle des von von Oertzen zitierten Bandes finden sich Belege für diese 
Interpretation. Genau dies aber liest von Oertzen aus Habermas heraus: Da der 
Staat eben als besondere Institution eine „relative Unabhängigkeit‘ habe, müsse es 
„auch möglich sein, diese ‚begrenzte Planungskapazität‘ zu erweitern, d.h. den 
Klassenkompromiß zu Gunsten der beherrschten Klassen zu verändern“ (60). Von 
Oerizen schließt also aus Habermas, daß die Planungskapazität des Staates unbe- 
grenzt sei, obwohl Habermas viel Mühe darauf verwendet hat zu zeigen, daß sie 
begrenzt sein muß. 

Um die Ungereimtheit auf die Spitze zu treiben, nennt von Oerizen im 
nächsten Satz wieder die Grenzen der erweiterungsfähigen Staatskapazität: „Haupt- 
problem des Staates dabei ist, seine Aufgaben zu erfüllen, ohne... den Akkumula- 
tionsprozeß zu beeinträchtigen...“ (61). Halten wir also fest, daß nach von 
Oertzen eine sozialistische Gesellschaftsordnung vom Staat durch graduelle Ein- 
schränkung der Verwertungssphäre des Kapitals herbeigeführt werden soll, wobei 
aber der Akkumulationsprozeß desselben Kapitals nicht beeinträchtigt werden darf. 

Was einer sozialdemokratisch geführten Regierung bleibt, folgte sie von 
Oertzens Wunschvorstellungen, ist daher nicht die Chance „der Eroberung“, son- 
dern nur die Möglichkeit, den in Phasen der Konjunktur weiteren Spielraum 


59 J. Habermas, a. a.0.,S. 87 


60 Thesen, a.a.0.,8.19 
61 ebd. 
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zwischen „administrativer Rationalität‘ und „Legitimationsdruck“ in größerer Wei- 
se zu nutzen, als eine rein bürgerlich geführte Regierung es täte. 

Die Möglichkeit ist für die Verbesserung der Situation der Arbeiterklasse nicht 
gering zu achten, paart sich die Ausnutzung dieser Möglichkeit aber mit der Verbrei- 
tung der Illusion, dies sei schon Teil der Eroberung der politischen Macht, wie von 
Oertzen es tut, ist das nicht, wie es jede Stärkung der Kampfkraft der Arbeiterklasse 
wäre, ein Schritt vorwärts, sondern ein Schritt zurück. Wer das aber behauptet und 
damit glaubt, daß es so, wie von Oertzen es behauptet, funktioniert, ist nach von 
Oertzen ein „Dogmatiker“, ein „orthodox-marxistischer Ökonom“ (62), minde- 
stens einer, der „eine falsche Alternative von ‚Reform‘ und ‚Revolution‘ aufbaut“. 
Von Oertzen: 


„Ob das Unternehmen einer sozialistische Reformpolitk in der Wirklichkeit durch ‚Kapital- 
flucht, Investitionsstreiks, Massenentlassungen, Währungsspekulationen, galoppierende Inflation 
usw. in großem Stil‘ sabotiert werden würde, ist eine ausschließlich durch die praktische Erfah- 
rung zu beantwortende Frage. Theoretisch ist dieses Ergebnis nicht zwingend notwendig“ (63). 


Das Kernstück der von Oertzenschen Grundlegung des Reformgradualismus ist zwei- 
fellos die bereits diskutierte These von der allmählichen Ausdehnbarkeit der staat- 
lichen bzw. gesellschaftlichen Planungs- und Lenkungskapazität (64) (65), um so 
schließlich „den Klassenkompromiß zu Gunsten der beherrschten Klasse zu verän- 
dern“ (66). Das ist in der Tat ein von illusionärem Beiwerk früherer Ansätze freier 
Reformismus: die Vorstellung, durch Kontinuierliche Ausweitung des staatlichen 
Handlungsraumes eine sozialistische Gesellschaft herbeiführen zu können. Von 
Oertzen setzt nicht mehr, wie Bernstein, Hoffnungen auf den naturwüchsigen Aus- 
bau des Sektors genossenschaftlicher Produktion (67); er knüpft auch nicht an 
Bernsteins Illusionen über den die Kapitalkonzentration konterkarierenden Auf- 
schwung der Mittelbetriebe und das Verschwinden der Krisenhaftigkeit des Kapita- 
lismus (68) an. 

Ebenso unterscheidet sich von Oertzen von Hilferdings, ökonomisch genau 
umgekehrt wie bei Bernstein, nämlich mit der Monopolisierung des Kapitals begrün- 
detem Reformismus, obwohl der Hilferdingsche Etatismus — „Die Gesellschaft hat 
kein anderes Organ, durch das sie bewußt handeln kann, als den Staat“ (69) — dem 
Oertzenschen nahezukommen scheint. Während Hilferding aber den Konzentra- 
tions- und Zentralisationsprozeß als tendenzielle Selbstabschaffung des Kapitalis- 
mus interpretiert — „Organisierter Kapitalismus bedeutet also in Wirklichkeit den 
prinzipiellen Ersatz des kapitalistischen Prinzips der freien Konkurrenz durch das 


62 ebd.,S.17 

63 ebd. (von Oertzen zitiert E. Mandel) 

64 ebd. 

65 Vgl. weiter oben 

66 Thesen, a. a. O.,8. 17 

67 Vgl. E. Bernstein, a. a. O., S. 94 ff. 

88 Vgl. ebd., S. 66 ff. 

69 R. Hilferding: Organisierter Kapitalismus. Rede auf dem Parteitag der SPD in Kiel 1927 
(Reprint), 0.0.,0.7.,8.171 
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sozialistische Prinzip planmäßiger Produktion“ (70) —, so daß dem Staat die Aufga- 
be der bewußten Leitung der Gesamtwirtschaft entwicklungsnotwendig zufallen 
muß, werden bei von Oertzen der Bereich staatlicher Planung und Lenkung einer- 
seits, der Bereich der Kapitalverwertung andererseits, als zwei durchaus getrennte, 
nach unterschiedlichen Prinzipien funktionierende Sphären verstanden, deren ge- 
genseitiges Verhältnis sich in Formen des Einflusses und des Eingriffs ausdrückt. 

Von Oertzen knüpft nun an den Staat zwei Erwartungen: 

_ er soll fähig sein, die Folgen der von ihm prinzipiell nicht geleugneten, anarchi- 
schen Tendenzen der Kapitalverwertung auszuschalten oder zu mildern; 

— er soll fähig sein, den Verwertungsbereich insgesamt ständig einzugrenzen und 
zu verkleinern — ein Prozeß, dessen Ziel es ist, „durch eine tiefgreifende 
gesellschaftliche Umwälzung die Widersprüche der kapitalistischen Wirtschaft 
aufzuheben und damit zugleich zum ersten Male in der menschlichen Ge- 
schichte eine Gesellschaftsordnung der Freiheit und der Gleichheit zu errich- 
ten, d.h. Teilung der Gesellschaft in Klassen, die ökonomische, politische und 
kulturelle Herrschaft einer privilegierten Minderheit über die Mehrheit der 
Menschen ein für allemal abzuschaffen“ (71). 

Von Oertzen vertritt also eine erweiterte Sozialstaatsillusion: Während die erste 

Aufgabe des Staates, die der Krisenregulierung, sich im wesentlichen auf die Sphäre 

der Verteilung des Sozialprodukts bezieht, geht die zweite Aufgabe über den tradi- 

tionellen Rahmen reformistischer Umverteilungs- und Regulierungspolitik insofern 
hinaus, als sie die Staatstätigkeit nicht eindeutig in den Bereich der Distribution 
verweist, sondern den Staatsanteil in der Produktionssphäre selber erweitern zu 

Können behauptet, bei gleichzeitiger Zurückdrängung der vom Verwertungsprinzip 

beherrschten Wirtschaftsbereiche. 

Eine Kritik an dieser Konzeption kann es also nicht dabei bewenden lassen, 
die Illusion von der Selbständigkeit der Distributionssphäre zu destruieren (72), sie 
muß vielmehr, will sie von Oertzens Konzeption als erweiterte Sozial- und Reform- 
staatsillusion kennzeichnen, die Vorstellungen von Oertzens und anderer Sozialde- 
mokraten zur Erweiterung der staatlichen Lenkungskapazität im Produktionsbe- 
reich (z.B. Investitionskontrolle) einerseits gerade als Reflex der Erfahrung des 
Scheiterns eines rein distributionsbezogenen Reformismus interpretieren, anderer- 
seits den Nachweis führen, daß auch — ja erst recht — diese Konzeptionen von einer 
falschen Analyse der kapitalistischen Reproduktionsbedingungen und der dadurch 
bestimmten Rolle des Staates ausgehen. 

Dieser Nachweis soll im Teil IH unserer Darstellung versucht werden. Zuvor 
wollen wir jedoch noch kurz von Oertzens Vorstellung vom Marxismus einschätzen. 


70 ebd., S. 168 
7ı Thesen, a.a. O.,8.12 
72 Vgl. W. Müller/Chr. Neusüß, a. a. O. 
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6. Von Oertzens Vertröstungstheorie 


Von Öertzens Marxismus ist ein „Marxismus“ mit einer allenfalls noch moralischen 
Kapitalismuskritik und ohne Klassenkampf. Er ist eine nur zum Teil neue Variante 
des Versuchs, durch Zusammentragen einzelner fehlinterpretierter Marx-Zitate über 
Bedingungen sozialer und politischer Revolution, die Voraussetzungen einer Um- 
wälzung so hochzuschrauben, daß sich die Frage einer Revolution unter keinen 
auch immer denkbaren Bedingungen in „einer hochindustrialisierten kapitalisti- 
schen Wirtschaft‘ (73) stellen kann. 

Schon an dieser Stelle können daher einige Vorüberlegungen darüber ange- 
stellt werden, in welchem Maße von Oertzens Marx-Rekurs und seine Fehlinterpre- 
tationen vermassungsfähig sein könnten, indem sie an Elemente auch eines sich 
aktivierenden Klassenbewußtseins im westdeutschen Proletariat anzuknüpfen ver- 
mögen. 

Es ist klar, daß die Vorstellungen vom Übergang zu einer „besseren“ Gesell- 
schaftsordnung als langem Prozeß, von der Fähigkeit des Kapitalismus, die Produk- 
tivkräfte relativ Konfliktfrei weiterzuentwickeln und von der nur langfristig zu über- 
windenden Unfähigkeit der Arbeiterklasse, die Produktion selber gesellschaftlich zu 
organisieren, dem Bewußtseinsstand der westdeutschen Arbeiterklasse in der Pros- 
peritätsphase des westdeutschen Kapitalismus bis zur Rezession von 1966/67 weit- 
gehend entsprochen haben. Mindestens die Vorstellung von der konfliktfreien Kapi- 
talakkumulation ist jedoch sowohl durch die Rezession von 1966/67 als auch durch 
die stagflativen Tendenzen seit 1971 erschüttert worden, und von Oertzens Refor- 
mismus liefert keine theoretischen Vermittlungen, die die Aufnahme dieser Erfah- 
rung im Sinne seiner Strategien ermöglichen; vielmehr ignoriert er schlicht die ge- 
genwärtigen Krisentendenzen der kapitalistischen Entwicklung. 

Ein indirekter Versuch, die Zweifel an der widerspruchsfreien kapitalistischen 
Entwicklung aufzufangen, Kann aber in von Oertzens Ausweitung des Begriffs der 
Produktionsverhältnisse auf den gesamten Überbau einschließlich des Staatsapparats 
gesehen werden: Diese Konstruktion, die von jeder historischen und theoretischen 
Analyse absieht, ist Teil seiner Immunisierungsstrategie, die ihn vor jeder seine 
Position infragestellenden Kritik bewahrt. Von Oertzens Versuch kann also zu- 
nächst als Bemühung verstanden werden, das Platzen der Illusionen über eine kon- 
fliktfrei gerechte ökonomische Entwicklung durch den forcierten Aufbau von Illu- 
sionen über die Regulierungskapazitäten und Reformkapazitäten eines — von So- 
zialdemokraten geleiteten — Staatsapparates zu kompensieren. Wie von Oertzen 
dies tut, ist im folgenden Abschnitt zu analysieren; dabei ist zugleich zu fragen, 
inwieweit von Oertzens Interpretation der Rolle des Staates nicht erneut der Erfah- 
rung der Arbeiterklasse und der Gesamtbevölkerung hinterherhinkt — insofern als 
sie das Scheitern der Reformpolitik der SPD-Regierung an den Bedingungen kapita- 
listischer Akkumulation nicht mehr zu erklären vermag. 

Von Oertzens Griff in den Zettelkasten seiner Marx-Lektüre erweist sich so 
nicht so sehr als Neubegründung einer reformistischen Theorie — dazu bleiben die 


13 Thesen, a. a.O.,S. 10 
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Thesen auch in sich viel zu widersprüchlich —, sondern als den Versuch, die alten 
reformistischen Vorstellungen dem marxistischen Sprachschatz der heutigen sozial- 
demokratischen Linken anzupassen ohne die Kluft, die zwischen deren Auffassun- 
gen und der Mehrheit der Sozialdemokratie besteht, offenbar werden zu lassen. 
Dem dient die Uminterpretation des Marxismus zu einer Art „Vertröstungstheorie“. 
Sie soll der Mehrheit in der SPD erklären, warum es sinnvoll sein kann, trotz einer 
auch partiell kaum noch reformistisch zu nennenden Parteipolitik eine von Teilen 
der Partei vertretene reformistische Theorie wegen der sonst gefährdeten Parteiein- 
heit hinzunehmen. 


Il. Probleme des Reformgradualismus 


Würde es ausreichen, sich auf die von Oertzensche Frage nach der empirisch-prak- 
tischen Erfahrung einzulassen, so wäre das Problem mit der Gegenfrage erledigt, wo 
denn schon einmal in der Geschichte der Arbeiterbewegung dieser reformistische 
Sozialismus, der die Kapitalverwertung ohne Beeinträchtigung der Kapitalakkumu- 
lation außer Kraft setzen will, zu einer sozialistischen Gesellschaftsordnung geführt 
hätte. 

Tatsächlich repräsentiert von Oertzen jedoch, auch wenn er sich bei der Be- 
gründung seiner Thesen regelmäßig in Widersprüche und Absurditäten versteigt, mit 
seiner Theorie des staatlich durchgeführten Reformgradualismus eine auch gegen 
historische Negativerfahrungen relativ resistente Richtung innerhalb der Arbeiterbe- 
wegung, die eben diese Resistenz auch daraus bezieht, daß die Grenzen der Hand- 
lungs- und Umgestaltungsmöglichkeiten eines reformistisch geleiteten Staatsappa- 
rats nur unter besonderen historischen Bedingungen evident werden, während die 
formaldemokratische Verfassungsordnung ständig die scheinbare Möglichkeit gesell- 
schaftlicher Umgestaltung qua Stimmzettel, Parlamentsmehrheit und Gesetz sugge- 
riert. Deshalb ist es notwendig, von Oertzens theoretisch nicht begründeter Aussage, 
daß das Scheitern des staatlichen Reformgradualismus ‚theoretisch... . nicht zwin- 
gend notwendig“ sei, auch theoretisch, d.h. bezogen auf das Verhältnis von Staat 
und Kapital in der gegenwärtigen Phase kapitalistischer Entwicklung, zu widerspre- 
chen. 

Zu zeigen ist, daß 
a) eine graduelle Ausgliederung profitabler Produktionszweige oder Einzelbe- 

triebe aus der privaten Kapitalverwertungssphäre die Verwertungsbedingun- 

gen der übriggebliebenen Einzelkapitale begrenzen und damit — ohne daß es 
irgendwelcher subjektivistischen Verschwörungshypothesen bedarf — zu einer 

Verschärfung der krisenhaften Momente der Kapitalbewegung führen muß; 

b) die Annahme, die Einzelkapitale würden diese staatlichen Maßnahmen ohne 
politischen Widerstand hinnehmen, auf der Hypothese beruht, das Verhalten 
‘der Einzelkapitale sei so stark durch die Konkurrenz gegeneinander bestimmt, 

daß gemeinsames Handeln als Klasse verunmöglicht werde — eine Annahme, 
die allen, auch den herkömmlichen Theorien über die Konstitutionsbedingun- 
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gen des Staates widerspricht und zudem durch die auf nationaler Ebene weit 
vorangeschrittene Konzentration und Zentralisation der Kapitale noch weiter 
ad absurdum geführt wird; 
c) sowohl die ökonomischen (a) wie die politischen (b) Folgewirkungen der 
j ersten Schritte zur Einschränkung des Verwertungsbereichs den reformistisch 
geleiteten Staat entweder zur Rücknahme dieser Schritte oder zu antizipieren- 
den, diese Folgewirkungen von vornherein konterkarierenden Maßnahmen 
zwingen — also eine rasche sozialistische Umwälzung, mithin das Gegenteil 
der gradualistischen Strategie, notwendigmachen. 
Diese drei Momente = die ökonomischen Grenzen, die politischen Widerstände und, 
als Konsequenz, die praktische Undurchführbarkeit des Reformgradualismus — wer- 
den im folgenden nacheinander und separat behandelt. Diese Betrachtungsweise ist 
fiktiv; sie sieht — zunächst — davon ab, daß in der Realität die ökonomische Reak- 
tion des Kapitals und die politische Reaktion der Kapitalistenklasse niemals ge- 
trennt voneinander auftreten, daß die Kapitalistenklasse nach allen historischen 
Erfahrungen sehr wohl in der Lage ist, ihr ökonomisches Verhalten auch auf Kosten 
der Interessen einzelner Kapitalfraktionen zu vereinheitlichen, wenn die Eigentums- 
garantie gefährdet erscheint, daß schließlich Verminderungen der „politischen Sta- 
bilität“, wie das Beispiel unterentwickelter Länder zeigt, direkt als Faktoren in die 
ökonomischen Kalkulationen der Einzelkapitale eingehen. 

Wenn dennoch hier zunächst die fiktive Betrachtungsweise der Trennung von 
ökonomischer und politischer Reaktion gewählt wird, so aus zwei Gründen: Zum 
einen erlaubt diese Betrachtungsweise eine direkte Widerlegung der von 
Oertzenschen These, der Erfolg des Gradualismus sei nur eine „empirische Frage“, 
sein Scheitern sei also jeweils lediglich den Besonderheiten der gegebenen histo- 
rischen Situation geschuldet. Zum zweiten macht eine gesonderte Betrachtung der in 
der Kapitalbewegung selber liegenden Schranken für eine gradualistische Strategie 
der Ausweitung des „Öffentlichen Sektors‘ deutlich, wo der allen politisch-techno- 
Kratischen Manipulationen entzogene Kern des Widerstands gegen eine graduelle 
sozialistische Umwälzung liegt; sie zeigt, daß eine Strategie, die die Widerstandsmög- 
lichkeiten des Kapitals lediglich an der aus ihrer ökonomischen Position abgeleite- 
ten politischen Macht der Kapitalistenklasse, der Monopolbourgeoisie etc. fest- 
macht und deshalb bei einer Einschränkung dieser politischen Macht — etwa durch 
betriebliche und überbetriebliche Mitbestimmung — das Haupthindernis sozialisti- 
scher Veränderungen für ausräumbar hält, zu kurz greifen muß. 


Zu a): Von Oertzen sagt nirgends in seinen Thesen, auf welche Weise das 
Gesetz der Kapitalverwertung für bestimmte Schlüsselbereiche außer Kraft gesetzt 
werden soll. Er nimmt auch nicht Stellung zu den innerhalb der linken Sozialdemo- 
kratie seit zwei Jahren diskutierten Forderungen nach staatlicher Investitionskon- 
trolle (74). Er wendet sich vehement gegen die Forderung nach „Vergesellschaftung 


74 Vgl. dazu: Investitionskontrolle gegen die Konzerne? , hrsg. v. M. Krüper, Reinbek bei 
Hamburg 1974, Beschlüsse des ©. Bundeskongresses der Jungsozialisten der SPD in 
München vom 25.—-27.1. 1974, hrsg. v. Bundesvorstand der Jungsozialisten, Bonn 1974. 
Gewerkschaftliche Monatshefte 12 (1973) 


aller Produktionsmittel“, die zwar „an sich und auf das sozialistische Ziel als solches 


‚bezogen ... richtig“, aber „als Punkt eines konkreten, auf die vor uns liegenden 


2 politischen Aufgaben bezogenen Programms, unnütz, ja geradezu schädlich“ 


sei(74a). Er kritisiert an der Forderung des Juso-Bundesvorstandsmitglieds 
J. Strasser nach Vergesellschaftung des Finanzsektors und der Schlüsselindustrien, 
diese Forderung ‚‚stellt das Problem nur, löst es aber nicht. Nicht 05 bestimmte 
Unternehmen oder Branchen aus dem allgemeinen Prozeß der Kapitalverwertung 
herausgenommen werden sollen, sondern wie das vonstatten gehen kann, ist die 
entscheidende Frage“. Zur entscheidenden Antwort verweist von Oertzen auf die 
SPD-Langzeitkommission, der er vorsitzt (74b). 

Um von Oertzens These von der Möglichkeit, die private Kapitalverwertungs- 
sphäre schritiweise zu beschneiden, ohne den Kapitalakkumulationsprozeß zu be- 
einträchtigen, prüfen zu können, muß also extrapoliert werden, welche Schritte zur 
Einschränkung der Verwertungssphäre ihm vorgeschwebt haben könnten. Das ist im 
Kontext der linkssozialdemokratischen Diskussion der letzten Jahre unschwer 
möglich. 

Auszuscheiden ist die Möglichkeit, es sei nur an das gedacht, was in der 
SPD-Diskussion unter den Schlagworten „Sozialisierung der Verluste“ und ‚„Ver- 
staatlichung der Entwicklungs- und Folgekosten“ läuft — also die staatliche Über- 
nahme der Produktion von allgemeinen materiellen Produktionsbedingungen, die 
einerseits für den Fortgang der Kapitalakkumulation benötigt werden, andererseits 
auf Grund ihres besonderen stofflichen oder ökonomischen Charakters von einem 
Einzelkapital nicht, nicht mehr oder noch nicht profitabel zu betreiben sind („In- 


; frastruktur‘‘). Auszugehen ist vielmehr davon, daß mit den aus dem Verwertungs- 


prozeß herauszunehmenden Schlüsselbereichen auch profitable Branchen und Un- 


: ; ternehmen gemeint sind. Für die Form der Herausnahme werden in der Diskussion 


der SPD-Linken zwei Methoden vorgeschlagen: die Investitionskontrolle und die 
Vergesellschaftung. Dabei kann die „indirekte Investitionslenkung“, die lediglich 


'äuf eine Verfeinerung des Besteuerungs- bzw. Subventionssystems zur Schaffung 


von Anreizen bzw. Hindernissen für die weiterhin autonomen Unternehmerentschei- 
dungen hinausläuft, von vornherein außer Betracht bleiben (75). 

Auch das Konzept der „direkten Investitionskontrolle“, vertreten von Zinn 
u.a. (76), ändert grundsätzlich nichts än den Eigentums- und Verfügungsrechten 
der Kapitalisten, sondern sieht lediglich die Genehmigungspflicht durch eine 


— ähnlich dem Bundeskartellamt konzipierte — Behörde bei Investitionsvorhaben 


einer bestimmten Höhe und/oder eines bestimmten Typs vor. Da dieses Modell nur 
Investitionsverbote, Keine Investitionsgebote zuläßt, ist eine an gesamtgesellschaft- 
lichen Bedürfnissen orientierte Investitionsplanung von vornherein verunmöglicht: 


74a Thesen, a. a. O.,S. 33 

74b ebd. 

75 Vgl. dazu die Kritik im Beschluß des Juso-Bundeskongresses zur „Demokratisierung der 
Wirtschaft“, in: Beschlüsse, a. a. O.,S. 18 f. 

76 Vgl. K. G. Zinn: Investitionskontrollen und -planung, in: Wirtschaftsdienst 6 (1973), 
3.301 ff. und M. Krüper: Sektorale und gesamtwirtschaftliche Investitionskontrolle, in: 
Investitionskontrolle gegen die Konzerne, a. a. O., S. 7-18 
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Wenn die Unternehmer die von der Behörde gewünschten Investitionen nicht anbie- 
ten, sondern stattdessen in noch unkontrollierten Bereichen oder im Ausland in- 
vestieren, bleibt dem Staatsapparat nur die Möglichkeit, die gewünschten Investitio- 
nen entweder durch besondere steuerliche Anreize zu fördern — wie bei der indirek- 
ten Investitionslenkung — oder auch ungewünschte Investitionen unter dem Druck 
des Kapitals zu genehmigen. Faktisch könnte eine Investitionsbehörde zum Kataly- 
sator von Absprachen der Großunternehmen über die gemeinsame Ab stimmung 
ihrer Investitionsvolumen und damit zu einem Instrument der Konzentrations- und 
Kartellierungsförderung werden, womit es aber seine Politik wiederum an den Inter- 
"essen des Kapitals, nicht an gesamtgesellschaftlichen Bedürfnissen ausrichten wür- 
(de (77). Selbst die Verfechter der „direkten Investitionskontrolle“ räumen ein, daß 
die Ziele der Investitionskontrolle flankierende oder gleichzeitige Verstaatlichungs- 
maßnahmen erfordern können (78). Die Jungsozialisten halten von vornherein „ein 
System planvoller Investitionslenkung im Interesse der arbeitenden Bevölkerung“ 
nur in Verbindung mit Vergesellschaftung der Schlüsselindustrien und des Kreditwe- 
sens für wirkungsvoll (79). Aus dieser Diskussion der SPD-Linken ergeben sich zu- 
nächst zwei Schlußfolgerungen: 


I. Auch eine direkte staatliche Investitionskontrolle wird unwirksam oder kapital- 
funktional, wenn sie nicht mit weitergehenden Maßnahmen zur Einschränkung des 
privaten Kapitalverwertungsbereichs verbunden ist. Diese Einschränkungen sind ge- 
rade deshalb nötig, weil anderenfalls der Widerspruch von privater profitorientierter | 
und staatlicher bedarfsorientierter Produktion die von den Theoretikern der! 
„investitionskontrolle“ selbst intendierte Ausrichtung der Produktion auf den pri. | 
vaten und öffentlichen Bedarf zunichte machen würde. 


2. Die ökonomischen Reaktionen des Kapitals, auf die eine konsequent durchge- 
führte direkte Investitionskontrolle stoßen müßte, unterscheiden sich nicht grund- 
sätzlich von denen, die bei einer Bereichsverstaatlichung zu erwarten wären, weil in 
beiden Fällen die freie Verwertungssphäre des Kapitals eingeschränkt oder mit Ein- 
schränkung bedroht wäre. 

Wir können im folgenden also davon ausgehen, daß jeder nicht auf die Distri- 
butionssphäre beschränkte Reformgradualismus, jeder Versuch, die private Kapital- 
verwertungssphäre einzuschränken, mit vorher kalkulierbaren ökonomischen Reak- 
tionen des Kapitals zu rechnen hat und ohne Maßnahmen zur Verstaatlichung/Ver- 
gesellschaftung auch profitabler Unternehmen auch in seiner ersten Phase nicht 
auskommen kann. 

Für die Verstaatlichung profitabler Produktionszweige oder -betriebe gibt es 
in der 25jährigen Geschichte der BRD kein einziges Beispiel; im Gegenteil schreibt 
für die Kommunen, die den größten Teil der staatlichen Produktionsbetriebe besit- 


77 Vgl. den Bericht von Krüper über „Sektorale Investitionskontrolle in der Aluminium- 
und Chemiefaserindustrie, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 12 (1973), S. 774-780 

78 Vgl. G. A. Zinn, in: Investitionskontrolle gegen die Konzerne, a.a. O.,S. 19 und S. 136 

79 Vgl. Beschlüsse, a. a. 0.,S.18 
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ten (81). 


zen, die Deutsche Gemeindeordnung (80) sogar ausdrücklich vor, daß kommunale 
Unternehmen nur dann errichtet werden dürfen, wenn der Zweck nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich durch Privatunternehmen erreicht werden kann. In anderen kapi- 
talistischen Ländern sind auf Grund der besonderen politisch-historischen Bedin- 
gungen vor allem in der Nachkriegszeit auch profitable Unternehmen verstaatlicht 
worden und bis heute in Staatseigentum geblieben (z.B. in Österreich die Grund- 
stoffindustrien als Folge der sowjetischen Besatzung, in Frankreich u.a. die 
Renault-Werke als Folge der Enteignung von Kollaborateuren des Faschismus). 
Diese Sonderfälle exemplifizieren freilich nur das grundlegende Dilemma 


‚eines Weges zum Sozialismus qua gradueiler Verstaatlichung: Der Staat wird durch 
die Übernahme profitabler Unternehmungen entweder selbst zum Einzeikapita- 
: ; listen, der den Verwertungszwängen des Kapitalismus ebenso unterliegt wie die mit 


ihm konkurrierenden privaten Einzelkapitale — die Verwertungssphäre wird also 
nicht eingeschränkt; oder der Staat versucht, rentable Unternehmen aus der Verwer- 


tungs- und Konkurrenzsphäre herauszunehmen und ruft damit krisenhafte Prozesse 


und Begleiterscheinungen hervor. 

Im Normalfall ist sogar eine Kumulation beider Negativwirkungen — gemessen 
an dem Ziel der sozialistischen Umgestaltung — durch graduelle Verstaatlichung zu 
erwarten: Ein staatlicher Automobilkonzern z, B. (s. Renault, Alfa-Romeo, VW mit 
einem Staatsanteil von 40 %) ist erstens auf Grund der Konkurrenz gezwungen, sich 
wie jedes andere Einzelkapital zu verhalten — also die Ausbeutung seiner Arbeiter 
mit allen Mitteln zu verschärfen und gleichzeitig die Produktion profitorientiert zu 
betreiben, nicht an gesellschaftlichen Bedürfnissen auszurichten —; zweitens werden 
durch den Ausschluß des anlagesuchenden Privatkapitals von den staatskapitali- 
stischen Betrieben dessen Verwertungsschwierigkeiten noch verschärft — es sei 
denn, profitable Staatsunternehmen würden, wie in der BRD VW und Preußag, voll 
oder teilweise ‚„reprivatisiert‘‘, also dem Kapital wieder als Anlagechancen angebo- 


Der Grund für das Dilemma des Verstaatlichungs-Gradualismus liegt darin, 


! daß unter kapitalistischen Bedingungen jede Ausweitung des staatlichen Bereichs 


die Kapitalverwertung schwieriger macht. Zu unterscheiden ist zwischen zwei For- 
men der Ausdehnung des staatlichen ökonomischen Sektors: der Übernahme als 
Nicht-Kapitalist und der als Kapitalist. 

Übernimmt der Staat ein Einzelunternehmen oder einen Produktionszweig, 
um es als Nicht-Kapitalist weiterzubetreiben, um also die Produktion vom Zwang 
der maximalen Verwertung des Kapitalvorschusses zu befreien und sie an „gesamt- 
gesellschaftlichen Bedürfnissen‘ (die im Normalfall, z. B. in weiten Bereichen der 
„Infrastruktur“, Bedürfnisse des Kapitals sind) zu orientieren, dann werden dadurch 
die Verwertungschancen des Kapitals in dreifacher Weise eingeschränkt: 

1. Sofern der Staatsbetrieb mit Einzelkapitalen konkurriert, können für diese, 
den Verwertungsgesetzen voll unterworfenen Kapitale, „Wettbewerbsbenach- 


80 RGBI. 1 (1935), S. 49 
8 Vgl. R. Boccara, in: Sozialistische Politik 18 (1972), S. 37 £f. 
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teiligungen“ enistehen (32). 

2. Sofern der Staatsbetrieb aus „gesellschaftspolitischen“ Gründen auf Gewinn 
verzichtet (z.B. Post, Bahn), vermehrt er die Staatsausgaben, die generell, 
weil sie auf dem Wege über Steuern „zumindest teilweise vom akkumulations- 
fähigen Teil des Mehrwerts ab(gehen)“ (33), eine negative Verwertungsschran- 
ke für das Kapital darstellen, wenn keine inflationäre Finanzierung der vom 
Staat zu tragenden Kosten erfolgen soll. 

3. Wichtiger als die Ausweitung der konkurrenzlosen staatlichen Produktion 
— der sich das private Kapital zweifellos energisch widersetzen würde — und 
wichtiger als die Folgekosten für die Staatsausgaben sind aber noch die öko- 
nomischen Wirkungen solcher gradueller Verstaatlichungen auf die verbleiben- 
de profitgesteuerte private Produktion. Wird nämlich der Bereich der profit- 
orientierten Produktion und Akkumulation durch Verstaatlichungsmaßnah- 
men nur sukzessive enteignet, so werden zwei mögliche Reaktionsweisen und 
Wirkungen in dem verbleibenden privaten Bereich in Erscheinung treten: 

— entweder die durch die Enteignung freiwerdenden Geld-Kapitalmassen (denn Ent- 

schädigungszahlungen werden die Sozialdemokraten ja wohl leisten wollen) drängen | 

als Spekulationsgelder auf den Geld- und Leihkapitalmarkt und rufen demzufolge 
inflationäre Prozesse, Stönıngen des nationalen bzw. internationalen Geld- und 

Währungssystems sowie massive Spekulationen hervor; — oder, wenn überhaupt ' 

noch eine gewisse Akkumulationsneigung der Einzelkapitale vorhanden ist, die frei- 

werdenden Kapitalmassen dringen unter mehr oder minder krisenhaften Erschei- 
nungen in andere Produktionszweige und Anlagesphären ein. Dieser Prozeß wird 
mehr oder minder krisenhaft oder krisenverschärfend sein, je nachdem, ob die 

Produktion und Akkumulation innerhalb des Landes (und auf dem Weltmarkt) 

selbst im Aufschwung begriffen ist oder bereits absinkende Raten der Produktion 

und Akkumulation in Erscheinung getreten sind. Zeigt sich bereits generell ein 
sichtbares Mißverhältnis zwischen dem akkumulierten produktiven Kapital und sei- 
ner Verwertung und damit Überakkumulationstendenzen mit absinkenden Raten 
der Kapitalerweiterung, drängen jetzt jedoch noch neue Kapitalmassen in alte An- 
lagesphären, so müssen sich die krisenhaften Prozesse noch verschärfen. Denn bei 
begrenzten Märkten und begrenztem Profit würde das Hereinfließen neuer Kapitale 
die Profitraten weiter senken, die Konkurrenz verschärfen, alte Kapitale aus dem 

Markt werfen und Konkurse und Pleiten zur Folge haben. 

Die dritte Wirkung, die Verengung und Störung der privaten Kapitalverwer- 
tung bei gleichzeitiger, durch Entschädigungszahlungen bewirkter Aufblähung des 
anlagesuchenden Kapitals, entsteht auch dann, wenn der Staat ein Unternehmen 
übernimmt, um es als reeller Kapitalist,also mit dem Ziel der Verwertung des vorge- 
schossenen Kapitals, weiterzubetreiben, diese Wirkung verstärkt sich, wenn der 
Staat auf diese Weise eine Branchenmonopolstellung gewinnt und dadurch ganze | 
Produktionszweige dem Privatkapital verschließt. Zwar leisten in diesem Falle, in- 
dem der Staat als Einzelkapitalist tätig wird, die vom Staat beschäftigten Lohnarbei- . 


82 Vgl. E. Altvater, a. a. O.,S. 21 
83 ebd., S. 20 
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ter produktive, die gesamtgesellschaftliche Mehrwertmasse vergrößernde Arbeit, 
aber der von ihnen erarbeitete Mehrwert fließt nicht unmittelbar in die Durch- 
schnittsprofitrate des Privatkapitals ein — es sei denn, der Staat verwendete ihn 
sofort zur Subventionierung von Einzelkapitalien. Wenn aber diese Verengung der 
Anlagesphäre den Staat wiederum zwingt, den krisenhaften Tendenzen durch Be- 
reitstellung neuer Anlagechancen für das Kapital zu begegnen, dann findet nur eine 
Verschiebung, nicht aber die strategisch gewollte Einschränkung des Verwertungs- 
bereichs statt. 

Zusammenfassend ergibt sich, daß in jedem Fall die schrittweise und punktu- 
elle Übernahme profitabler Unternehmen in Staatsbesitz die krisenhaften Tenden- 
zen der Kapitalbewegung notwendig verstärken muß — und das umso mehr, je 
profitabler der vom Staat übernommene Betrieb vorher gewesen war. Eine solche 
Übernahmestrategie schränkt profitable Anlagesphären des Kapitals ein, ohne die 
Masse des nach Profit strebenden Kapitals zu verringern. Sie fördert also den Fall 
der Durchschnittsprofitrate. Betreibt der Staat das von ihm übernommene Unter- 
nehmen nicht als Einzelkapitalist, sondern in seiner Eigenschaft als „fiktiver Ge- 
samtkapitalist‘, also ohne Profit, so verschärfen sich die genannten Krisenwirkun- 
gen noch dadurch, daß die Masse des akkumulationsfähigen Mehrwerts — und damit 
die Profitrate direkt — geschmälert wird. 

Die in den oben entwickeiten drei Punkten angegebenen Beschränkungen und 
Störungen der privaten Kapitalverwertung durch „graduelle Verstaatlichung‘ lassen 
sich als ökoncmisch notwendige Reaktionen ableiten; die darin begründeten Ein- 
wände einer solchen Verstaatlichungspolitik beziehen sich allerdings zunächst nur 
auf die zeitliche Dimension einer solchen Verstaatlichungspolitik, nämlich ihrer 
zeitlichen Streckung und des graduellen (stückweisen) Vorgehens. Darin ist also 
nicht eine Argumentation gegen Verstaatlichung überhaupt enthalten. Eine solche 
Politik der Verstaatlichung kann auch nicht von einem einseitigen ökonomischen 
Standpunkt aus beurteilt werden, ohne die damit gesetzten (und von von Oertzen 
sicherlich nicht gewollten) sozialen Konflikte — die Reaktion der Kapitalisten und 
der Lohnarbeiter als Klassen — mit in derartige Überlegungen mit einzubeziehen. 
Eine solche Verstaatlichungspolitik kann durchaus eine „soziale Eigendynamik“ 
gewinnen, die eine reale Perspektive der sozialen Umwälzung der gesellschaftlichen 
Produktionsweise entwickelt bzw. einer solchen Raum gibt (84). Insofern von 
Oertzen aber die auch nur graduelle Verstaatlichung nur auf parlamentarischem 

Wege — stellvertretend für die Massen durch die sozialdemokratische Partei — durch- 
‚setzen will, wird nicht nur eine solche Perspektive der sozialen Umwälzung verbaut, 
‘sondern auch "der Lernprozeß der Massen im Verlauf dieser Umwälzung verhindert! 
“ in dieser bewußt fiktiven Betrachtungsweise wird vorausgesetzt, daß die Ein- 
zelkapitalisten sich entsprechend ihrem Verwertungsinteresse verhalten, daß sie die 
Verstaatlichungsmaßnahmen als gute Untertanen hinnehmen und mit den ihnen zu 
Gebote stehenden ökonomischen Mitteln darauf reagieren. 

Also ist es, enigegen von Oertzen, nicht nur eine „ausschließlich durch die 

praktische Erfahrung zu beantwortende Frage“, ob eine schritt- und bereichsweise 


54 Vgl. dazu den Artikel von K. Meschkat über Chile in dieser Nr. der PROKLA 
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Außerkraftsetzung des Gesetzes der Kapitalverwertung vom Kapital durch „Kapital- 
Bucht, Investitionsstreik, Massenentlassungen, Währungsspekulationen, galoppieren- 
de Inflation usw. in großem Stil“ beantwortet (85) würde. Dieses Ergebnis ist viel- 
mehr, was von Oertzen bestreitet, „theoretisch ... zwingend notwendig“. Wie be- 
reits ausgeführt, ist die Vorstellung, die Einzelkapitalisten würden auf eine graduelle 
Verstaatlichungsstrategie nur ökonomisch als Einzelkapitale und nicht zugleich poli- 
tisch als Klasse reagieren, eine reine Fiktion. Gleichwohl war es notwendig, von 
dieser Fiktion auszugehen, weil sich nur so allen personalisierenden oder soziologi- 
sierenden und damit illusionären oder illusionsträchtigen Vorstellungen entgegentre- 
ten läßt, die sich auch in linke, den Reformismus kritisierende Ansätze einschlei- 
chen. Nach Arno Klönne z.B. bleibt sozialdemokratische Reformpolitik „überall 
dort ohne Effekt, wo sie den Interessen der privaten Großindustrie und des privaten 
Großkapitals massiv zuwiderläuft, wo sie dem politischen Willen einer geselischaft- 
lichen Gruppe widerspricht, die auf außerordentlich nachhaltige Weise auch in aktu- 
elle Entscheidungsprozesse der formellen politischen Entscheidungsinstanzen ein- 
greifen kann... “. „Privatwirtschaftliche Machteliten“ übten gegenüber den legalen 
Entscheidungsinstanzen eine „extrakonstitutionelle Souveränität“ aus, die sich nur 
zum geringsten Teil als direkter Einfluß durch Lobbyismus oder Parteienfinanzie- 
rung zeigte, in Wirklichkeit aber darauf beruhe, „daß unter den gegenwärtigen 
Umständen jede Regierung um ihren Rückhalt in Bevölkerung und Wählerschaft 
gebracht werden kann, wenn sie dem Willen jener ökonomisch herrschenden Grup- 
pen zuwiderhandelt“ (86). Diese durchaus zutreffende Beschreibung der derzeit in 
der BRD gegebenen Machtverteilung läßt gleichwohl, eben wegen der Beschränkung 
auf die Machtverteilung und der soziologischen Bestimmung von Interessen als Eli- 
teinteressen, illusionäre und möglicherweise politisch gefährliche Umkehrschlüsse 
zu: Wenn es um Eliteinteressen ginge, dann könnte diese Elite durch andere Rekru- 
tierungs- und Selektionsmechanismen verändert werden; wenn alles vom „Willen“ 
einer mächtigen herrschenden Gruppe abhängt, dann kann diese Gruppe durch eine 
andere mit einer anderen, z. B. sozialistischen Willensrichtung ersetzt werden. 

Demgegenüber bleibt festzuhalten, daß es die durch keinerlei Blitenaustausch 
veränderbaren Gesetze und Mechanismen der Kapitalbewegung sind, die das Han- 
dein der Einzeikapitalisten bestimmen und jedem sozialdemokratischen Reformis- 
mus eine Grenze setzen. Diese Gesetze und Mechanismen können ihre bestimmende 
Wirkung nur dann verlieren, wenn der Bereich, in dem das Geseiz der Kapitalver- 
wertung weiter gilt, nicht schrittweise verkleinert, sondern in einem von einer 
kampfbereiten Arbeiterklasse YOTANSEITIED nen Umwälzungsprozeß so weit vorange- 
trieben wird, daß der Verwertungszwang für das Gesamtsystem nicht mehr bestim- 
mend ist (8 7). 


85 Thesen, 2.2.0.,8.17 

86 A. Klönne: Sozialdemokratie — eine Agentur kapitalistischer Interessen? , in: Der bürger- 
liche Staat der Gegenwart -- Formen bürgerlicher Herrschaft II hrsg. v. R. Kühnl, Rein- 
bek bei Hamburg 1972, 5. 82 £E. 

An dieser Stelle stellt sich das Problem, wo die „Mindestgrenze bei der Nationalisierung“ 
(Gemeinsames Regierungsprogramm der Sozialisten und Kommunisten in Frankreich, 
hrsg. v. W. Goldschmidt, Köln 1972, 5.38) liegen soll, jene, wie Boccara es nennt, 
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Zu b): Von Oertzen geht davon aus, daß die von der graduellen Außerkraft- 
setzung des Verwertungsbereichs betroffenen Einzelkapitale nicht mit Sicherheit 
zur wirksamen politischen Vertretung ihrer Interessen, zum kollektiven Handeln als 
Klasse fähig sind. Ob sie sich durchsetzen könnten, sei eine Frage praktischer Erfah- 
rung. Nach allen praktischen Erfahrungen, die die Arbeiterbewegung in ihrer Ge- 
schichte sammeln konnte, wäre von von Oertzen zumindest zu verlangen, daß er 
Momente nennt, die den von ihm für möglich gehaltenen politischen Mißerfolg der 
Bourgeoisklasse beim Widerstand gegen ihre eigene graduelle Abschaffung heute 
wahrscheinlicher machen als in früheren Perioden. Von Oertzen nennt solche Mo- 
mente nicht, und er bemüht sich auch nicht, die in die Gegenrichtung weisenden, 
offensichtlichen Momente der Strukturveränderung des Gesamtkapitals zu erörtern. 
Offensichtlich wird das politisch einheitliche Handeln einer nationalen Kapitalisten- 
klasse durch den auf nationaler Ebene weit fortgeschrittenen Prozeß der Konzentra- 


„Minimalschwelle einer antimonopolistischen Nationalisierung, durch die garantiert ist, 
daß die Akkumulation und der monopolistische Profit nicht mehr die gesamte nationale 
Wirtschaft beherrschen“ (SoPo 18, 58). Die französische Diskussion hat sich auch in der 
Juso-Programmatik niedergeschlagen: Ihr Beschluß vom Januar 1974 bezeichnet als 
„Mindestschwelle der Vergeselischaftung‘““ die „Vergesellschaftung der Schlüsselindu- 
strien (Energie, Stahl, Chemie, Elektronik, Rüstungsindustrie) und des Kreditwesens“ 
(S. 18). Diese Mindestschwellen-Diskussion kann hier nicht im einzelnen verfolgt und 
kritisiert werden. Hier nur drei Bemerkungen: 
1. Das gemeinsame Programm von PCF und PS entspricht keineswegs der richtigen 
Einsicht des PCF-Theoretikers Boccara, „daß eine punktuelle Verstaatlichung auch im 
Bereich der Schlüsselindustrien absolut unnütz wäre‘ (Boccara, SoPo 18, 59). Es will sich 
vielmehr der „Minimalschwelle‘“ punktuell und schrittweise nähern: Bei Regierungsan- 
tritt würden nur 9 namentlich genannte Firmengruppen verstaatlicht, auf die Nationali- 
sierung aller Banken und Schlüsselindustrien soll die Regierung lediglich ‚von Anfang an 
. abzielen‘“; im übrigen soll „die Umstrukturierung des Produktionsapparats ... 
schrittweise und flexibel gehandhabt werden“. 
2. Die ökonomische Bestimmung der Minimalschwelle, wie Boccara sie vornimmt (Unter- 
nehmen mit hohen Kosten des konstanten Kapitals, mit hohem Forschungskostenanteil, 
Grundstoffindustrien und Monopole, Kreditwesen), ist schon deshalb unzureichend, weil 
sie das Übrigbleiben eines nichtstaatlichen Sektors von „wichtiger strategischer Bedeu- 
tung für die Kapitalisten im In- und Ausland‘ vorsieht, ohne daß dargelegt wird, wie das 
Akkumulationsstreben des Kapitals in diesem wichtigen Sektor befriedigt bzw. im Falle 
der Nichtbefriedigung die Gefahr der Krise abgewendet werden soll (Boccara, SoPo 18, 
5.58). 
3. Eine rein ökonomische Bestimmung der Minimalschwelle verkennt den notwendigen 
Prozeßscharakter einer sozialistischen Umwälzung, die sich, weil eben noch ein mächtiger 
und ökonomisch wichtiger kapitalistischer Gegner vorhanden ist, weil sie also Klassen- 
kampf ist, nicht auf bestimmte vorgeplante Stufen und Etappen der Ausdehnung des 
Bereichs gesellschaftlicher Kontrolle fixieren läßt. Die rein ökonomische Bestimmung 
verkennt auch, daß die Wirkung der ökonomischen und politischen Gegenmaßnahmen 
der Bourgeoisie von politischen Faktoren abhängt, z. B. vom Bewußtseinsstand der staat- 
lichen Bürokratie einerseits, dem der Arbeiterklasse, ihrer revolutionären Phantasie und 
ihrer Fähigkeit, aus ökonomischen Krisen richtige Konsequenzen zu ziehen, andererseits. 
Diese kritischen Bemerkungen sollen aber nicht vergessen machen, daß die ‚‚Minimal- 
schwellen‘“-Diskussion in ihreın Niveau haushoch über dem von Oertzenschen Reformgra- 
dualismus steht, weil sie ein von von Oertzen verwischtes Kernproblem des Gradualismus 
sieht und ernsthaft reflektiert. 
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tion und Zentralisation des Kapitals gefördert. Die Chancen, Einzelkapital für Bin- 
zelkapital auszuschalten, verschlechtern sich, wenn die Ausschaltung eines Einzelka- 
pitals die ökonomischen Interessen einer Vielzahl mit diesem Einzelkapital verfloch- 
tener Einzelkapitale ebenfalls direkt tangiert. Im übrigen sind die Möglichkeiten der 
Kapitalistenklasse, manipulative Kommunikation für ihre Interessen herzustellen, 
insofern zuverlässig gesichert, als die Kommunikation innerhalb der Kapitalisten- 
klasse und zwischen den Klassen mindestens in der BRD Gegenstand industrieller, 
vom Kapital selbstbetriebener oder beeinflußter Produktion geworden ist. 

Dies sind nur zwei beispielhaft aufgezählte zusätzliche Tendenzen, die den 
politischen Vereinheitlichungsprozeß der Kapitalistenklasse erleichtern; sie dürfen 
nicht verwechselt werden mit den Konstitutionsbedingungen der Bourgeoisklasse, 
als ihr gemeinsames Interesse gemeinsam vertretende Klasse überhaupt. Diese Kon- 
stitutionsbedingungen sind mit der kapitalistischen Produktionsweise selber gesetzt: 
durch gemeinsame Interessen der Einzelkapitale, die im Normalfall nicht Gegen- 
stand ihrer Konkurrenz untereinander sind — weder in dem Sinne, daß diese Inter- 
essen durch ein bestimmtes, mit den anderen konkurrierendes Einzelkapital durch- 
gesetzt werden können, noch in dem Sinne, daß diese Interessen sich, wie z. B. das 
Interesse an einem möglichst hohen Anteil an der Mehrwertmasse, für jedes Einzel- 
kapital nur auf Kosten eines anderen Einzelkapitals durchsetzen lassen. Diese ge- 
meinsamen Interessen — Schaffung allgemeiner materieller Produktionsbedingun- 
gen, rechtliche Sicherung der Austausch- und damit der Ausbeutungsverhältnisse, 
Repression aller diese Verhältnisse gefährdenden gesellschaftlichen Kräfte, Siche- 
rung der Expansionsbedingungen des nationalen Kapitals auf dem Weltmarkt (88) — 
machen eine besondere, nicht selbst als Einzelkapital fungierende Institution, den 
bürgerlichen Staat, erst möglich und notwendig. 

Für von Oertzen freilich, bei dem „, ‚das Kapital‘ in der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit durch viele einzelne Kapitalisten ... verkörpert wird“ (89), steht der 
Staat kraft mythischer Urzeugung offenbar von vornherein neben diesem Gewim- 
mel von Kapitalisten und kann daher auch göttergleich seine Blitze auf sie herab- 
schleudern, wenn sie es allzu übermütig treiben. 

Fassen wir vorläufig zusammen: Von Oertzens scheinbar an Marx festge- 
machter Theorie des staatlichen Reformgradualismus fehlt sowohl ein Begriff vom 
Kapital im allgemeinen wie von den Kapitalisten als Klasse. Die Reduktion des 
Kapitals auf eine Menge von Einzelkapitalen ermöglicht es ihm, sowohl die den 
Gesetzen der Kapitalbewegung geschuldeten ökonomischen als auch die den ge- 
meinsamen Klasseninteressen der Kapitalisten geschuldeten politischen Hindernisse 
seiner Reformstrategie einfach zu übersehen. 


Zu c): Setzen wir einmal mit von Oertzen voraus, der Staatsapparat, insbeson- 
dere wenn er sozialdemokratisch regiert wird, habe tatsächlich eine „begrenzte 
Planungs- und Lenkungskapazität‘ gewonnen, die es ihm ermöglicht, erste Schritte 
zur Beschneidung der Verwertungssphäre zu tun. Ein solcher Staat wäre auch und 


88 Vgl. E. Altvater, a.a. O.,S.9 
89 Thesen, a.a. O.,S.17 
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gerade bei einem technokratischen Selbstverständnis gezwungen, die ökonomischen 
Folgewirkungen solcher Schritte zu kalkulieren. Die ökonomischen Folgewirkungen 
von Verstaatlichungen lukrativer Schlüsselindustrien könnten nur bei gleichzeitiger 
administrativer Verhinderung von Kapitalflucht, Inflation, Massenentlassungen und 
Investitionsstop in den vorher mit Durchschnittsprofit arbeitenden Branchen kon- 
terkariert werden. Dies aber bedeutet eine Außerkraftsetzung des Profitprinzips für 
ein Vielfaches der unmittelbar von der eigentlich beabsichtigten Verstaatlichung 
betroffenen Einzelkapitale, die notfalls mit Folgeverstaatlichungen erzwungen wer- 
den muß. Der Gradualismus verunmöglicht sich also selbst: Auf Grund der mit 


; Sicherheit einzukalkulierenden ökonomischen Reaktionen des Kapitals auf die ersten 
‚ Schritte müssen die zweiten, dritten etc. Schritte gleichzeitig mit oder nach dem 
. ersten Schritt erfolgen, soll der erste Schritt nicht wirkungslos bleiben. 


Analoges gilt für die politische Ebene: Erste Schritte gegen die Interessen der 
Bourgeoisklasse führen zu politischen Reaktionen dieser Klasse, sowohl auf der 
Ebene der politischen Manipulation des Verhaltens von kleinbürgerlichen Zwischen- 
klassen und lohnabhängigen Zwischenschichten (Panik-Agitation) als auch auf der 
Ebene der Aufhebung staatsbürgerlicher Freiheiten durch direkten Einsatz des Re- 
pressionsapparates (Militär, Polizei), dessen Leitung notfalls mit der reaktionärsten 
Fraktion der Politiker des Kapitals kurzgeschlossen werden kann (Putsch). Um diese 
Reaktionen zu vermeiden, ist es für eine reformistisch die Kapitalinteressen angrei- 
fende Regierung notwendig,'schön gleichzeitig mit dem ersten Schritt der Bourgeoi- 
sie die Manipulations- und Repressionsapparate aus der Hand zu nehmen, will sie 
nicht durch Zwischenwahlniederlagen gelähmt, durch Komplotte zersetzt oder 
durch Putsch aus dem Amt gefegt werden. Die beiden erstgenannten Folgen traten 
sogar schon bei der Regierung Brandt ein, obwohl sie niemals einen wirklichen 
ersten konsequent-reformistischen Schritt getan hatte; die Angst, sie könnte es tun, 
reichte aus, um diese Mechanismen erfolgreich in Gang zu setzen. Dies bedeutet, 
daß eine reformistische Regierung, die den von von Oertzen beschriebenen Weg 
tatsächlich beschreiten wollte, auch auf der Ebene der Umorganisation des Staats- 
apparats von Anfang an gezwungen wäre, die Machtpositionen kapitalkonformer 
Kräfte drastisch einzuschränken. 

Wir können das Gedankenexperiment eines technokratisch-reformerisch ein- 
geführten Sozialismus an dieser Stelle abbrechen. Der Staatsapparat kann seinen, 
wie Habermas zu Recht feststellt, begrenzten, eben auf Krisenmanagement im Inter- 
esse des Gesamtkapitals begrenzten Planungs- und Lenkungsspielraum eben nicht, 
wie von Öertzen meint, unbegrenzt ausweiten. 

Nun schwebt auch von Oertzen nicht die Einführung des Sozialismus per 
Dekret vor; er hängt aber der Vorstellung an, ein Staat, dessen Regierung sozialde- 
mokratisch sei und von sozialdemokratisch-reformistischen Massenbewegungen un- 
terstützt werde, könne mit Hilfe dieser Massen das Kapital Schritt für Schritt zu- 
rückdrängen. Es bleibt festzuhalten, daß jeder ernsthaft betriebene Reformgradua- 
lismus ökonomische und politische Widerstände des Kapitals hervorrufen muß, de- 
ren Abwehr ein entsprechendes Widerstandsvermögen der Arbeiterklasse voraus- 
setzt. Auch der Reformgradualismus braucht, denkt man ihn zu Ende, eine Arbei- 
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terklasse, die fähig ist, die Macht der Bourgeoisie zu brechen. Er bedarf.einer _ 
‚Arbeiterklasse, in der revolutionäres Bewußtsein bereits weit entwickelt ist. Nur: 
Eine solche Arbeiterklasse bedarf nicht mehr des Reformgradualismus. Für sie wäre ' 
die Festlegung auf eine Schritt-für-Schritt-Strategie administrativer Veränderungen 
ein Hemmnis. 

Bevor ein revolutionäres Bewußtsein in der Arbeiterklasse entwickelt ist, hat 
die reformistische Ideologie und Politik freilich eine ambivalente Funktion. Auf der 
einen Seite stimuliert sie das Bewußtsein von der Notwendigkeit gesellschaftlicher 
Veränderung, auf der anderen Seite suggeriert sie Vorstellungen über die Möglich- 
keit dieser Veränderungen ohne Klassenkampf. Wo das Schwergewicht der Wirkung 
des Reformismus auf die Arbeiterklasse jeweils liegt, in der Stimulation progressiver 
oder sozialistischer Zielvorstellungen oder in der abwiegelnden Bindung an den 
bürgerlichen Staat, muß jeweils auf Grund einer Analyse der gegebenen historischen 
Situation bestimmt werden, und nach dieser Analyse hat sich auch die Bündnispoli- 
tik der Sozialisten mit sozialdemokratischen Reformisten zu richten. Wie wir im 
letzten Abschnitt ausführen werden, scheint uns das Schwergewicht von von 
Oertzens Strategie-Thesen eindeutig auf der zweiten Seite des Reformismus zu lie- 
gen: auf der Anbindung des durch die Verschärfung der Klassenauseinandersetzun- 
gen aktivierten Teils der Arbeiterklasse an die Formen einer Vertreterpolitik, auf 
der Reduktion der durch die Reformversprechen der SPD-Regierung selbst stimu- 
lierten Veränderungsansprüche (unter dem Vorwand, es gehe alles nicht so schnell) ; 
und damit letztlich auf der ideologischen Vorbereitung einer Disziplinierung derje- | 
nigen, die sich mit dieser Reduktion nicht zufriedengeben, durch einen repressiver ' 
werdenden Staatsapparat. ; 


IV. Von Oertzens Thesen -- eine neue Integrationsideologie 


Die Wählerbasis der Sozialdemokratie ist nur mittelbar der Adressat der Thesen von 
von Oertzen; sie sollen sicherlich auch einen Beitrag leisten, daß relevante Teile von 
SPD-Wählern nicht von einem Loslösungsprozeß von der Sozialdemokratie nach 
links erfaßt werden. 

Adressat im eigentlichen Sinne aber ist die Partei selbst und ihr vor allem die 
integrationsbereiten Teile der SPD-Linken, also die Masse der der Vorstandslinie 
folgenden Jusos und die von ihnen mitpolitisierten Gruppen von unteren Funktio- 
nären, 

Die Hauptfunktion der Thesen wird in folgenden Sätzen von Oertzens deut- 
lich und klar ausgesprochen: 


„Wer die Einheit der Partei vorsätzlich oder fahrlässig in Frage stellt, ist in der SPD am falschen 
Platz. Die Auseinandersetzung mit diesen Genossen muß primär als offene politische Diskussion 


geführt werden. Erreicht diese Diskussion jedoch nicht zumindest einen praktischen Konsensus, 
dann darf die Partei die organisatorische Trennung von solchen Mitgliedern nicht scheuen“ (90). 


90 ebd.,S.28 
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Die Alternative, die von Oertzen stellt, heißt also: Integration oder Ausschluß. 

Dem großen Teil der von von Oertzen als integrationswillig eingeschätzten 
linken Sozialdemokratie wird in der derzeitigen für die SPB kritischen Situation 
(Scheitern der Reformversprechen und Wählerschwund nach links und rechts) ein 
Angebot gemacht: Sie dürfen ihre innerparteiliche Meinung bewahren und erhalten 
die Erlaubnis, bestimmte Elemente ihrer Programmatik wie die Berufung auf Marx 
und das Bekenntnis vom sozialistischen Endziel weiterzuvertreten, wenn sie bereit 
sind, auf Konsequenzen aus dem Scheitern der Reformrethorik zu verzichten und 
sich zu einem praktisch folgenlosen Reformgradualismus zu bekennen. 

Die beiden Minderheitsfraktionen der Jusos, die Stamokap-Gruppe und die 
Antirevisionisten, werden dagegen nicht mehr integrationsfähig, aber auch als nicht 
wählerrelevant angesehen und so zum Ausschluß freigegeben. Von Oertzen ist dabei 
nicht zu verwechseln mit innerparteilichen Eisenfressern und Massenausschlußbefür- 
wortern wie H.J. Vogel. Er versucht vielmehr den größten Teil der SPD-Linken in 
die SPD zu integrieren und auf diese Weise als Gefahrenquelle auszuschalten. Nur so 
sind von Oertzens Komplimente gegenüber dem „positiven und unverzichtbaren“ 
Beitrag der Linken (91), seine Mahnung an die Partei-Rechte einzusehen, „daß die 
Doppelstrategie für eine demokratisch-sozialistische Bewegung unverzichtbar und 
die daher rührende Problematik unvermeidlich ist“ (92) einerseits und seine Forde- 
rung nach „radikalem Verzicht auf die moralisierende Aufblähung der unvermeidli- 
chen Konflikte“, also nach Verzicht auf die Austragung der eigentlich unvermeid- 
lich gewordenen Auseinandersetzungen um die Grundlagen der Reformstrategie an- 
dererseits zu verstehen. 

Um allerdings die nicht integrierbaren Teile der SPD-Linken ausschließen zu 
können, muß von Oertzen den vom Godesberger Programm gesetzten Rahmen ver- 
engen. Er gibt zu, daß auch Nicht-Reformisten sich auf die Grundwerte des Godes- 
berger Programms berufen können, wenn er schreibt: 


„Diese Grundwerte und Forderungen sind so allgemein gehalten, daß im Rahmen der SPD eine 
sehr große Spannweite verschiedener politischer Auffassungen möglich ist... Verpflichtend ist 
lediglich das grundsätzliche Bekenntnis zur Demokratie und zum Sozialismus“ (93). 


Ebensowenig wie das Grundgesetz ausreicht, um Sozialisten und Kommunisten als 
Verfassungsfeinde vom öffentlichen Dienst auszuschließen, so reicht auch dieser 
Rahmen nicht aus, um einen Parteiausschluß zu begründen. Von Oertzen muß also 
eine das Godesberger Programm selbst einengende Interpretation sozialdemokrati- 
scher Programmatik vornehmen, um sich diese Möglichkeit des Ausschlusses zu 
schaffen. Er beruft sich auf sogenannte „Grundentscheidungen‘ des Godesberger 
Programms, die anzutasten nicht erlaubt sein soll: 


„Wer, auch wenn er den Wortlaut des Godesberger Programms dabei nicht antastet, vesuchen 
wollte, die Grundentscheidungen abzuändern, würde den Charakter der Partei von Grund auf in 


91 ebd., S. 24 
92 ebd.,S. 27 
93 ebd., S. 22 
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Frage stellen und sie damit unvermeidlicherweise in eine schwere Krise stürzen‘ (94). 


Diese Grundentscheidungen sind u.a.: „Die SPD versteht unter ‚demokratischem 
Sozialismus‘ ... nicht den konsequenten Sozialismus der Marxschen Tradition- 
...“ (95) und „Die SPD willeine ‚reformistische‘ Partei sein‘ (96). Folglich gehö- 
ten u.a. Vertreter einer „pauschalen Kritik des sogenannten ‚Reformismus‘, oder 
gewisse gleichlaufende Tendenzen unter einigen Vertretern des Theorems von der 
sogenannten ‚Sozialstaatsillusion‘ “ auch dann nicht in die SPD, wenn sie sich auf 
die Grundwerte des Godesberger Programms zu Recht berufen könnten (97). 

Wohlgemerkt: Hier geht es nicht um die Frage, ob Nicht-Reformisten Mitglied 
der SPD sein oder bleiben sollten, sondern um die Weise der Argumentation, mit 
der von Oertzen diesen Sozialisten den Zugang zu einer sich angeblich als breit und 
offen verstehenden und sozialistische Zielvorstellungen zumindest im Programm 
vertretenden Partei versperrt. Die Argumentationsweise entspricht in ihrer Struktur 
genau der Argumentation, mit der von seiten der CDU aus der FDGO des Grundge- 
setzes die Grundentscheidung für ein kapitalistisches System abgeleitet wird. Nur 
am Rande sei bemerkt, daß von Oertzen selber in den 60er Jahren zu den entschie- 
dendsten Kritikern der jetzt von ihm für verbindlich erklärten „Grundentscheidun- 
gen‘ des Godesberger Programms gehört hat. Wir haben in diesem Aufsatz bewußt 
vermieden, den frühen von Oertzen dem heutigen gegenüberzustellen, denn ein 
solcher Vergleich lehrt fast nur etwas über seine Person, kaum jedoch etwas über die 
Funktion seiner heutigen Version des SPD-Reformismus. 

Dafür, daß die von uns oben beschriebene innerparteiliche Funktion der von 
Oertzenschen Thesen: nämlich Argumentationshilfe für Integration oder Ausschluß 
zu sein, überall auch so verstanden worden ist, gibt es zahlreiche Belege. In seiner 
Schrift „Wie links dürfen Jusos sein? “ zitiert Volker Mauersberger die o. g. Passage 
von Oertzens über die Verfechter des Theorems von der Sozialstaatsillusion und 
interpretiert sie wie folgt: 


„Diese Absage des SPD-Vorstandsmitglieds Peter von Oertzen ist eindeutig und ist innerhalb der 
Gesamtpartei nicht überhört worden. Sie bildet die ideologische Grundlage für die Zehn-Punk- 
te-Erklärung des Parteivorsitzenden Willi Brandt, die bis heute die letzte programmatische 
Grundsatzerklärung zur innerparteilichen Situation geblieben ist“ (98). 


In der Zehn-Punkte-Erklärung von Brandt vom 2.4. 1974 heißt es denn auch un- 
mißverständlich: 


„Wer meinen sollte, seine Pflichten gegenüber der Partei erschöpfen sich in hämischer Kritik an 
der Partei und ihren Vertrauensleuten, sollte diese Kritik besser von außerhalb der Partei üben. 
Es ist erforderlich, sie von Einzelnen zu trennen, die die Godesberger Grundlagen und die 


94 ebd. 
95 ebd.,S. 23 
96 ebd. 


97 ebd., S. 28 
98 Wie links dürfen Lehrer sein? , hrsg. v. V. Mauersberger, Reinbek bei Hamburg 1974, 
S.13 
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Grundwerte des demokratischen Sozialismus verlassen, indem sie Aktionseinheiten mit Kommu- 
nisten praktizieren‘ (99). 


Von Oertzens Versuch, die Masse der SPD-Linken durch Integration, ihre linken 
Flügel durch Ausschaltung unschädlich zu machen, stellt die Jusos vor ein zentrales 
Problem. 

Von 1969 bis heute konnten sie sich vor einer klaren programmatischen 
Aussage zum Reformismus drücken. Sie legten sich weder auf eine gradualistische 
Reformstrategie verbal fest, noch postulierten sie eine revolutionäre Umwälzung. 
Ihre Strategieaussagen blieben nicht nur unvollständig, sondern widersprüchlich. In 
den ersten Jahren seit ihrem Linksruck nutzten sie die reformistische Interpretier- 
barkeit der Gorzschen Formulierungen von den ‚„antikapitalistischen, nichtrefor- 
mistischen Strukturreformen“, ohne allerdings die von Gorz stets gesehene Notwen- 
digkeit einer revolutionären Veränderung, auf die die Strukturreformen durch Auf- 
bau von Gegenmacht und Verbesserung der Ausgangspositionen der Arbeiterklasse 
hinzielen sollten, mit zu rezipieren. Sie forderten auch als Zwischenschritte stets 
Maßnahmen zur radikalen Beschneidung der Kapitalverwertungssphäre, z. B., wie 
zitiert, 1974 eine „Mindestschwelle der Vergesellschaftung‘, andererseits erklärten 
sie, durchaus im Sinne von Oertzens, auf ihrem Bremer Bundeskongreß 1970: 


„kine solche neue Wirtschaftsordnung muß schrittweise eingeführt werden, ohne daß dadurch 
Belastungen der Stabilität oder gar handfeste Wirtschaftskrisen entstehen dürfen“ (100). 


Mit diesem Sich-Durchmogeln vor entscheidenden Problemen einer sozialistischen 
Strategie hat es jetzt ein Ende, nachdem die SPD-Führung aus dem Scheitern des 
Verbalreformismus die Konsequenz einer eindeutigen Schwenkung zu einer kapital- 
konformen Politik gezogen hat und damit die Jusos zum Widerspruch oder zum 
Zugeständnis, daß sie ihre eigenen Zielvorstellungen nicht ernst nehmen, herausfor- 
dert — nachdem andererseits von Oertzen mit seinen Thesen den Verzicht auf jede 
praktisch folgenreiche Auseinandersetzung mit der Linie der Führung zur Voraus- 
setzung ihres Verbleibens in der SPD erklärt hat. Der Juso-Bundesvorstand scheint 
sich eindeutig auf eine Strategie der Integration in die Partei, des Überlebens und 
des Entrismus festgelegt zu haben. Es ist zweifelhaft, inwieweit es gelingt, auch die 
Juso-Basis auf diese Linie zu verpflichten — das reformistische Bekenntnis des Juso- 
Bundesvorstandes wurde auf dem Juso-Bundeskongreß in München im Januar abge- 
lehnt —, zumal da hier das grundsätzliche Problem jeder entristischen Strategie ein 
zusätzliches Hindernis bildet: Die strategischen Motive der entristischen Anpassung 
können von ihren Vertretern nicht in offener Diskussion ausgesprochen werden, 
weil sonst von seiten der entrierten Organisation der Vorwurf der Doppelzüngigkeit 
erhoben werden und damit die vom Entrismus erhoffte Wirkung verfehlt werden 
kann. 

Von Oertzens Thesen sind ein Versuch, die SPD-Linken durch Integration 
unschädlich zu machen — das läßt sich am besten an seinen Ausführungen zur 


99 Willy Brandt, Zehn-Punkte-Erklärung vom 2.4. 1974, zit. nach: Wie links dürfen Lehrer 
sein? ,a.a.0.,5.59 
100 Bremer Beschlüsse, hrsg. v. Bundesvorstand der Jusos, o. O., 0. J. (1970), S. 6/1 
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Doppelstrategie zeigen. Diese Ausführungen zeigen zugleich seine manipulative Ein- 
schätzung der Arbeiterklasse und die Impotenz des von Oertzenschen Ansatzes zur 
Erneuerung des Reformismus überhaupt, nämlich seine Unfähigkeit zu verstehen, 
welche Veränderungen im Bewußtsein und in der Kampfbereitschaft auch der west- 
deutschen Industriearbeiter sich in den letzten Jarhen vollzogen haben. Kurz 
gefaßt: von Oertzen lehnt alle nicht für die Parteiarbeit kanalisierbaren Formen 
außerparteilicher Aktivitäten ab; er instrumentalisiert die von den Jusos als gleich- 
wertig postulierte „Basisarbeit‘ endgültig zu einer Hilfsfunktion für die Politik im 
Staats- und Parteiapparat, zu einer „sinnvollen Ergänzung, ja Stärkung der Arbeit 
der Partei selbst“ (101); die Arbeiterklasse erscheint nur noch als Objekt der Mobili- 
sierung; alle Formen des autonomen Kampfes im Produktions- und Reproduktions- 
bereich verfallen der Ablehnung (102). Also da, wo die Jusos praktisch noch etwas 
bewirkt haben, werden sie besonders hart an die Partei-Kandare genommen. Bemer- 
kenswert ist, daß von Oertzen bei der Ablehnung „direkter Aktionen‘ nicht mehr 
parteistrategisch argumentiert, sondern ausschließlich rechtsfetischistisch (103). 
Jede Rechtsvorschrift wird plötzlich zur absoluten Grenze praktisch-politischer 
Aktion erklärt und mit dem Rechtsstaat als solchem identifiziert (These 58), und 
dies, obwohl von Oertzen zugeben muß, daß die geplante Durchbrechung von 
Rechtsvorschriften „politisch verständlich‘ sein kann und sich sogar in eine refor- 
mistische Strategie einfügen könnte. In These 57 heißt es: 


„Es kann und soll auch nicht geleugnet werden, daß in der Geschichte der sozialen und politi- 
schen Reformbewegungen bis in die Gegenwart hinein das Durchbrechen der geitenden Rechts- 
ordnung unter bestimmten Umständen dazu beigetragen hat, notwendigen Reformen den Weg 
zu ebnen“ (104). 


Hier erreicht von Dertzen den absoluten Höhepunkt: Er nimmt nicht einmal seinen 
eigenen Reformismus mehr ernst. Es zeigt sich, daß von Oertzen nicht nur Marxsche 
Begriffe instrumentalisiert, um einen realitätsfremden Reformgradualismus zu be- 
gründen, sondern daß er auch diesen Reformismus wieder instrumentalisiert (und 
bei Bedarf fallen läßt), um zu begründen, daß die Sozialdemokratische Partei nichts 
tun kann, nichts zu tun braucht und nichts tun darf, um die ökonomischen und 
politischen Grundlagen der kapitalistischen Produktionsweise anzutasten. 

Die Thesen von Oertzens erweisen sich als das, was sie wirklich sind: als 
Versuch, eine neue Integrationsideologie zu formulieren, der die abstrakt beschwo- 
rene Erhaltung der Parteieinheit über alles geht. Die Widersprüchlichkeit der alten 
reformistischen Theoreme wird bewußt in Kauf genommen und mit marxistischem 
Zitatenschmuck versehen, um so eine Neuauflage eines „Kautskyanismus“ in die 
Wege zu leiten. Was über Kautsky vor 1914 gesagt werden kann, gilt daher heute 
auch für von Oertzen: 


101 Thesen, a. 2.0.58. 21 
102 ebd.,3.28£. 

103 ebd. 

104 ebd. 
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„Wozu die bürgerliche Wissenschaft und auch der ‚Bernsteinsche Revisionismus‘ sich naiv be- 
kannten, das deckten diese Theoretiker (d.h. Kautsky u. a. — d. Verf.) mit einer Berufung auf 
Marx theoretisch ab: Die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse war 
die Basis sozialdemokratischer Politik“ (105). 


Und damals wie heute war und ist der Kautskyanismus ‚eine Fessel des revolutionär- 
-proletarischen Klassenkampfes‘, wie Karl Korsch schon während der Weimarer Re- 
publik feststellte (106). 

Dieser ‚Kautskyanismus‘ hat auch heute wieder realpolitische Vorteile für die 
SPD gegenüber dem ‚naiven Revisionismus‘ ebenso wie gegenüber der unverhüllt 
auftretenden kapitalkonformen Politik: Er ermöglicht die Einbindung einer mög- 
lichst großen Zahl von sich der Sozialdemokratie verpflichtet Fühlenden in die SPD, 
indem er die Widersprüche verkleistert, und er gewinnt dadurch auch außerhalb der 
Partei ein gewisses Maß an Massenloyalität für die Politik einer sozialdemokratisch 
geführten Regierung. 

Nicht um die Theoriediskussion auf ein neues, geschweige denn höheres 
Niveau zu bringen, sondern um dieser Vorteile willen hat von Oertzen seine Thesen 
geschrieben. Da diese vordergründigen Vorteile sich wiederum für den Kampf der 
Arbeiterklasse als schwerwiegende Nachteile erweisen können, galt es diese Thesen 
zu kritisieren. Dabei muß klar sein, daß diese Kritik fern jeder moralischen Verurtei- 
lung oder der Bezichtigung des Verrats sein soll und muß. Eine Kritik, die den 
Anspruch, eine sozialistische Gesellschaftsordnung erreichen zu wollen, ernstnimmt, 
— einen Anspruch, den auch von Oertzen verbal stellt, aber zugleich alles tut, um 
ihn nicht einlösen zu müssen —, muß an den realen Widersprüchen einer kapitalisti- 
schen Gesellschaft anknüpfen. Die proletarische Massenbasis der Sozialdemokratie 
ist Ausdruck eines dieser Widersprüche. Er läßt reformistisches Bewußtsein in der 
Arbeiterklasse weiterhin und immer wieder durch die widersprüchlichen und Illusio- 
nen fördernden Erfahrungen der Arbeiter in der Sphäre der Produktion entstehen. 
Die Thesen von Oertzens helfen zu verhindern, daß zumindest Teile in der Sozialde- 
mokratie eine Strategie entwickeln, die die Arbeiterklasse die kapitalistische Gesell- 
schaft als Schranke erkennen läßt und radikal in Frage stellt. Darum mußten und 
müssen sie kritisiert werden. 


105  B. Rabehl, W. Spohn, U. Wolter: Historische und politische Voraussetzungen der Kritik 
Mandelbaums am Sozialdemokratismus und Leninismus, in: W. Mandelbaum, Sozialde- 
mokratie und Leninismus, Berlin 1974, S. 91 

106 K.Korsch: Die materialistische Geschichtsauffassung, o. O., o. J., Reprint, S. 130 
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Reformismus oder Sozialfaschismus? 


Aniwort auf Niels Kadritzkes Polemik in PROKLA Nr. 11/12 


Alexander von Plato 


Der für meine Antwort zur Verfügung gestellte Raum ist klein und meine Vorberei- 
tungszeit kurz — deshalb will ich sofort zum Kern der Auseinandersetzung kommen 
und nur am Rande auf unwissenschaftliche Fälschungen und die teilweise pfäffische 
Polemik (1) Kadritzkes eingehen. 


1 


Die gröbsten Fälschungen, die sich Niels Kadritzke bei der Darstellung meiner Arbeit 
leistet: 

Ich hätte Trotzkis Position „auf unzulässige Weise gekürzt‘, insbesondere ‚‚fehit vor 
allem der Hinweis auf Trotzkis Hauptforderung für eine kommunistische Einheitsfront- 
politik, nämlich ein konkretes Programm mit der sozialdemokratischen Basis selbstver- 
ständlichen Forderungen anstelle eines bürokratischen Ultimatismus“ (PROKLA 1/1974, 
S. 61, Fn. 9). Ich kenne keine Arbeit über Trotzki, die dermaßen ausführlich Trotzkis 
Positionen referiert, was mir den Vorwurf seitens der KPD/ML-Genossen eingebracht 
hat, Propaganda für den Trotzkismus zu betreiben. Offensichtlich hat Niels meine Arbeit 
nicht vollständig gelesen, denn gerade auf die meiner Ansicht nach weit hinter die präzi- 
sen betrieblichen Einheitsfrontprogramme der KPD zurückfallenden Forderungen Trotz- 
kis gehe ich ausführlich ein, auch auf seine sonstigen Forderungen für eine Einheitsfront 
(RGO, Zusammengehen auf allen Ebenen usw.), vgl. folgende Seiten meiner Arbeit: 
S.83 ff., S. 88 ff., S. 239 und S. 240. 

Des weiteren behauptet Kadritzke, ich hätte die unterschiedlichen Begründungen für den 
Sozialfaschismus in den Theorien der KPD nicht gesehen: einmal hätte die KPD die 
SPD-Führung selbst als Träger einer sozialfaschistischen Diktatur über die Arbeiterklasse 
gesehen, dann als Wegbereiter des Faschismus oder als Teil einer faschistischen Diktatur. 
Wiederum muß Kadritzke sich den Vorwurf gefallen lassen, das nicht gründlich gelesen 
zu haben, was er kritisiert. Diese Unterschiede in der Einschätzung des Soziaifaschismus 
beschreibe ich sehr wohl, vgl. S. 206, 333. Ich meine aber, daß diese Unterschiede nicht 
einfach Änderungen in den Häuptern der KPD-Theoretiker waren, sondern reale Möglich- 
keiten angesichts der Politik der SPD-Führer. 

Außerordentlich unwissenschaftlich ist es, wenn aus den zahlreichen Äußerungen der 
heutigen KPD zum ‚Programm zur nationalen und sozialen Befreiung des deutschen 
Volkes“ gerade die eine herausgefischt wird, in der die Reihenfolge von „national“ und 
„sozial“ vertauscht wurde. Und daraus wird dann auch noch eine Ideologie des „KSV“ 
gemacht. Im übrigen gehe ich sehr ausführlich auf dieses Programm ein, im Gegensatz zu 
Kadritzkes Behauptung, vgl. S. 256 ff. 

Gerade gefährlich finde ich es, wenn meine Behauptung, die ADGB-Führer kämen in der 
Frage der Abschaffung der Frauenarbeit der faschistischen Ideologie sehr nahe, mit den 
„reformistischen‘, ‚„naiven‘‘ Argumenten beantwortet wird: der ADGB habe sich von 
der Abschaffung der Frauenarbeit Arbeitsplätze wenigstens für Männer versprochen, 
mann wollte damit der Lohndrückerei begegnen, als ob damit nicht Löhne für eine 
Arbeiterfamilie gedrückt werden. Diese „Begründung“ der ADGB-Führer war reine De- 
magogie und unterscheidet sich eben kaum von der faschistischen Ideologie. 

Kadritzke behauptet, ich hätte die sozialdemokratischen Lohntheorien von Braunthal 
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Der Kern, um den es geht, scheint mir folgender zu sein: Ist die Politik der 
sozialdemokratischen Führer seit 1914 im Wesen eine Politik des Imperialismus, die 
große Teile der Arbeiterklasse mithilfe reformistischer Phrasen und in Phasen relati- 
ver Stabilität auch mit tatsächlichen Zugeständnissen an den kapitalistischen Staat 
ketten soll — oder eine Politik des Reformismus, wie Kadritzke meint. Welche 
Politik betreibt eine sozialdemokratische Parteiführung, wenn das System, mit dem 
sie auch materiell verwachsen ist, in tiefe ökonomische und politische Krisen gerät 
und nur noch durch den brutalen Terror über die Arbeiterklasse seine Herrschaft 
aufrechterhalten kann? Konkret: wie verhielt sich die SPD-Führung zwischen 1928 
bis 1933 während der umfassenden Krise und schließlich während des drohenden 
Faschismus? War der Terrorismus der SPD-Führer nur der widersprüchliche Ausrut- 
scher von Reformisten oder die klare Antwort auf die Alternative: ‚Ja‘ zum immer 
terroristischer werdenden Staat oder „Ja“ zum Kampf um Reformen, auch mit 
Kommunisten, um demokratische Rechte und gegen die ökonomische Verelendung 
im bürgerlichen Staat? Niels Kadritzke bezeichnet die Politik der SPD-Führung in 
seinem Aufsatz als reformistisch. Daher resultiert auch 


Kadritzkes 1. These 


Die SPD-Führer waren nur insofern ‚‚mitschuldig am Sieg des Faschismus“, als sie in 
Passivität, Hilflosigkeit und Kapitulantentum angesichts des Scheiterns ihrer Re- 
formpolitik die Arbeiterklasse vom Kampf gegen den Faschismus abhielten. 

Dagegen setze ich aus der unterschiedlichen Einschätzung und Untersuchung 
des Wesens der Politik der SPD-Führer die Feststellung: Die SPD- und ADGB-Füh- 
rung beteiligte sich aktiv und terroristisch und zu Anfang der Krise in Regierungs- 
verantwortung an der politischen und ökonomischen Verelendung der Arbeiterklas- 
se, half mit bei der Aushöhlung des bürgerlich-demokratischen Staates und ebnete 
dem Faschismus den Weg -— ja, zumindest die Gewerkschaftsführung war zu einer 
offenen Arbeitsteilung mit dem regierenden Faschismus bereit. Denn: die SPD- 
Gewerkschaftsführung kettete sich an einen Klassenstaat, der sich in der Krise nur 
noch durch den nackten Terror gegenüber der revolutionären und schließlich auch 
gegenüber der reformistischen Erfolge der Arbeiterbewegung halten konnte. An 
einen Staat also, der immer mehr faschistische Elemente zu seiner Herrschaftssiche- 
rung aufnahm und der sich „legal und friedlich‘ in den faschistisch regierten bürger- 
lichen Staat ‚verwandelte‘. 

Da Kadritzke das Wesen der Politik der SPD-Führung als reformistisch be- 
greift, legt er die Vermutung nahe, die SPD-Führung hätte während dieses Prozesses 


und den Nöltings gleichgesetzt, „obwohl diese genau gegenteilige Forderungen begründe- 
ten“ (S. 68, Fn. 30). Gerade aus dieser Unterstellung Kadritzkes wird wiederum eine 
Ideologie der Verwischung von Widersprüchen meinerseits gemacht, was absurd ist ange- 
sichts der Tatsache, daß ich sehr genau auf die Unterschiede zwischen diesen sozialdemo- 
kratischen Lohntheorien eingehe. Vgl. S. 174 f. meiner Arbeit. 

Die Stoßrichtung der Fälschungen und Unterstellungen Kadritzkes ist eindeutig und zeigt 
die unwissenschaftliche Manier, mit der hier politisch gearbeitet wird. 
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der „Faschisierung‘“ um der „Erhaltung der Demokratie“ willen nur eine verheeren- 

de „Kompromißpolitik“ betrieben. 

Deshalb hängt alles an der Frage: Beteiligte sich die SPD- und ADGB-Führung 
aktiv und terroristisch an der Aushöhlung der Weimarer Republik, nahm sie Ele- 
mente der faschistischen Ideologie und Praxis auf und war sie zu einer Arbeitstei- 
jung mit dem regierenden Faschismus bereit oder kapitulierte sie nur passiv vor dem 
Faschismus? Diese Frage muß untersucht werden nicht nur anhand der Theorien 
der sozialdemokratischen Führung, sondern vorrangig anhand ihrer Praxis: 

Von 1928 bis 1930 regierte eine Koalitionsregierung unter dem Sozialdemo- 
kraten Hermann Müller den Weimarer Staat, zeichnete also verantwortlich für die 
ungeheure Verelendung der Arbeiterklasse während dieser Zeit. Keine bürgerliche 
Regierung konnte in so kurzer Zeit ein solches arbeiterfeindliches Programm durch- 
setzen wie die Regierung Müller: 

_ Sie belastete durch Erhöhung der direkten und indirekten Massensteuern die 
Werktätigen in knapp zwei Jahren mit 1.245 Milliarden Reichsmark; 

-- gleichzeitig strich oder senkte sie die Kapitalistensteuern um 1.37 Milliarden 
Mark, nämlich die Gewerbe-, Grund-, Gebäude-, Einkommens-, Vermögens- 
und Hauszinssteuern, sowie die Industriebelastungen und die Rentenbank- 
schulden (1a); 

— die Arbeitslosigkeit stieg von 9,7 % (1928) auf 22,7 % (1930) (2); 

— die Arbeitsleistung eines Arbeiters pro Stunde stieg bei einem zugrundegeleg- 
ten Index von 1913 = 100 von 119 (1928) auf 125 (1930) (3); 

— im Oktober 1929 wurde durch Müllers Arbeitsminister Wissell (einem sozial- 
demokratischen ADGB-Führer) die Arbeitslosenunterstützung gekürzt, so daß 
1930 über eine Million Arbeitslose nicht unterstützt wurden. Gleichzeitig wur- 
de die Arbeitslosenversicherung um 3,5 % erhöht — eine weitere Mehrbe- 
lastung der Werktätigen (4); 

— der Achtstundentag wurde faktisch abgeschafft; Arbeitszeiten von 14 und 15 
Stunden wurden nicht selten bei den Aufsichtsämtern registriert (5); 

— der Lohn sank von 1928 bis 1930 um 10.60 RM pro Woche unter das Exi- 
stenzminimum (6); 

-— während die Winterbeihilfe bei den Stimmen der SPD gegen die KPD abge- 
lehnt und die Kinderspeisung, für die die SPD in den Wahlkampf gezogen war, 
um 5 Millionen RM gestrichen wurde, wurde der Wehretat gleichzeitig um 
50 Millionen RM erhöht (6a). 


1a Inprekorr, Nr. 50, vom 13.6.1930, $. 1107. Vgl. auch: Th. Neubauer. Zu Hilferdings 
Steuerplänen, in: Die Internationale, Nr. 3/1929, oder ders.: Die zweite Aera Hilferding, 
ebd., Heft 20 


2 Horst Geyer. Die Arbeiterbewegung und Gegenkräfte in Gesellschaft und Staat 
(1871-1933), Arbeismaterialien der IG CPK, Hannover, 0. J., S. 59 

3 J. Kuczynski. Geschichte der Lage der Arbeiterklasse, Bd. 5, Berlin/DDR 1966, S. 207 

4 Inprekorr, 1930, Nr. 9, S. 214 

5 Kuczynski, a. a. O., S. 201 

6 Ebd., S. 222 

6a Erika König: Vom Revisionismus zum „Demokratischen Sozialismus“, Berlin/DDR 
1964, S. 166 
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In Erwartung der kommenden Unruhen erklärte Reichskanzler Müller: 


„Allen Bestrebungen, die politische Unruhen hervorrufen wollen (!}, muß scharf entgegengetre- 
ten werden. Die Furcht vor Unruhen fördert die Kapitalflucht, aber die Regierung ist stark 
genug, solchen Bestrebungen Halt zu gebieten“ (7). 


Diese Marschroute zur politischen Unterdrückung der Arbeiterklasse und zur Durch- 
setzung der Abwälzung der Krise auf die Werktätigen hielt die Regierung Müller 
auch ein: 
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Was keiner Regierung zuvor gelungen war, schaffte die Regierung unter dem 
Sozialdemokraten Müller: das Verbot der Militärorganisation der KPD, des 
Roten Frontkämpferbundes, während gleichzeitig die Faschisten noch ‚legal‘ 
ihre Stoßtruppen aufbauen konnten. Das war eine wichtige Vorbedingung für 
den Sieg der Faschisten und ihrer Stoßtrupps, die auch unter „illegalen“ 
Bedingungen mit dem Wohlwollen der Staatsbürokratie rechnen konnten. 
Das 2. Republikschutzgesetz — lange verschoben — wurde unter der Regie- 
rung Müller verabschiedet. Das war wiederum eine wichtige Vorbedingung für 
den Siegeszug der Faschisten, denn sie wurden von der späteren Rechtspre- 
chung kaum betroffen; sehr wohl aber Kommunisten und Antifaschisten, 
später auch Sozialdemokraten. 
Schießbefehle wurden von den Reichs- und Provinzregierungen ausgegeben 
und häufig genug auch ausgeführt. Nicht nur bei dem berüchtigten Blut-Mai 
von 1929, wo während der von der SPD-Regierung verbotenen Mai-Demon- 
stration 31 Arbeiter von der Zörgiebel-Polizei erschossen wurden. Auch in 
anderen Städten, in denen SPD-Polizeipräsidenten herrschten, wie in Kiel, 
Hamburg, Leipzig, in Worms, Chemnitz, im Ruhrgebiet und vielen anderen 
Städten, wurde auf verbotenen Hungermärschen arbeitsloser Arbeiter von der 
Schußwaffe Gebrauch gemacht, zig Arbeiter fanden in diesen Jahren den Tod 
auf der Straße. Es herrschte — wie der Komintern-Funktionär Manuilski fest- 
stellte — „ein Unternehmerterror, wie er selbst im zaristischen Rußland nicht 
bestanden“ habe (8). Nach dem Blut-Mai von Berlin wurde das Demonstra- 
tionsverbot wieder aufgehoben, so daß dem Aufmarsch des „Stahlhelm“ 
nichts mehr im Wege stand. 
Ein weiteres Beispiel für den rigorosen Abbau normalster demokratischer 
Rechte durch die SPD-Regierung ist der Erlaß des SPD-Innenministers von 
Preußen, Grzesinski: danach sollten regulär gewählte kommunistische Bürger- 
meister nicht anerkannt werden (8a). 
Außerdem wurden ständig Kommunisten verfolgt, das KPD-Liebknecht-Haus 
mehrfach besetzt und auch vor der Abgeordneten-Immunität kommunisti- 
scher Abgeordneter nicht zurückgeschreckt. 
alles ist zwar — könnte man einwenden — brutaler Unternehmerterror, aber 
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noch kein Sozialfaschismus. Obwohl ich grundsätzlich auch diesem Einwand skep- 
tisch gegenüberstehe, zeigt die Rede des späteren SPD-Vorsitzenden Otto Wels auf 
dem Magdeburger Parteitag von 1929, daß die SPD-Führung durchaus selbst zur 
sozialfaschistischen Diktatur über die Arbeiterklasse bereit war. Er sagte dort: 


„Es ist unsere Aufgabe, die Demokratie zu sichern, die Republik zu schützen. Gelänge es aber 
den Feinden der Republik, der Demokratie in Deutschland schweren Schaden zuzufügen, daß 
kein anderer Ausweg bliebe als die Diktatur, dann sollen Stahlhelm, Nationalsozialisten und ihre 
kommunistischen Brüder von Moskau wissen: Die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften als 
die Vertreter der großen Masse des deutschen Volkes, festgefügt in ihren Organisationen, in 
verantwortungsbewußtem Handeln und unzerbrechlicher Disziplin würden auch sie (also die 
Diktatur) zu handhaben wissen. Das Recht der Diktatur fiele ihnen zu und niemand ande- 
rem“ (9). 


Damit keine Mißverständnisse aufkommen: die sozialfaschistischen Führer der SPD 
machten sich nur in begrenztem Umfang am Ende der Weimarer Republik selbst die 
Finger offen schmutzig; sie mußten ihre Funktion erfüllen, einen großen Teil der 
Arbeiterklasse an den immer terroristischer werdenden Staat zu binden. Als die SPD 
einen Teil ihrer Stimmen verlor, als Teile der SPD die Politik ihrer Führer nicht 
mehr mitmachten, mußten andere Charaktermasken die Regierungsverantwortung 
für die Verelendungspolitik übernehmen. 

Hatten diese Widersprüche zur eigenen Basis jedoch zur Folge, daß die SPD- 
und ADGB-Führer sich nicht mehr an der Abschaffung des bürgerlichen parlamenta- 
rischen Staates, nicht mehr an der Zwangsschlichtungspolitik und an dem Terror 
gegenüber der Arbeiterklasse beteiligten? Diese Frage ist mit einem eindeutigen 
Nein zu beantworten. 

Seit 1930 herrschten bis zur „Machtergreifung“ Hitlers nur noch Minderheits- 
kabinette mithilfe von Notverordnungen, die die Weimarer Verfassung faktisch 
außer Kraft setzten. Rosenberg sagt richtig: nach 1930 hatte die Weimarer Republik 
aufgehört zu existieren. Und diese Notverordnungsregime hielten sich nur Dank der 
offenen oder versteckten Unterstützung der SPD-Führer. So erklärten die Häupter 
der SPD gegenüber dem Reichskanzler Brüning, daß „sie keine Bedenken gegen 
diktatorische Vollmachten‘ hätten. Und die SPD-Führer waren es, die den Reichs- 
präsidenten Hindenburg in seiner zweiten Wahl unterstützten als „Hüter der Verfas- 
sung‘‘, obwohl gerade er die Notverordnungen unterzeichnete, ja sogar soziale Wah- 
len per Notverordnungen verbot und schließlich Hitler zum Reichskanzler ernannte. 

Sogar dann noch, als Teile der Bourgeoisie die SPD offen bekämpften, als sie 
sich mehr und mehr auf die faschistische Faust und ihre soziale Basis verließen, 
hielten die SPD-Führer ihren Herren die Stange: deutlich sichtbar in Preußen, eben- 
so deutlich sichtbar im Reichsrat, wo der Vertreter Preußens repräsentiert war und 
die Minderheitskabinette unterstützte. So erklärte Braun, es sei falsch, Brüning zu 
stürzen. Wem all dies zu wenig ist, um die Wegbereiterfunktion der SPD-Führer für 
den Faschismus zu akzeptieren, der sei ebenfalls an Braun, den führenden Sozialde- 
mokraten seiner Zeit, verwiesen, der kurz nach seiner Absetzung als Ministerpräsi- 


9 Zit. nach: Protokoll der Verhandlungen des 12. Parteitages der KPD, Berlin-Wedding, 
S.74 


157 


dent Preußens 1932 die NSDAP in eine Koalitionsregierung zu holen gedachte: man 
müsse den „wundergläubigen Massen die Eisenbartkur des Nationalsozialismus“ ver- 
ordnen, damit sie erkennen, daß der Faschismus in seinen Regierungstaten schnell 
scheitern würde (10). 

Schon am 3. Dezember 1931 wurde in einem Leitartikel des sozialdemokrati- 
schen „Vorwärts“ erklärt, daß man die Nazis „lieber heute als morgen an die 
Regierungsmacht ‚heranlassen‘ “, wenn diese die Spielregeln der Demokratie... . be- 
achten“; „der ganze Schwindel wäre dann sehr schnell zu Ende.“ 

Und seit November 1931 lehnte die SPD- und ADGB-Führung sämtliche Ein- 
heitsfrontangebote der KPD und RGO ab und unterstützte faktisch die Besetzung 
parlamentarischer oder staatlicher Verwaltungsstellen durch Faschisten, indem sie 
keine eigenen Kandidanten aufstellten, die von der KPD unterstützt worden wären 
(z.B. Reichstagspräsident). Sie lehnte nicht nur einen gemeinsamen bewaffneten 
Widerstand ab, sondern sogar den gemeinsamen Generalstreik am 21.1.1933, 

Und nach dem 30. Januar 1933 zog eine Delegation der SPD durch andere 
Länder Westeuropas, um andere Parteien der Zweiten Internationale davon abzuhal- 
ten, über die faschistischen Terrormaßnahmen zu berichten, damit die Sozialdemo- 
kratie und die Gewerkschaften nicht gefährdet würden (11). 

Ja, die SPD-Führung schloß 1933 sogar ganze Ortsgruppen ihrer Jugendorga- 
nisation SAJ aus, weil sie mit dem ‚‚illegalen“ Kampf gegen den Faschismus began- 
nen (11a). 

Meiner Ansicht nach stellt Niels Kadritzke in der geraden Nachfolge Trotzkis 
in kruder Weise „die“ Demokratie ‚dem‘ Faschismus gegenüber, zieht einen tiefen 
Graben zwischen ‚‚der“ „reformistischen‘ Partei und der NSDAP. Dieser tiefe Gra- 
ben existierte nicht mehr, da ‚‚die“ bürgerliche Demokratie schon nicht mehr be- 
stand, als der Faschismus auf legale Weise die Macht übernahm. In der tiefen ökono- 
mischen und politischen Krise des Kapitalismus und seines Staates verteidigten 
sämtliche bürgerlichen Parteien einschließlich der SPD mit terroristischen Mitteln 
den bürgerlichen Staat. Ich unterschätze dabei keineswegs den qualitativen Sprung 
zwischen Hitler- und Präsidialregierungen. 

Die Unrichtigkeit der Theorien von der prinzipiellen Unvereinbarkeit von 
Faschismus und Sozialfaschismus zeigt auch das Beispiel des Pilsudski-Polen, in dem 
die Gewerkschaften formal unangetastet blieben und zur „Agentur des Faschismus“ 
in der Arbeiterklasse wurden (Manuilski). 

Der Terror, mit dem die SPD-Führung die Abwälzung der Krise auf die Werk- 
tätigen zusammen mit anderen bürgerlichen Parteien politisch durchsetzte, die na- 
tionalistische, die Volksgemeinschaftsideologie, die Leier vom gemeinsamen Gürtel, 
den es enger zu schnallen gilt, sogar der rigorose Abbau demokratischer Rechte 
unter der Regierung Müller und mithilfe der SPD- und ADGB-Führung während der 
Präsidialregime und die Wegbereiterfunktion der SPD- und ADGB-Führung für den 


10 Jürgen Bay, der andere ‚‚20. Juli“, in: Die Zeit, Nr. 29 vom 21.7. 1972, 8.40 

11 Chronik zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 2, Berlin/DDR 1966, 
8. 316 

lla Braunthal, Julius, Geschichte der Internationale, Bd. 2, Hannover 1963, S. 404 
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Faschismus — das alles für sich genommen, ist für mich noch nicht ausschlaggebend, 
um die Richtigkeit der Einschätzungen über den Sozialfaschismus zu beweisen. Es 
kommt ein Moment hinzu, das im Programm der heutigen KPD folgendermaßen 
bestimmt wird; ich zitiere sinngemäß: 


Die sozialdemokratischen Führungsgruppen können bei einer tiefgreifenden ökonomischen und 
politischen Krise des Kapitalismus und seines Staates zum Sozialfaschismus verkommen: entwe- 
der in der Form der von ihnen getragenen terroristischen Diktatur über die Arbeiterklasse oder 
in der Form der Arbeitsteilung mit einem regierenden Faschismus oder als Wegbereiter des 
Faschismus. Diese möglichen Entwicklungen werden von dem Stand der Klassenkräfte und von 
der Monopolbourgeoisie abhängen und davon, ob es der SPD-Führung gelingen wird, den reak- 
tionären Gewerkschaftsapparat in das terroristische Unterdrückungssystem einzugliedern. 


Wie verhielt sich also der Gewerkschaftsapparat vor dem Sieg des Faschismus und 
zu Beginn seiner Regierungszeit? Bei der Beantwortung dieser Frage komme ich zu 


Kadritzkes 2. These 


Die SPD- und ADGB-Führung war niemals zu einer Arbeitsteilung mit dem regieren- 
den Faschismus bereit. 

Demgegenüber meine These: Die ADGB-Führer [teilweise auch die 
SPD-Führung) hofften auf ein Arrangement und eine Arbeitsteilung mit den Faschi:- 
sten. Nachdem die ADGB-Führer, ideologisch und teilweise in Personalunion mit 
der SPD-Führing verwachsen, von 1929 bis 1933 in Zwangsschlichtungen den 
Lohnraub sanktionierten, die Großen Streiks abwürgten und für illegal erklärten, 
Streikbruch organisierten, Kommunisten und andere Streikleiter denunzierten, sich 
gezielt an der Rausschmißpolitik gegen Kommunisten beteiligten, ganze Ortsverbän- 
de aus dem ADGB ausschlossen, Gewerkschaftswahlen annulierten und andere de- 
mokratische Rechte der Gewerkschaftsmitglieder außer Kraft setzten, waren die 
ADGB-Führer mindestens seit dem 9. September 1973 bereit, den faschistischen 
Vorstellungen von einer verstaatlichten ständischen Gewerkschaft Vorschub zu lei- 
sten. 

Am 9.September 1932 nämlich, also nicht erst unter Reichskanzler Schlei- 
cher, sondern bereits unter Papen, trafen sich zu Verhandlungen: ein Vertreter 
Papens, Schleicher (Reichswehrminister), Vertreter der faschistischen Gewerkschaf- 
ten und Vertreter des ADGB. Um die Ungeheuerlichkeiten der ADGB-Politik dieser 
Jahre zu demonstrieren, muß ich eine längere Passage aus dem Verhandlungsproto- 
koll zitieren: 


„»... der Wirtschaftstheoretiker der NSDAP, Herr Wagner,... entwickelt seine bekannten 
Ideen von den ständischen Aufgaben der Gewerkschaften, die in ihrer heute rein klassenkämpfe- 
rischen (!) Gestalt vom Wesen der wahren Gewerkschaft, d.h. Zusammenschluß einer Arbeits- 
und Arbeitergemeinschaft, sich allzu weit entfernt hätten... Die praktische Konsequenz dieses 
Grundsatzes sei der Einbau der Gewerkschaften in den staatlichen Apparat. Zuerst Zusammen- 
fassung aller bestehenden Arbeitnehmerorganisationen nach Fachgebieten, sodann eine Art 
Zwangsmitgliedschaft und dann Übernahme des gesamten dazu notwendigen Apparates durch 
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den Staat.... 

Sodann sprach äußerst vorsichtig und zurückhaltend Herr Eggert (ADGB), der ohne weite- 
res erkennen ließ, daß er grundsätzlich mit dem Ziele der Verstaatlichung einverstanden sei. Er 
machte dann aber auf die außerordentliche Schwierigkeit der Zusammenfassung so heterogener 
Elemente aufmerksam. (Zwischenruf des Herrn Wagner: Es handelt sich ja dann um eine Behör- 
de, was allseitig (!) mit Heiterkeit quittiert wurde.) Eggert glaubte, daß es praktischer sei, zuerst 
mit einer Machtanhäufung der Gewerkschaften zu beginnen, bevor man an die Verstaatlichung 
herangehe. Die Gewerkschaften, für die er spreche, könnten nicht so ohne weiteres auf die 
wertvollen, jetzt noch revolutionären Kräfte verzichten, die bei einer offenen (!) Verstaatli- 
chung unter ständischen Gesichtspunkten sich einem dahin zielenden Zwang mit allen Mitteln 
widersetzen würden. Andererseits sei bei der Hereinnahme dieser Kräfte mit deren Überhand- 
nehmen und einem Durchkreuzen der vorgetragenen Absichten in bolschewistischem Sinne zu 
rechnen. Man muß daher allen Organisationen Zeit lassen, diesen Gedankengängen assimiliert zu 
werden, Durch die Ideologie der Gewerkschaften (!) sei die Assimilation schon weit, aber noch 
nicht weit genug fortgeschritten..... 

Zum Schluß dankte Herr von Schleicher nochmals und betonte die erfreuliche sachliche 
Übereinstimmung...“ (12) 


Diese Protokolle zu Verhandlungen, die noch nicht unter faschistischem Terror 

zustandekamen, machen verschiedenes deutlich: 

— Die ADGB-Führer wollten ebenfalls eine Verstaatlichung und Umwandlung 
der Gewerkschaften in ständisch-faschistischem Sinne; 

_ es ging nur noch um das Wie dieser Umwandlung; die ADGB-Führer hatten 
vor allem taktische Bedenken und wollten sich Zeit lassen, ihre Mitglieder mit 
den Vorstellungen faschistischer Gewerkschaften vertraut zu machen; 

— die ADGB-Führer schätzten sich vollkommen richtig ein, wenn sie ihre ideolo- 
gische Vorarbeit für faschistische Gewerkschaften (,‚Assimilation‘“) betonten. 

In dieser Frage gab es allerdings Widersprüche zur SPD-Führung. Trotzdem zeigt die 

gesamte Politik der ADGB-Führer nach dem 30. Januar 1933, daß sie zu einer fa- 

schistischen Gewerkschaft und zu einer Arbeitsteilung mit dem regierenden Faschis- 
mus bereit waren. 

{Auf das meiner Ansicht nach ebenfalls sozialfaschistische Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramm und die Vorstellungen der SPD- und ADGB-Spitze zum Arbeits- 
dienst kann ich hier nicht eingehen.) 

Nach verschiedenen Erklärungen, in denen sie betonten, die sozialen Aufga- 
ben der Gewerkschaften müssen erfüllt werden, ‚„‚gleichviel welcher Art das Staatsre- 
gime ist“, traten die ADGB-Führer am 5. April 1933 „in Verhandlungen mit der 
NSDAP zur Vereinheitlichung des deutschen Gewerkschaftsiebens“ ein. In diesen 
Verhandlungen ging es ebenfalls nur noch um das Wie: die NSDAP-Veriteter traten 
selbstbewußter auf und stellten klar die Forderung nach der Führung. Einer der 
Führer des ADGB, Franz Grosse, schrieb am 15. April in der „Gewerkschaftszei- 
tung‘ eine Aufforderung zur Arbeitsteilung an die NSDAP: die neuen Machthaber 
müßten erkennen, daß sie in ihrem eigenen Interesse das faschistische Beispiel der 
Unterdrückung der Gewerkschaften (Italiens) nicht befolgen dürften: „Nur unter 
Berücksichtigung der auf eigener völkischer Grundlage gewachsenen Kräfte“ kann 
„die nationale Regierung das fremde Vorbild nicht nur erreichen, sondern .. auch 


12 Zit. nach Hannes Heer. Burgfrieden oder Klassenkampf, Neuwied 1972, S. 159 ff. 
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übertreffen“ (13). 

Das war eine offene faschistische Sprache. Und all dies zeigt deutlich, daß die 
ADGB-Führer zu Sozialfaschisten geworden waren, eben nicht erst unter dem terro- 
ristischen Druck der regierenden Faschisten, sondern bereits seit 1932. 

Einige Führer des ADGB hatten auch die parteipolitische Konsequenz gezo- 

gen: so trat der Leiter der zentralen ADGB-Schule in Bernau, Herman Seelbach, in 

die NSDAP ein. Er selbst schreibt über seinen Weg zur NSDAP, daß es bei der 

Umwandlung der Gewerkschaften seitens der ADGB-Führer keine nennenswerten 

Widerstände gegeben habe, daß viele Führer des ADGB auf der richtigen (der faschi- 

stischen) ‚Seite gestanden hätten (14). Über die Umwandlung seien sich alle einig 

gewesen, nur das Wie war auch innerhalb der NSDAP strittig. Hatte der „‚Führer“ 
noch am 5. April die Zusicherung gegeben, die Gewerkschaften nicht zu enteignen, 
so wurde am 2. Mai 1933, einen Tag nach dem auch von der ADGB-Führung unter- 
stützten „Tag der nationalen Arbeit“, das Eigentum der Gewerkschaften verstaat- 
licht und die Umwandlung der Gewerkschaft in die DAF erfolgte durch die Staats- 
gewalt: die Faschisten hatten es nicht mehr nötig, auf ihre Führungsrolle gegenüber 
den total verrotteten ADGB-Führern zu verzichten. Mit Widerstand brauchten die 

Faschisten nicht zu rechnen, da sich im Kern, nämlich in der Frage der Umwand- 

lung, alle einig waren. 

An dieser Stelle verkommen zwei „Argumente“ Kadritzkes vollends zur Ab- 
surdität: 

— Weil die Gewerkschaften verstaatlicht wurden durch faschistische Regierungs- 
gewalt könnten sich die ADGB-Führer gar nicht zu Sozialfaschisten, zu Wegbe- 
reitern des Faschismus, entwickelt haben. Das ganze eben angeführte Ma- 
terial beweist das Gegenteil. Es ging nur noch um die Führungsrolle. Der Mohr 
hatte seine Schuldigkeit getan. 

_ Als zweites „Argument“ führt Kadritzkeins Feld: ich verwechsle ständig die 
objektive und die subjektive Ebene: auch wenn die ADGB-Führer subjektiv zu 
einem Arrangement mit den Faschisten bereit waren, konnten sie doch objek- 
tiv die Vestaatlichung in die faschistische Ständegewerkschaft nicht durchfüh- 
ren, das sei den Faschisten vorbehalten geblieben. Dieses ‚Argument“ zeigt 
eine erschreckend mechanistische Bestimmung des Begriffs „objektiv“: es 
geht nicht nur bei der Bestimmung des Begriffs „objektiv“ um die Haltung 
der Kapitalisten, sondern die „objektive Funktion“ der ADGB-Führer war es 
gerade, den Faschisten bei der Eingliederung der Gewerkschaften in den fa- 
schistischen Staat bzw. in die DAF zu helfen. Diese „objektive“ Funktion zu 
erfüllen, waren die ADGB-Führer auch subjektiv bereit. 

Wer über diese Ungeheuerlichkeiten der ADGB-Führer schweigt oder sie als ‚„‚oppor- 

tunistisch‘, als Ausdruck der Angst vor dem Faschismus verharmlost, wer permanent 

über diese Politik der ADGB-Führer schon vor 1933 wider besseres Wissen kein 

Wort verliert, der leistet seinen „linken“ Beitrag zu den sozialdemokratischen Ge- 


13 Gewerkschaftszeitung vom 15. 4. 1933 
14 Hermann Seelbach. Das Ende der Gewerkschaften, Berlin 1934 
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schichtsfälschungen, wie wir sie gerade angesichts der 40jährigen Wiederkehr der 
faschistischen „Machtergreifung“ aufgetischt bekommen. 


Kadritzkes 3. These 


Die führenden Sozialdemokraten hätten keine Staatstheorie vertreten, nach der sie 
den demokratischen Staat und die „Planungs“elemente im Kapitalismus als Über- 
gangsform zum Sozialismus begriffen. 

Dagegen meine Feststellung: die SPD-Führer gingen am Ende der Weimarer 
Republik von einem Staat aus, der aus ökonomischer Notwendigkeit das „sozialisti- 
sche Prinzip der Planung“ innerhalb des Kapitalismus entwickelt habe. Diese Staats- 
theorie — Sozialismus innerhalb des Kapitalismus — mußte in der tiefen Krise der 
faschistischen Staatstheorie nahekommen. 

Belege für diese These: Zunächst Hilferdings Rede auf dem Kieler Parteitag 
1927, auf dem er sagte: 


„Organisierter Kapitalismus bedeutet also in Wirklichkeit den prinzipiellen Ersatz des kapita- 
listischen Prinzips der freien Konkurrenz durch das sozialistische Prinzip planmäßiger Produk- 
tion. Diese planmäßige, mit Bewußtsein geleitete Wirtschaft unterliegt in viel höherem Maße der 
Möglichkeit bewußter Einwirkung der Gesellschaft, das heißt nichts anderes, als der Einwirkung 
durch die einzige bewußte und mit Zwangsgewalt ausgestattete Organisation der Gesellschaft, 
der Einwirkung durch den Staat“ (15), 


Kadritzke behauptet nun, diese Vorstellungen seien in der Krise aufgegeben worden. 
Das ist falsch, wie sich aus zahlreichen Dokumenten ergibt. Braunthal, ein führender 
Kopf der Sozialdemokratie, sprach auch 1931 vom „schmerzlichen Übergangszu- 
stand“ vom Staatskapitalismus zum Sozialismus, und Hilferding selbst verteidigte 
die staatlichen Aufkäufe der bankrotten Gelsenkirchen AG durch den Staat 1933 
und sagte, damit sei ein „ganzes Stück Marxismus vollzogen“ (16). Und Naphtali, 
ein führender Gewerkschafter, erklärte die staatliche Subventionspolitik als ‚„‚Hilfe- 
stellungen des Staates für den Umbau des Staates in sozialistischem Sinne“ (17). 
Und für Braunthal sind es gerade die Krisenerscheinungen und die ständigen Eingrif- 
fe des Staates in die Wirtschaft, die die Voraussetzungen für den staatlichen Umbau 
zum Sozialismus schaffen. 

Die Kette dieser Argumente ließe sich beliebig fortsetzen. Besonders deutlich 
wird diese Argumentation nach der Veröffentlichung des Roosevelt-Programms, das 
in der gesamten Zweiten Internationale als Übergang zum Sozialismus gefeiert wur- 
de. Und Otto Bauer, der führende Kopf der Zweiten Internationale, schrieb noch 
1930, „daß jedes Stück Sozialismus, das wir heute schon erobern, den Bereich der 


15 Protokolle des Kieler Parteitags, Raubdruck, S. 168 

16 Braunthal, in: „Leipziger Volkszeitung‘ vom 24, 12. 1931. Hilferding zit. nach A. Foga- 
rasi! Der Bankrott der Theorien des Sozialfaschismus am Ende der kapitalistischen Stabi- 
lisierung, Moskau-Leningrad 1934, S. 37 

17 Ebd., S. 38 
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kapitalistischen Anarchie . . einschränkt“ (18). Staatliche Eingriffe als Elemente des 
Sozialismus — das sind die Kernthesen der gesamten sozialdemokratischen Staats- 
theorien auf der Grundlage des „organisierten Kapitalismus oder des Staatskapitalis- 
mus“, 

Diese Kernthesen sind besonders gefährlich in einer Situation der akuten 
Bedrohung durch den Faschismus, der ebenfalls einen Sozialismus propagierte, ohne 
die bolschewistische Revolution und ohne die „Eigentumsfrage“ zur Hauptfrage zu 
machen. So schrieb der Sozialdemokrat Vandervelde: ‚‚Das große Problem des So- 
zialismus ist im Moment nicht so sehr das Problem des Eigentums, als vielmehr der 
Freiheit‘ (19). 

Mir ist nicht unbekannt, daß das Scheitern der „Reformpolitik“ seit 1929 ein 
hilfloses Wuchern ‚neuer‘ Staatstheorien innerhalb der Sozialdemokratie hervor- 
rief. Ich kann wegen der Kürze des mir zur Verfügung gestellten Raumes nur die 
„linken“ Sczialisten auf dem Kongreß der Sozialistischen Partei Frankreichs (Juli 
1933) zitieren, die den „Rechten“ zuriefen: „Ihr seid Reformisten ohne Refor- 
men!“ Worauf sie die passende Antwort erhielten: „Und ihr seid Revolutionäre 
ohne Revolution!“ (20) 

Ebenfalls wegen der Kürze des Raumes kann ich nur knapp eingehen auf 


Kadritzkes 4. These 


Die Wirtschaftsdemokratie der SPD- und ADGB-Führung war reine reformistische 
Illusionsmacherei — nicht mehr. 

Dazu meine Stellungnahme: in der Tat — die Wirtschasftsdemokratie war 
Illusionsmacherei vor der Krise. (Hier habe ich auch eine kritische Haltung gegen- 
über der Darstellung der KPD und Komintern.) Worum es aber geht, ist folgendes: 
Die wirtschaftsdemokratischen Vorstellungen basierten auf eben der Theorie vom 
organisierten Kapitalismus, auf eben der Staatstheorie, die staatliche Umverteilung, 
verbunden mit langfristiger Planung, als sozialistisches Prinzip feierte. In der Krise 
mußte diese Theorie umschlagen in die Praxis der staatlichen Umverteilung zu 
Lasten der Arbeiterklasse und zu Gunsten der Subvention des Kapitals. 

Genau dies tat die SPD- und ADGB-Führung. Sie sanktionierten den Lohn- 
raub in Zwangsschlichtungen und faktischer Arbeitsgemeinschaftspolitik, auch 
wenn — worauf Kadritzke triumphierend hinweist — die sog. Arbeitsgemeinschaften 
aus Kapital, Staat und Gewerkschaftsführung nach bisherigen Quellen wohl nur 
einmal unter diesem Namen im Juni 1930 zusammentraten. Aber es geht um die 
Praxis und Kadritzke fällt herein auf die SPD-Ideologie, wenn er die gesamte staatli- 
che Zwangsschlichtung unter Beteiligung der SPD- und ADGB-Führer, ihre gesamte 
Lohnraubpolitik nur deshalb nicht als Arbeitsgemeinschaftspolitik bezeichnet, weil 
die Gewerkschaftsführer sie nicht so nannten. 


18 Ebd., 5.51 


19 Zit. nach ‚„‚Unter dem Banner des Marxismus“, 1934, Heft 1,S.79 
20 Ebd,, S. 60 
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In dem Arbeitsgemeinschaftstreffen im Juni 1930 wurde festgelegt, daß ‚‚in 
der Volkswirtschaft alle Störungsmomente möglichst aus(ge)schaltet, insbesondere 
die Gefahr von Arbeitskämpfen auf ein Minimum reduziert‘ werden sollien (21). 

Auch wenn die Gewerkschaftsführer nicht mehr von Arbeitsgemeinschaften 
sprachen, so verhielten sie sich doch danach. Oder wie erklärt sich Kadritzke, daß 
sich die ADGB-Führer an allen Zwangsschlichtungen beteiligten, die die Löhne weit 
unter das Existenzminimum drückten? Und daß die ADGB- und SPD-Führer selbst 
in den staatlichen Schlichtungen saßen. Indem Kadritzke die ‚„‚reformistische‘“ Ideo- 
logie in den Vordergrund und die Praxis der Bonzen in den Hintergrund rückt, 
verhält er sich mindestens als schlechter Intellektueller. Daß diese faktische Arbeits- 
gemeinschaftspolitik eben die gleiche Funktion wie die faschistischen Arbeitsge- 
meinschaften in der Krise erhalten und teilweise auch ähnlich begründet wurden, 
gerät Kadritzke so vollends aus dem Blickfeld. 

Zum Schluß kann ich nur bedauernd feststellen, daß angesichts der mir aufer- 
legten Kürze nur ein Teil der Probleme angegangen werden konnte. Ich bin aber 
gerne bereit, zu den hier nicht behandelten Punkten in weiteren Aufsätzen Stellung 
zu beziehen, so z.B. 

_ zu der KPD-Politik 1928 bis 1933, insbesondere zu der Frage, warum die 
Bolschewisierung und die „Organisationsfrage“, die Kadritzke so unter- 
schätzt, für uns eine so zentrale Bedeutung besitzt gerade für die Gewinnung 
der Arbeiterklasse und anderer unterdrückter Schichten des Volkes; (unerhört 
finde ich die Gleichsetzung der „Schuld“ von SPD und KPD für den Sieg des 
Faschismus bei Kadritzke); 

_ zu dem Vorwurf, die „Theorie“ vom Sozialfaschismus habe zur „Faschis- 
mus-Blindheit“ geführt; 

= zu der Frage, warum wir die jetzige SPD-Politik nicht als sozialfaschistisch be- 
zeichnen; 

— zu der Bedeutung des „Begriffs“ Sozialfaschismus als Kampfbegriff. Ist es 
immer notwendig, einen analytisch für richtig gehaltenen Begriff in der Propa- 
ganda zu benutzen, wenn er den sozialdemokratischen Mitgliedern noch nicht 
klar ist, weil er ein Begriff der Marxisten-Leninisten ist? (Inzwischen würde 
ich diese Frage bejahen.) 

= Insbesondere würde ich gerne klarmachen, daß fast alle Kritiker des „Sozialfa- 
schismus-Begriffs“ in heutigen strategischen Diskussionen ausschließlich vom 
klassischen Faschismus als der einzig möglichen faschistischen Entwicklung 
ausgehen. Gerade französische Kommunisten (z. B. Geismar) haben versucht, 
am Beispiel der USA oder Argentiniens den Zusammenhang von Staat und 
faschistischen Maßnahmen heute neu zu bestimmen. 

Obwohl all diese Probleme hier nicht behandelt werden konnten, hoffe ich trotz- 

dem, daß dem Leser schärfer der Kern der Auseinandersetzung um den Sozialfa- 

schismus vor Augen getreten ist und daß die Einschätzungen der Kommunisten 
nicht leere oder dogmatische Behauptungen sind, sondern Realität der Politik der 

SPD- und ADGB-Führung treffen: daß diese aktiv und terroristisch Wegbereiter des 


21 Deutsche Allgemeine Zeitung vom 4. 6. 1930 
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Faschismus waren, daß sie rechtliche und ideologische Vorbedingungen für den Sieg 
des Faschismus schufen, daß sie Elemente der faschistischen Ideologie aufnahmen 
und mit terroristischen Mitteln die Verelendung der Arbeiterklasse durchsetzten. 
Kadritzke sollte Farbe bekennen und Antwort auf die Frage geben, warum er 
permanent den SPD-ideologen oder Brüning mehr Glauben schenkt als den Kommu- 
nisten, warum er ständig die Theorie und Praxis der SPD- und ADGB-Führer ver- 
harmlost oder verschweigt. Wem nützt diese Haltung? Es geht heute darum, die 
Verbrechen der SPD- und ADGB-Führung wieder ins Gedächtnis zurückzurufen! 


Materialien und Untersuchungen zu Kapital- 
j bewegung, Staatsapparat und Klassenanalyse 
in den Industriezentren der BRD und der EG 


Harry W. Jablonowski, Johanna Offermanns 


Teilkrise ohne Ende 


Eine Untersuchung über den industriellen „Strukturwandel” im Ruhrgebiet 

Welche Kapitalbewegungen stecken hinter der sogenannten „Strukturkrise” 

im größten industriellen Ballungszentrum Europas? Mit welchen Strategien 

antworten Kapital und Staat auf die verschlechterten Verwertungsbedingun- 

gen in einzeinen Wirtschaftssektoren und Regionen (Zentralisation, Rationali- 

sierungen, Entlassungen, Kapitalexport usw.)? Welche Konsequenzen hat die- 

se Teilkrise für die Arbeiterklasse? 

Unter diesen Fragestellungen werden zahlreiche Informationen aus Progno- 

sen, Statistiken und Berichten wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinsti- 

tute usw. aufgearbeitet und gleichzeitig einige wichtige Untersuchungsmetho- 

den der bürgerlichen Regionalanalyse kritisiert. 

Die Arbeit kann also 

1. über Methodenkritik hinaus Argumente gegen die Theorie und Propaganda 
von der Krisenelastizität des kapitalistischen Systems liefern; 

2. methodische Anregungen für die Erstellung politökonomischer Analysen 
geben; 

3. zur materialistischen Einschätzung der zahlreichen Teilkrisen in Industrie- 
zentren der EG, Japans und der USA beitragen, deren Charakter der bürger- 

liche Begriff „Strukturkrise’ verdeckt. 


E Das Buch erscheint im Verlag des Politiaden Erlangen im Herbst 1974. Ca. 
. 340 Seiten, ca. 13,00 DM. 
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Antwort auf v. Platos vier Thesen zur Sozialfaschismus-Theorie 


Niels Kadritzke 


Die Replik v. Platos auf meine Kritik an seinem Neuaufguß der Sozialfaschis- 
mus-Thecrie ist insofern entwaffnend, als sie sich in wesentlichen Punkten gar nicht 
auf meine Position bezieht, weil v. Plato diese entweder entsiellt wiedergegeben 
oder gar nicht verstanden hat. 

Das versetzt mich in die Lage, anstelle einer ausführlichen Gegenkritik auf 
meine ursprüngliche Polemik in PROKLA Nr. 11/12 zurückzuverweisen und mich 
an dieser Stelle mit einer Antwort zu begnügen, die in aller Kürze auf v. Platos vier 
Thesen eingeht und erneut aufzeigt, daß der Sozialfaschismus-These ein weitgehen- 
des Unverständnis für die materiellen Grundlagen sowohl des Reformismus als auch 
des Faschismus zugrundeliegt. 

Vorweg will ich festhalten, daß v. Plato auf die meisten jener für seine Beweis- 
führung wichtigen Punkte nicht eingeht, in denen ich ihm unwissenschaftliches 
Vorgehen nachgewiesen habe. Auf diese Kritik einzugehen, hätte erfordert, die 
reklamierten Fehler entweder zu bestreiten oder aber sie einzugestehen, um sodann 
ihre Tragweite mithilfe anderer, als durchschlagender ausgewiesener Belege anstelle 
der nachweislich schiefen Interpretationen, falschen Zitate und trüben Quellen zu 
relativieren. Stattdessen gibt v. Plato den Vorwurf unwissenschaftlicher Fälschun- 
gen an mich zurück. Soweit sich dieser Vorwurf mit dem ersten Blick auf meine 
angeblichen „Fälschungen und Unterstellungen“ von selbst erledigt (1), brauche ich 


1 So habe ich (vgl. Anm. 1 bei v. Plato) richt behauptet, 
— v. Plato gehe auf Trotzkis konkrete Einheitsforderungen überhaupt nicht ein, sondern 
vieimehr bemängelt, daß er sie im Zusammenhang mit den Auswirkungen der Sozialfa- 
schismus-Propaganda auf die Einheitsirontpolitik nicht berücksichtigt und damit Tıotz- 
kis diesbezügliche Kritik an der KPD um eine wichtige Dimension verkürzt 
(PROKLA 11/12, S. 61, Anm. 9). 
— v. Plato habe die zwei von mir hervorgehobenen unterschiediichen Begründungen der 
Sozialfaschismus-These gar nicht gesehen, sondern vielmehr kritisiert, daß er sich über die 
Vieldeutigkeit des Begriffes in der Verwendung durch die KPD als Problem ganz allge- 
mein hinwegsetzt und in seinen eigenen Definitionen einen fest umrissenen Sinn des 
historischen Begriffs simuliert (PROKLA 11/12, $S. 63). 
— v.Plato sei auf das „Programm zur nationalen und sozialen Befreiung...“ nicht 
ausführlich genug eingegangen, vielmehr habe ich seine unkritische Einschätzung dieses 
Programms bemängelt (PROKLA 11/12, S. 61, Anm. 11; den an dieser Stelle plazierten 
allzu spitzfindigen Seitenhieb gegen den KSV ziehe ich zurück, weil in der Tat offenblei- 
ben muß, ob es sich bei der Verkehrung der Reihenfolge von ‚‚national‘‘ und „sozial“ in 
der KSV-Publikation um eine bewußte Fälschung oder um eine unbewußte Kritik an der 
KPD von 1930 gehandelt hat). 
Schließlich habe ich lediglich konstatiert, daß v. Plato auf S. 175 seines Buches explizit 
die Lohntheorien der Nöltings mit der Braunthals gleichsetzt, obwohl die angeführten 
Zitate einander direkt entgegenstehen. Ich habe auf diesen für jedermann ersichtlichen 
Widerspruch nur beiläufig hingewiesen (PROKLA 11/12, S. 68) und keinerlei „Verwi- 
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mich dazu nicht ausführlich zu äußern. Interessant bleibt deshalb nur ein Punkt, in 
dem v. Plaio meine Kritik richtig wiedergibt, ohne allerdings rechtzubehalten: unser 
Autor besteht auf der „faschistischen“ Ablehnung der Frauenarbeit durch den 
ADGB und zeigt damit seine Unfähigkeit, ganz offensichtliche Irrtümer zu korrigie- 
ren. Der Wille zum Nachweis der vorausgesetzten These bringt vielmehr neue Fehl- 
schlüsse hervor; denn natürlich wird das Einkommen einer Arbeiterfamilie im 
Durchschnitt erhöht, wenn die Männer die Arbeitsplätze der Frauen einnehmen und 
damit das einzige Familieneinkommen in eine höhere Lohnkategorie rückt (2). 

Wer den Unterschied zwischen dieser reformistischen Forderung des ADGB 
und der faschistischen Ideologie von der „natürlichen Bestimmung“ der Frau als 
Hüterin von Haus, Herd und möglichst blonden Kindern nicht sieht (3), der will 
eben keinen Unterschied zwischen Reformismus und Faschismus wahrhaben. Auch 
in seinen Antworten auf die mir zugeschriebenen Thesen demonstriert v. Plato, wie 
Reformismus und Faschismus ununterscheidbar ineinander verschwimmen, wenn 
man das politische Panorama der Weimarer Zeit von einem Standpunkt aus be- 
schreibt, der — hoch über den wirklichen Verhältnissen angesiedelt -- weder Klas- 
senbasis noch politische Funktion von Reformismus und Faschismus, und schon gar 
nicht ihre jeweilige Beziehung zu den konkreten Interessen des Kapitals genauer zu 
betrachten erlaubt. 

So versucht v. Plato in seinen Ausführungen zu These II für die Zeit vor 1933 
den aktiven Willen der ADGB-Führung nachzuweisen, die reformistischen Gewerk- 
schaften in „faschistische Gewerkschaften“ umzuwandeln. Er stützt sich dabei auf 
einen überinterpretierten Protokollauszug, der natürlich über die wirkliche politi- 
sche Taktik des ADGB gegenüber den politischen Bemühungen des Generals 
v. Schleicher, den linken Flügel der NSDAP und die freien Gewerkschaften für seine 
Pläne einer „sozialen“ Militärdiktatur zu gewinnen, keine authentische Auskunft 
geben kann (4). Dagegen zeigt die Ablehnung einer gewerkschaftlichen Beteiligung 
an der Querfront Schleichers im Dezember 1932, daß sich innerhalb von SPD und 
ADGB die skeptische Haltung gegenüber einer von der Reichswehr getragenen Lö- 
sung durchgesetzt hat, die im übrigen — was wohl auch v. Plato nicht behaupten 


schungsideologie“ daraus gemacht. Die prinzipiellen theoretischen Unklarheiten v. Platos 

habe ich im Gegenteil gerade an den grundsätzlichen Fragestellungen zu demonstrieren 

gesucht. 

Wobei nicht zu vergessen ist, daß die ADGB-Forderung sich auf einen Zustand bezieht, in 

dem schon die Bestimmungen der Arbeitslosenversicherung dahin wirkten, daß die Arbei- 

terfamilien in der Regel nur Einkommen aus einer Quelle bezogen haben. Genau diese 

Voraussetzung läßt v. Plato offensichtlich außer Acht, wenn er behauptet (Anm. 1), die 

Durchsetzung der ADGB-Forderung würde die Familieneinkommen verringert haben. 

3 An diesem faschistischen Ideologem gibt es im übrigen eine präzise und ausführliche 
Kritik des ADGB. Vgl. J. Grünfeld, Frauenarbeit und Faschismus, in: Die Arbeit, 
9. Jg. 1932, S. 424 ff. 

4 Eine authentische Interpretation der ADGB-Absichten müßte zusätzlich zu den Protokol- 
len externer Sondierungsgespräche die Aufzeichnungen ADGB-interner Beratungen zu 
diesem Thema heranziehen. Solche unumgänglichen quellenkritischen Überlegungen sind 
der urwüchsigen historischen Methode v. Platos aber konsequenter- und bezeichnender- 
weise fremd geblieben. 


un 
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will — keineswegs mit der faschistischen Diktatur selbst identisch gewesen wäre. 

Für die Zeit nach der „Machtergreifung“ habe ich demgegenüber die Überle- 
gungen skizziert, die der ADGB-Führung ihre Eingliederung in die NS-Diktatur 
akzeptabel und möglich erscheinen ließen. Diese Kapitulationsbereitschaft ändert 
aber nichts an der objektiven Tatsache, daß die Gewerkschaften durch die NS-Dik- 
tatur zerschlagen wurden. Diesen Vorgang kann v. Plato weder wahrnehmen noch 
klassenpolitisch einschätzen, weil er ganz offensichtlich von der späteren Existenz 
„faschistischer Gewerkschaften“ im Sinne ‚„ständischer‘“ Arbeiterorganisationen 
ausgeht, welche sich im Rahmen „faschistischer Arbeisgemeinschaften“ artikulieren 
konnten. Er demonstriert damit aber nur seine vollständige Unkenntnis des wirk- 
lichen Gesichts der NS-Diktatur, die entgegen ihrer eigenen Ideologie niemals di- 
stinkte Organisationen von Arbeitern zulassen konnte, sondern die Arbeiter in der 
„Deutschen Arbeitsfront‘“ als einer ‚„Einheitsorganisation von Einzelarbeitgebern 
und Einzelarbeitnehmern‘“ (F. Neumann) wie in den einzelnen „Betriebsgemein- 
schaften‘ dem kapitalistischen Führer-Eigentümer unterstellt und damit ihre Klas- 
senqualität viel offener enthüllt hat, als es ihre korporativistische Ideologie ver- 
rät (5). 

Vollends konfus wird v. Plato in seiner Antwort auf These IIl, die mir eine 
ziemlich unsinnige Behauptung unterstellt. Denn ich habe gerade gegen seine Inter- 
pretation darauf bestehen müssen, daß die reformistischen Theorien der Zwischen- 
kriegszeit den demokratischen Staat der bürgerlichen Gesellschaft als Übergangs- 
form zum Sozialismus auffassen und sich genau darin qualitativ von allen faschisti- 
schen Staatstheorien unterscheiden. Demgegenüber unterstellt v. Plato den refor- 
mistischen Theorien eine faschistische Qualität, weil sie angeblich die Möglichkeit 
eines „Sozialismus innerhalb des Kapitalismus“ ideologisierten. 

Dabei ist es gerade eine der Vorbedingungen für die Wirkung des Weimarer 
Reformismus in der Arbeiterklasse, daß die SPD im Gegensatz etwa zu ihrer Godes- 
berger Programmatik von heute am sozialistischen Endziel festhielt, was mit der 
gleichermaßen reformistischen, von v. Plato betonten Anschauung durchaus verein- 
bar war, durch sukzessive staatliche Eingriffe ließen sich sozialistische Teilmomente 
schon vor der schließlichen Umwälzung der Produktionsverhältnisse in der kapita- 
listischen Gesellschaft verankern. 

Ich habe nun lediglich behauptet, diese optimistische Auffassung vom unauf- 
haltsamen linearen Hineinwachsen in den Sozialismus sei durch die Krise erheblich 
gestört worden (6), ohne daß die SPD programmatisch auf die Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel als Voraussetzung für den vollendeten Sozialismus verzichtet 
hätte. Diese Tatsache entzieht aber seiner These von der faschistischen Qualität der 
sozialdemokratischen Theorie-Entwicklung den Boden, weil alle Varianten faschisti- 


9 Jede einigermaßen saubere bürgerliche Sozialgeschichte der NS-Diktatur sieht in diesem 
Punkt klarer als v. Plato, von den vorliegenden marxistischen Analysen ganz zu schwei- 
gen. Vgl. H. G. Schumann: Nationalsozialismus und Gewerkschaftsbewegung, Hannover 
und Frankfurt a. M. 1958. 

6 Dies läßt sich mannigfach belegen, u.a. durch das Referat Tarnows auf dem Leipziger 
Parteitag von 1931, in dem Hilferdings wirtschaftsdemokratischer Optimismus von 1927 
deutlich revidiert wird. 
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scher /deologie den Staat bekanntlich als Garanten einer gesellschaftlichen Harmo- 
nie bei grundsätzlich unveränderten Eigentums- und Produktionsverhältnissen vor- 
stellen. 

In seiner Entgegnung auf These IV versucht v. Plato schließlich, im Nachhin- 
ein jene Konfusion übersichtlich zu machen, die er in seinem Buch mit der Theorie 
der Wirtschaftsdemokratie und der Politik der Arbeitsgemeinschaften angerichtet 
hat. 

Uns kann dabei relativ gleichgültig bleiben, ob er — in vollendet idealistischer 
Wahrnehmung — eine in der konjunkturellen Stabilitätsphase begründete Theorie 
während der Krise in eine theoretisch ganz anders begründete Praxis „umschlagen“ 
zu lassen beliebt, anstatt materialistisch zu analysieren, wie die wirtschaftsdemokra- 
tische Ideologie unter dem Druck der ökonomischen Krise auch von den überzeug- 
testen Reformisten zurückgestellt werden muß. 

Wichtig ist vielmehr die Darstellung der angeblichen Arbeitsgemeinschaftspoli- 
tik selbst. V. Plato behauptet in seinem Buch, daß 1930 eine erneute Zentrale 
Arbeitsgemeinschaft installiert wurde, in der bis 1933 die lohn- und sozialpoliti- 
schen Klassenkompromisse ausgehandelt wurden. Dieser Begriff beschreibt eine re- 
gelmäßige Institution, die als zentrale Klärungs- und Beschlußinstanz für eine staars- 
freie und dennoch umfassend verbindliche Regelung der zentralen Probleme im Ver- 
hältnis von Kapital und Arbeit zu sorgen hat. Eine solche Institution hat es nach 
1930 nicht gegeben und ihre Existenz wird von unserem Autor auch nicht mehr 
behauptet (7). 

Stattdessen entschließt er sich jetzt, die Formen der Konfliktregulierung, die 
in der ganzen Weimarer Zeit rechtlich festgelegt und praktiziert wurden, als Arbeits- 
gemeinschaft zu bezeichnen. Das kann man machen, wenn man jede rechtlich nor- 
mierte Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit im Rahmen der bürgerli- 
chen Gesellschaft schon als Arbeitsgemeinschaft bezeichnen will. ich kann darin 
keinen Sinn erkennen, weil der Begriff sehr wohl dazu taugt, auf den verschiedenen 
Ebenen der Klassenauseinandersetzungen Phasen des quasi friedlich ermittelten In- 
teressenausgleichs von Phasen des verschärften Verteilungskampfes zu unterschei- 
den, wobei beide Formen der Klassenbeziehungen Möglichkeiten reformistischer 


7 Vgl. die Schilderung der gescheiterten Verhandlungen, auf deren bloße Ankündigung 
v, Plato seine These gestützt hat, in: Die Angestellten-Bewegung 1923-1931 (hrsg. vom 
AfA-Bund) Berlin, 1931, 8.71 f. Diese Verhandlungen haben aus gewerkschaftlicher 
Sicht ganz eindeutig erwiesen, „daß die Unternehmer ais Voraussetzung für die Gesun- 
dung der wirtschaftlichen Verhältnisse, eine Umkehr auf dem Gebiete der Finanz-, 
Wirtschafts- und Sozialpolitik‘ forderten, die letzten Endes der freigewerkschaftlichen 
Zielsetzung geradezu entgegengesetzt war... Die Politik der Arbeitgeber und ihrer Orga- 
nisationen hat in der Krisis zu einer Verschärfung des sozialen Kampfes geführt, die eine 
Verständigung durch solche wohlgemeinten Verhandlungen mit ihren Spitzenorganisatio- 
nen unmöglich machte“ (ebd., S. 72). Vgl. auch U. Hüllbusch: Die deutschen Gewerk- 
schaften in der Weltwirtschaftskrise, in: W. Conze/H. Raupach (Hrsg.), Die Staats- und 
Wirtschaftskrise des Deutschen Reiches 1929/33, Stuttgart 1967, S. 146 f. Ich habe die 
Tatsache der Beteiligung des ADGB an diesen Sondierungsgesprächen zunächst überse- 
hen, ihr Ergebnis bestätigt aber vollständig meine These von der ökonomischen Unmög- 
lichkeit einer erneuerten Arbeitsgemeinschaft {vgl. PROKLA 11/12, 8,75 £.). 
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Politik darstellen, die allerdings auf unterschiedlichen politischen und ökonomi- 
schen Rahmenbedingungen beruhen (8). 

Daß spätestens seit dem Ende der Großen Koalition — und schon angekündigt 
durch den Nordwest-Eisen-Streit 1928 — der verschärfte Verteilungskampf arbeits- 
gemeinschaftliche Konfliktlösungen unmöglich gemacht hat, kann nur leugnen, wer 
den defensiven Charakter der reformistischen Konfliktstrategie — angezeigt durch 
die von der Arbeitslosigkeit beeinflußte Streikscheu der Gewerkschaften (9) und 
ihre Konzentration auf Reallohnbehauptung bzw. staatliche Zwangsschlichtung zur 
Begrenzung von Lohnsenkungen usw. — als Indiz für konsensuale Klassenzusam- 
menarbeit mißversteht. Dies ist bei v. Plato zweifellos der Fall, weil er die politi- 
schen Ziele und Perspektiven der Kapitalseite vollständig außer acht läßt, die seit 
1928 in sich ständig verschärfender Polemik gegen den „Tarifstaat‘ im allgemeinen 
und gegen Schiedsurteile der Schlichtungsstellen im besonderen zu Felde zog. Denn 
Giese haben in ihren Augen aufgrund der Mitwirkung reformistischer Funktionäre 
jene in der Krise erforderlichen Lohnsenkungen verhindert, welche die Kapitalseite 
im offenen Schlagabtausch mit den durch die Furcht vor der zunehmenden Arbeits- 
losigkeit gelähmten einzelnen Abteilungen der Arbeiterklasse durchzusetzen ent- 
schlossen war (10). V. Platos völlig äußerliche, auf die Resultate der staatlichen 
Zwangsschlichtung fixierte Betrachtungsweise kann gar nicht herausfinden, in wel- 
chem Maße selbst die reformistische Defensivstrategie, die lediglich auf eine Begren- 
zung der materiellen Einbußen für die Arbeiterklasse gerichtet war, im Verlaufe der 
ökonomischen Krise mit der Klassenpolitik des Kapitals unvereinbar geworden ist. 

Damit ist schon der grundlegende Mangel angesprochen, der in v. Platos 
Hauptthese über der Charakter der Sozialdemokratie zum Ausdruck kommt und 
darüberhinaus seiner Kritik an meiner angeblichen These I zugrundeliegt. Meiner 
Charakterisierung der sozialdemokratischen Politik als reformistisch setzt er die 
Feststellung entgegen, die SPD-Führung habe seit 1914 ‚im Wesen eine Politik des 
Imperialismus‘ betrieben. Abgesehen von der unscharfen Formulierung ist an dieser 
Entgegensetzung außerordentlich erstaunlich, daß 
1. sich für v. Plato die reformistische und die in der Tat prinzipiell konterrevolutio- 
näre Funktion der Sozialdemokratie gegeneinander ausschließen, und 
2. unser Autor den Reformismus nur dort am Werk sieht, wo wirklich positive 
Reformen passieren. Wo solche Reformen zugunsten der Arbeiterklasse nicht mög- 
lich sind, wie in der Weltwirtschaftskrise, kann es demzufolge auch keinen Refor- 
mismus geben. Ähnlich wie bei der verharmlosenden Beschreibung faschistischer 
Politik bringt v. Plato auch hier ideologische Versprechungen und realisierbare Lei- 


8 Diese Unterschiede bedürfen zweifellos auch in der aktuelien gewerkschaftspolitischen 
Entwicklung einer genaueren Darstellung und Analyse. 
9 Dieser Zusammenhang ist ein Thema für sich. Hier genügt der Hinweis, daß die These, die 


Streikfähigkeit der Arbeiterklasse setze einen bestimmten Beschäftigungsgrad voraus, 
keinesfalls schon mit dem Hinweis auf ihre apologetische Funktion im reformistischen 
Denken erledigt ist. 

10 Für diese Agitationsrichtung, die das sozialpolitische Leitmotiv für die faschistische 
Orientierung insbes. der Schwerindustrie angibt, gibt es eine Fülle von Belegen. Vgl. 
insbes, die offizielien Entschließungen des RdI und anderer Kapitalvertretungen. 
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stungen begrifflich zur Deckung; jedoch hat ein solch unmittelbarer Begriff von 
Reformismus nicht nur mit dem von mir verwendeten Begriff nichts zu tun, son- 
dern ist auch so unsinnig wie die Beschränkung des Begriffs Sozialist auf bewußte 
Mitglieder sozialistischer Gesellschaften. 

Indem v. Plato uns seinen unsinnigen Reformismus-Begriff unterschiebt und 
diesen sodann für unvereinbar erklärt mit der Erkenntnis der prinzipiell konterrevo- 
lutionären Rolle des Reformismus, erschleicht er sich für seine Sozialfaschis- 
mus-These den alleinigen Anspruch, sowohl die Erscheinung eines ‚„Reformismus 
ohne Reformen“ als auch die konterrevolutionäre Rolle der Sozialdemokratie ana- 
lysieren zu können. 

Daß der Reformismus in seiner praktischen Krisenpolitik die Arbeiterinteres- 
sen letztlich dem Rückgang der kapitalistischen Konjunktur ausliefert, ist als 
Zwangsgesetz reformistischer Politik in der Krise völlig unumstritten und steht im 
Zentrum nicht nur der historischen, sondern auch der aktuellen Reformismus-Kri- 
tik, wie sie in dieser Zeitschrift formuliert wird (11). 

Die Beteiligung des Reformismus am Abbau reformistischer Errungenschaften 
bewegte sich aber seit 1929 in einem Widerspruch, den v. Plato in keiner Weise 
begriffen hat: den Erfordernissen der Krisenbewältigung kann die reformistische 
Politik mit Rücksicht auf ihre Klassenbasis gerade nicht in dem Maße Rechnung 
tragen, das die Kapitalseite für erforderlich hält und mit zunehmend antidemokrati- 
schen Mitteln durchzusetzen versucht. V. Platos Sündenregister der Müller-Regie- 
rung beschreibt also lediglich die eine Seite des widersprüchlichen Versuchs der 
Großen Koalition, die Krise wirtschaftspolitisch zu steuern. 

In dieser Darstellung, über deren schlampig ermittelte Einzelheiten in diesem 
Zusammenhang hinweggesehen sei, kommen zwei ebenso schwerwiegende wie cha- 
rakteristische analytische Fehler zum Vorschein. Zum einen beschreibt er die ‚‚Ver- 
antwortung‘‘ der Sozialdemokratie für die „ungeheure Verelendung“ der Arbeiter- 
klasse bis 1930 wie ein bürgerlicher Oppositionsstratege, welcher die jeweils „ver- 
antwortliche‘“ Regierung für alle gesellschaftlichen Entwicklungen einer Legislativ- 
periode staatspolitisch haftbar machen will; oder, am Beispiel verdeutlicht: wie der 
populistische Demagoge F.J. Strauß, der die sozialliberale Koalition von heute für 
die aktuelle Inflationsrate ‚‚verantwortlich‘“ macht, die bekanntlich eher etwas mit 
ökonomischen Erscheinungen auf Weltmarktebene zu tun hat. Zum anderen aber 
unterschlägt v. Plato — indem er sich auf die nackten Resultate der sozialpolitischen 
Exekution des ökonomischen Krisenverlaufs durch einen bürgerlichen Staat be- 
schränkt, der sich noch nicht seines reformistischen Kostgängers entledigt hat — die 
weit über dessen reformistisch gebremstes Programm hinausschießenden Forderun- 
gen und langfristigen Perspektiven des Kapitals. Diese zielen auf eine unmittelbare 
Verschärfung des lohn- und sozialpolitischen Abbaus und wollen darüber hinaus 
langfristig verhindern, daß mit dem Konjunkturaufschwung die aktiven reformisti- 
schen Bestrebungen zur lohn- und sozialpolitischen Kompensation der Arbeiterklas- 


11 So auch der Aufsatz über die „Bedingungen sozialistischer Gewerkschaftsarbeit‘ in PRO- 
KLA Nr. 13 und der über die „Theorie“ v. Oertzens von Heimann/Zeuner in diesem 
Heft. 
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se die Verwertungsbedingungen des Kapitals erneut begrenzen. Indem er diese Stoß- 
richtung der faschistischen Diktatur gegen die reformistische Politik überhaupt 
nicht sieht, kann v. Plato die sukzessive Verdrängung der Sozialdemokratie nicht als 
Moment des Faschisierungsprozesses ausmachen, damit aber auch die klassenpoliti- 
sche Tendenz dieses Prozesses in keiner Weise interpretieren (12). 

Nur wer, wie v. Plato, die Politik der SPD ohne Bezug auf die klassenpoliti- 
schen Bestrebungen der Kapitalseite darstellt, kann die bürgerliche Krisenpolitik der 
Großen Koalition bis 1930 ihrem Inhalt nach als sozialfaschistische Diktatur cha- 
rakterisieren, wie es v. Plato jetzt in schneidiger Zuspitzung aller schon in seinem 
Buch angesammelten Fehlurteile ganz offen tut. An dieser These vom ‚„sozialfaschi- 
stischen‘“ Inhalt der gerade an der kapitalgerechten Bewältigung der ökonomischen 
Krise gescheiterten bürgerlich-reformistischen Koalition zeigt sich ganz deutlich, zu 
welch blamablen Resultaten eine vergleichsweise aufwendige „materialistische‘“ Un- 
tersuchung kommt, wenn sie die ökonomischen und politischen Erfoigsbedingungen 
und Existenzvoraussetzungen sowohl des Reformismus als auch des Faschismus 
nicht auf dem Boden der bürgerlichen Gesellschaft und aus den Krisen ihrer ökono- 
mischen Reproduktion zu verstehen versucht. 

Daß damit nicht einmal die jeweils spezifische Funktion von Reformismus 
und Faschismus für die bürgerliche Gesellschaft verstanden ist, zeigt sich hinsicht- 
lich des Faschismus an den aufgezeigten Unklarheiten über das Verhältnis faschisti- 
scher Diktaturen zu jeder Art von Gewerkschaften ebenso wie in der Annahme, der 
reale Faschismus repräsentiere politisch, was er ideologisch verspricht, nämlich die 
„Arbeisgemeinschaft in der Krise“. Sein Unverständnis für Voraussetzungen und 
Funktion des Reformismus spiegelt sich darin, daß v. Plato auf zwei Fragen keine 


12 Vor der Frage, warum der Gewehr bei Fuß stehende Sozialfaschismus zur Krisenlösung 

nicht herangezogen wurde, muß v. Plato entsprechend kapitulieren. Außer einem histo- 
risch völlig unergiebigen Hinweis auf die ganz anders gelagerten polnischen Verhältnisse, 
hält er lediglich auf der subjektiven Ebene einen angeblichen Beweis für den Willen der 
SPD-Führung zur sozialfaschistischen Diktatur bereit. Die Rede von O. Wels, die im 
übrigen in die Zeit vor dem manifesten Beginn der Weltwirtschaftskrise fällt, ist allerdings 
seinerzeit von den Kapitalvertretern nicht als großzügiges sozialfaschistisches Angebot, 
sondern als erneuerte Drohung einer sozialdemokratischen Diktatur des Proletariats ver- 
standen und entsprechend kommentiert worden. Natürlich ist eine solche Interpretation 
so demagogisch wie die v. Platos, denn bei dieser großmäuligen Reklamation des Rechtes 
auf „diktatorischen Republikschutz‘“ handelt es sich lediglich um die illusionäre Vorstel- 
lung, die SPD könne in ihrem Zustand von 1929 — anders als noch 1923 — für eine 
klassenneutrale Überwindung politischer Krisen geradestehen, weil sie, wie Wels meinte, 
als einzige Partei „die Garantie für eine Rückkehr zur Demokratie“ biete, wenn die Krise 
überwunden sei (vgl. S. 14 des Protokolls: Sozialdemokratischer Parteitag Magdeburg 
1929, Berlin 1929). 
Die von Braun u.a. ausgedrückten Hoffnungen auf ein aisbaldiges Abwirtschaften einer 
an die Macht gelangten NSDAP, die v. Plato als weiteren Beweis für die sozialfaschisti- 
sche Einstellung der SPD-Führung anführt, demonstrieren alles andere als die Bereit- 
schaft, sich an einer solchen Diktatur zu beteiligen. Im übrigen stellt die Herausstellung 
solcher Zitate eine skrupellose Geschichtsfälschüng dar, wenn nicht zugleich darauf hin- 
gewiesen wird, daß die KPD im selben Zeitraum ebenfalls dieser für die Arbeiterbewe- 
gung äußerst verhängnisvollen Abwirtschaftungs-These anhing, die sich lediglich mit einer 
unmittelbaren Revolutionserwartung verknüpfte. 
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Antwort weiß, die für das Verhältnis von Reformismus und Faschismus entschei- 
dend sind: 

1. Warum die SPD im Verlaufe der Krise aus allen Positionen verdrängt wur- 
de, die ihr die wirtschaftspolitischen Entscheidungen des bürgerlichen Staates zu 
beeinflussen erlaubten. 

2. Warum die wirklichen Faschisten nach 1933 auch die reformistischen Orga- 
nisationen restlos zerschlagen und ihre „sozialfaschistischen‘“ Repräsentanten kon- 
sequent verfolgt haben (13). 

Im Begriff des Sozialfaschismus fallen also die Unfähigkeit zu einer histo- 
risch-materialistischen Analyse des Reformismus wie des Faschismus zusammen, 
weil beider politische Funktion für die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise sozusagen konjunkturneutral gleichgesetzt wird, anstatt ihr Verhält- 
nis zueinander im Kontext der Veränderungen bürgerlicher Klassenpolitik unter dem 
Druck der ökonomischen Bewegung zu analysieren. 

Das zeigt sich nirgends deutlicher als in der nunmehr auch offiziellen Pro- 
grammformulierung der selbsternannten ‚‚Partei der Arbeiterklasse‘, die — wie zu 
erwarten war — die Sozialfaschismus-Propaganda auf die heutige Sozialdemokratie 
anzuwenden versucht. Wenn es hier heißt, die ‚„Progromhetze gegen fortschrittliche 
Kräfte“ und der „vorbeugende Terror“ der SPD-Führung mache diese zum geeig- 
neten „Vollstrecker einer nochmaligen faschistischen Entwicklung“, so läuft dies 
auf nichts anderes hinaus als auf die in v. Platos Buch noch vorsichtig kritisierte 
radikale Sozialfaschismus-Version P. Merkers, die den Reformismus in Ländern mit 
stark entwickelter Arbeiterklasse als adäquaten Exekutor der faschistischen Dikta- 
tur vorsieht (14). 

Angesichts dieser programmatischen Aussage erledigt sich jener mildernde 
Umstand, den v. Plato in seiner Replik geltend macht, für die Einschätzung seiner 
Sekte von selbst: die jetzige Politik der SPD-Regierung sei noch nicht als sozialfa- 
schistisch bezeichnet worden. Denn daß die Politik der SPD — nach einer frappie- 
renden Zirkeldefinition im Programmentwurf (15) — erst nach Errichtung der so- 
zialfaschistischen Diktatur auch wirklich sozialfaschistisch ist, kann nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß v. Platos famose „Partei des Proletariats“ die SPD-Führung 
von heute ebenso wie die H. Müller-Regierung von 1930 für eine Verkörperung des 
Sozialfaschismus hält. 

Abschließend zwei Bemerkungen zu v. Platos melodramatischem Appell, „den 
Kommunisten“ — und das meint nicht nur pauschal die Weimarer KPD, sondern 
jeden, der sich heute für einen Kommunisten ausgibt — mehr Glauben zu schenken 
als den reformistischen Ideologen, die SPD schärfer zu kritisieren als die KPD usw. 


13 Auf meine Kritik an v. Platos absolut lächerlicher Antwort auf diese Frage in seinem 
Buch (vgl. PROKLA 11/12, S. 84) geht der Autor in seiner Replik bezeichnenderweise 
nicht ein. 

14 Vgl. PROKLA 11/12, S. 64 

15 Danach hängt die Frage, ob die Monopolbourgeoisie sich der SPD für ihre faschistischen 
Zwecke bedient, davon ab, ‚ob die Sozialdemokratie durch den Einbau des reaktionären 
Gewerkschaftsapparates in das System staatlicher Unterdrückung eine sozialfaschistische 
Diktatur errichten kann“ (S. 21 des Programmentwurfs). 
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Abgesehen davon, daß die damit implizierten Vorhaltungen meine Position 
nicht betreffen, liegt solcher Gesinnungs-Methodologie die Unterstellung zugrunde, 
wer die Sozialfaschismus-These als ein theoretisches Produkt der revolutionären 
Partei der Arbeiterklasse von gestern und heute ablehne, verharmlose damit die 
politische Funktion der Sozialdemokratie und rechtfertige gar ihre Politik vor der 
Arbeiterklasse. 

Zum einen kann es bei der historischen Analyse einer schwerwiegenden Nie- 
derlage der Arbeiterklasse nicht darum gehen, ‚den Kommunisten“ mehr oder we- 
niger Glauben zu schenken, sondern nur darum, ihre politischen einschließlich der 
theoretischen Fehler in aller Schärfe zu analysieren, soweit sie zu einer solchen 
Niederlage beigetragen haben. Das Gejammer über die prinzipielle Gemeinheit des 
Reformismus und seinen doch viel größeren Anteil an der Niederlage kann dabei die 
KPD zuallerletzt entlasten, denn: Nur wo der Reformismus in der Vertretung von 
Arbeiterinteressen notwendig versagt, hat die revolutionäre Arbeiterbewegung eine 
historische Chance gehabt, den politischen Zielen der Arbeiterklasse insgesamt ei- 
nen Schritt näherzukommen. Wo arbeiterfeindliche reformistische Politik nicht zu 
einem Moment erfolgreicher sozialistischer Politik geworden ist, hat zuallererst die 
revolutionäre Partei der Arbeiterklasse versagt. Und wo die reformistische Politik 
dazu herhalten muß, die Niederlage der Arbeiterbewegung als unausweichlich auszu- 
weisen, liegt in der Regel ein Versuch vor, die Fehler der revolutionären Richtung 
zu bemänteln und die Analyse dieser Fehler zu behindern. 

Zum anderen muß uns die moralisierende Grundtendenz in v. Platos Argu- 
mentation zu denken geben. Jede moralisierende Darstellung des Reformismus ver- 
fehlt seine wirkliche klassenpolitische Funktion und läuft auf eine idealistische 
Distanzierung von den tatsächlichen Verhältnissen in der Arbeiterschaft hinaus, weil 
sie den Reformismus nicht als Zustand von Arbeiterbewußtsein unter dem Eindruck 
bestimmter Erscheinungen des kapitalistischen Reproduktionszusammenhangs ana- 
Iysiert, und damit auch nicht die materiellen Bedingungen für den politischen Pro- 
zeß seiner Überwindung begreifen kann (16). 

Nicht diejenigen also verharmlosen den Reformismus, die die materiellen 
Grundlagen seiner ideologischen Wirkung in der Arbeiterklasse jeweils dem Ent- 
wicklungsgang der kapitalistischen Ökonomie entsprechend zu bestimmen versu- 
chen, sondern umgekehrt: diejenigen unterschätzen theoretisch und verniedlichen 
politisch die Bedeutung des Reformismus, die die Sozialdemokratie als sozialfaschi- 
stische Karrikatur propagieren und den Arbeitern mit diesem monströsen Popanz 
reformistisches Bewußtsein auszutreiben versuchen. 

Eine lediglich moralisierende Kritik am Reformismus und das lamentierende 
Selbstmitleid des „Revolutionärs“ ergänzen sich in der Argumentation v. Platos 
gegenseitig und repräsentieren das klassische Syndrom sektiererischer Hilflosigkeit 
vor den wirklichen Problemen der Arbeiterklasse. 

Der richtigen Forderung sozialistischer Arbeiterpolitik, an die der bürgerli- 


16 Der Vorwurf, eine Weißwaschung des blutbefleckten Reformismus zu betreiben, be- 


herrscht auch die ansonsten fast nur mit Entstellungen meiner Kritik arbeitende Polemik 
gegen meinen Aufsatz in der KSV-Zeitung „Dem Volke dienen“ (Mai 1974). 
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chen Gesellschaft verhafteten Momente im Arbeiterbewußtsein anzuknüpfen, 
kommt die politische Programmatik studentischer Sekten nur in der hoffnungslos 
verdrehten Form nach, daß sie mit einer idealistisch begründeten Mission auf das 
Proletariat losgeht, um dessen Bewußtsein vermittels moralisierender Gegen-Propa- 
ganda einfach umzudrehen. 

Einen in letzter Wirkung harmloseren Gegner als einen, der die reformistische 
Wirksamkeit des Reformismus derart eklatant unterschätzt, kann sich die Sozialde- 
mokratie von heute gar nicht wünschen. 


17 Vgl. dazu Rabehl/Spohn/Wolter: Historische und politische: Voraussetzungen der Kritik 
Mandelbaums am Sozialdemokratismus und Leninismus, Nachbemerkung zu: K. Mandel- 
baum, Sozialdemokratie und Leninismus, Zwei Aufsätze, Berlin 1974, S. 104 f. Zum 
Verhältnis reformistischen Arbeiterbewußtseins zur Oberfläche der kapitalistischen Re- 
produktion vgl. insbes. die einschlägigen Darlegungen in den Arbeiten des Projekts Klas- 
senanalyse. 
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Vorbemerkung zu: 
David Yaffe, Die Krise der Kapitalverwertung — eine Kritik der Thesen 
von Glyn/Sutcliffe 


I. 


In der letzten Ausgabe der „Probleme des Klassenkampfes“ haben wir den ersten 
Teil des Artikels „Entwicklungsphasen und -tendenzen des Kapitalismus in West- 
deutschland“ veröffentlicht, der ursprünglich in diesem Heft fortgesetzt werden 
sollte (1). Auf der im Rahmen der Redaktionskonferenz stattgefundenen intensiven 
Diskussionen insbesonders um die akkumulationstheoretischen und politischen Im- 
plikationen des Artikels haben wir uns entschlossen, das vorgelegte Manuskript des 
zweiten Teils gründlicher als zunächst vorgesehen zu überarbeiten und zu ergänzen. 
Eine solche gründliche Überarbeitung konnte aber von uns in der bis zum Satz der 
vorliegenden Ausgabe zur Verfügung stehenden Zeit nicht mehr geleistet werden, 
weshalb der Artikel erst in der Nummer 16 der PROKLA erscheinen wird. Eine 
Kurzfassung des gesamten Artikels wird aber im Herbst 1974 im „Handbuch Politi- 
sche Ökonomie I“ erscheinen, das in der Reihe „Politische Ökonomie —- Geschichte 
und Kritik“ in der Europäischen Verlagsanstalt herausgegeben wird. 

Da etwa zur gleichen Zeit im Rotbuch-Verlag das Buch von Andrew Glyn und 
Bob Sutcliffe, British Capitalism, Workers and the Profit Squeeze, in einer deut- 
schen Übersetzung herauskommen wird, werden wir hier zunächst an Stelle unseres 
Artikels eine Auseinandersetzung mit den Thesen von Glyn/Sutcliffe durch David 
Yaffe dokumentieren, deren Zusammenhang mit unseren Thesen zur Akkumulation 
des Kapitals und deren theoretischen und politischen Stellenwert im folgenden von 
uns kurz skizziert werden soll. 


1 E. Altvater, J. Hoffmann, W. Schoeller, W. Semmler, Entwicklungsphasen und -tenden- 
zen des Kapitalismus in Westdeutschland (1. Teil) in: Probleme des Klassenkampfs 
Nr. 13 (1974). Beim Satz des Artikels sind leider zwei Fehler unterlaufen, die hier kurz 
korrigiert werden sollen: 
Auf der Seite 115, Zeile 17 muß es richtig heißen: „.. .durch die Veränderung der abso- 
luten Preise der Waren.“ 
Mehr Verwirrung dürfte die Formel (4°) auf Seite 119 angerichtet haben, die folgender- 


maßen geschrieben werden muß: ne Y(- w) 
K 


12 Probleme des Klassenkampfs Nr. 14/15 177 


IL. 


Giyn/Sutcliffes Buch, das in der marxistischen Diskussion im angelsächsichen Raum 
einen hervorragenden Platz einnimmt, wird als eine Pionierleistung der „interventio- 
nistischen marxistischen Politischen Ökonomie“ (2) bezeichnet und ist ein umfas- 
sender Erklärungsversuch der gegenwärtigen Krise des britischen Kapitalismus. (,‚In- 
terventionistisch“ wird ihr theoretischer Ansatz deshalb geannt, weil in ihm die 
Arbeiterklasse — wie wir unten noch näher darstellten werden — als quasi vorausset- 
zungsloses Subjekt in die Kapitalverwertung „eingreift‘). In diesem theoretisch 
konsequenten und überaus materialreichen Beitrag zur Analyse des entwickelten 
Kapitalismus versuchen die beiden Autoren, die britische „Profitabilitätskrise“ aus 
folgenden Zusammenhang zu erklären: Nach ihrer Darstellung ist die Senkung der 
Profite des britischen industriellen Kapitals im wesentlichen auf die verschärften 
Lohnkämpfe bzw. die traditionell starke Stellung der Gewerkschaften zurückzufüh- 
ren. Theoretisch steht hinter dieser Vorstellung, die Lohnbewegung als Ursache der 
kapitalistischen Krise zu begreifen, letztlich die ricardianische These, daß die Vertei- 
lungskämpfe, die Auseinandersetzungen zwischen Lohnarbeit und Kapital, die Auf- 
teilung des Nettoprodukts auf Arbeiter und Kapitalisten bestimmen. Darin einge- 
schlossen ist aber ein grundlegender Fehler: Die Vorstellung nämlich, daß das Net- 
toprodukt unabhängig von der Produktionsbeziehung entstünde und im Nachhinein 
auf die sozialen Klassen aufteilbar wäre. Folgerichtig wird hier in dieser Theo- 
rie — die letztlich in der „bargaining theory“ ihre konsequenteste Ausprägung ge- 
funden hat — auch nicht die Entwicklung des Verhältnisses von toter zu lebendiger 
Arbeit, die Bedeutung der organischen Zusammensetzung des Kapitals also, im 
Laufe des Akkumulationsprozesses als bestimmendes Moment für die Rate des Pro- 
fits — dem eigentlichen Motor der Akkumulation — gesehen. Stattdessen wird hier 
die Verteilung des Nettoprodukts und damit das Verhältnis von Lohn und Profit 
zueinander („Mehrwertrate‘“) zum ausschlaggebenden Erklärungsgrund für die Ak- 
kumulationsbewegung; den Lohnkämpfen der Gewerkschaften kommt daher — in 
diesem theoretischen Zusammenhang die entscheidende Bedeutung zu. 

Während Marx die Akkumulation als unabhängige und die Lohnbewegung als 
abhängige Variable im Akkumulationsprozeß entwickelt (3) — ohne damit die Wich- 
tigkeit des gewerkschaftlichen Kampfes zu mindern —, wird hier dieser Zusammen- 
hang geradewegs umgedreht (4). Nach Glyn/Sutcliffe können die Lohnsteigerungen 
in Großbritannien nicht im voilen Umfang über die Preissteigerungen durch das 
Kapital zurückgeholt werden, weil die prekäre Stellung der britischen Kapitals auf 
dem Weltmarkt (die sich im Außenhandelsdefizit ausdrückt) infolgedessen noch 
verstärkt würde. Daher drücken vermittelt über die Weltmarktkonkurrenz Lohnstei- 
2 So Geoff Hodgson, The Tendency for the Falling Rate of Profit, in: New Left Review 

No. 84 (1974), S. 80; H. zeigt darin auch die Parallelen zur italienischen Diskussion auf. 

analoge politische Forderungen aus den Glyn/Sutcliffe Thesen gezogen werden können. 
3 vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1 (MEW 23), Berlin (DDR) 1962, S. 648 
4 Dies hebt besonders Edward J. Nell im Vorwort zur amerikanischen Ausgabe des Buches 


von Glyn/Sutcliffe hervor. Vgl. Nell in: A. Glyn, B. Sutcliffe, Capitalism in Crisis, New 
York (Pantheon Books) 1972, S. xxi 
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gerungen auf die Profitrate des britischen Kapitals; dies ist der zentrale Begrün- 
dungszusammenhang bei Glyn und Sutcliffe, was auch im Vorwort zur amerikani- 
schen Ausgabe ihres Buches von Edward J. Nell verdeutlicht wird: 


„Geldlöhne bilden sich auf dem Arbeitsmarkt, während das allgemeine Preisniveau auf den 
Gütermärkten gebildet wird. Eine Erhöhung der Geldlöhne erhöht die laufenden Kosten der 
Unternehmen (.. .), die wiederum die Profite verringern, wenn nicht die Preise erhöht werden 
können. Die Preisbewegung hängt jedoch von der Nachfrage und der Intensität des nationalen 
und internationalen Wettbewerbs ab“ (5). 


Es soll an dieser Stelle nicht versucht werden, diese theoretische Aussage als solche 
zu kritisieren. Es finden sich hierzu eine Reihe von Hinweisen unter Bezug auf die 
Marxsche Darstellung im Aufsatz von David Yaffe. Wir werden auf dieses Problem 
ausführlicher im zweiten Teil unseres Artikels zu sprechen kommen. An dieser 
Stelle sollen lediglich die politischen Implikationen der unterschiedlichen Begrün- 
dung des Profitratenfalls benannt werden, gerade auch, um von dieser Seite her die 
Notwendigkeit genauer theoretischer Untersuchung des Akkumulationsprozesses zu 
begründen. 

Wenn die Profitrate aufgrund verstärkter Lohnauseinandersetzungen mit der 
Konsequenz einer sinkenden Ausbeutungsrate — denn sonst Könnte ja bei gleichblei- 
bender oder bei sinkender organischer Zusammensetzung die Profitrate nicht fal- 
len — fällt, dann ist ein solcher Fall immer aufhaltbar durch eine gewerkschaftliche 
Lohnpolitik, die den Notwendigkeiten der Kapitalverwertung Rechnung trägt. Da- 
mit wären aber auf der Grundlage des Kapitalverhältnisses je nach den Kräftever- 
hältnissen und dem subjektiven Willen der Arbeiterklasse und ihrer Organisationen 
entweder Krisen des Kapitals zu produzieren oder aber auch zu verhindern. Nicht 
mehr das Kapital wäre Subjekt der Bewegung, sondern die Arbeiterklasse, nicht 
mehr objektive Gesetze beherrschten die Produktionsweise, und könnten erst mit 
der Aufhebung des Kapitalverhältnisses beseitigt werden, sondern die ökonoinische 
und politische Macht der Organisation würde zu dem bewegenden Moment der 
Kapitalentwicklung. Dies ist die Überlegung, die hinter dem Vorwurf Yaffes gegen- 
über Glyn und Sutcliffe steht, letztendlich würde ihre Erklärung — auch wenn sie im 
einzelnen noch so überzeugend und nützlich sei — zu reformistischen Positionen 
führen. Denn hinter der Vorstellung, das kapitalistische System gerate immer denn 
an seine Grenzen, wenn durch entsprechende Klassenkämpfe die Profitrate so ge- 
senkt wird, daß der „Stachel der Akkumulation“ stumpf wird, verbirgt sich die 
Annahme von der ansonsten möglichen krisenfreien Entwicklung. Das Kapital als 
Kapitalverhältnis produziert dann nicht mehr aus seiner immanenten Widersprüch- 
lichkeit mit Notwendigkeit die zyklischen Krisen und die allgemeine Krise der 
Produktionsweise in ihrern hochentwickelten Stadium, sondern dem Kapital wird 
die Krise jeweils durch die Arbeiterklasse aufgeherrtscht. 

Diese Position erscheint sehr radikal, viel radikaler als die hier von uns und 
auch die im Artikel von David Yaffe vertretende These. Aber das Problem ist, daß 
ihre Radikalität nicht schlüssig gefolgert werden kann. Ist nämlich der Widerspruch 


5 Nell, a. a. O., S. xxi 
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von Kapital und Arbeit auf die Dimension der Machtauseinandersetzung reduziert, 
dann kann zweierlei die Konsequenz sein: Entweder die dabei deutlich werdenden 
Grenzen für die Verbesserung des Lebensniveaus der Arbeiter werden nicht akzep- 
tiert, dann ist die revolutionäre Perspektive der Ausweg: „Der einzige Weg, den 
Lebensstandard der Arbeiterklasse (unter den Bedingungen der entwickelten kapita- 
listischen Krise — d. Verf.} ist der erfolgreiche revolutionäre Kampf.‘(6) Oder aber 
die Grenzen werden letztlich akzeptiert, um in ihrem Rahmen durch reformistische 
oder reformkapitalistische Politik soviel wie möglich herauszuholen. Mit der von 
Glyn und Sutcliffe eingenommenen theoretischen Position kann zwar eine revolu- 
tionäre Strategie begründet werden. Aber es ist dieser Position nicht möglich, die 
Grenzen, die Widersprüche und die Konsequenzen der reformistischen Politik anzu- 
geben. Die reformistische Strategie muß von ihrer Position aus einfach akzeptiert 
werden, sie kann nicht mehr kritisiertt werden (7). 

Demgegenüber muß festgehalten werden, daß gleichgültig wie sich die Arbei- 
terklasse verhält — ob sie eine wirtschaftsfriedliche Politik betreibt oder aber harte 
Lohnkämpfe führt —, das Kapital immer periodisch seine Krisen produzieren wird. 
Die Widersprüche im Akkumulationsprozeß können durch eine klassenkämpferische 
Politik sicher verschärft und ihre Zuspitzung beschleunigt werden — und dies mag 
dann auch zu dem Schein führen, daß eine solche klassenkämpferische Politik allein 
die Ursache der Krise sei—, aber sie können nicht umgekehrt durch eine wirt- 
schaftsfriedliche Politik aufgehalten oder gar in ihr Gegenteil verkehrt werden. Da 
Glyn und Sutcliffe in ihrer Untersuchung lediglich auf das Verhältnis von Lohnar- 
beit und Kapital in der Verteilungssphäre abstellen, ist von ihnen dieser zweite Teil 
des Arguments nicht mehr nachvollziehbar. Dies kann erst dann geschehen, wenn 
die Entwicklung des Verhältnisses von Ausbeutungsrate der Arbeiter und organi- 
scher Zusammensetzung des Kapitals, also die Totalität des kapitalistischen Repro- 
duktionszusammenhangs, zum Ausgangspunkt der Untersuchung genommen wird, 
die dann in ihrer propagandistischen Umsetzung auch die Einsicht in die Notwen- 
digkeit der Umwälzung des Kapitalverhältnisses befördern könnte (insofern sie in 
der Bewegung dieses Verhältnisses ihren Ausgangspunkt hat). Ist diese Einsicht in 
den Kämpfen nicht entwickelt worden, bleibt perspektivlose Militanz oder 
aber — Resignation. 


6 Andrew Glyn, Bob Sutcliffe, British Capitalism, Workers and the Profit Squeeze, Har- 
mondsworth (Penguin) 1972, S. 212. Leider liegt uns die deutsche Ausgabe noch nicht 
vor, so daß wir noch aus der englischen zitieren müssen. 

7 Die Vorstellung von der die Kapitalentwicklung regulierenden Macht gerade auch in 
Bezug auf das Verteilungsverhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital ist ein Kernstück 
revisionistischer Theorie, wie sie seit Ende des 19. Jahrhunderts in der deutschen Sozial- 
demokratie entwickelt worden ist. Sie hat dann auch zur Theorie des „politischen 
Lohns““ geführt, wie sie von Hilferding 1927 vorgetragen wurde. Auf diese Dimension 
können wir hier jedoch nicht näher eingehen, wenngleich wir unten sehen werden, daß 
analoge politische Forderungen aus den Glyn/Sutcliffe-Thesen gezogen werden können. 
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I. 


Gehen wir zunächst von einigen Erscheinungsformen aus, um unser Argument zu 
verdeutlichen. Der Charakter der periodisch produzierten Krise muß ein anderer 
sein, je nachdem ob die Krise mit einer infolge harter Klassenauseinandersetzungen 
abgesunkenen Ausbeutungsrate (Mehrwerirate) begründet oder aber ob sie mit dem 
durch steigende Ausbeutungsrate und steigende organische Zusammensetzung des 
Kapitals bewirkten Fali der Profitrate erklärt wird. Im ersten Fall würden zur Kri- 
senbereinigung und als Voraussetzung für einen erneuten Aufschwung Lohnkürzun- 
gen, Arbeitzeitverlängerungen, Arbeitsintensivierung, Verringerung der Fluktuation 
usw. mit dem Resultat einer wieder ansteigenden Ausbeutungsrate ausreichen. Aus 
dieser Position wäre weiter zu schlußfolgern, daß der Staat, wenn er durch erzwun- 
gene Einkommenspolitik die gestiegene Ausbeutungsrate aufrechterhalten könnte, 
erfolgreich weitere Krisen vermeiden Könnte. (Ist dies — wie Glyn und Sutcliffe in 
Großbritannien sehen — nicht der Fall, so wird dies Scheitern staatlicher Lohnbe- 
grenzung wiederum äußerlich — mit dem Wirken des Weltmarkts — erklärt). 

Dagegen hat selbst die noch relativ schwache Krise in Westdeutschland in den 
60er Jahren deutlich gemacht, daß es dem Kapital um mehr geht als nur um die 
Steigerung der Ausbeutungsrate: Denn die Krise hatte darüberhinaus die Funktion, 
daß das eingesetzte Kapital reduziert wurde; durch Zusatzabschreibungen auf fixes 
Kapital, durch die teilweise Stillegung von Anlagen, durch die wertmäßige oder 
auch physische Vernichtung von konstanten Kapital und durch die technologische 
Umwälzung von großen Teilen der Produktion wurde das Verhältnis von lebendiger 
zu toter Arbeit wieder für die Kapitalverwertung günstig, wurden die Bedinungen 
für einen neuen Aufschwung geschaffen. Die „Bereinigungsmethoden“ des überak- 
kumulierten konstanten Kapitalteils wären aber dann überflüssig, wenn die Krise 
tatsächlich nur infolge sinkender Ausbeutungsrate sich entwickeln würden. 

Es zeigt sich so, daß die Entwicklung des Kapitals sowohl das in der Ausbeu- 
tungsrate zum Ausdruck kommende Verhältnis von Kapital und Lohnarbeit als 
auch das Verhältnis von toter und lebendiger Arbeit einschließt. Beide Verhältnisse 
sind nicht unabhängig voneinander, sondern aufeinander bezogen. Bei der dem 
einzelnen Kapitalisten als Jagd nach Extraprofit aufgeherrschten Produktion relati- 
ven Mehrwerts erfolgt notwendig (als Gesetz der Produktionsweise) die Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit. Daß die erhöhte Produktivkraft der Arbeit letztlich 
die Ausbeutungsrate bei Konstanten Reallöhnen steigert, ist|mstritten. Der Streit- 
punkt um den tendenziellen Fall der Profitrate setzt dort ein, wo ausgesagt wird, 
daß mit der steigenden Produktivkraft der Arbeit notwendig auch eine Steigerung 
der organischen Zusammensetzung verbunden ist. Zwar wird noch konzediert, daß 
die technische Zusammensetzung steigen müsse, aber eine solche Steigerung schlage 
nicht unbedingt auf die wertmäßige Kapitalzusammensetzung durch; im Gegenteil, 
derselbe Prozeß vermindere gleichermaßen die Wertzusammensetzung (da ja nun- 
mehr das auf die Produktion von Produktionsmitteln fallende Quantum Arbeit 
aufgrund der erhöhten Produktivkraft sich vermindert) (7a). 


7a Wir werden im folgenden nicht genauer auf diese Probiematik eingehen, sondern nur 
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Abgesehen davon, daß ein solcher Einwand nicht die Widersprüchlichkeit der 
kapitalistischen Akkumulation eskamotieren kann, sondern ja gerade einen solchen 
widersprüchlichen Prozeß benennt, sind gegenüber dieser Argumentation vorläufig 
drei Gesichtspunkte geltend zu machen, die R. Schmiede herausgearbeitet hat (8): 

Erstens drückt sich die Steigerung der Produktivkraft in dem Eısatz der leben- 
digen Arbeit durch vergegenständlichte Arbeit, vor allem in der Form von Maschine- 
rie, aus. Aber der Einsatz der lebendigen Arbeit durch Maschinerie erfolgt nur dann, 
wenn das neu eingeführte konstante Kapital weniger „Kostet“, als es an bezahlter 
Arbeit ersetzt. Damit ist zweierlei bewirkt: die Substitution von lebendiger durch 
tote Arbeit, was sich in der Steigerung des Produktionsmitteleinsatzes pro Beschäf- 
tigten ausdrückt, zweitens aber die Verringerung des variablen Kapitals und die 
Erhöhung des konstanten Kapitals, wenn auch im geringeren Umfang als die Zu- 
nahme der technischen Zusammensetzung. 

Zweitens ist in der dem Kapital eigentümlichen „großen Industrie“ seine ei- 
gene Existenz als Maschinerie im technischen Sinne und als konstantes, insbeson- 
ders Konstantes fixes Kapital im wertmäßigen Sinne vorgegeben. In dieser Existenz- 
weise stellt es sich der Lohnarbeit entgegen und macht sich und seine Entwicklung 
unabhängig von der bornierten Form, in der noch das System manufakturmäßiger, 
auf dem subjektiven Vermögen des Gesamtarbeiters beruhender Arbeitsteilung 
existierte. Kapitalistische Entwicklung kann somit ihre Potenzen nur voll entfalten, 
indem sie sich auf die Entwicklung des konstanten Kapitals stützt. Die Maschinerie 
hat keine „Flausen“ im Kopf, wohl aber der einzeine Arbeiter und erst recht der 
Gesamtarbeiter. Gerade Klassenkämpfe zwingen dem Kapital die Ersetzung ven 
variablen durch konstanies Kapital auf mit dem Resultat einer steigenden organi- 
schen Zusammensetzung. 

Drittens entwickelt sich immer mehr ein System der Maschinerie, das die 
Steigerung der technischen Zusammensetzung zum Resultat hat. Auch wenn die 
einzelne Maschine aufgrund der gestiegenen Produktivkraft der Arbeit billiger ge- 
worden sein mag, ist der Wert des gesamten Systems doch angewachsen. „Aufgrund 
der Ausdehnung der Maschinerie, der Masse der Produktionsmittel, steigt die tech- 
nische Zusammensetzung des Kapitals. Die organische Zusammensetzung steigt auf- 

einige allgemeine Einwände formulieren, die zeigen, daß damit nicht die Widersprüchlich- 

keit des Akkumulationsprozesses aufgehoben wird, wenn sich über diesen Prozeß die 
organische Zusammensetzung nicht wesentlich ändert. An der mangelnden Unterschei- 
dung von technischer und wertmäßiger Zusammensetzung bei Yaffe macht sich auch die 

Kritik von G. Hodgson, 2. a. O., fest, der aber eben auf dieser Basis überhaupt die Wider- 

sprüche der kapitalistischen Akkumulation hinwegleugnet, den tendenziellen Fall nicht 

mehr als Ausdruck dieser Widersprüche begreift, sondern nur als eines unter vielen Marx- 
schen Gesetzen, das der revolutionäre Marxismus ruhig als „mechanistisch‘‘ über Bord 
werfen kann, er kann dabei nur gewinnen. Der Widerspruch des prozessierenden Weris, 
wie ihn Marx noch in den „‚Grundrissen‘ formulierte, muß denn auch Platz machen dem 

„Grundwiderspruch“ von vergesellschafteter Produktion und privater Aneignung (8. 79). 

Solche kühnen Schlußfolgerungen werden (vorerst) in der westdeutschen Diskussion 

nicht gezogen; vgl. zu dem o.a. Problem den ausgezeichneten Aufsatz von H. Holländer 

im Mehrwert Nr. 6 (1974), mit dem wir uns hier nicht näher befassen können. 


8 Rudi Schmiede, Grundprobleme der Marx’schen Akkumulations- und Krisentheorie, 
Ffm. 1973, vor allem S. 68 £f. 
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grund der Verbilligung der Produktionsmittel durch die zunehmende Produktivität 
langsamer. Aber die Entwertung des konstanten Kapitals kann das Steigen der 
organischen Zusammensetzung nicht verhindern, da sie keinen Einfluß auf die Aus- 
weitung der Masse der Produktionsmittel hat“ (9). 

Aus alledem kann man schließen, daß im Verlauf kapitalistischer Entwicklung 
aufgrund der technischen Zusammensetzung, die wiederum Begleiterscheinung der 
Produktivkraftsteigerung ist, die selbst wiederum Voraussetzung für die relative 
Mehrwertproduktion darstellt, auch die organische Zusammensetzung des Kapitals 
steigen muß. 

Daraus aber ergibt sich, daß die Profitrate infolge der steigenden organischen 
Zusammensetzung fällt und — auch was den britischen und den westdeutschen Ka- 
pitalismus anbelangt — gefallen sein muß. Dann ist aber auch bezüglich der Ursa- 
chen der Krise, wie sie Glyn und Sutcliffe konstatieren (10), ein anderer Begrün- 
dungszusammenhang zu entwickeln: Die Krise ist dann nicht durch sinkende Aus- 
beutungsrate bewirkt worden. Im Gegenteil muß davon ausgegangen werden, daß 
gerade aufgrund der steigenden Zusammensetzung des Kapitals die gleichzeitig ge- 
stiegene Ausbeutungsrate nicht ausreicht, um den Druck auf die Profitrate zu kom- 
pensieren (wobei gerade am englischen Beispiel die Rolle des zinstragenden Kapi- 
tals, des Staates und des Weltmarkts in diesem Zusammenhang mit entwickelt wer- 
den müßte und nicht, wie dies bei Glyn und Sutcliffe der Fall, als der Kapitalakku- 
mulation äußerliche Momente behandelt werden). Wenn dem aber so ist, dann 
ergibt sich mit der kapitalistischen Entwicklung, d.h. mit der Steigerung der Pro- 
duktivkraft der Arbeit und der Entwicklung der kapitalistischen Arbeitsteilung und 
der Produktivkraft der Arbeit verschärft die Notwendigkeit, die Ausbeutungsrate zu 
steigern. Sie muß immer mehr gesteigert werden, um die negative Wirkung einer 
steigenden organischen Zusammensetzung kompensieren zu können. So zeigt sich 
auch, daß der Druck auf die Arbeiterklasse nicht allein dann erfolgt, wenn der 
Kapitalismus sich in einer Krise befindet, wie Glyn und Sutcliffe anschaulich am 
britischen Beispiel belegen. Vielmehr führt gerade die Steigerung der Produktiv- 
kraft, d.h. die aufstrebende Entwicklung im Kapitalismus, dazu, daß die Ausbeu- 
tungsrate zunimmt. Die ganze Schärfe der Angriffe auf die Arbeiterklasse kann erst 


9 Schmiede, a. a. O., 8. 82 

10 vgl. zur Übernahme ihrer Thesen in der westdeutschen Diskussion die Diskussion in 
„Links“: Arbeitskreis Politische Ökonomie, über die Schwierigkeiten polit-ökonomischer 
Analysen in: links, Nr. 57 (1974): 
„Ob der — übrigens auch von uns wahrscheinlich gehaltene — Rückgang der Rendite eine 
Folge gestiegener organischer Zusammensetzung ist (....} steht wiederum auf einem an- 
deren Blatt. Die Abschwächung der Gewinnentwicklung wie sie z. B. 1961 bis 1966 von 
manchen Indikatoren angezeigt wird, scheint ebenso Folge einer schwachen Weitkon- 
iunktur (und damit geringere Kapazitätsauslastung) wie verstärkter Lohnauseinandersen- 
kungen im Zuge der Vollbeschäftigung zu sein.“ (S. 12). 
Mit den politischen Konsequenzen einer solchen Theorie hat sich das Redaktionskollek- 
tiv Gewerkschaften in seiner Kritik an der express-Rekation näher auseinandergesetzt, als 
dies uns hier möglich ist. Vgl. Redaktionskollektiv Gewerkschaften, Bedingungen sozia- 
listischer Gewerkschaftsarbeit, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 13 (1974), S. 51 ff., 
bes. S. 73 £f. 
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erfaßt werden, wenn die immanente Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Akku- 
mulationsprozesses, wie sie sich in der steigenden Ausbeutungsrate und in der stei- 
genden organischen Zusammensetzung ausdrückt, begriffen worden ist. 

Dann zeigt sich nämlich auch, daß eine häufig vorgeschlagene „Modernisie- 
rung“ des britischen Kapitalismus durchaus nicht die Situation für die Arbeiterklas- 
se zu verbessern braucht. Bedeutet sie nämlich Produktivitätssteigerungen und da- 
mit einhergehend auch eine Steigerung der Kapitalzusammensetzung, dann kann der 
Druck auf die Arbeiterklasse umso stärker werden, es sei denn — aber darauf kann 
hier in dieser Vorbemerkung nicht näher eingegangen werden — die Produktivitäts- 
entwicklung ermöglichte dem britischen Kapitalismus auf dem Weltmarkt Extrapro- 
fite, aus denen dann auch der Arbeiterklasse z. B. Lohnzugeständnisse gemacht 
werden könnten (11). 

Der Inhalt dessen, was Verwertung des Werts oder Selbstbewegung des Werts 
als „automatisches Subjekt“ heißt, wird hier deutlich. Die Kapitalbewegung schließt 
Widersprüche ein, ganz ohne daß diese erst durch Aktionen der Arbeiterklasse her- 
vorgerufen werden müßten. Damit soll nun keineswegs behauptet werden, daß es 
nicht doch Phasen und Situationen kapitalistischer Entwicklung geben könnte, in 
denen auch die Ausbeutungsrate aufgrund von Klassenkämpfen sinken kann. Dies 
aber ist nur vorstellbar bei starken Klassenkämpfen, diskontinuierlicher Produktion 
und Zirkulation des Kapitals infolge von Streiks und Abstruktionen und nur gering- 
fügigen oder gar keinen Produktivitätssteigerungen, die durch solche Aktionen der 
Arbeiter bewirkt sein können. Jedoch handelt es sich hierbei um Ausnahmesituatio- 
nen; sie stellen nicht die Regel Kapitalistischer Entwicklung dar. Gerade in seinen 
„normalen“ Phasen produziert der Kapitalismus aufgrund seiner Widersprüchlich- 
keit Krisen, ganz unabhängig vom Verhalten der Arbeiterklasse — wie dies nicht 
zuletzt der prosperierende westdeutsche Kapitalismus zeigt. 


IV. 


Den hier kritisierten theoretischen und politischen Schluß greift David Yaffe in 
seiner Rezension auf, indem er nachweist, daß nicht die Lohnkämpfe die entschei- 
dende Ursache der sinkenden Profitabilität und der Inflation in Großbritannien 
sind, sondern die immanente Widersprüchlichkeit der kapitalistischen Akkumula- 
tion Ausgangspunkt der theoretischen Untersuchung und damit auch der Taktik der 
Arbeiterbewegung sein muß. So kann er darstellen, daß die wesentliche Begründung 
der britischen Krise in der Zunahme der toten gegenüber der lebendigen Arbeit (also 
in der gestiegenen organischen Zusammensetzung des Kapitals) und in der Mehr- 
wertrate im entwickelten Kapitalismus — wie oben dargestellt — entscheidend be- 
stimmenden Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit (die in Großbritannien ver- 
glichen mit der anderen kapitalistischen Ländern auf dem Weltmarkt zu geringfügig 
steigt) zu sehen ist. Damit wird das Kapitalverhältnis, der Zusammenhang von orga- 


11 Vgl. dazu die bisher vorgelegten Arbeiten zur Wertproblematik auf dem Weltmarkt in 
den Nummern 1, 6, 8/9 und 11/12 der Probleme des Klassenkampf. 
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nischer Zusammensetzung, Produktivkraft der Arbeit und Mehrwertrate, wieder 
zum Angelpunkt der Analyse. 

Ebenso wird von Yaffe die These, daß die Lohnkämpfe die Ursache der 
Inflation seien, widerlegt mit dem Hinweis auf die Rolle der Staatsausgaben. U. E. 
nimmt an dieser Stelle Yaffe ein wichtiges Problem auf; seine Argumentation zeigt 
aber hier eine Schwäche; So Können z. B. „inflationäre Lücken‘ durch Staatsausga- 
ben entstehen; steigt aber — aufgrund von zuvor brachliegenden Kapazitäten — über 
die staatliche Nachfrage noch die Produktion, das Einkommen und die Profitmasse, 
so müssen nicht notwendigerweise Anleihen und Defizitausgaben inflationär wirken. 
Vielmehr müßte hier die Rolle des zinstragenden (Leih-) Kapitals bei der Analyse 
stärker berücksichtigt werden (12). Auch geht bei Yaffe die Begründung der infla- 
tionären Staatsausgaben als Folge der Expansion des unpreduktiven Sektors nicht 
über die Analyse Matticks hinaus, in der noch zu undifferenziert der Bereich der 
Staatstätigkeit betrachtet wird. Ein weiterer Mangel bei Yaffe ist sicherlich auch, 
daß es zwar richtig auf die Bedeutung der geringen Produktivkraftentwicklung für 
die Entwicklung der Mehrwertrate in Großbritannien hinweist, von daher auch die 
Notwendigkeit der Umstrukturierung und Rationalisierung des industriellen Kapi- 
tals einerseits und der forcierten Einkommenspolitik andererseits aufzeigen kann: 
nämlich als Versuch, die Mehrwertrate zu erhöhen. Er kann aber nicht erklären, 
warum die Produktivkraft der Arbeit in Großbritannien so niedrig geblieben ist. 
Diese Entwicklung ist offensichtlich durch den Weitmarktzusammenhang bedingt, 
auf den ein Mitarbeiter Andrew Giyns, John Harrison, an anderer Stelle hin- 
weist (13). Insofern nämlich eine vorhandene schlechte Stellung des englischen Ka- 
pitals keine günstigen Voraussetzungen für die Entwicklung der Produktivkraft 
schafft (das vergößerte Warenquantum kann nicht abgesetzt werden), andererseits 
die so zurückbleibende Produktivkraft wiederum zur Ursache einer sich verschlech- 
ternden Stellung des Kapitals auf dem Weltmarkt wird. 


V 


Wir haben uns in der Darstellung der Position von Glyn und Sutcliffe deshalb so 
ausführlich und kritisch mit diesem theoretischen Absatz zur Analyse des entwickel- 
ten Kapitalismus befaßt, weil wir — mit Yaffe — der Ansicht sind, daß einzig die 
Marxsche Akkumulationstheorie der Ausgangspunkt einer solchen Analyse sein 
kann und daß nur auf Basis der Marxschen Analyse der Widersprüche des kapitalisti- 


12 Vgi. dazu neuere Ansätze im Kursbuch 36 (1974); Glyn/Sutcliffe selbst arbeiten sehr gut 
die historische Rolle des britischen zinstragenden Kapitals und die Trennung von indu- 
striellem und zinstragendem Kapital in Großbritannien heraus. Gerade im Gegensatz zur 
deutschen Entwicklung stand das britische zinsiragende Kapital nie in Funktion zum 
industriellen Kapital, die Abzüge vom Akkumulationsfonds der Einzelkapitale über Zin- 
sen wurden eher im Ausland denn im Inland angelegt. 

13 John Harrison, British Capitalism in 1973 and 1974, in: Bulletin of the Conference of 
Socialist Economists, Spring 1974, 5.46 ff., bes. S.50; vgl. auch Andrew Glyn, Die 
ökonomische Krise des britischen Kapitalismus in: links Nr. 53 (1974) 
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schen Akkumulationsprozesses sich eine Taktik der Arbeiterbewegung begründen 
läßt, die an den Problemen dieser Bewegung anknüpfen kann und die Einsicht in das 
Kapitalverhältnis und dessen Überwindung befördern kann. Von daher ist ein radi- 
kal-reformistischer Ansatz — wie ihn Glyn und Sutcliffe entwickeln —, auch wenn 
er die Unmöglichkeit reformistischer Politik begründen will, zu kritisieren, weil er 
lediglich auf die Militanz der Kämpfe setzen Kann, nicht aber daran anknüpfend das 
Kapitalverhältnis aufzudecken vermag. Der Sozialismus wird bei ihnen abstrakt den 
herrschenden Zuständen gegenübergestellt als funktionstüchtigeres Modell einer Ge- 
sellschaft, die Entwicklung des Klassenbewußtseins kann nicht mehr erklärt ge- 
schweige denn befördert werden, ein Umschlagen der Militanz in Resignation wird 
durch eine daraus resultierende Propaganda kaum zu verhindern sein. 

Von daher ist aber u. E. letztlich auch David Yaffe zu kritisieren, insofern er 
den Sozialismus als naturnotwendiges Resultat aus der mit dem Fall der Profitrate 
gegebenen Zusammenbruchstendenz ableitet und so nur noch Übergangsforderun- 
gen formuliert, die den Weg dorthin bereiten sollen. Auch hier werden Abstraktio- 
nen den Kiassenkämpfen gegenüber formuliert, die richtige Kritik wird nicht oder 
doch nur ungenügend auf die politischen Schlußfolgerungen bezogen. 

Wir wollen hier mit diesen kurzen Kritikpunkten nun allerdings nicht die 
Diskussion abschneiden, sondern einige Ansatzpunkte einer weiteren Diskussion in 
Westdeutschland umreißen. Wir hoffen, mit der vorliegenden Dokumentation der 
Diskussion in der britischen Linken dazu einen Anstoß gegeben zu haben. 


E. Altvater, J. Hoffmann, 
W. Schoeller, W. Semmiler 
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Die Krise der Kapitalverwertung — eine Kritik an den Thesen von 
Glyn/Sutcliffe * 


David Yaffe 


I. 


In einem Kapitel ihres Buches ‚‚British Capitalism, Workers and the Profit Squeeze“ 
{1) geben Andrew Glyn und Bob Sutcliffe der Hoffnung Ausdruck, daß ihr Buch einen 
Beitrag leisten möge zum politischen Kampf für den Sozialismus. Zu diesem Zweck 
haben sei eine beträchtliche Menge statistischen Materials bearbeitet und alles in 
allem eine Studie fertiggestellt, die auf ihrem Gebiet bisher einzigartig und wichtig 
ist. Vor aller notwendigen Kritik an diesem Buch muß eines deutlich gesagt werden: 
die Linke in Großbritannien schuldet den Verfassern Dank für den wahrscheinlich 
ersten wirklichen ernstzunehmenden Versuch einer empirischen Untersuchung über 
die Ursachen der gegenwärtigen Krise des britischen Kapitalismus. Sie behaupten, 
daß die gegenwärtige Krise in Großbritannien den Kampf der Arbeiter um die 
Erhaltung ihres Lebensniveaus gleichzeitig verwandle in den Kampf um eine revolu- 
tionäre politische Strategie innerhalb der Arbeiterbewegung. Angesichts der jüng- 
sten Rückschläge für die militanten Teile der Arbeiterbewegung, wie man sie beim 
Zusammenbruch des Widerstands gegen die Phase 2 der den Lebensstandard der 
Arbeiter drückenden -Lohn-Preis-Stop-Politik von Premierminister Heath beobach- 
ten konnte, und angesichts der weiteren Tatsache, daß die britische Wirtschaft im 
Augenblick eine der größten Wachstumsraten seit dem Krieg erlebt, ist der Augen- 
blick gekommen, die zentralen Thesen des Buches von Glyn/Sutcliffe kritisch unier 
die Lupe zu nehmen. 


Der wissenschaftliche Sozialismus unterscheidet sich von anderen „Sozialismen“ vor 
allem dadurch, daß für ihn die historische „Notwendigkeit“ der neuen Gesellschaft 
(des Sozialismus) erscheint in der widersprüchlichen Entwicklung der alten (des 
Kapitalismus). Hier allein liegt die materielle Basis für den revolutionären Stand- 
punkt. Anders ausgedrückt: Wenn die kapitalistische Produktionsweise — ob mit 
oder ohne Hilfe des Staates — ständiges Wachstum und Vollbeschäftigung sicherstel- 
len könnte, wäre damit der objektiven Grundlage einer revolutionär-sozialistischen 
Position der Boden entzogen. Damit würde sich der Reformismus als vernünftige 
Perspektive ergeben. 

Der Aufschwung und das bemerkenswerte Wachstumstempo des Kapitalismus 
seit dem 2. Weltkrieg hat den Gegnern der marxistischen Auffassung offensichtlich 


# David Yaffe, The Crisis of Profitability: a Critique of the Glyn-Sutcliffe-Thesis, aus: 
New Left Review No. 80 (1973), S. 45 ff. 

1 Penguin Books, Harmondsworth 1972 

2 ebda., S. 215 
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Wasser auf ihre Mühlen gegossen. Die Aussicht eines kapitalistischen Systems, das in 
stetiger Aufwärtsentwicklung ohne schwerwiegende Störungen funktioniert, er- 
schien als reale Möglichkeit. Gesellschaftliche und ökonomische Stabilität sollte 
durch staatliche Lenkung bewahrt werden, und mit Hilfe geeigneter Wohlfahrtspoli- 
tik der Regierung könnten die letzten Nischen der Armut und Verzweiflung lang- 
sam aber sicher wegreformiert werden. In den letzten Jahren jedoch ist diese Aus- 
sicht wiederholt erheblich erschüttert worden. Die Verschärfung der internationalen 
Konkurrenz, die Währungskrise, chronische Inflationsraten in einer Höhe wie wei- 
land während des Korea-Kriegs, die tendenzielle Zunahme der Arbeitslosigkeit bei 
gleichzeitiger Profitabilitäts-Krise — all dies zeigt an, daß der Nachkriegsboom sich 
rapide seinem Ende nähert. Bleibt die Frage: Wie steht es mit den jüngsten, durch 
die Inflation angeheizten Booms in den meisten kapitalistischen Ländern? Welche 
Perspektive bietet es an für eine revolutionäre Strategie in der kommenden Oder 
war sie einmal mehr der Ausdruck der unstabilen, krisengebeutelten Natur des 
Kapitalismus, d. h. des Kapitalismus als eines verfallenden Systems, das seine histo- 
tische Sendung schon bereits einige Zeit überlebt hat? Welche Perspektiven hält die 
marxistische Analyse des „Spätkapitalismus“ für die revolutionäre Bewegung der 
kommenden Perioden bereit? Dies sind die Fragen, um die es geht. Es sind kritische 
Fragen. 

Vor diesem Hintergrund muß das Buch von Glyn/Sutcliffe beurteilt werden. 
Bekämpft es in irgendeiner Weise angemessen die Perspektive des Reformismus? 
Vermittelt es wirklich den Gewerkschaftsführern die Einsicht in den Widerspruch 
zwischen den Forderungen der Arbeiter und der Unfähigkeit des Systems, sie zu 
erfüllen? (3) 

Welche Perspektive bietet es an für eine revolutionäre Strategie in der kom- 
menden Periode? 

Unglücklicherweise ist überall dort, wo Glyn/Sutcliffe eine erkennbare, kon- 
sistente Position beziehen, ihre zentrale These durchaus vereinbar mit reformisti- 
schen Auffassungen. Sie unternehmen in ihrer Darstellung nichts, um die ideologi- 
sche Offensive der Wortführer des Kapitals die an der Tatsache der Inflation einen 
so dankbaren Gegenstand vorfinden, zu bekämpfen. Im Gegenteil: sie schenken 
offenbar dem Märchen Glauben, daß hohe Löhne die primäre Ursache der Inflation 
seien. Daß sie andererseits die verstärkten Bemühungen der Gewerkschaften um 
höhere Löhne unterstützen (4), macht diesen Fehler keineswegs weniger schlimm. 
Radikaler Reformismus bleibt trotz allem eben Reformismus. 

So, wie Glyns und Sutcliffes Position die eine — nämlich die radikale — Seite 
der Medaille ausmacht, so die Forderung nach Lohnbeschränkung die andere Seite 
derselben reformistischen Medaille. Links haben wir Glyn und Sutcliffe: 


„„, „.aber wenn der Kampf um höhere Löhne die Existenz des kapitalistischen Systems be- 
droht..., dann ist es an der Zeit für die Arbeiter, nicht ihre Lohnforderungen zu mäßigen, 
sondern das System, das sie ausbeutet, zu zerstören“ (5). 


3 ebda., S. 214 
4 ebda., S. 201 
5) ebda. 
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Dem entgegen auf der anderen Seite, mit genau der gleichen wissenschaftlichen 
Berechtigung, aber verschieden eingenommener Position, die Stimme der rechten 
Sozialdemokratie — hier mit den Worten von Wilfred Beckerman im NEW STATES- 
MAN: 


„e. . SO, wie die inflationäre Drohung jetzt größer (als je zuvor) ist, so ist auch niemals zuvor die 
Notwendigkeit einer (Lohn-) Beschränkung so lebenswichtig wie heute gewesen“ (6). 


Beide Positionen stehen auf demselben Boden, divergieren bloß in ihrer subjektiven 
Einstellung gegenüber dem kapitalistischen System. Keine der beiden Positionen ist 
in der Lage, die andere wissenschaftlich zu kritisieren, — ihre jeweiligen Inhalte sind 
voneinander verschieden aufgrund von reiner Dezision. 

Glyn und Sutcliffe unterschätzen die Stärke des Reformismus. Ihre Ermahnung, 
daß die Arbeiter „nicht auf das Argument, angesichts des nationalen Interesses ihre 
Lohnforderungen einzuschränken, hereinfallen dürfen“ (7), ist ein bißchen zu sim- 
pel. Die Führung des TUC, (die britische Dachorganisation der Gewerkschaften, 
d. Übers.) glaubt, daß das ‚‚nationale Interesse“ durch eine Regierungspolitik, die 
„hohe Wachstumsraten — hohe Löhne“ sicherstellt, befriedigt werden könne. Dies 
ist auch der Grund dafür, daß sie sich einmal mehr in Gespräche mit der Konservati- 
ven Regierung einläßt. Bisher hat die nationale Gewerkschaftsführung niernals sich 
unmittelbar gegen die simple Gleichstellung gewandt: „‚erhöhte Löhne führen not- 
wendig zu erhöhten Preisen“. Alles, was die TUC-Führer wollen, ist eine „fairere“ 
Politik, die sie — wie auch die meisten Gewerkschaftler — grundsätzlich für möglich 
halten als Folge jeweils veränderter Regierungspolitik bzw. im Falle einer Tory-Re- 
gierung als Folge eines Regierungswechsels. 

Es sind haargenau derartige Auffassungen, — Beckermann ist dafür nur ein 
extremes Beispiel, — gegen die eine marxistische Analyse der Inflation sich kritisch 
zu wenden hätte. Eine solche Analyse müßte aufzeigen, daß die Arbeiterklasse in 
keiner Weise verantwortlich für die Inflation ist. Sie sollte ferner darauf hinweisen 
und entwickeln, daß Preiserhöhungen keineswegs sich den Anstrengungen der Ar- 
beiter, ihre Löhne zu erhöhen, verdanken, sondern vielmehr ein Resultat der Inter- 
vention des kapitalistischen Staates sind, die darauf gerichtet ist, ein System auf- 
rechtzuerhalten, das historisch längst überlebt ist. Im folgenden wird zu zeigen 
versucht werden, daß die theoretische Mangelhaftigkeit von Glyns und Sutcliffes 
Position direkt herrührt aus ihrer Unfähigkeit, die marxistische politische Ökonomie 
zu verstehen. Weiterhin werden wir die These illustrieren, daß die ‚Tatsachen‘ der 
gegenwärtigen Periode der marxistischen Auffassung völlig Recht geben. Schließlich 
werden wir kurz die Komponenten einer revolutionären Strategie skizzieren, die sich 
für die Arbeiterklasse aus einer solchen Analyse ergibt. 


6 Wilfred Beckerman: Inflation and the Class Struggle, in: NEW STATEMAN, 8. Dezem- 
ber 19728. 858 
7 Glyn/Sutcliffe, a. a. O.,S. 201 
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H. Die Profitabilitäts-Krise und die fallende Profitrate 


Nach Glyn und Sutcliffe kam es zur Krise, weil die ständig wachsenden Forderun- 
gen der Arbeiterklasse nach immer größerer Erhöhung ihres Lebensstandards zusam- 
mentrafen mit der sich verschärfenden Konkurrenz zwischen den kapitalistischen 
Ländern (8). Lohnerhöhungen konnten nicht mehr so einfach durch Preiserhöhun- 
gen ausgeglichen werden, wenn die englischen Firmen auf dem Weltmarkt konkur- 
renzfähig bleiben wollten. Während wir einerseits in der Einschätzung der Bedeu- 
tung und der Wirkung des sich verschärfenden internationalen Konkurrenzkampfs 
Glyn und Sutcliffe voll zustimmen, können wir dagegen die erste Hälfte ihres Er- 
klärungszusammenhangs nicht akzeptieren. Ein großer Teil des Materials, das die 
Autoren in ihrem Buch verarbeiten, widerspricht selbst unmittelbar ihrer Auffas- 
sung. Wir meinen hier das Material, das die Autoren über einen zentralen Faktor 
gesammelt haben, den sie zwar oft bei der Erörterung von statistischen Daten 
erwähnen, der aber theoretisch in ihrer Analyse keine zentrale Rolle spielt: nämlich 
die Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit. Diese Produktivkraft der Arbeit hat 
sich nämlich verdoppelt 

— in Japan alle 10 Jahre 

_ in den meisten EG-Ländern alle 15 Jahre, 

— in Großbritannien und den USA alle 30 Jahre. 


Dies ist ein Faktor von enormer Wichtigkeit, den die Autoren aber in ihrer Analyse 
nirgends unterbringen können (9). 

Völlig im Unklaren über die inneren Zusammenhänge, behaupten sie an einer 
Stelle: 


„Die Profitabilität ist mit der Expansion des Outputs verbunden durch ihre Wirkung auf die 
Akkumulationsrate des Kapitals (Investitionen), die wiederum umgekehrt eine wichtige Rolle 
spielt bei der Festsetzung der Rate des Produktivitätsanstiegs“ (10). 


An anderer Stelle sagen sie, daß die Stagnation relativ wenig zu tun gehabt habe mit 
dem Abfall der Produktivität (11). Wenn Glyn/Sutcliffe kohärent argumentieren 
würden, könnte ihr Argumentationsgang folgendermaßen aussehen: 

Der Abfall der Produktivität ist — bei gegebener Verschärfung der internatio- 
nalen Konkurrenz — in erster Linie zurückzuführen auf ständig wachsende Lohnfor- 
derungen. Dies wiederum verringert die Investitionen und verlangsamt dadurch das 
Wachstum der Produktivität, wodurch sich die Situation noch mehr verschlechtert. 
Während für Marx ‚‚die Größe der: Akkumulation... die unabhängige Variable, die 
Lohngröße die abhängige“ (12) ist, steht es damit bei Glyn und Sutcliffe genau 
umgekehrt. Die abnehmende Profitabilität und die fallende Profitrate sind dem 


8 ebda., S. 10 

9 vgl. ebda., S. 98 

10 ebda., S. 98 

11 ebda., S. 65 

12 Karl Marx: Das Kapital, Bd. 1, MEW 23, S. 648 
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Anstieg der Löhne geschuldet. Und die Antriebskraft für diese Lohnforderungen 
sind die Erwartungen der Arbeiter, die in der Periode der wirtschaftlichen Expan- 
sion der ständigen Anstieg ihres Lebensstandards als Selbstverständlichkeit erfahren 
haben, die nun aber — etwa seit dem Ende der sechziger Jahre — diese Selbstver- 
ständlichkeit angesichts des drastisch verlangsamten Tempos im Wachstum ihres 
Lebensstandards dahinschwinden sehen. Die Situation verschärfend, kommt hinzu 
das Bewußtsein der Arbeiterklasse von ihrem gewachsenen Gewicht, das sie beim 
Feilschen um den großen Kuchen des Nationaleinkommens in die Waagschale wer- 
fen können, was nicht unerheblich zum jüngsten Anstieg der Militanz unter den 
Arbeitern beigetragen hat (13). So etwa läßt sich Glyns und Sutcliffes Argumenta- 
tion zusammenfassen. Die Politische Ökonomie ist durch Sozialpsychologie ersetzt, 
der Marxismus durch eine Version des Ricardianismus. 

Während wir einerseits die Faktoren, die Glyn/Sutcliffe betonen, keineswegs 
ignorieren dürfen, sind sie doch andererseits in keiner Weise primäre Determinanten 
der Profitabilitäts-Krise. Marx drückt dies in bemerkenswerter Klarheit folgender- 
maßen aus: 


„Das Steigen und Fallen der Profitrate — soweit es bedingt durch Steigen oder Fallen des 
Arbeitslohns infolge des Verhältnisses von Nachfrage und Zufuhr... ., hat mit dem allgemeinen 
Gesetz des Steigens oder Fallens der Profitrate so wenig zu tun als das Steigen oder Fallen der 
Marktpreise der Waren überhaupt mit ihrer Bestimmung des Werts‘ (14). 


Daß die Position von Glyn und Sutcliffe mit ihrer falschen Interpretation der marxi- 
stischen politischen Ökonomie ziemlich übereinstimmt, kann man in dem ihrem 
Buch zugefügten Anhang B nachlesen, der überschrieben ist Marx’ Ansicht über 
Ausbeutung und Kapitalistische Krisen‘, und wo sie folgendes Resumee ziehen: 


„Der dramatische Fall der Profitrate in Großbritannien scheint nicht — zumindest nicht in 
bedeutendem Ausmaß — durch die wachsende organische Zusammensetzung des Kapitals verur- 
sacht worden zu sein, sondern eher durch das Anwachsen des Lohnanteils am Gesamtprodukt 
(das etwa proportional dem Fall der Exploitationsrate entspricht). Diese Möglichkeit ist logisch 
nach der Marxschen Analyse durchaus zulässig‘ (15). 


Unglücklicherweise ist das nicht der Fall. Es lohnt sich, in diesem Zusammenhang 
ein längeres Zitat von Marx anzuführen, in dem das allgemeine Gesetz ausgespro- 
chen wird: 


„Diese (die kapitalistische Produktion, d. Übers.) erzeugt mit der fortschreitenden relativen 
Abnahme des variablen Kapitals gegen das konstante eine steigend höher organische Zusammen- 
setzung des Kapitals, deren unmittelbare Folge ist, daß die Rate des Mehrwerts bei gleichblei- 
bendem und selbst bei steigendem Exploitationsgrad der Arbeit sich in einer beständig sinken- 
den allgemeinen Profitrate ausdrückt. (...) Die progressive Tendenz der allgemeinen Profitrate 
zum Sinken ist also nur ein der kapitalistischen Produktionsweise eigentümlicher Ausdruck für 


13 Glyn/Sutcliffe, a. a. O., S. 180 und S. 209-210 

14 Karl Marx: Theorien über den Mehrwert, Teil 3, MEW 26. 3, S. 306 

15 Glyn/Sutcliffe, a. a. O.,S. 231 
(Exploitationsrate entspricht natürlich in dem hier von Glyn und Sutciiffe gemeinten 
Sinn der Mehrwertrate. Anm. d. Übers.) 
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die fortschreitende Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkraft der Arbeit. Es ist damit 
nicht gesagt, daß die Profitrate nicht auch aus anderen Gründen vorübergehend fallen kann, aber 
es ist damit aus dem Wesen der kapitalistischen Produktionsweise bewiesen, daß in ihrem 
Fortschritt die allgemeine Durchschnittsrate des Mehrwerts sich in einer fallenden allgemeinen 
Profitrate ausdrücken muß“ (16). 


Genau diese unverzichtbare Grundeinsicht der Marxschen Akkumulationstheorie 
haben Glyn und Sutcliffe aufgegeben (17). Dabei landen sie wieder bei einem Re- 
kurs auf ricardianische Kategorien, die in letzter Zeit wieder gehörig in Mode ge- 
kommen sind. Danach geht es als zentrale Hauptfrage darum, auf welche (quantita- 
tive, d. Übers.) Weile das Gesamteinkommen der Produktion zwischen Arbeitern 
und Kapitalisten verteilt wird. 

Auch dazu hatte Marx etwas Passendes zu sagen: 


„Die Darstellung von Mehrwert und Wert der Arbeitskraft als Bruchteilen des Wertpro- 
dukts — eine Darsteilungsweise, die übrigens aus der kapitalistischen Produktionsweise selbst 
erwächst und deren Bedeutung sich später erschließen wird — versteckt den spezifischen Cha- 
rakter des Kapitalverhältnisses, nämlich den Austausch des variablen Kapitals mit der lebendi- 
gen Arbeitskraft und den entsprechenden Ausschluß des Arbeiters vom Produkt“ (18). 


Sie versteckt auch den Kern des inneren Bewegungsgesetzes der kapitalistischen 
Produktion. Denn es ist keineswegs der Kampf um das jeweils größere Stück am 
Gesamtkuchen des Nettoprodukts der Gesellschaft, was die Widersprüche der kapi- 
talistischen Produktionsweise ausmacht, wie die Ricardianer annehmen. Vielmehr 
ist dies der ständige Zwang für das Kapital, mit dem Anstieg der Investitionen den 
Ausbeutungsgrad der Arbeitskraft zu erhöhen, um dadurch den durch die erhöhte 
organische Zusammensetzung des Kapitals bewirkten tendenziellen Fall der Profit- 
rate zu kompensieren. 


„im Fortschritt des Produktions- und Akkumulationsprozesses muß also die Masse der an- 
eignungsfähigen und angeeigneten Mehrarbeit und daher die absolute Masse des vom Gesell- 


16 Karl Marx: Das Kapital, Bd. 3, MEW 25, S. 223 
vgl. dazu auch David Yaffe: The Marxian Theory of Crisis, Capital and the State, in: 
Bulletin of the Conference of Socialist Economists (CSE), Winter 1972, S. 5-58, bes. 
15-32 Der Aufsatz ist ebenfalls abgedruckt in: Economy and Society, Vol. 2, Nr. 2, 
Mai 1973, S. 186-232 

17 So hat Andrew Glyn einen Aufsatz geschrieben, in dem er anhand eines ‚Getreide-Mo- 
dells nachzuweisen versucht, daß mit dem Anstieg der Produktivkraft der Arbeit nicht 
notwendig auch die organische Zusammensetzung des Kapitals wachsen muß. 
Siehe Bulletin of the CSE, a. a. O., S. 93-104 
Vgl. auch die Kritik an diesem Modell von Robin Murray, in: Bulletin of the CSE, 
Frühjahr 1973, S. 33--55 

18 Karl Marx: Das Kapital, Bd. 1, MEW 23, S. 555 
Wenn Glyn/Sutcliffe auch nicht aus ihrem meihodischen Ansaiz den ‚‚falschen Schein 
eines Assoziationsverhältnisses‘‘ (vgl. dazu im KAPITAL den Satz, der dem von Yaffe 
zitierten unmittelbar folgt. Anm. d. Übers.) deduzieren, so verdunkeln sie nichtsdestowe- 
niger dadurch, daß sie die zentrale Frage in der unterschiedlichen Verteilung des Einkom- 
mens zwischen Kapital und Arbeit sehen, den Kern der Sache, um die es geht. 
Vgl. Glyn/Sutcliffe, a. a. O.,S. 54 und 57 
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schaftskapital angeeigneten Profits wachsen. Aber dieselben Gesetze der Produktion und Akku- 
mulation steigern, mit der Masse, den Wert des konstanten Kapitals in zunehmender Progression 
rascher als den des variablen, gegen lebendige Arbeit umgesetzten Kapitalteils. Dieselben Geset- 
ze produzieren also für das Gesellschaftskapital eine wachsende absolute Profitmasse und eine 
fallende Profitrate‘‘ (19). 


In diesem Prozeß liegt auch die Erklärung für die Verschärfung des internationalen 
Konkurrenzkampfs. Nicht jedermanns Profite erleiden Einbuße durch die Konkur- 
renz (ein Funken Wahrheit liegt ja in der Theorie des alten Adam Smith!), aber es 
sind allein die großen, fertig eingerichteten Kapitalien, die den Fall ihrer Profitrate 
durch einen Anstieg in der Profitmasse kompensieren können (20). Und es ist die 
für die fallende Profitrate, die den sich ständig verschärfenden internationalen Kon- 
kurrenzkampf unter den multinationalen Konzernen und ihren Kampf um die Auf- 
teilung der Märkte und um Investitionsmöglichkeiten im Ausland erklärt. Dies ist 
die Wirkungsweise der Akkumulation des Kapitals im Weltmaßstab. Glyn und Sut- 
cliffe gelingt es nirgends, diese Wirkungsweise zu erklären (21). 

Was die Profitabilität betrifft, so ist der entscheidende Faktor die Zunahme 
der Produktivkraft der Arbeit, d.h. die ständige Erhöhung der Exploitationsrate. 
Vorausgesetzt, die Investitionen nehmen ständig zu, dann können sowohl die Profi- 
te als auch die Löhne absolut steigen. Schließlich war es ja gerade das ‚‚Neue‘“ an 
der sogenannten ‚„wissenschaftlichen Betriebsführung“ (scientific management), daß 
sie behauptete, „höhe Löhne und niedrige Arbeitskosten sind nicht nur vereinbar 
miteinander, sondern bedingen sich wechselseitig in der großen Mehrzahl der Fäl- 
le“ (22). Dies ist auch der Grund, wieso in den sechziger Jahren die Firmen mit 
gewaltigen Anreizen die Einführung von Produktivitätsabkommen schmackhaft 
machen wollten. 

Die Ansicht, daß in den sechziger Jahren sich die Exploitationsrate verringert 
habe, gründet auf einer ähnlich falschen theoretischen Analyse. Unter der Exploita- 
tionsrate ist zu verstehen das Verhältnis des Gesamtmehrwerts sämtlicher produkti- 
ver Arbeiter zu der ihnen gezahlten Gesamilohnsumme, d. h. der Gesamtsumme des 
variablen Kapitals. Angesichts der ungeheuren Zunahme der Lohnabhängigen im 
öffentlichen Sektor und in der Sphäre der Zirkulation (Finanz und Handel) kann 


19 Karl Marx: Das Kapital, Bd. 3, a.a. O., S. 229 
(In Yaffes Orginalaufsatz in der NLR ist der mittlere Satz dieses dreisätzigen Zitates 
durch Auslassungspunkte ersetzt. Da wir der Meinung sind, daß er zum Argument durch- 
aus dazugehört, nehmen wir uns die Freiheit, ihn einzufügen. Anm. d. Übers.) 

20 Ebd. S. 266 

21 Man kann es nur als ein ziemlich starkes Stück bezeichnen, daß ausgerechnet Wilfred 
Beckerman, den man nun wirklich nicht als Experten auf dem Gebiet der marxistischen 
politischen Ökonomie bezeichnen kann, den Autoren in den Fragen der Konkurrenz und 
der Profitrate ungestraft das ABC des Marxismus vorhalten kann. Es zeigt nur noch 
einmal die Schwächen, die sich durch das Buch durchziehen. 
Vgl. NEW STATESMAN, 5.1.73, S. 16 Glyns Antwort auf Beckerman (NEW STATES- 
MAN, 12. 1.73, S. 51) beweist, daß er den Springpunkt immer noch nicht begriffen hat. 

22 F. W. Taylor: Shop Management, 1903, S. 21-22, zitiert nach: Alfred Sohn-Rethel: Die 
ökonomische Doppelnatur des Spätkapitalismus, Darmstadt und Neuwied 1972, 
S. 24—25 
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nur eine ständig kleiner werdende Portion der Lohnabhängigen als produktive Ar- 
beiter im Marxschen Sinne bezeichnet werden (23). Genau diese Tatsache aber 
haben Glyn und Sutcliffe bei der Interpretation ihrer statistischen Daten vollständig 
ignoriert. Dies ist umso unverzeihlicher, wenn wir uns die Tatsache vor Augen 
halten, daß z. B. in Großbritannien die Hälfte sämtlicher Lohnabhängigen im Staats- 
dienst, in den nationalisierten Industrien und in den staatlichen Dienstleistungsbe- 
trieben beschäftigt sind. (Da ja auch die Steuern, die von den produktiven Arbeitern 
gezahlt werden, als Teil des von ihnen produzierten Mehrwerts zu betrachten sind, 
kann als variables Kapital allein der Netto-Reallohn der produktiven Arbeiter gel- 
ten.) Wenn wir die Rechnung mit diesem Posten aufmachen, dann erhalten wir eine 
ungefähre Andeutung von dem enormen Anstieg der Exploitationsrate seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs (24). 


UI. Staatsausgaben, Inflation und Profitabilitätskrise 


Das Wachsen der Staatsausgaben muß bei einer Erklärung der Inflation als einer der 
Schlüsselfaktoren berücksichtigt werden. Zwar schreiben Glyn und Sutcliffe in ihrer 
Analyse dem Anwachsen der Regierungsausgaben eine gewisse Bedeutung zu. So 
weisen sie z. B. darauf hin: 


„In dem Maße, wie es schwieriger wurde, ein hohes Niveau an privaten Investitionen aufrechtzu- 
erhalten, wuchs die Notwendigkeit, durch erhöhte Staatsausgaben das Nachfrage- und Beschäf- 
tigungsniveau im gewohnten Maßstab zu erhalten; dadurch wurde das Problem der Profitabilität 
aber nicht gelöst“ (25). 


Bei ihrer Behandlung des Zeitraums bis zum Jahr 1917 gehen sie sogar so weit, die 

schleichende Inflation in Groß-Britannien auf die Erhöhung der Staatsausgaben 

zurückzuführen (26). Doch nirgendwo wird dieser Ansatz von ihnen weiter verfolgt. 

Was sie gerade nicht entwickeln können, das ist, „wie sämtliche Methoden staatli- 

cher Intervention im Rahmen des Kapitalismus ihre Widersprüche enthalten“ (27). 
Indem sie argumentieren, der Staat könne die Tendenz der sinkenden Profita- 

bilität nur abfangen, wenn es ihm gelinge, deren Ursachen — nämlich Lohnerhöhun- 

gen und internationalen Konkurrenzkampf — zu neutralisieren, verwechseln sie ‚‚Ur- 

sache“ und „Wirkung“ (28). Es ist gerade die Profitabilitätskrise, die eine Erhöhung 

der Staatsausgaben nötig macht. Die Widersprüche der Staatseingriffe im Kapitalis- 

23 Vgl. dazu meinen 0. g. Artikel im Bulletin of the CSE, insbesondere S, 11-14 
Vgl. ebenfalls den Aufsatz von Jan Gough: Productive and unproductive Labour in Marx, 
in: New Left Review, No. 76, Nov.— Dez. 1972 

24 Was die praktische Durchführbarkeit dieser Rechnung betrifft, so verweise ich noch 
einmal auf meinen Artikel (a. a. O., S. 14). Darin bemerke ich, daß ich die praktischen 
Schwierigkeiten einer genauen begrifflichen Trennung zwischen Produktiven und unpro- 
duktiven Arbeitern für so gut wie unüberwindlich halte. 

25 Glyn und Sutcliffe, a. a. O., S. 73 und S. 100-101 

26 ebda., S. 22 

27 Glyn und Sutcliffe, a. a. O., S. 49 

28 ebda., S. 176 ff. 


mus müssen an der Quelle — nämlich der Produktion des Mehrwerts aufgesucht 
werden, nicht bei der Verteilung des Nationaleinkommens. Danach sähe eine Erklä- 
rung der gegenwärtigen Krise des britischen Kapitalismus etwa so aus, wie wir sie im 
folgenden zu geben versuchen. 

Bei der Aufrechterhaltung der sozialen und politischen Stabilität haben in den 
kapitalistischen Ländern seit Ende des Zweiten Weltkriegs die Staatsausgaben eine 
bedeutende Rolle gespielt. Staatliche Eingriffe erwiesen sich als unerläßlich zur 
Reorganisation und Expansion der Kapitalistischen Produktion nach dem Krieg. 
Dieser Prozeß konnte vom privaten Kapital allein nicht getragen werden; sowohl die 
Verstaatlichung von Schlüsselindustrien, staatliche Vergünstigungen für private In- 
vestitoren, Finanzierung von Rüstungs- und Weltraumprogrammen, als auch die 
staatliche Aufwendung für Wohlfahrt, Ausbildung, Erziehung und Sozialrenten sind 
charakteristische Grundzüge des Nachkriegsbooms und der nachfolgenden Stabili- 
tät. Die Frage nach Wesen und Grenzen dieser Staatsausgaben ist also für die marxi- 
stische Theorie fundamental wichtig. 

Der Springpunkt für die Analyse der Staatsausgaben besteht darin, daß sie 
entweder aus Steuergeldern bestritten oder mithilfe staatlicher Defizitfinanzierung 
und Regierungsanleihen aufgebracht werden. Die zweite Art der Finanzierung trägt 
in enormen Ausmaßen zur Verstärkung des inflationären Druckes bei, weil die 
Menge des umlaufenden Geldes erhöht werden muß. Da auch die Regierung auf ihre 
Schulden Zinsen zu zahlen hat, sind Staatsausgaben, die auf eine solche Weise 
finanziert werden, quasi Wechsel auf „zukünftige“ Steuern und von daher auf zu- 
künftige Profite. In beiden Fällen aber zwackt sich der Staat gegenwärtig oder 
„zukünftig‘“ erzeugten Mehrwert aus den Händen des privaten Kapitals ab — eben in 
Form von Steuern oder Anleihen —, um seine Ausgaben zu finanzieren. Das bedeu- 
tet, daß der Teil des Mehrwerts, der dem privaten Kapital zur Reinvestierung und 
damit für seine Akkumulation zur Verfügung steht, kleiner wird. Denn staatlich 
induzierte Produktion ist „unproduktiv‘ vom Standpunkt der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise als ganzer. Obwohl durch Ausgaben der öffentlichen Hand Mehrwert 
realisiert wird, fungieren doch im allgemeinen die vom Staat gekauften Produkte 
nicht als Kapital, und produzieren von daher vom Standpunkt der Gesellschaft oder 
des gesellschaftlichen Gesamtkapitals aus auch keinen zusätzlichen Mehrwert oder 
Profit. Die Fertigprodukte, die der Staat kauft, werden bezahlt aus bereits produ- 
ziertem Mehrwert. Zwar erzielt der individuelle Kapitalist, der für den Staat produ- 
ziert, selbstverständlich den gewöhnlichen Durchschnittsprofit, und seine ausge- 
beuteten Arbeiter produzieren den entsprechenden Mehrwert. Aber vom Stand- 
punkt der Gesellschaft, vom gesellschaftlichen Gesamtkapital aus, bedeuten „unpro- 
duktive“ Staatsausgaben einen Abiluß von Kapital. So stammt denn auch der Pro- 
fit, den der individuelle Kapitalist aus seiner Produktion für den Staat zieht, allein 
aus einer nachträglichen Umverteilung von bereits produziertem Mehrwert. Die pro- 
duzierte Profitmasse wird auf verbreiterter Basis verstreut, woraus folgt, daß die 
Fxploitationsrate mit dem Anstieg der Staatsausgaben schneller steigen muß als 
vorher, — sonst kann die allgemeine Profitrate nicht gehalten werden. 

Als Konsequenz ergibt sich nun der folgende Mechanismus: Die privaten Ka- 
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pitalinvestitionen reichen nicht aus, um Vollbeschäftigung und soziale Stabilität zu 
gewährleisten. Die Regierung muß die Produktion für den Markt ergänzen durch 
ihre „nicht-produktiven‘“ Ausgaben, um die Flaute aufzufangen und die Arbeitslo- 
sigkeit zu vermindern. Das aber sind kapitalistische Kosten, die bereits eine latente 
Krisentendenz anzeigen, denn erhöhte Staatsausgaben müssen notwendigerweise 
durch Defizitfinanzierung und verstärkte Kreditaufnahme aufgebracht werden, was 
wiederum zur Inflation führt. Und zwar deswegen, weil die Staatsausgaben im allge- 
meinen „unproduktive“ Ausgaben sind, die die Kaufkraft steigern ohne eine ent- 
sprechende Zunahme der profitorientierten Produktion. Wir haben denselben Ef- 
fekt wie den, wenn eine zu große Geldmasse nach zu wenigen Gütern jagt: die 
Warenpreise steigen und damit natürlich auch der Preis der Arbeitskraft, die schließ- 
lich ebenfalls eine Ware ist. Die unvermeidlichen Steuererhöhungen in diesem Sta- 
dium bedeuten dann, daß ein weiterer Anstieg der Nominallöhne folgen muß, damit 
die Reallöhne wenigstens auf dem alten Stand gehalten werden können. Die Tat- 
sache, daß die Staatsausgaben vom privaten produzierten Mehrwert abgeschöpft 
werden, verlangt es, daß die Exploitationsrate in immer schnellerem Tempo wächst, 
damit ein realer Fall der Profitrate — und damit ein noch schnellerer Anstieg der 
Inflationsrate — vermieden wird. Der inflationäre Druck ist ein notwendiges, ob- 
gleich widersprüchliches Nebenprodukt des Versuchs, die Profitabilitätskrise zu mei- 
stern und die Tendenz der fallenden Profitrate aufzuhalten. 

Es ist daher klar, daß es in einer kapitalistischen Wirtschaft für „unproduk- 
tive“ Ausgaben und sonstige staatlich induzierte Nachfrage Grenzen gibt. Wenn die 
Produktion im „nicht-produktiven‘ Sektor der Wirtschaft schneller wächst als im 
„privaten“ Sektor, dann sinkt in entsprechender Weise die Produktion von Profit 
bzw. von Mehrwert im Verhältnis zur Gesamtproduktion rascher als zuvor. Ein 
immer kleiner werdender Grundstock von produktiven Arbeitern muß einen ständig 
steigenden Mehrwertanteil produzieren, wenn die Tendenz der fallenden Profitrate 
aufgehalten werden soll. Solange die Produktivkraft der Arbeit jeweils ausreichend 
um soviel erhöht werden kann, daß die allgemeine Profitrate erhalten wird und der 
nichtproduktive Sektor finanziert werden kann, sind die staatlich induzierten Aus- 
gaben in der Tat die „Ursache“ für hohes Beschäftigungsniveau und soziale Stabili- 
tät. Aber dieser Prozeß ist selbstzerstörerisch: um die Kosten für den nicht-produk- 
tiven Sektor aufzubringen, muß der Ausbeutungsgrad der Arbeit ständig gesteigert 
werden. Dies wiederum bedeutet eine höhere organische Zusammensetzung des 
Kapitals und eine Abnahme der ausbeutbaren Arbeitskraft im Verhältnis zum wach- 
senden Kapital. Um den Zustand relativer Vollbeschäftigung unbegrenzt aufrechtzu- 
erhalten, muß der nicht-produktive Sektor schneller expandieren als die Gesamtpro- 
duktion. Aber dies wiederum impliziert den langsamen aber sicheren Verfall der 
privaten Kapitalexpansion, der nur dadurch aufgehalten werden kann, daß die Ex- 
pansion des nicht-produktiven Sektors wieder gestoppt wird. 

Die zunehmende Konzentration und Zentralisation des Kapitals ist demnach 
eine wesentliche Voraussetzung für den Anstieg der gesellschaftlichen Produktiv- 
kraft der Arbeit. Die staatlich induzierte Produktion spielt in dieser Hinsicht eine 
fördernde Rolle, weil allein schon die Größenordnung von Staatsaufträgen zu einer 
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Umstrukturierung des Kapitals in der Privatindustrie führt. Es werden riesige In- 
vestitionen benötigt, um die notwendigen und von der Konkurrenz aufgezwungenen 
Verbesserungen in der Produktivkraft der Arbeit herbeizuführen, was ebenso not- 
wendig zu einer enormen Expansion des Kreditwesens führt. Diese Kreditlawine 
fährt ab in der Erwartung zukünftiger Profitsteigerungen. Daraufhin ist es in letzter 
Zeit wiederholt zu Liquiditätsschwierigkeiten in den Reihen der großen Gesellschaf- 
ten und — besonders in Großbritannien — der verstaatlichten Unternehmen gekom- 
men. (Im Falle von Upper Clyde Shipbuilders handelte es sich allerdings um einen 
Engpaß im Betriebskapital, der mit zukünftigen Profiten wenig zu tun hatte.) Trotz- 
dem müssen diese Investitionen auf immer höherer Stufenleiter fortgesetzt werden, 
wenn die für die Unterhaltung des privaten wie des staatlichen Sektors der Wirt- 
schaft benötigte Mehrwertmasse weiter im entsprechenden Umfang produziert wer- 
den soll. Wenn dies nicht mehr der Fall ist, oder wenn die staatlich induzierten 
Ausgaben zu schnell wachsen und die entsprechend notwendige Umstrukturierung 
des Kapitals nicht mehr nachkommt, dann können wir erwarten, daß der Zustand 
der latenten Krise umschlägt in die Form der offenen Krise. 

Die zunehmende Inflation in sämtlichen kapitalistischen Ländern ist ein Indiz 
dafür, wie weit die Entwicklung dieser Probleme bereits fortgeschritten ist. In Groß- 
britannien hat sie dazu geführt, daß der Staat in zunehmendem Maße die Rolle des 
Schrittmachers für die Privatindustrie bei der Durchführung von Rationalisierungs- 
maßnahmen übernommen hat. Der große Kostenplan für die verstaatlichten Unter- 
nehmen enthält den einkalkulierten Verlust von Tausenden von Arbeitsplätzen, und 
gleichzeitig verteilt der Staat Prämien an Privatunternehmen, die denselben Weg 
gehen. Das politische Gegenstück dazu ist der direkte Versuch des Staates, mithilfe 
von staatlicher Einkommenspolitik, industrial relations acts und anderen Methoden 
die Arbeiterklasse unter Kontrolle zu halten. Ein ‚„diszipliniertes‘“ Arbeitskräfteheer 
und kooperationsbereite Gewerkschaften werden als wesentliche Voraussetzung da- 
für angesehen, daß die für das Überleben des Kapitalismus unerläßlichen Rationali- 
sierungsmaßnahmen und Profitsteigerungen herbeigeführt werden können. Die 
ständigen Versuche, die Gewerkschaften in den Staatsapparat zu integrieren, sind 
zentrales Moment dieser Strategie. 

In diesem Kontext wird uns auch der Eintritt Großbritanniens in die EWG 
verständlich. Es ist alles andere als verblüffend, daß ‚britische Kapitalisten nach 
Eintritt in die EWG schreien“ (29). Es ist vielmehr unerläßlich für das britische 
Kapital, freien Zugang zu den Märkten Europas zu haben, wenn die für das Überle- 
ben des britischen Kapitalismus notwendig gewordenen Kapital-Umstrukturierun- 
gen und Rationalisierungsmaßnahmen erfolgreich durchgeführt werden sollen. Die 
Konkurrenz verschwindet nicht. Es gibt keine andere Wahl für den britischen Kapi- 
talismus, als ein Teil Europas zu werden in einer Welt, die durch verschärftes Ringen 
der imperialistischen Mächte untereinander gekennzeichnet ist. Nur Europa kann 
hoffen, erfolgreich mit Japan und den USA auf dem neu aufgeteilten Weltmarkt zu 
konkurrieren. Nur die großen, wirklich leistungsfähigen Kapitalien können dabei 
überleben. Die EG stellt einen weiteren Versuch des Kapitalismus dar, die Barrieren, 


29 ebda., S. 172 
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die er ursprünglich selbst errichtet hat, einzureißen. Der Widerspruch zwischen ge- 
seilschaftlicher Produktion und privater Aneignung findet seinen adäquaten Aus- 
druck in der totalen Unfähigkeit der kapitalistischen Länder Europas, der Expan- 
sion und Akkumulation des Kapitals auf nationaler Ebene den entsprechenden 
Rahmen zu gewährleisten. Die herrschende Klasse Großbritanniens hatte keine andere 
Wahl, als sich in den europäischen Rahmen zu integrieren und das Schicksal des euro- 
päischen Kapitalismus zu teilen. 


IV. Die Krise des britischen Kapitalismus und die Profitabilitätskrise 


In diesem Abschnitt wollen wir kurz skizzieren, wie im Falle Großbritanniens die 
Tatsachen unsere Analyse untermauern. Seit dem Verfall ihrer imperialistischen 
Vormachtstellung hinkt die britische Wirtschaft der Entwicklung der anderen großen 
Industrieländer hinterher. Sie ist dementsprechend in vorderster Front, was die 
Profitabilitätskrise betrifft. Der Beitritt zur EG und die gegenwärtige Offensive der 
Konservativen Partei gegen die Arbeiterklasse bedeuten, wie oben bereits gesagt, 
den aus verzweifelter Not geborenen Versuch der herrschenden Klasse, den gegen- 
wärtigen Verfall aufzuhalten. Einer der Schlüsselfaktoren für den relativen Verfall 
des britischen Kapitalismus wird deutlich, wenn man sich in den im Vergleich zu 
anderen Ländern geringen Teil des Bruttosozialprodukts, der in Großbritannien zur 
Bildung von fixen Kapital reinvestiert wurde, ansieht: 

Tabelle 1 (30) 

Investitionen im prozentualen Verhältnis zum Bruttosozialprodukt 


Zeitraum 1960-1972 


Japan 30--35% 
BRD 23—27% 
Frankreich 20--26% 
Großbritannien 16-18% 


USA (Staatsausgaben 17-18% 
für Maschinen und Ausrüstung nicht berücksichtigt) 


Die Investitionen für technische Ausrüstung und Maschinerie betrugen in Großbri- 
tannien nur etwa 2/5 der Gesamtinvestitionen, das sind etwa 7 % des Bruttosozial- 
produkts. Der Anteil des privaten Sektors an den Gesamtinvestitionen fiel von 
58,5 % im Jahr 1962 auf 53,4 % im Jahr 1969, mit der entsprechenden Zunahme 
des Anteils des staatlichen Sektors (31). Da die meisten staatlichen Investitionen 
‚unproduktiv‘ sind, ist dadurch der inflationäre Druck nur noch verstärkt worden. 
Wenn wir uns dagegen die britischen Auslandsinvestitionen ansehen, erscheint 
ein völlig anderes Bild. Die Auswärtsbewegung von britischem Kapital war 
enorm. Zwischen 1962 und 1969 wuchsen die Direktinyestitionen im Ausland um 


30 Diese Zahlen sind Annäherungswerte und stammen aus dem ECONOMIST vom 


31. 3. 1973, Survey on Japan, S. 15 
31 Quelle: Politics and Money, Vol. 2, No. 2, April/Mai 1971,8S. 11 
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3,425 Mrd. Pfund (ca. 20 Mrd. Dm), die Anlagen in Wechseln und Wertpapieren um 
2,5 Mrd. Pfund (ca. 15 Mrd. DM) und die Auslands-Außenstände des britischen Fi- 
nanzkapitals um 12,575 Mrd. Pfund (ca. 75,5 Mrd. DM), letztes ein Indiz für die 
enorm wichtige Rolle der Londoner City in dem internationalen Finanzwesen. Ob- 
wohl auch umgekehrt die Investitionen des Auslands in Großbritannien nicht unbe- 
deutend waren, waren doch die britischen Beteiligungen an Investitionen im Aus- 
land nahezu um 70% höher als ausländische Beteiligungen an Investitionen hier. 
Dieser Umstand trägt einiges bei zur Erklärung der britischen Zahlungsbilanz- 
Schwierigkeiten (32). Die Politik des „Rein in die Kartoffeln — raus aus den Kartof- 
feln“, wie sie von nachfolgenden britischen Regierungen bei ihren Versuchen der 
Lösung des Zahlungsbilanz-Problems vorgeführt wurde, trug nur dazu bei, den rela- 
tiven Verfall des britischen Kapitalismus noch zu beschleunigen und führte für die 
ganze Periode zu einer äußerst geringen Wachstumsrate. 

Tabelle Il zeigt das im internationalen Vergleich. 


Tabelle 2 (32) 
Wachstumsraten 1955-1968 


jährliche Zunahme des GDP* 


Japan 9,1% 
Frankreich (1959-68) 3,5% 
BRD 5,0% 
USA 3,9% 
GB 2,8% 


* Bruttoinlandsprodukt 

Angesichts dieses relativen Niedergangs des britischen Kapitalismus bei sich gleich- 
zeitig verschärfender internationaler Konkurrenz wurde es notwendig, die Staatsaus- 
gaben kontinuierlich zu erhöhen, wenn man weiterhin Vollbeschäftigung behalten 
wollte. Hand in Hand damit stiegen sowohl die Steuern als auch die Inflationsrate. 
Bis hierher unterscheiden wir uns in der Einschätzung der strukturellen Hauptur- 
sachen für den Niedergang des britischen Kapitalismus nicht wesentlich von Glyn 
und Sutcliffe. Erst jenseits dieses Punktes werden die Unterschiede in der Analyse 
deutlich. 

So schreiben Glyn und Sutcliffe etwa: 


„Vom Abwertungsjahr 1968 einmal abgesehen, erklärt sich der schnellere Fall (des Profitan- 
teils — share of profit, Verhältnis der Gesamtprofitsumme zum Gesamteinkommen, d. Übers.) 
zwischen 1964 und 1970 beinahe vollständig durch das Zusammentreffen von Lohnveränderun- 
gen und Preisveränderungen auf dem Weltmarkt, und dann vor altem dadurch, daß die gleich- 
bleibend starke Tendenz in Richtung auf immer höhere Löhne angesichts der sich verschärfen- 
den internationalen Konkurrenz umso stärker sich auf den Profitanteil niederschlug. Die Stagna- 
tion hatte damit wenig zu tun“ (34). 


32 ebda., S. 7-8 

33 OECD (Organization for Economic Co-operation and Delopment), The Growth of Out- 
put 1960-1980, 1970, S. 220, zitiert nach: Gamble und Walton: Late Capitalism in 
Crisis, Isaac Deutscher Momorial Lecture, Manuskript, S. 21 

34 Glyn und Sutcliffe, a. a. O., S. 65 
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Die Stagnation hatte sehr wohl damit zu tun. Sie machte einen Anstieg der Staats- 
ausgaben notwendig, ließ die Steuern hochgehen und bewirkte, daß der Anteil der 
Netto-Reallöhne und -gehälter (nach Abzug der Steuern) am Nationaleinkommen 
infolge der Inflation sarık. 

Dies zeigt die folgende Statistik: 


Tabelle 3 (35) 
Prozentualer Anteil am Bruttoinlandsprodukt 


1957 1960 1965 1968 1970 
Gesamtsumme der Staatsausgaben 36,5 37,5 45,5 51,9 50,7 
Gesamtsumme der Steuereinnahmen 32,6 32,2 35,3 41,2 45,0 
Gesamtsumme der Sozialausgaben 14,0 15,4 17,7 20,4 21,1 
(Büldung/Erziehung, Gesundheits- 
dienst, Sozialfürsorge) 
Nach 1968 beliefen sich die Staatsausgaben auf mehr als die Hälfte des Bruttoin- 
landsprodukts, und von diesen wiederum wurde der bei weiten größte Teil (etwa 
42%) für Sozialausgaben verwandt. Das Steueraufkommen stieg von 32,6 % des 
Bruttoinlandsprodukts im Jahre 1957 auf 45 % im Jahr 1970. Der Anteil der reinen 
Nettoeinkommen (Löhne und Gehälter) nach Abzug von Steuern, Versicherung etc. 
am Nationaleinkommen ist real gefallen. 


Tabelle 4 (36) 
Nettoeinkommen (Löhne und Gehälter) nach Abzug der Steuern, Versicherungen 
etc. prozentual zum Nationaleinkommen: 


1957 60,0% 1968 55,9% 
1960 58,8% 1970 56,4% 
1965 57,4% 1971 55,9% 


Die folgenden Zahlen über Bruttonominal-, Bruttoreal- und Nettorealeinkommen 
männlicher körperlicher Arbeit sind gleichfalls vielsagend: 


Tabelle 5 (37) 
Mittlere jährliche Wachstumsraten in % 


Bruttonominal- Bruttoreal- Nettoreal- 

einkommen einkommen einkommen 
1956-60 5,0 2,9 2,1 
1960-64 5,5 2,2 1,3 
1964-68 6,6 2,5 0,5 
1968-70 10,0 3,6 1,3 


35 Quelle: National Income and Expenditure 1957-72, Central Statistical Office (CSO) 

36 Quelle: Politics and Money, Vol. 4, No. 1, January—-March 1973, S. 30 
„Nationaleinkommen‘“ ist definiert als Bruttosozialprodukt minus Kapitalverschleiß (ca- 
pital consumption). 

37 Quelle: Jackson/Turner/Wilkinson: Do the Trade Unions Cause Inflation? Cam- 
bridge 1972, 5. 66 
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Diese Zahlen zeigen, daß man jeweils genau sagen muß, was man meint, wenn man 
von einem Anstieg der Löhne bzw. von einem Anstieg des Lohnanteils am National- 
einkommen spricht (38). Wenn wir jetzt einen Blick werfen auf den Anstieg der 
Produktivität pro Beschäftigten über die gleiche Periode, so sehen wir, daß die 
Nettoreallöhne (nach Abzug der Steuern) in Großbritannien langsamer wuchsen als 
die Produktivitätsrate. 

Tabelle 6 (39) 

Zuwachs des Output pro Arbeitsstunde männlicher Arbeiter in %: 


1955-60 2,7 1968-69 2,6 
1960-64 3,2 1969-70 4,2 
1962-67 3,7 1970-71 5,4 
1967-71 3,9 

Seit 1962 betrug die jährliche Rate des Produktivitätsanstiegs im Durchschnitt 3,8 %. 
Andererseits stiegen aber die Nettorealeinkommen der männlichen körperlich Ar- 
beitenden in derselben Periode im Schnitt nur um 1,3% im Jahr, und die sämtlicher 
Beschäftigten um ungefähr 2 %. 

Die Inflationsraten für die gleiche Periode können in folgender Tabelle nachgele- 
sen werden: 


Tabelle 7 (40) 

Jährlicher Durchschnittspreisanstieg der Verbraucherpreise: 

1956-62 2,0 

1962-69 3,7 

1969 —71 7,9 

Die Arbeitslosenquote war zwischen 1954 und 1964 verhältnismäßig niedrig, in der 
Spannweite von ein bis zwei Prozent, aber seit 1966 war die absolute Zahl niemals 
unter einer halben Million, und 1972 war sie bereits auf über eine Million ange- 
wachsen (beinahe vier Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung) (41). 


Was alle diese Zahlen zeigen, ist folgendes: 
Seit Mitte der fünfziger Jahre stiegen die Staatsausgaben (42), erhöhten sich die 


38 Die entsprechenden Zahlen bezogen auf sämtliche Beschäftigten zeigen einen höheren 
Anstieg des Nettorealeinkommens. (1964-68: 1,2 %; 1968-70: 3,4 %) 
Dies ist ein Anstieg, der noch einmal um nahezu 1/3 höher liegt, ais der entsprechende 
Anstieg für die körperlich Arbeitenden. Der Unterschied rührt von dem Preisindex her, 
der der Berechnung zugrundeliegt. Der Index für die körperlich Arbeitenden spiegelt die 
Verbrauchskosten der Lohnempfänger wider, von denen die Ausgaben für Lebensmittel 
und Wohnen einen relativ großen Anteil ausmachen. 
Vgl. ebda., S. 67 

39 F. W, Paish: The Prospects for Increasing Output, in: Lloyds Bank Review, January 1973, 
Nr. 107,S,1 

40 Jackson/Turner/Wilkinson, a. a. O.,5.122 

41 Glyn und Sutcliffe, a. a. O.,S. 178 

42 An dieser Stelle sei bemerkt, daß, obwohl ein beträchtlicher Anteil der Staatsausgaben 
Sozialausgaben sind, diese dennoch als Teil des Bruttoprofits angesehen werden müssen. 
Variables Kapital sind allein die Nettoreallöhne der produktiven Arbeiter. Der Rest ist 
anzusehen als Kosten, die das Privatkapital für soziale Stabilität etc. zu bezahlen hat. Da 
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Steuern, nahm die Arbeitsproduktivität zu, verstärkte sich die Inflation, wuchs die 
Arbeitslosigkeit und wurde das Nationaleinkommen zum Nachteil der Lohn- und 
Gehaltsempfänger umverteilt (letzteres berechnet nach Nettorealeinkommen). All 
diesem zum Trotz setzie die Profitabilitätskrise sich fort. Glyn und Sutcliffe bele- 
gen das durch Zahlen, aus denen hervorgeht, daß die Profitrate (vor Abzug der 
Steuern} von 16,5 % in den Jahren 1950-54 auf 9,7 % im Jahre 1970 fiel, und die 
Rate nach Abzug der Steuern von 7,1 % im Jahr 1964 auf 4,1 % im Jahr 1970 (43). 
Obwohl diese Zahlen nicht zu verwechseln sind mit dem, was Marx unter der 
Profitrate versteht, drücken sie dennoch die allgemeine Tendenz aus. Es sind also 
keineswegs die zu hehen Löhne, die der gegenwärtigen Profitabilitätskrise zugrunde- 
liegen, sondern die Ursache ist ein zu geringer Anstieg der Arbeitsproduktivität, um 
profitabei den privaten und ständig sich ausdehenden staatlichen Sektor zu finanzie- 
ren. Weiterhin lassen unsere Zahlen den Schluß zu, daß die organische Zusammen- 
setzung des Kapitals und die Exploitationsrate der Arbeitskraft zugenommen ha- 
ben. Die Zunahme der organischen Zusammensetzung des Kapitals läßt sich daran 
erkerinen, daß der Zwang, die Staatsausgaben zu erhöhen, um dadurch etwas von 
der durch Produktivkrafterhöhung freigewordenen Arbeitskraft abzuschöpfen, 
ständig gewachsen ist. Trotzdem nahm die Arbeitslosigkeit weiter zu. Der Anstieg 
der Exploitationsrate läßt sich ersehen aus der Produktivitätszunahme, dem Wachs- 
tum des staatlichen bzw. „oicht-produktiven‘“ Sektors und am Fall des Nettoreal- 
lohn-Anteils am nationalen Einkommen. Die Profitabilitätskrise (44) resultiert also 
mitnichten aus zu hohen Löhnen, sondern ist vielmehr das vorläufige Ergebnis der 
Widersprüche der kapitalistischen Produktionsweise selbst, deren Ausdruck eben die 
Tendenz der fallenden Profitrate isi. Diese Tendenz erscheint gegenwärtig in Gestalt 
von zunehmenden Staatsausgaben, im Trend zu wachsender Arbeitslosigkeit und im 
Anstieg der Inflationsrate. 

Als die Konservative Partei an die Macht kam (1970, d. Übers.), versprach sie, 
die „Preise mit einem Schlag zu senken“. Ihre Strategie war, die Staatsausgaben zu 
kürzen und das gesamte Steueraufkommen zu senken. Ihr Ziel war, in einem Prozeß 
„erzwungener“ Rationalisierungen auf Kosten der Arbeiterklasse die Beschäftigten- 
zahl in der britischen industrie zu verdünnen. Sie mußte ziemlich bald auf ihre 
Kosten die Erfahrung machen, daß die Widersprüche der kapitalistischen Produk- 
tionsweise keineswegs auf einen Schlag beseitigt werden können. Die Konservative 
Regierung, die angetreten war, den öffentlichen Haushalt zu beschneiden, gibt mitt- 
lerweise für jedes Pfund Sterling, das sie im Oktober 1970 aus dem Staatshaushalt 
gestrichen hatte, die Summe von 1,67 Pfund Sterling aus. Darüberhinaus zahlt sie 


derartige Auslagen aus bereits produziertem Mehrwert (Steuern etc.) bestritten werden, 
tragen sie zur Akkumulation des gesellschaftlichen Gesamtkapitals und damit zur Bil- 
dung von Mehrwert vom Standpunkt der Gesellschaft aus nicht bei. Sie sind Unkosten 
des Kapitals, selbst wenn davon Arbeitslose und andere den Nutzen haben. 

43 Glyn und Sutcliffe, a. a. O., $. 66 

a4 Im Postscriptum zu diesem Buch geben die Autoren zu, daß in letzter Zeit „ein Teil des 
Anstiegs der Profitabilität aus dem beträchtlichen Anstieg der Produktivität (6% im 
Jahr 1971) stamme, der ein Resultat aus der Entlassungswelle der letzten Zeit gewesen 
sei“, Glyn und Sutcliffe, a. a. O., S. 217 Der jüngste Anstieg der Profitrate (im von Glyn 
und Sutcliffe definierten Sinne) ist eindeutig eine Folge des Produktivitätszuwachses. 
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für jedes Pfund Industriesubventionen, das die Labour-Partei in ihrem letzten Regie- 
rungsjahr ausgeschüttet hatte, mittlerweile 1,30 Pfund. Allein an direkten Subven- 
tionen für die Schiffsbauindustrie zahlten die Konservativen im letzten Jahr mehr, 
als die Labour-Party in ihrem letzten Regierungsjahr an sämtliche Industriezweige 
zusammen über ihre nunmehr funktionslose Industrial Reorganization Corporation 
verteilt hatte (45). Zu all dem wurde die Konservative Regierung gezwungen, da die 
zunehmende Arbeitslosigkeit im Verein mit der Inflation die soziale Stabilität ge- 
fährdete. 

Die Steuersenkungen, die die Konservativen verfügt hatten, führten allein da- 
zu, daß die Regierung mehr Kredite aufnehmen mußte, um den Anstieg der Staats- 
ausgaben zu finanzieren. Die Gesamtsumme des Kredits, den die Regierung von 
April 1972 bis April 1973 aufnehmen mußte, belief sich auf 1,810 Mrd. Pfund (ca. 
10,8 Mrd. DM), — etwas niedriger als erwartet — und für den Zeitraum von April 73 
bis April 74 gehen die Schätzungen auf die wahrhaft gigantische Summe von 
4,423 Mrd. Pfund (ca. 26,5 Mrd. DM) (46). Ein derartiger Kreditbedarf hat natür- 
lich einen unheimlichen Zinsanstieg zur Folge, was die ganze Situation nur noch 
verschlimmert, da dadurch die Kosten für private Investitionen und für kommunale 
Projekte als auch z. B. die Hypotheken für den privaten Hauskauf eic. enorm in die 
Höhe getrieben werden, was den aligemeinen Preisdruck nur noch verstärkt. Sicher- 
lich wird nur ein Teil dieser Kredite durch entsprechende Sparaufkoramen gedeckt 
sein, sodaß die umlaufende Geldmenge erhöht werden und die Bank selber das Geld 
vorschießen muß, was wiederum den Inflationsdruck weiter zunehmen läßt. Gegen- 
wärtig liegt die jährliche Zuwachsrate der umlaufenden Geldmenge in der Größen- 
ordnung um 30 %. Und schließlich führt der durch die Inflation angeheizte Boom in 
den übrigen kapitalistischen Ländern zu erhöhter Nachfrage nach Produkten der 
Grundstoffindustrien und Rohstoffen, und läßt sie im Preis steigen. Für Großbritan- 
nien, ein Land, das überwiegend auf den Import dieser Produkte angewiesen ist, 
bedeutet das einen Faktor mehr zur Anheizung des inflationären Drucks. Nachdem 
die Regierung durch die unerwartete Antwort der Arbeiterklasse auf ihre ursprüng- 
liche Politik (so bei den Auseinandersetzungen um Upper Ulyd Shipbuilders und 
beim Bergarbeiterstreik) zu einer Änderung dieser Politik gezwungen worden war, 
richtete sie ihre Strategie nun auf die Einkommenspolitik. Sowohl der Lohnstop 
wie die Stufe 2 ihrer Anti-Inflationspolitik waren gezielte Versuche des britischen 
Kapitals, die Profitabilität auf Kosten der Arbeiterklasse wiederzugewinnen. Ziel 
der Operation war, ein für das Privatkapital freundliches Investitionsklima zu schaf- 
fen, in dem es sich in der Weise restrukturieren konnte, daß es sich innerhalb der 
EG hätte halten können. Die jüngste Entwicklung hat die Tendenzen, die wir ange- 
deutet haben, nur bestätigt. Lohnstop und Einkommenspolitik haben eine weitere 
Einkommensumverteilung zuungunsten der Lohn- und Gehaltsempfänger bewirkt. 
Die Reallöhne sind faktisch bereits seit geraumer Zeit infolge der weglaufenden 

reise im Fallen begriffen, vornehmlich aufgrund des Preisanstiegs für Lebensmittel 
45 Economist, 7. Apuil 1973, S. 11 


46 Vgl.: Politics and Money, Vol. 4, No. 1, a.a. O., 8.10 und Economist vom 12. 5.73, 
S.65 
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und Wohnen. Durch ihre Kostenplanung für die verstaatlichten Unternehmen trägt 
die Regierung noch auf indirekte Weise zur Wiedergewinnung der Profitabilität bei. 

Während der ganzen Periode, die wir in unserer Analyse betrachtet haben, hat 
der Staat unmittelbar versucht, zum einen den Schrittmacher für die Privatindustrie 
in Sachen Rationalisierung zu spielen, zum andern aber auch derselben Privatin- 
dustrie die von ihr benötigten Grundproduktionsmittel zu „vernünftigen“ Preisen 
bereitzustellen. Zeichen dafür sind die Massenentlassungen bei den verstaatlichten 
Unternehmen, die trotz eines damit verbundenen enormen Kostenaufwands durch- 
geführt werden. Die jüngsten Kostenpläne für die (verstaatlichte) Kohle— und Stahl- 
industrie bedeuten nur die Fortsetzung des allgemeinen Trends. Für die Reorganisie- 
rung der Stahlindustrie ist im neuen Kostenplan die gewaltige Summe von 
3 Mrd. Pfund (ca. 18 Mrd. DM) angeschlagen, was am Ende ungefähr 50 000 Arbei- 
tern den Arbeitsplatz kosten wird; ähnliche Arbietsplatz-Einsparungen sollen auch 
im Kohlebergbau durchgeführt werden. All dies sind Versuche, die Arbeiterklasse 
für Probleme, die der kapitalistischen Produktionsweise inhärent sind, bezahlen zu 
lassen. Der Preisstop für Produkte der verstaatlichten Unternehmen hatte für fast 
alle von ihnen riesige Defizite zur Folge. Sie werden gegenwärtig pro Jahr durch die 
hübsche Summe von 1/2 Mrd. Pfund (3 Mrd. DM) subsidiert (47). All dies, zusam- 
men mit den für Neuinvestitionen in diesen Unternehmen notwendigen weiteren 
Kreditaufnahmen, läßt die Inflationswelle mehr und mehr anschwellen. Es ist auch 
nicht überraschend, daß bereits nach den ersten Anzeichen für einen Expansionsauf- 
schwung in der Wirtschaft sogleich Kürzungen der Staatsausgaben vorgesehen wur- 
den. 

Es gibt in der Tat keinen besseren Hinweis für die Widersprüche der kapita- 
listischen Produktion als die Tatsache, daß es trotz der höchsten jährlichen Wachs- 
tumsrate, seit dem Krieg und eines neunprozentigen Produktivitätsanstiegs in der 
verarbeitenden Industrie, über 600 000 Arbeitslose gibt und die Reallöhne der Ar- 
beiterklasse ständig sinken (48). Wenn man noch den sich auftürmenden Berg der 


47 Vgl.: Economist vom 5.5. 73, S. 73-74 
48 Pgl.: Economist vom 5.5.73, $S. 73 und vom 12.5. 73, $. 65 Die TIMES vom 22. 2. 73 
berichtet, daß bereits im Dezember 72 das Durchschnittseinkommen für körperlich Ar- 
beitende leicht gefallen sei. Während der Einzelhandels-Preisindex von Oktober 72 bis 
März 73 um 3,4 % anstieg (und um 4,7 % bis April 73), stieg der Durchschnittsgrundiohn 
pro Stunde im selben Zeitraum nur um 1,3 %. Die Durchschnittseinkommen stiegen von 
“Oktober 72 bis Februar 73 um 2,1%. (Vgl.: Labour Research Bulletin, Vol. 62, No. 6, 
Juni 1973, S. 143.) Der ECONOMIST (vom 26.5.1973, S. 67) bestätigt das. In den 
ersten sechs Monaten seit Inkrafttreten des Lohn- und Preisstops stiegen die Einzelhan- 
delspreise um 4,7 %, während die Durchschnittseinkommen bis März nur um 3 % gestie- 
gen sind. Das muß man vergleichen mit dem Jahr davor, in dem aufgrund der allgemeinen 
Steuersenkungen ein Anstieg der Nettorealeinkommen zu verzeichnen war. Allerdings 
kamen eine Menge Arbeiter überhaupt nicht in den Genuß dieser Einkommensverbesse- 
rung, da der Zeitpunkt ihrer turnusmäßigen Lohnerhöhungen erst nach dem Stichtag des 
Inkrafttretens des Lohn- und Preisstops fällig war. In einem kürzlich veröffentlichten 
Beitrag nimmt Andrew Glyn an, daß im Jahre 1972 eine etwa siebenprozentige Steige- 
rung des Lebensstandards stattgefunden hat, wohingegen er für das Jahr 1973 einen Fall 
des Lebensstandards der Arbeiter um etwa 1-2 % für wahrscheinlich hält (CSE Bulletin, 
Frühjahr 1973, $. 52). Es ist noch zu früh, die Bedeutung dieses Umschlages einzuschät- 
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Zahlungsbilanzprobleme mitbedenkt, dann ist auch letztlich die Bestimmung dieses 
inflationsbedingten Mini-Booms keine andere als die, die latenten Krisenfaktoren 
nur noch zu verstärken. Die Überlebens-conditio sine qua non fürs Kapital ist die 
Erhöhung der Exploitationsrate. Ob dies gelingt, hängt davon ab, wie die Arbeiter- 
klasse auf diese Herausforderung reagiert. 


V. Strategie für die Arbeiterklasse 


Die jüngste Entwicklung der Klassenkämpfe hat eines gelehrt: Wenn die Reaktion 
der Arbeiterklasse auf die gegen sie gestartete Offensive in Richtung auf einen 
Kampf gegen das System der kapitalistischen Produktion überhaupt gewendet wer- 
den soll, dann ist es leider mit der „Militanz“ allein nicht getan (49). Militanz allein 
nutzt überhaupt nichts, solange die Basis des Ökonomismus nicht verlassen 
wird, — denn der ökonomistische Kampf, wie die Gewerkschaften ihn führen, teilt 
mit der herrschenden Klasse dieselben ideologischen Voraussetzungen. Dies genau 
muß bekämpft werden und zwar politisch. Was diesen Punkt betrifft, so ist es 
keineswegs überraschend, daß die fehlerhafte Analyse in „British Capitalism, Wor- 
kers and the Profit Squeeze‘“ der Arbeiterklasse außer dem Aufruf zu verstärkter 
Militanz nichts weiter anzubieten hat als mögliche Marschrichtung. 

Wir haben gezeigt, daß die Arbeiterklasse in keiner Weise für die Inflation 
verantwortlich ist. Im Gegenteil, im Verein mit den Steuererhöhungen (50) hat die 
Inflation vielmehr eine Umverteilung des Nationaleinkommens — gemessen am Net- 
toreallohn — zuungunsten der Arbeiterklasse bewirkt. Eine Forderung, die in einer 
solchen Situation wirklich relavant wäre und allgemein gestellt werden sollte, wäre 
die nach einer „Lohngleitskala, die durch Hausfrauen- und Gewerkschaftskomitees 
zu regulieren wäre“. Eine solche Forderung würde praktisch hinauslaufen auf auto- 
matische Anpassung des Lohnniveaus an die gesteigerten Lebenshaltungskosten auf 
der Basis von Indices, die von Hausfrauen und Gewerkschaftlern gemeinsam zu 
erstellen wären. Dies würde nicht nur sicherstellen, daß die Arbeiterklasse nicht für 
die Inflation aufkommen muß, sondern wäre gleichzeitig ein erster Schritt dahin, 
die Frage der „Mitbestimmung“ in konkreter Weise zu stellen. Es würde bedeuten, 
daß die Arbeiterklasse selbst entscheidet, und zwar mittels ihrer eigenen Vertreter, 
die real mit den Problemen der steigenden Lebenshaltungskosten konfrontiert sind, 
was überhaupt ein Anstieg der Lebenshaltungskosten für die Arbeiterklasse ist und 
was nicht. Dadurch wären auch die Frauen der Arbeiter unmittelbar am Klassen- 


zen, doch der allgemeine Trend ist klar: Anstieg der Produktivität der Arbeit weit über 
den Anstieg der Reallöhne hinaus. 

49 An dieser Stelle sei angemerkt, daß auch, was die „Militanz‘ betrifft — sofern Streiksta- 
tistiken dafür einen zuverlässigen Index abgeben — die britische Arbeiterklasse durchaus 
keine Ausnahmeerscheinung ist. 

Vgl.: Anthony Barnett: Heath, the Unions and the State, in: New Left Review, No. 77, 
S. 24 ff. 

50 Faktisch sind für die Arbeiterklasse auch die Einkommensgrenzen für die jeweiligen 
Steuerklassen heruntergesetzt worden, weil die Steuerfreibeträge nicht entsprechend der 
Inflationsrate erhöht worden sind. 
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kampf beteiligt. Und des weiteren impliziert eine solche Forderung, daß die Aufga- 
ben solcher Komitees schließlich auf die ständige Preisüberwachung ausgedehnt 
werden. Das könnte dazu führen, daß Untersuchungen darüber angestellt werden, 
wie und warum Preissteigerungen auftreten. Solche Untersuchungen würden zeigen, 
daß die eigentliche Quelle für die Preissteigerungen in der kapitalistischen Produk- 
tionsanarchie zu suchen ist. Von diesem Ergebnis her wäre einsichtig zu machen, 
daß der einzige Ausweg für die Arbeiterklasse darin besteht, eine Gesellschaft zu 
errichten, in der der Verbraucher nicht mehr dem ständigen Kampf um die nackte 
Existenz, den eine solche Anarchie ihm diktiert, ausgesetzt ist. 

Es ist klar, daß eine solche institutionalisierte Lohngleitskala in keiner Weise 
den Kampf um die Erhöhung des Lebensstandards der Arbeiter überflüssig macht 
{wie z.B. die Forderung nach 10 „pro Woche Lohnerhöhung bei Ford etc.), son- 
dern sie wäre eine zusätzliche Absicherung dagegen, daß so gewonnene Lohner- 
höhungen von der Inflation gleich wieder aufgefressen werden. Eine solche Forde- 
rung darf auch nicht verwechselt werden mit den sogenannten ‚threshold agree- 
ments‘, die bestimmte Lohnerhöhungen erst nach Preisanstiegen über einen gesetz- 
ten Punkt hinaus (z. B.5 %) zulassen, wobei die Berechnung des Preisanstiegs nach 
einem von der Regierung aufgestellten Index erfolgt. Derartige „Abkommen“ dür- 
fen die Arbeiterklasse nicht darüber hinwegtäuschen, daß ihr doch die Hauptlast bei 
den ständigen Preisanstiegen aufgebürdet wird. Solange, wie die Schlacht allein an 
der Lohnfront geführt wird, Kann die Arbeiterklasse nicht gewinnen. Ganz gleich, 
wie militant der Kampf geführt wird: noch immer wird jede noch so erhebliche 
Lohnerhöhung in Windeseile von der Inflation aufgefressen. 

Dessen ungeachtet würde die Durchsetzung der Forderung nach einer Lohn- 
gleitskala gegenüber den Kapitalisten gleichbedeutend sein mit entschiedenstem 
Klassenkampf, der — um erfolgreich zu sein — die Einbeziehung und aktive Teilnah- 
me eines Großteils der Klasse zur Voraussetzung hätte. Denn die Durchsetzung 
dieser Forderung wäre von Seiten der Kapitalistenklasse ein Zugeständnis, das diese 
nur als allerletzte Zuflucht zu machen bereit wäre. Denn worum es hier geht, ist 
nicht weniger als der Kampf um die Kontrolle, darum, daß die Arbeiterklasse die 
Kontrolle über die Kapitalisten ausübt, um sie daran zu hindern, die Wirtschaft so 
zu führen, wie es ihnen paßt. Es wäre ferner die konkrete Umsetzung der Tatsache, 
daß die Arbeiterklasse nicht bereit ist, für die immanenten Probleme des Kapitalis- 
mus die Verantwortung zu tragen. Was die Arbeiterklasse will, sind Stabilität und 
steigender Lebensstandard, und die Krise des Kapitals schert sie einen Dreck. 

Wir haben gezeigt, wie die Kooperation und die Integrierung der Gewerk- 
schaftsführer in den Staatsapparat für den Kapitalismus in der gegenwärtigen Krise 
unerläßlich ist. Der Industrial Relations Act, die Einkommenspolitik sowie die 
„Dreiecksgespräche“ zwischen. Regierung, TUC (Trades Union Congress, die briti- 
sche Dachorganisation der Gewerkschaften) und CBI (Confederation of British In- 
dustries, die britische Arbeitergebervereinigung, d. Übers.) — sie alle sind Bestand- 
teile und Erscheinungsformen dieses Prozesses. Sie stellen den Versuch des Kapita- 
lismus dar, seine Probleme auf Kosten und — wenn’s geht — auch mit dem Einver- 
ständnis der Arbeiterklasse zu lösen. Der Staat ist keine „neutrale“ Institution, 
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sondern vertritt eindeutig — wie die gegenwärtige Krise auch wieder gezeigt 
hat — die Interessen der herrschenden Klasse. In der Epoche des Monopolkapitalis- 
mus können die Gewerkschaften sich nicht mehr aus der Politik heraushalten oder 
die entscheidende Rolle des Staates ignorieren. Aus diesem Grund wäre die wich- 
tigste politische Forderung gegenüber den Geweikschaften zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt: „Vollständige und bedingungslose Unabhängigkeit der Gewerkschaften vom 
kapitalistischen Staat“. Allein auf der Grundlage einer Strategie, die diese Forde- 
zung zu ihrem Bestandteil hat, können die Gewerkschaften verwandelt werden in 
Kampfmittel, die im Interesse der sozialistischen Revolution verwandt werden 
können. 

Im Licht dieser Perspektive gewinnte die Forderung nach innergewerkschaft- 
licher Demokratie ihren politischen Stellenwert. Es ist ja nicht so, daß die Gewerk- 
schaftsführer sich in Gespräche mit der Regierung und Arbeitgebern einlassen, weil 
sie ihre Privilegien gegenüber den einfachen Gewerkschaftsmitgliedern aufrechter- 
halten wollen. Eher umgekehrt: wenn sie aufrechterhalten wollen ihre auf refor- 
mistischen Vorstellungen beruhenden politischen Beziehungen mit der Kapitalisten- 
klasse, dann müssen sie die demokratische Freiheit der Masse der Gewerkschaftsmit- 
glieder beschränken. 

Denn dieselben militanten Gewerkschaftler auf Betriebsebene, die oft durch- 
aus die reformistischen Illusionen der Gewerkschaftsbürokratie teilen, werden durch 
die materiellen Bedingungen ihrer Lebensumstände objektiv dazu gezwungen, 
Streikpostenstellungen zu beziehen und Fabriken zu besetzen. Ihr objektives Tun, 
besonders in bezug auf die zunehmenden Fabrikbesetzungen, wirft 
praktisch — wenn auch noch nicht bewußt — die Frage nach dem Privateigentum an 
den Produktionsmitteln überhaupt auf. Dieser Form des Klassenkampfs strenge 
Grenzen zu ziehen, ist daher für die reformistische Gewerkschaftsführung eine poli- 
tische Notwendigkeit. 

Die Erhöhung der gesellschaftlichen Produktivkraft der Arbeit ist für das 
britische Kapital unerläßliche Bedingung, wenn es im Rahmen der EG überleben 
soll. Der Staat selbst hat in den verstaatlichten Unternehmen den Rationalisierungs- 
prozeß bereits eingeleitet, und es bestehen bereits ausgearbeitete Pläne oder Plan- 
vorschläge für Investitionsprogramme, die auch auf anderen Sektoren der Wirtschaft 
umfangreiche Reduzierungen der Beschäftigtenzahl vorsehen. Jüngstes Beispiel da- 
für ist der Schiffsbau (51). Die Forderung, die wirklich ernsthaft das Problem der 
Rationalisierungen angehen Kann, wäre: „Arbeit oder vollen Lohnausgleich‘“. Auch 
diese Forderung würde darauf bestehen, daß die Lösung der Probleme der herr- 
schenden Klasse, von welcher Art diese auch immer seien, nicht auf Kosten der 
Arbeiterklasse herbeigeführt werden darf. Diese Forderung ist natürlich nicht zu 
verstehen als Alternative zu den militanten Klassenkämpfen auf Betriebsebene, wie 
z. B. Besetzungen. Sie ist vielmehr ein Element, das von den Revolutionären in die 
Arena der Klassenkämpfe auf Betriebsebene eingeführt werden sollte. 


51 Vgl. den Artikel von John Fryer in der SUNDAY TIMES vom 20. Mai 1973. 


Die mögliche Zahl der Entlassungen liegt zwischen 23 000 und 11 000 Beschäftigten, je 
nach der Höhe der Subventionen, die für die Branche lockergemacht werden kann. 
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Die Forderung „Arbeit oder vollen Lohnausgleich“ Kann der Einzelkapitalist 
nicht erfüllen. In dem Maße, in dem die Notwendigkeit einer solchen Forderung 
festverwurzelter Bestandteil des Denkens der Arbeiterklasse wird, stellt sich in zu- 
nehmender Dringlichkeit die Frage nach der Form, in der die Forderung erfüllt 
werden kann. Dadurch wird der Blick auf die Kapitalistenklasse als ganze gerichtet 
und auf den Staat als deren Agentur, als diejenigen, die die Erfüllung dieser Forde- 
rung in ihrer Hand haben; die Aufmerksamkeit der Arbeiterklasse wird auf die 
wahre Natur des Feindes gelenkt: der Feind ist die Klasse, die die Staatsmacht zu 
ihrer eigenen gemacht hat. Es dürfte nicht schwierig sein, der Arbeiterklasse klarzu- 
machen, daß jede Gesellschaftsform, die üherhaupt nur den Namen verdient, in der 
Lage sein müßte, eine solche Minimalforderung zu erfüllen. Und wenn ihre Gesell- 
schaftsform das nicht fertigbringt, ein sozialistischer Staat würde es fertigbringen. 

Indem wir eine solche Forderung aufstellen, deuten wir an, daß wir keines- 
wegs gegen eine effiziente Organisation der Produktion an sich sind, ebenso wenig, 
wie wir gegen Maschinen an sich sind, — aber wir sind gegen die Wirkungen, die 
Rationalisierungen unter dem System des Kapitalismus mitsichbringen. Die Frage 
ist: wer hat den Nutzen von Rationalisierungen? Warum führt der Anstieg der 
gesellschaftlichen Produktivkraft der Arbeit zu Entlassungen und nicht zu einer 
allgemeinen Verminderung der Arbeitszeit, also zu mehr Freizeit für alle, usw.? 
Eine solche Forderung gestattes es, die Alternative einer geplanten Produktion von 
Gebrauchswerten aufzuwerfen und zu diskutieren. Allein Forderungen dieser Art 
sind es, die den Klassenkampf in Richtung auf einen politischen Kampf um das 
System der Produktion selbst weitertragen können (52). 

Unser Ziel in dieser ausführlichen Rezension war, zu zeigen, daß eine marxisti- 
sche Analyse des Kapitalismus wichtige Implikationen für den Klassenkampf ent- 
hält. Wenn wir in der Kritik von Glyns und Sutcliffes Buch kein Blatt vor den Mund 
genommen haben, so deswegen, weil die Autoren selbst sich ein so ernstzunehmen- 
des Zie] gesetzt haben. Ihr Buch hat ein großes Verdienst: Es hat die Diskussion um 
die Krise des Kapitalismus zu einem wesentlichen Bestandteil der Suche nach einer 
sozialistischen politischen Strategie gemacht. Die Daten und die Informationen, die 
sie in ihrem Buch zusammengetragen haben, sind unerläßliche Hilfsmittel künftiger 
Arbeit. Wenn diese Rezension dazu beiträgt, die Diskussion über ihre zentralen 
Thesen voranzutreiben, werden sie den polemischen Charakter unseres Artikels 
nicht nur nachsehen, sondern begrüßen. Dies ist jedenfalls unsere Hoffnung. 


(Übersetzung: Frank Unger) 


52 Einen Großteil der Ideen und Vorstellungen, die ich in dem Abschnitt über eine Strategie 
für die Arbeiterklasse vorgetragen habe, verdanke ich den Anregungen, die ich in Diskus- 
sionen mit Tony Polan über dieses Thema erhalten habe. Einiges ist unmittelbar einem 
unveröffentlichten Aufsatz von ihm entnommen. 
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Zur Ideologiekritik der lateinamerikanischen Theorien der Unterent- 
wicklung und Abhängigkeit (1) 


Thomas Hurtienne 


1. Einleitung 


Die wissenschaftliche Diskussion um die Ursachen der Unterentwicklung der Länder 
der Dritten Welt und der Peripherie Europas ist Anfang der 70er Jahre in ein neues 
Stadium getreten. Der forcierte Kapitalakkumulationsprozeß in Brasilien, Mexiko, 
Iran und den Exportökonomien Südostasiens rückte schlagartig die Frage nach den 
Möglichkeiten und Grenzen kapitalistischer Industrialisierung in der Dritten Welt in 
den Mittelpunkt der empirischen und theoretischen Arbeiten der verschiedenen 
‚schulen‘ der Theorie der Unterentwicklung. 

Während die Vertreter der nordamerikanischen Modernisierungstheorien die 
hohen Wachstumsraten der Industrieproduktion in zentralen Peripherieländern wie 
Brasilien als Bestätigung ihrer gradualistischen Entwicklungskonzeption (Unterent- 
wicklung als gradueller Entwicklungsrückstand wird durch massiven Kapital- und 
Technologiezufluß aufgehoben) interpretieren konnten (Baer 1973, Chenery 
1972) (2) und die Vertreter der szrukturalistischen Schule der Nationalökonomie in 
Lateinamerika (UNO-Wirtschaftskommission für Lateinamerika ECLA, Furtado, 
Pinto) rapide Industrialisierung ohne Strukturreformen (Agrarreform, Einkommens- 
umverteilung) als Widerlegung ihres Unterkonsumtionsansatzes hinnehmen mußten 
(CEPAL/ECLA 1969, Furtado 1969, 1972), geriet die lateinamerikanische Theorie 
der strukturellen Abhängigkeit in ihre strukturelle Krise. 

Wie ließ sich das Polarisierungskonzept, das von kumulativ zunehmender ‚Ent- 
wicklung der Unterentwicklung‘ durch kumulativ wachsende Ausbeutung der Satel- 
liten durch die Metropolen der kapitalistischen Weltwirtschaft ausgeht und damit 
die strukturelle Beschränkung des industriellen Kapitalakkumulationsprozesses und 
die Unmöglichkeit dynamischen kapitalistischen Industriewachstums in den Peri- 
pherieländern begründet (Frank 1968, 1971, dos Santos 1968), mit der Wirklichkeit 
dynamischer kapitalistischer Industrialisierungsprozesse zumindest in zentralen Peri- 
pherieländern vereinbaren? 

Einmal bei Aufrechterhaltung des Metropolen-Satelliten-Modells durch das 
Konzept des Subimperialismus (Marini 1971, dos Santos 1972): die imperialisti- 
schen Zentren schaffen sich Brückenköpfe ihrer Expansion in der Peripherie in 
Gestalt imperialistischer Subzentren, deren beschleunigte ökonomische Entwick- 
lung die Unterentwicklung als Strukturmerkmal des ‚peripheren‘ Kapitalismus sogar 


i Gekürzte Fassung einer soziologischen Diplomarbeit, die unter dem gleichen Titel im 
Fachbereich 11 der FÜ Berlin im November 1973 erstellt wurde. 
2 Zur Zitierweise: Der vollständige Titel der zitierten Publikationen findet sich im Litera- 


turverzeichnis — bei mehreren Publikationen eines Autors beachte das Publikationsjahr. 
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noch verschärft, da die rapide Denationalisierung der Schlüsselsektoren des Wirt- 
schaftswachstums ebenso schnell zunehmende Dekapitalisierungsprozesse (Nettoka- 
pitalexport) zugunsten der Metropolen impliziert. In der europäischen Diskussion 
findet sich diese auf den ersten Blick so einleuchtende Position mit unterschiedli- 
chen Begründungen, immer aber auf der These des kontinuierlichen Werttransfers 
der Peripherie in den Zentren der kapitalistischen Weltwirtschaft basierend, in der 
Theorie des peripheren Kapitalismus‘ Samir Amins und der ‚Theorie des Spätkapita- 
lismus‘ Ernest Mandeis (Amin 1970, Mandel 1972). 

Die kapitalistische Weltwirtschaft wird als ein durch Werttransfer verbundenes 
System spätkapitalistischer Durchindustrialisierung in den Zentren der Kapitalakku- 
mulation, abhängiger Teilindustrialisierung in den peripheren Zentren und abhängi- 
ger Konsumgüterindustrialisierung in den peripheren Satelliten dargestellt, in dem 
das Kapitalakkumulations-, Produktivitäts- und Mehrwertratengefälle sich nur ver- 
schärfen, die Unterentwicklung der Peripherie nur ihre Form, nicht aber ihren 
Inhalt verändern kann (Mandel 1972, S. 62). 

Diese Tendenz, Unterentwicklung mit struktureller Abhängigkeit und Wert- 
transfer zu identifizieren und jede Möglichkeit umfassender Industrialisierung in der 
Peripherie zu bestreiten, wird von einer zweiten Gruppe von Autoren scharf kriti- 
siert. Vor allem der Brasilianer Fernando Henrique Cardoso (1972) weist auf den 
Modelldeduktionismus dieser Argumentation hin und behauptet die Möglichkeit der 
Überwindung von ökonomischer Unterentwicklung (als ‚deformierter‘, den Produk- 
tionsmittelsektor ausschließender Industriestruktur) auch bei fortbestehender und 
verschärfter Abhängigkeit von den multinationalen Konzernen als ökonomischen 
Agenten der Zentren. 

Die radikalste Ablehnung des Metropolen-Satelliten-Modells findet sich bei 
Bill Warren (1973), für den das dynamische Industriewachstum in den großen und 
mittelgroßen Entwicklungsländern mit der Überwindung von Unterentwicklung und 
Abhängigkeit zusammenfällt, die Unterentwicklung der Dritten Welt daher zum 
bloßen Mythos geworden ist. Bei einem Teil der sozialwissenschaftlichen Intelligenz 
in Ländern wie Brasilien führt die Faszination dynamischer Kapitalakkumulation 
nach Jahren relativer Stagnation zu ähnlicher Perpiexität. 

Die drei angeführten Möglichkeiten, dynamisches Industriewachstum in der 
Peripherie zu interpretieren, verweist auf die merhodischen Schwächen der bisheri- 
gen Unterentwicklungsdiskussion: Zentrale Begriffe wie Unterentwicklung und Ab- 
hängigkeit werden inflatorisch verwandt und nur selten in einen klaren theoreti- 
schen Raum gestellt. Die Veränderungen in der Peripherie der kapitalistischen Welt- 
wirtschaft werden entweder unter deduktive Erklärungsmodelle (Metropolen-Satel- 
liten— modell, Werttransfermodell) subsumiert, deren deduktiv abgeleitete Tat- 
sachenbehauptungen mit ‚common sense‘-Argumenten ‚belegt‘ werden, oder aber 
mit induktiven Verallgemeinerungen historisch besonderer Entwicklung (Brasilien 
als Modell der Dritten Welt) identifiziert. 

Daß sich dieser Widerspruch zwischen deduktiven Erklärungsmodellen und 
induktiven Veraligemeinerungen auch innerhalb einzelner Theorien wiederfindet, 
zeigt sich am deutlichsten bei Samir Amin, der die Werttransferthese der Theorie 


214 


des ungleichen Austausches von Emmanuel und Palloix übernimmt, deren Voraus- 
setzungen wie die Existenz einer internationalen Durchschnittsprofitrate in höch- 
stem Maße modelldeduktionistisch werden, weil er durch seine breiten Ausführun- 
gen über die Spezifika der peripheren Gesellschaftsformationen (strukturelle Hete- 
rogenität der Produktionsbedingungen und Produktionsverhältnisse) gerade die 
Nichtexistenz dieser allgemeinen Voraussetzungen induktiv belegt (Armin 1970, 
5.297 ff.). Aber auch Andre Gunder Frank mag als Beispiel dienen: seinem deduk- 
tiven Metropolen-Satelliten-Modell unterschiebt er in zahlreichen Arbeiten immer 
umfangreicheres historisches Material, das erst allmählich schon durch die quantita- 
tive Fülle die Starrheit des Modells zu sprengen beginnt. 

Die Ursache dieser Tendenz zum logischen Deduktionismus, gepaart mit un- 
vermittelten empirischen Beschreibungen, oder zur eklektischen Preisgabe jeder all- 
gemeinen Theorie liegt — wie Marini (1972) zu Recht feststellt — im Erkenntnisge- 
genstand selbst: in der Komplexität der ‚deformierten‘, vom ‚reinen‘ Begriff weiter 
als in den Zentren abweichenden historischen Existenzweisen allgemeiner Gesetz- 
mäßigkeiten in den peripheren Gesellschaftsformationen, in denen die kapitalisti- 
sche Produktionsweise in der Vergangenheit noch nicht die Homogenität versach- 
lichter Abhängigkeitsbeziehungen durch die Verallgemeinerung kapitalistischer Pro- 
duktionsverhältnisse durchgesetzt hatte, die erst — wenn auch über verkehrte Er- 
scheinungsformen vermittelt — eine größere Durchsichtigkeit der Verhältnisse er- 
möglichen (Lukäcs 1970, S. 137). 

Mit der sich seit den 60er Jahren forciert durchsetzenden Homogenisierung 
der Produktionsverhältnisse und der rapiden Beschleunigung der realen industriellen 
Kapitalakkumulation entwickelt sich allmählich auch die Basis für eine Analyse des 
peripheren Kapitalismus, die sich von in der Zirkulations- und Distributionssphäre 
hängenbleibenden Erklärungsmodellen (Dualismusthese, strukturelle Abhängigkeits- 
theorie) freimachen und die Tendenzen und inneren Widersprüche des abhängigen 
Akkumulationsprozesses in peripheren Gesellschaften in den Vordergrund rücken 
kann. 

Marxistisch gefaßt bedeutet dies die Notwendigkeit, die konkreten Verlaufs- 
formen der kapitalistischen Produktionsweise im historischen Milieu abhängig in 
den Weltmarkt integrierter Gesellschaften exakt zu bestimmen. Denn obwohl die 
realen Entwicklunstendenzen des kapitalistischen Akkumulationsprozesses durch 
die ihm immanenten Gesetzmäßigkeiten letztlich bestimmt sind, setzen sich diese 
allgemeinen Gesetze in der Konkurrenz der Kapitale im nationalen und internatio- 
nalen Rahmen immer historisch modifiziert durch. Ebenso wie in den Zentren der 
Akkumulation der kapitalistischen Weltwirtschaft den allgemeinen Gesetzen der 
kapitalistischen Produktionsweise durch die forcierte Entwicklung der Produktiv- 
kräfte und die damit notwendig verbundene Konzentration und Zentralisation des 
Kapitals in Gestalt der Monopole und wachsenden Staatseingriffe Barrieren ihrer 
„reinen“ Realisierung durch sie selbst gezeugt erwachsen, die sich in ihren historisch 
modifizierten Durchsetzungsformen ausdrücken und im Keynesianismus und bürger- 
licher Monopoltheorie theoretisch oberflächlich dargestellt sind, erwachsen ihnen 
im historischen Milieu der abhängig in den Weltmarkt integrierten Gesellschaften 
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selbst gezeugte Deformationen, die von den imperialistischen Modernisierungstheo- 
rien als Anormalität abgetan nun in der Theorie des peripheren Kapitalismus als 
Theorie der historischen Andersartigkeit kapitalistischer Entwicklung in den abhän- 
gigen Gesellschaften ihren ersten theoretischen Ausdruck gefunden haben (Amin 
1970, strukturelle Abhängigkeitstheorie in Lateinamerika). 

Die historische Andersartigkeit kapitalistischer Entwicklung in der Peripherie 
der kapitalistischen Weltwirtschaft besteht nach diesen ersten Ansätzen marxisti- 
scher Analysen darin, daß die primäre Ursache blockierter Produktivkraftentwick- 
lung nicht in der Vorherrschaft vorkapitalistischer Produktionsweisen und der ihr 
entsprechenden unproduktiven Verwendungsformen des Mehrproduktes liegt, die 
durch eine bürgerliche Revolution im klassisch europäischen Sinne überwindbar 
wäre, sondern in der extremen Abhängigkeit des gesellschaftlichen Reproduktions- 
prozesses der peripheren Länder vom Reproduktionsprozeß der Zentren der Kapi- 
talakkumulation. 

Die Abhängigkeu üer rohstoffproduzierenden Länder von der Realisierung 
ihres Produktes in den industriellen Zentren im ungleichen Austausch gegen Luxus- 
konsumgüter führte zu so schwerwiegenden strukturellen Verzerrungen des Repro- 
duktionsprozesses der abhängigen Länder (Konzentration der Produktivkraftent- 
wicklung auf die Rohstoffenklaven, Konzentration der Einkommen bei Exportoli- 
garchien und von ihnen abhängigen Mittelklassen mit überwiegender Tendenz zu 
unproduktiver Verwendung des gesellschaftlichen Mehrproduktes), daß auch die 
nach der Weltwirtschaftskrise von 1929 vor allem in Lateinamerika beginnende 
importsubstituierende Industrialisierung die strukturelle Abhängigkeit als Abhängig- 
keit des industriellen Akkumulationsprozesses von Produktionsmittel- oder zumin- 
dest Technologieimporten, die durch die Deviseneinkommen der traditionellen Ex- 
portwirtschaft bezahlt werden müssen, auf höherer Stufenleiter reproduzierte. 

Strukturelle Abhängigkeit als strukturell abhängige Integration der peripheren 
Gesellschaften in den kapitalistischen Weltmarkt und das ihr entsprechende System 
der internationalen Arbeitsteilung erscheint als die fortwährende Ursache von öko- 
nomischer Unterentwicklung als struktureller Verzerrung des gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozesses (hypertrophe Exportproduktion, fehlende Produktionsmittel- 
industrie), die sich in einer strukturellen Heterogenität der Produktivitätsniveaus 
zwischen und innerhalb der Produktionssektoren und -regionen ausdrückt, deren 
Produktivitätsunterschiede als Produkt extrem ungleichmäßiger Entwicklung der 
Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse weitaus größer sind als in den ent- 
wickelten kapitalistischen Ländern. 

Diese ersten Ansätze marxistischer Darstellungen der Unterentwicklungspro- 
blematik haben zwar richtig auf die historischen Besonderheiten des Entwicklungs- 
prozesses der abhängigen Gesellschaften verwiesen. Diese Besonderheiten als histo- 
risch spezifische Durchsetzungsformen der allgemeinen Gesetze der kapitalistischen 
Produktionsweise in der Peripherie systematischer darzustellen, die mit der forcier- 
ten Kapitalakkumulation zumindest in den zentralen Peripherieländern einher- 
gehende Zerstörung aller vorkapitalistischen Barrieren der Kapitalverwertung als 
Homogenisierung der Produktionsverhältnisse in ihrer Bedeutung für den industriel- 
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len Akkumulationsprozeß zu analysieren und die Frage nach einer möglichen An- 
gleichung der Produktionsbedingungen in den zentralen Ländern der Peripherie an 
die Zentren der Kapitalakkumulation bei wachsender Marginalisierung der Restlän- 
der zu beantworten, ist aber bisher nur in Ansätzen gelungen (Amin 1970, Mandel 
1972, Cardoso 1973, Khalatbari 1972). 

Der Grund hierfür liegt nicht zuletzt in der ahistorischen Form der Auseinan- 
dersetzung mit bisherigen Theorieansätzen, d.h. der Unfähigkeit, den konstitutiven 
ideologiecharakter von Theorie emmstzunehmen. 

Das gilt insbesondere für die lateinamerikanische Diskussion um die Ursachen 
der Unterentwicklung, die zunehmend auch in der internationalen Diskussion eine 
bedeutsame Rolle spielt (Amin 1970, Senghaas 1972). 

Die Theorie der strukturellen Abhängigkeit kritisiert die Dualismustheorie 
und die bürgerliche Abhängigkeitstheorie als ideologisch und apologetisch, d.h. die 
Wirklichkeit des historischen Entwicklungsprozesses interessenbedingt falsch dar- 
stellend. Ihre eigene Abhängigkeit von den kritisierten Ideologien muß ihr dabei 
entgehen, da sie ihre eigenen Konzepte als geniale Idee oder umwerfende Ent- 
deckung autonormer geistiger Tätigkeit betrachtet. 

Aufhebung von Ideologien, d.h. von verzerrter mystifizierter Darstellung der 
Wirklichkeit durch wirkliches Wissen, wirkliche Theorie kann es aber nur geben, 
wenn Theoriebildung selbst als sozialökonomisch bedingter Prozeß erkannt wird, 
die ‚Genialität‘ neuer Ideen als in letzter Instanz aus den Veränderungen des so- 
zial-ökonomischen Entwicklungsprozessss hervorwachsende neue objektive Gedan- 
kenformen begriffen wird. 

Erst die Reflexion über die historischen Entstehungsbedingungen der Thecorie- 
produktion kann Klarheit verschaffen, welche Relevanz z. B. die sich in der CEPAL 
(der UNO-Wirtschaftskommission für Lateinamerika) repräsentierenden bürger- 
lich-reformistischen Theorien in Lateinamerika für die Erkenntnis von wesentlichen 
Zusammenhängen haben kann. Inwieweit eine auf dem dialektisch vermittelten 
Gesamtzusammenhang von wesentlichen Verhältnissen und Erscheinungsformen ab- 
stellende marxistische Theorie der abhängigen Akkumulation gerade an den syste- 
matisierten Erscheinungsformen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses, wie 
sie sich in den fortschrittlichsten bürgerlichen Theorien darstellen, ansetzen soll. 
Inwieweit marxistische Theorieproduktion also notwendig /deologiekritik sein 
muß: im doppelten Sinn von Kritik der Befangenheit der bürgerlichen Theorien in 
die die wesentlichen Verhältnisse verkehrenden Erscheinungsformen und Aufhe- 
bung ihrer positiven Abstraktionen aus diesen systematisierten Erscheinungsformen 
durch die Aufhebung ihrer Abstraktheit, ihrer parzellierten Isoliertheit gegeneinan- 
der, durch Aufspüren des „inneren Bandes“, das diese verschiedenen Entwicklungs- 
formen des Stoffes verbindet. 

Die folgende Arbeit versucht, im ersten Teil einen Abriß zu geben über die 
Genesis der Vorstellung von Unterentwicklung bzw. Rückständigkeit, wie sie sich 
der herrschenden Klasse und ihren ideologischen Vertretern in den verschiedenen 
Entwicklungsepochen Lateinamerikas durch ihre Stellung im gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozeß bedingt aufgedrängt haben, sowie ansatzweise zu zeigen, daß 
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diese herrschenden Ideologien tatsächlich auch die Theorien ihrer Zeit beherrscht 
haben und die Erscheinungsformen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses 
widerspiegelten. 

Im zweiten Teil werde ich versuchen, die Theorien der Unterentwicklung und 
Abhängigkeit in der Phase der „Internationalisierung der Binnenmärkte“ systemati- 
scher darzustellen und ansatzweise zu kritisieren. 

Die Theorie der „Entwicklung der Unterentwicklung‘“ , die von der Identität 
von struktureller Abhängigkeit und Unterentwicklung ausgeht, Frank, Marini, dos 
Santos) wird der Theorie der abhängigen Entwicklung, die die Aufhebung der Un- 
terentwicklung bei fortbestehender struktureller Abhängigkeit für möglich hält 
(Cardoso), gegenübergestellt. Im letzten Abschnitt versuche ich zu zeigen, welchen 
Stellenwert die ideologiekritische Aufhebung der letzten Resultate der bürgerlichen 
Nationalökonomie in Gestalt der lateinamerikanischen strukturalistischen Schule 
der Ökonomie für den Fortschritt einer marxistischen Theorie der abhängigen Ak- 
kumulation haben kann. 


1.1 Zum marxistischen Ideologieverständnis (1) 


1. Im Gegensatz zur herrschenden bürgerlichen Ideologie der Ideen, die diesen nicht 
nur eine verselbständigte geistige Existenz zuschreibt, sondern in ihnen auch die 
einzigen — die chaotische soziale Wirklichkeit ordnenden Prinzipien sieht (Weber, 
Popper) — geht die marxistische Theorie davon aus, daß die ökonomische Basis als 
Einheit der Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse in letzter Instanz die ver- 
mittelten gesellschaftlichen Bereiche, den Überbau als Einheit von juristisch-politi- 
scher (Recht, Staat) und ideologischer Sphäre determiniert (Marx, MEW 13, 
S. 616 ff.). 


2. Mit der Entwicklung der Teilung zwischen materieller und geistiger Arbeit, die 
eng verbunden ist mit der Herausbildung der Teilung des urwüchsigen Gemeinwe- 
sens in Klassen, die durch unmittelbare Herrschafts- und Knechtschaftsverhältnisse 
verbunden sind, 


„kann sich das Bewußtsein wirklich einbilden, etwas anderes als das Bewußtsein der bestehen- 
den Praxis zu sein, wirklich etwas vorzustellen, ohne etwas Wirkliches vorzustellen — von 
diesem Augenblick an ist das Bewußtsein imstande, sich von der Weit zu emanzipieren und zur 
Bildung der ‚reinen‘ Theorie, Theologie, Philosophie, Moral usw. überzugehen“ (Marx, MEW 3, 
8.31). 


Die sich über die Zwänge des materiellen Reproduktionsprozesses erhebenden, 
scheinbar freischwebenden Berufsideologen besitzen zwar in ihrer geistigen Produk- 
tion eine größere relative Autonomie, sie können allerlei Ideologien aushecken, die 


1 Die folgende Darstellung ist aufgrund notwendiger Kürzungen z. T. verkürzt und kurso- 
risch. Für eine ausführlichere Diskussion des marxistischen Ideologieverständnisses vgl. 
Bischoff 1973, Althusser 1973, Lefebvre 1967, Vasconi 1972. 
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aber nur Wirksamkeit besitzen, wenn sie die mystifizierten Bewußtseinsformen, die 
sich den produzierenden Menschen im Produktionsprozeß aufdrängen, ausformulie- 
ren, systematisieren, auf die Spitze treiben. 


3. In den vorkapitalistischen Klassengesellschaften ist ‚die Herrschaft der Produk- 
tionsbedingungen über den Produzenten ... versteckt durch die Herrschafts- und 
Knechischaftsverhältnisse, die als unmittelbare Triebfedern des Produktionsprozes- 
ses erscheinen und sichtbar sind‘ (Marx, Kapital Band 3, 5. 839). D.h. die Herr- 
schaft der Naturbedingungen der Produktion über die Produzenten, die sich in ihrer 
religiösen Befangenheit ausdrückt, verwächst mit den persönlichen Abhängigkeits- 
verhältnissen, d. h. der direkten Herrschaft des Grundeigentums als allgemeiner Pro- 
duktionsbedingung über die unmittelbaren Produzenten, die so ebenfalls als natürli- 
che Verhältnisse erscheinen und damit religiös legitimiert sind (Marx, Grundrisse, 
5.82). 


4, Mit der Entwicklung der Warenproduktion und der kapitalistischen Produktions- 
weise kehren sich alle gesellschaftlichen Verhältnisse der Menschen um. Die mit der 
Entwicklung der Produktivkräfte in kapitalistischer Form sich duichsetzende Be- 
herrschung der Natur durch den Menschen eısetzt die Naturabhängigkeit und die ihr 
entsprechenden Abhängigkeitsverhältnisse durch die sachlich vermittelte Abhängig- 
keit arbeitsteilig für einen anonymen Markt produzierender Warenproduzenten, de- 
ren privat verausgabte Arbeit sich nur über den Markt vermittelt als geselischaftliche 
Arbeit darstellen kann. Die gesellschaftlichen Beziehungen der Privatproduzenten 
erscheinen daher nicht mehr als unmittelbare Verhältnisse der Personen in ihren 
Arbeiten, sondern als „sachliche Verhältnisse der Personen und gesellschaftliche 
Verhältnisse der Sachen“ (Marx, Kapital Band 1, S. 87). Das gesellschaftliche Sein 
in der Arbeit erscheint so als das gesellschaftliche Sein ihrer Produkte als Waren im 
Austauschprozeß. 

Das Kapitalverhältnis als spezifisches Herrschafts- und Knechtschaftsverhält- 
nis, das darauf beruht, daß der doppelt freie Lohnarbeiter — von den Produktions- 
mitteln getrennt — sein Leben nur reproduzieren kann, wenn er auf dem Waren- 
markt seine Arbeitskraft gegen Lohn an einen Kapitalisten verkauft, entwickelt die 
Verkehrungen, die sich mit der einfachen Warenproduktion entwickeln, auf ver- 
schärfte Weise weiter (Marx, Kapital III, S. 848 ff.). 

Auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft erscheinen die wesentlichen 
Verhältnisse der kapitalistischen Wert- und Mehıwertproduktion in den notwendig 
verkehrten Erscheinungsformen. Die wirklichen Produktionsagenten reproduzieren 
in ihrem gewöhnlichen Bewußtsein diesen äußeren Schein, denn es ist 


„ebenso natürlich, daß (sie) in diesen entfremdeten und irrationellen Formen von Kapital/Zins, 
Boden/Rente, Arbeit/Arbeitsiohn sich völlig zuhause fühlen, denn es sind eben die Gestaltungen 
des Scheins, in welchen sie sich bewegen und womit sie täglich zu tun haben. Es ist daher 
ebenso natürlich, daß die Vulgärökonomie, die nichts als eine didaktische, mehr oder minder 
doktrinäre Übersetzung der Alltagsvorstellung der wirklichen Produktionsagenten ist und eine 
gewisse vollständige Ordnung unter sie bringt, gerade in dieser Trinität, worin der ganze innere 
Zusammenhang ausgelöscht ist, die naturgemäße und über allen Zweifeln erhabene Basis ihrer 
seichten Wichtigtuereien findet. Diese Formel entspricht zugleich dem Interesse der herrschen- 
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den Klassen, indem sie die Naturnotwendigkeit und ewige Berechtigung ihrer Einnahmequellen 
proklamiert und zu einem Dogma erhebt‘ (Karl Marx, Kapital Band 3, S. 838). 


Für die kapitalistische Gesellschaftsformation muß also /deologie als notwendig 
verkehrtes Bewußtsein primär aus den notwendig verkehrten Erscheinungsformen 
der wesentlichen Produktionsverhältnisse hergeleitet werden, auch wenn die not- 
wendigen Erscheinungsformen und Bewußtseinsformen auf der Oberfläche der 
bürgerlichen Gesellschaft durch vielfältige historische Bedingungen modifiziert wer- 
den (Marx, Kapital Band 3, S. 800 ff.). Jede Theoriebildung muß daher zunächst 
notwendig Ideologiecharakter haben, denn eine partielle Einsicht in die wesentli- 
chen Verhältnisse drängt sich dem geistigen Arbeiter nur an jenen Punkten auf, wo 
durch die reale Bewegung der Widersprüche in einem Prozeß heftiger Klassenkämpfe 
der Schein der Oberfläche durchbrochen wird, was am Entwicklungsweg der klassi- 
schen politischen Ökonomie darstellbar wäre (vgl. Darstellung bei Bischoff 1973, 
S. 137 ff.). 


5. Bei der Darstellung der ideologischen Formen, worin sich die Menschen der 
Widersprüche des materiellen Lebens bewußt werden und sie im Klassenkampf aus- 
fechten, muß stets von den herrschenden Produktionsverhältnissen ausgegangen 
werden, die sich in herrschenden Klassenverhältnissen darstellen. 

Die herrschende Klasse beherrscht die Gedanken ihrer Epoche nicht nur, weil 
sie das herrschende Produktionsverhältnis repräsentiert (Grundeigentum, Kapital- 
verhältnis), sondern da sie durch ihr Monopol der geistigen Produktionsmittel die 
mystifizierten Bewußtseinsformen, die dem herrschenden Produktionsverhältnis 
notwendig entspringen, gegen alle emanzipatorischen Angriffe aufsteigender Klassen 
weiter befestigt und verteidigt. Das Monopol geistiger Produktion wird zusammen 
mit dem Monopol außerökonomischer Gewalt zur Basis der Sicherung der auf 
Knechtschaftsverhältnissen beruhenden Klassengesellschaft. Da Klassenherrschaft 
nicht auf bloßer Gewalt beruhen kann, besitzt die herrschende Ideologie als ‚Ze- 
ment des sozialen Lebens‘ (Gramsci), der die widerstrebenden Teile einer Konkreten 
Gesellschaftsformation aneinander bindet und so dem ganzen Kohäsion verleiht, die 
zentrale Funktion der Legitimation von Klassenherrschaft. 

Die Legitimationsgrundlage der bürgerlichen Gesellschaft ist die durch die 
Versachlichung aller gesellschaftlichen Verhältnisse gegebene Herrschaft der verselb- 
ständigten Formen der Warenzirkulation und der Distributionsformen gesellschaft- 
lichen Reichtums, die an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft eine Sphäre 
der Gleichheit, Freiheit und Unabhängigkeit der Warenbesitzer, Revenuebezieher 
und Staatsbürger konstituieren, unter der das unmittelbare Ausbeutungsverhältnis 
des Produktionsprozesses versteckt bleibt. 


6. Die marxistische Auffassung vom Verhältnis von Denken und Sein, die dem 
Denken eine Autonomie gegenüber dem materiellen Lebensreproduktionsprozeß 
abspricht, kann nicht auf das ‚gewöhnliche‘ Denken der Produktionsagenten und 
ihre bloße systematisierte Reproduktion in praktischen Ideologien beschränkt blei- 
ben, sondern muß auch auf das theoretische Denken bezogen werden. So begreift 
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sich etwa die Marxsche Kritik der politischen Ökonomie nicht als geniale Idee im 
Sinne autonomer geistiger Produktion, sondern als in einer bestimmten historischen 
Phase der praktischen Naturaneignung, die in Versachlichung der Produktionsver- 
hältnisse sich ausdrückt, möglich gewordene Einsicht in den inneren Zusammenhang 
von Natur-, Gesellschafts- und Denkformen, die durch die Theoretiker der bürger- 
lichen politischen Ökonomie unter dem Einfluß der praktischen Selbstkritik der 
bürgerlichen Gesellschaft in der Krise durch den aufbrechenden Schein der Ober- 
fläche hindurch aus den Bedingungen gesellschaftlicher Arbeit keimhaft entwickelt 
werden konnte (s. Grundrisse, Einleitung). 

Das in der Marxschen Theorie enthaltene Verständnis von wissenschaftlicher 
Erkenntnis impliziert im Unterschied zu allen anderen in der Wirtschaftswissen- 
schaft üblichen erkenntnistheoretischen Begründungen die Ableitung der eigenen 
Genesis aus dem sozialen Lebensprozeß (s. dazu Näheres bei Bischoff 1973, 
S.53 ff.). Wenn Wissenschaft notwendig ist, da Wesen und Erscheinungsformen der 
Dinge nicht unmittelbar zusammenfallen (Kapital Band 3, S. 825), wirkliches Wis- 
sen nur erreicht wird, wenn die ideelle Reproduktion der Bewegungsformen der 
geschichtlichen Entwicklung durch die Vielfalt der Erscheinungsformen hindurch 
den inneren Zusarnmenhang der abstrakten Bestimmungen eines konkreten Ganzen 
aufdeckt und das Ganze als vermittelte Einheit von Wesen und Erscheinungsformen 
reproduziert, wirkliches Wissen sich aber nur im sozialen Lebensprozeß bewahrhei- 
ten kann (Lenin, Aus dem philosophischen Nachlaß 1948, S. 89/90), so wird klar, 
daß der Übergang von Ideologie als verzerrter Reproduktion der Wirklichkeit zu 
wirklichem Wissen immer ein kontinuierlicher ist. 


7. Gerade eine marxistische Kritik der Theorien der Entwicklung und Unterent- 
wicklung muß sich bewußt sein, daß gesellschaftliches Denken und Nachdenken, so 
sehr es in den Erscheinungsformen der Oberfläche befangen ist, als verzerrte Repro- 
duktion der Wirklichkeit nicht per se falsch ist, sondern die Erscheinungsformen des 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses durchaus systematisierend und auf ab- 
strakte Bestimmungen bringend darstellt, insofern Ausdruck von Wirklichkeit und 
Basismaterial marxistischer Analysen ist. Praktische Ideologien und kohärente wis- 
senschaftliche Systeme unterscheiden sich dabei nur durch ihre begriffliche Syste- 
matik und ihren Abstraktionsgrad. Eine Auseinandersetzung mit historisch entstan- 
denen Konzeptionen von Entwicklung und Unterentwicklung muß daher historisch 
bezogen werden, d. h. bezogen auf die jeweilige Phase des abhängigen Entwicklungs- 
prozesses und die in ihr vorherrschende Form gesellschaftlicher Produktion und 
abhängiger integration in den Weltmarkt. 

Nur unter diesen Bedingungen wird man die Bedeutung des Liberalismus für 
die Phase der Exportwirtschaft in Lateinamerika (1850-1930) erkennen können 
und nicht der gängigen These vom Ideenimport aus Europa, der zur Entfremdung 
der herrschenden Klassen geführt hätte, anheimfallen. Die liberale Dualismusthese, 
die die Unterentwicklung auf die Spaltung der Gesellschaft in moderne kapitalisti- 
sche und stagnierende feudale Sektoren zurückführt, wird nicht als bewußter Betrug 
oder freiwillige Übernahme imperialistischer Modernisierungstheorien, sondern als 
notwendige Reproduktion der Erscheinungsformen des gesellschaftlichen Repro- 
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duktionsprozesses der Phase der Exportwirtschaft im Bewußtsein der liberalen Ex- 
portoligarchie begriffen. Die ‚nationale‘ Entwicklungsideologie der Importsubstitu- 
tionsphase (1930-1955), die Unterentwicklung auf die externe Abhängigkeit vom 
Weltmarkt zurückführt und die Möglichkeit einer die Phasen der entwickelten bür- 
gerlichen Gesellschaft forciert nachholenden Entwicklung postuliert, wird als not- 
wendige Illusion der Träger des kapitalistischen Entwicklungsprozesses, der in- 
dustriellen Bourgecisie und des populistischen Staates, über ihre eigene Rolle im 
abhängigen Reproduktionsprozeß der Länder Lateinamerikas, und nicht als willkür- 
licher konzeptueller Irrtum dargestellt. 

Die strukturelle Abhängigkeitstheorie verliert ihre Unschuld als geniale Idee 
einzelner und erweist sich als an die spezifische Phase der ‚Internationalisierung der 
Binnenmärkte‘ (ab 1955) gebundenes Zerfallsprodukt der bürgerlichen Theorie der 
externen Abhängigkeit. Die forcierte Überwindung dieser in der Zirkulations- und 
Distributionssphäre verhafteten Argumentation durch die sich seit Anfang der 70er 
Jahre entwickeinde Theorie der abhängigen Akkumulation wird als Reflex der rapi- 
den abhängigen kapitalistischen Entwicklung in Lateinamerika begreifbar. 


1.2 Die duale Gesellschafts-Ideologie der liberalen Exportoligarchie 


Die dominante traditionelle Erklärung der Unterentwicklung Lateinamerikas geht 
aus von der Rückständigkeit des stagnierenden „feudalen‘ Agrarsektors, der dem 
dynamischen Wachstum des kapitalistischen Sektors (vor allem der Exportökono- 
mie) als entscheidende Barriere der Expansion entgegensteht. Die mit dem kapita- 
listischen Weltmarkt verbundene „Modernität“ findet so ihre Diffusionsgrenze vor 
der „Traditionalität‘‘ des altehrwürdigen kolonialen Latifundiums. Nur eine bürger- 
liche Revolution bzw. von Mittelklassen getragene umfassende Strukturreformen 
können die Verzögerung der Entwicklung durch diese duale Gesellschaftsstruktur 
ein Ende bereiten (Johnson 1958). 

So schreibt etwa Jacques Lambert in seinem Buch ‚Die beiden Brasilien‘ (zit. 
nach Frank 1968, S. 222), das bei Entwicklungsbürokraten und Entwicklungssozio- 
logen in Brasilien aber auch in anderen Ländern Lateinamerikas in den 50er Jahren 
eine weite Verbreitung gefunden hatte: 


‚Die beiden Brasilien sind gleichermaßen brasilianisch, aber sie sind durch mehrere Jahrhunderte 
getrennt. Im Laufe der langen Periode der kolonialen Isolation wurde eine archaische Kultur 
ausgebildet, eine Kultur, die in der Isolation, die noch andauert, die gleiche Stabilität besitzt 
wie die eingeborenen Kulturen in Asien und im Nahen Osten. Die Brasilianer sind in zwei 
Systeme der wirtschaftlichen und sozialen Organisation geteilt, die so verschieden in ihren 
Produktionsmethoden wie in ihrem Lebensstandard sind ... Diese beiden Gesellschaften ent- 
wickeln sich nicht mit gleicher Geschwindigkeit ... Es sind nicht nur die Staaten des Nord- 
ostens..., sondern auch die ländlichen Gebiete nahe bei Sao Paulo, deren Struktur in Form 
von geschlossenen Geselischaften durch äußere Umstände nur sehr schwierig zu durchdringen 
sind. Diese dualistische Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur existiert in allen ungleich ent- 
wickelten Ländern,‘ 
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Bei lateinamerikanischen Autoren, die über Entwicklung oder Unterentwicklung 
schrieben, war die Annahme dualer Gesellschaftsstrukturen, die nur über den Staat 
und die Arbeitskraftzufuhr miteinander verbunden sind, bis in die 60er Jahre fast 
verallgemeinert anzutreffen (Zusammenstellung bei Frank 1968, 5. 220 ff.). 

Ebenso umfassend war aber auch die Verurteilung der Annahme der dualen 
Gesellschaft als ideologische Verzerrung der Wirklichkeit seit Mitte der 60er Jahre 
mit der sich verallgemeinernden Theorie der strukturellen Abhängigkeit (Cardo- 
so/Faleto, Quijano, Stavenhagen, Frank usw.). 


1.2.1 Zur Struktur der Dualismusideologie 


Wie Ernesto Laclau (1969) richtig feststellt, geht die Dualismus-These auf die 
Ideologie der liberalen Exportoligarchien und der mit ihnen zusammenhän- 
genden Handelsbourgeoisien des 19. Jahrhunderts zurück, die unter dem 
Banner des Liberalismus ihre Länder in den kapitalistischen Weltmarkt als 
Produzenten von Lebensmitteln und Rohstoffen und Konsumenten von europäi- 
schen Konsumgütern integrierten. Die Rückständigkeit des an Resourcen so reichen 
Lateinamerika gegenüber England und Frankreich erklärten sie sich in den Begriffen 
des europäischen Liberalismus: Als Erbe der finsteren Kolonialzeit sind feudale 
Landwirtschaft und zünftlerisches Handwerk in ihrer naturgebundenen Abgeschlos- 
senheit Ausdruck geschichtsloser Barbarei und Ursache tiefer Stagnation. Als Pro- 
dukt des Kontaktes mit dem industriellen Europa sind die Städte nach außen geri- 
chtete Inseln des Fortschritts und der Zivilisation. 


„In der Republik Argentinien sieht man zwei Zivilisationen auf dem gleichen Boden, eine 
eingeborene, die ohne zu wissen, was sie tut, die einheimischen und volkstümlichen Kräfte des 
Mittelalters nachäfft, und eine andere, die ohne sich darum zu kümmern, was sie zu ihren Füßen 
liegen hat, versucht, die letzten Resultate der europäischen Zivilisation zu verwirklichen: Das 
19, und das 12. Jahrhundert leben nebeneinander, das eine in den Städten, das andere auf dem 
Lande“, 


schrieb Sarmientos 1944 als klassischer ideologischer Vertreter der liberalen Han- 
delsbourgeoisie Argentiniens aus chilenischem Exil in einem gegen den protektio- 
nistischen Diktator Rosas gerichteten Pamphlet (Sarmientos, Facundo, zit. nach 
Alberti 1964, S. 32, Übersetzung von mir). 

Diese Zivilisation gilt es zu entwicklen durch ein Wachstum von außen, durch 
forcierte Entwicklung der spezialisierten Exportwirtschaft, die sowohl hohe Gewin- 
ne bei Gütern, bei denen Lateinamerikas komperative Vorteile liegen, verspricht wie 
im Vergleich zu eigenen Produktionsmöglichkeiten billigere und bessere hochwerti- 
ge englische und französische Importwaren für den Konsum der Exportoligarchie 
garantiert. Der Widerstand von einheimischer Industrie (Handwerk und Manufak- 
tur) und der auf den Binnenmarkt gerichteten Landwirtschaft (Teile der traditionel- 
len Agraroligarchie und verarmte selbständige Kleinproduzenten) erscheint als mit- 
telalterlicher barbarischer Widerstand gegen den mit der internationalen Arbeitstei- 
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lung verbundenen Fortschritt der Produktivität und des Konsumniveaus und muß 
dementsprechend im Namen des Fortschritts gewaltsam niedergeworfen werden. 
Der zivilisierte Produzent, Händler und Konsument von Weltmarktwaren kann im 
protektionistischen Widerstand sozialdarwinistisch nur rassische Minderwertigkeit 
sehen: Der Indianer, der Neger, der Gaucho ist faul, dumm und gewalttätig, der 
Caudillo als ländlicher Führer des Widerstandes nur eigennützig und blutrünstig 
(‚Gaucho malo‘), konservative protektionistische Diktatoren wie Rosas in Argenti- 
nien die Inkarnation des ‚Gaucho malo‘ auf nationaler Ebene. Die liberalen Dicho- 
tomien Mittejalter/Neuzeit, Barbarei/Zivilisation, Despotismus/Freiheit, Stagna- 
tion/Fortschritt enden so in der Dichotomie Natur/Vernunft. 

So leitet Sarmientos die Barbarei des Landes der Campafia aus der Dominanz 
der übermächtigen Naturbedingungen her, die als solche untergehen müssen, um 
dem Fortschritt Platz zu machen: Die riesige Ausdehnung des dünnbesiedelten Lan- 
des, die ihn an die Weiten der asiatischen Steppe erinnern, die Primitivität der 
Produktion wie der Transportmittel, die er mit den Karavanen des Orients ver- 
gleicht, führen notwendig zur Tierhaftigkeit ihrer Bewohner. Die Grausamkeit des 
Gauchos oder ihrer Caudillos wird nicht als bewußte Blutrünstigkeit beschrieben, 
sondern als natürlicher der Natur des Landes entsprungener Charakterzug. ‚Facundo 
(ein bekannter argentinischer Caudillo des Landesinneren — Anm. d. Verf.) ist we- 
der grausam noch blutgierig, er ist Barbar, der nicht weiß, wie er seine Leidenschaf- 
ten zügeln soll, und der einmal gereizt weder Maß noch Grenze kennt‘ (Sarmientos 
1963, S. 184). 

Die volkstümlichen Kunstformen und Mythen, so ‚bewundernd‘ wie der 
europäische Liberalismus des 19. Jahrhunderts die Kunst der stagnierenden despoti- 
schen barbarischen Völker des Orients (Orientbild in Hegels Vorlesungen, Softi 
1969, S. 15), bleibt in der Praxis nur die von Nostalgie begleitete Ausrottung ‚dieser 
zweifüßigen Tiere‘ von solch gewaltsamem Charakter. 1861 schreibt Sarmientos an 
Mitre: ‚Bemühen Sie sich nicht, Gauchoblut zu sparen, es ist das einzige Menschen- 
artige, das bei Ihnen anzutreffen ist. Dies ist ein Dünger, der zum Nutzen des 
Landes verwandt werden muß‘ (zit. nach Galeano 1972, S. 214). 

Die Zivilisation der Stadtbewohner leitet Sarmientos aus der zivilisierenden 
Wirkung der Zirkulation europäischer Waren und Ideen ab: 


‚Der Mann der Stadt trägt den europäischen Anzug, lebt ein zivilisiertes Leben: dort gibt es 
Gesetze, die Idee des Fortschritts, Bildungsinstitute, städtische Organisationen, reguläre Regie- 
rung...“ (Sarmientos 1963, S, 18). 


Warenzirkulation begründet Zivilisation, nicht die Warenproduktion: 


‚Wir sind weder Industrielle noch Seefahrer und Europa wird uns noch viele Jahrhunderte 
hindurch seine Erzeugnisse im Tausch gegen unsere Rohstoffe liefern‘ (Sarmientos 1963, 
S. 214). 


‚Die Waren Europas verbreiten einen Geruch der Zivilisation, der, sich in der Luft verteilend, 


sich jeder Handlung und Bewegung aufzwingt. Die Bildung wird mit den Waren ausgeladen: Die 
Gebräuche verändern sich, die religiösen Sitten und die veralteten Gewohnheiten verlieren 
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gefühllos ihre vergangenen Rohheiten. Das erlaubt die Verbreitung des Gefühls des Wohlwollens, 
der Brüderlichkeit mit allen Völkern, welches auch immer ihr Glaube sei, die unter ehrenwerten 
und arbeitsamen Menschen nicht zum Konflikte führen‘ (Sarmientos 1963, S. 277). 


Auch wenn die Struktur der liberalen Fortschrittsideologie bei Sarmientos sicher- 
lich geprägt ist durch historische Besonderheiten der argentinischen Situation als 
kolonialem Randgebiet, so können sich ihre Grundelemente in der liberalen Ideolo- 
gie der Exportoligarchie der meisten lateinamerikanischen Länder wiederfinden, 
denn ihre objektive Situation als Produzenten, Händler und Konsumenten von Welt- 
marktwaren bedingt ähnliche kosmopolitische Bewußtseinsformen von gleichen und 
freien Weltmarkt-Warenbesitzern. 


1.2.2 Zur Geschichte der liberalen Dualismusideologie 


In der bürgerlichen Darstellung der Geschichte Lateinamerikas erscheint die liberale 
Fortschrittsideologie als primäre Ursache der Unabhängigkeitskämpfe Anfang des 
19. Jahrhunderts. Die kreolische Oligarchie der Großgrundbesitzer, Bergwerkseigen- 
tümer und Kaufleute befreite sich danach vom barbarischen Joch des „finsteren 
Spaniens“ durch die Macht der liberalen Idee, die zum heroischen Kampf für eine 
europäische Zivilisation in Lateinamerika führte. Tatsächlich entsprach dieses Ver- 
ständnis von Geschichte, in dem die großen Ideen und die durch sie vermittelten 
Haupt- und Staatsaktionen den gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß beherrschen, 
dem Selbstverständnis der kreolischen Oligarchie. 

So stellt etwa Bolivar in seiner Carta de Jamaica 1820 das ‚zivilisierte, kom- 
merzielle und freiheitsliebende Europa‘ der ‚spanischen Barbarei‘ entgegen und be- 
hauptet, daß man Indianer und Neger aufgrund ihrer ‚Ignoranz und moralischen 
Erniedrigung‘ erst zu Privateigentümer von Boden und bürgerlichem Bildungsgut 
machen muß, ehe sie zu ‚Menschen und damit auch zu Bürgern‘ werden können 
(Ramos 1968, S. 160). 

Die Dichotomie Barbarei-Zivilisation diente in Lateinamerika allerdings nicht 
wie in Europa dazu, den Kampf des aufsteigenden Bürgertums gegen die ständischen 
Sonderrechte des Feudaladels bürgerlich-ideologisch auszudrücken, sondern sie legi- 
timierte lediglich den Kampf der kreolischen Oligarchie um die politische Unabhän- 
gigkeit von Spanien. Der Kampf um den Freihandel als Kampf für die „Zivilisation 
der europäischen Waren‘ war dagegen bis 1850 im wesentlichen auf die Handels- 
bourgeoisie und Teile der exportierenden Oligarchie beschränkt, denn die primär 
dem Binnenmarkt verbundenen Teile der Agraroligarchie, Bergwerksbesitzer und 
Manufakturkapitalisten mußten sich solange durch Protektionismus dem wirtschaft- 
lichen Liberalismus der Handelsbourgeoisie widersetzen, wie der Weltmarkt selbst 
noch nicht durch Freihandel und wachsende Nachfrage Englands nach den Lebens- 
mitteln und Rohstoffen Lateinamerikas gekennzeichnet war. 

Rosas in Argentinien, Aleman in Mexiko, Diego Portales und Montt in Chile 
sind solche bodenständigen Konservativen Regime, die die geringe einheimische 
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Manufaktur gegen die englischen Waren zu verteidigen versuchen. Welch begrenzten 
Erfolg sie damit hatten, zeigen die Berichte von europäischen Reisenden (s. Beyhaut 
1956, S. 68), vor allem aber von Parish, der 1837 einen handfesten Gaucho in 
Argentinien so beschrieb: ‚Man betrachte alle seine Kleidungsstücke, man prüfe 
alles, was ihn umgibt, und mit Ausnahme dessen, was aus Leder ist, wird man kaum 
etwas finden, was nicht englisch wäre. Rock ... Kessel ... Kochtopf .. . Geschirr 
... Messer... Sporen... Poncho‘ (zit. nach Galeano 1973, S. 203). 

Da bis Mitte des 19. Jahrhunderts die Exporte Lateinamerikas stagnieren, 
müssen die vor allem in Zeiten der Bürgerkriege zwischen Liberalen und Konservati- 
ven, Unitariern und Föderalisten ansteigenden englischen Importe durch Kredite 
und langfristige ausländische Staatsanleihen finanziert werden (Halperin Donghi 
1970, S. 158). Festzuhalten bleibt, daß die liberale Dualismusideologie bis etwa 
1850 in ihrer reinen Form nur von der Handelsbourgeoisie — vermittelt über die 
Weltmarktexistenz ihrer Waren — in ihrem Kampf gegen den Protektionismus kon- 
servativer Regime verwandt wurde (wie etwa in der klassischen Form bei Sarmien- 
tos in seinem Kampf gegen den „barbarischen“ protektionistischen argentinischen 
Diktator Rosas). 

Erst die Konstitution des kapitalistischen Weltmarktes durch England und die 
rapide Entwicklung der englischen Nachfrage nach Lebensmitteln und Rohstoffen 
führt zur endgültigen Herausbildung von liberaloligarchischen Exportökonomien 
und zum Siegeszug des Liberalismus in Lateinamerika. 

Der Abschluß der ersten Phase der industriellen Revolution in England, in 
dem die maschinell betriebene Großindustrie im Konsumgüterbereich (vor allem 
Textilien) sich verallgemeinert hat und zu zyklischen Überproduktionskrisen der 
Konsumgüterproduktion führt, mündet notwendig im Beginn der Freihandelsära, in 
der forcierten Herstellung des kapitalistischen Weltmarktes und einer um England 
als Werkstatt zentrierten internationalen Arbeitsteilung (Hobsbawn 1969, S. 21 £f.; 
Mandel 1972, S. 174). Der Anteil des Außenhandels am Bruttoinlandsprodukt von 
Großbritannien, der 1805-1820 bei 8,5 % lag, stieg ab 1850 rapide an, um 1910 
30% zu erreichen (Furtado 1969, S.48;, Bairoch 1967, S. 285). Der internationale 
Handel, der zwischen 1800 und 1830 um 30 % zugenommen hatte, stieg zwischen 
1840 und 1870 um das Fünffache (Hobsbawn 1969, S. 141). Der Exportanteil der 
englischen Baumwolltextil-Produktion, die 1840 40 % des gesamten Exportwertes 
Großbritanniens stellte, lag 1840 bei 56 %, blieb bis 1850 konstant, um dann rapide 
auf 70 % 1880 zu steigen (Bairoch 1967, S. 261). Der Importanteil des englischen 
Lebensmittelkonsums lag 1880 bei 45 % bei Weizen, 53 % bei Butter und Käse, 
94 % bei Kartoffeln, 70 % bei Fleisch (Bairoch 1967, S. 248). 

Die forcierte englische Nachfrage nach Lebensmitteln und Rohstoffen führte 
zu einem rapiden Wachstum der Exportproduktion Lateinamerikas. So stieg die 
Gesamtausfuhr Chiles in der Periode 1845-1875 um 372%, die Ausfuhr nach 
Großbritannien um 553 %, die chilenische Gesamteinfuhr stieg um 318 %, die aus 
Großbritannien um 395 %. 1870 kamen 70 % des von Großbritannien importierten 
Kupfers aus Chile (Ramirez 1961, S. 126 ff.). Dieses schnelle Wachstum der Export- 
produktion wurde begleitet von einem stetigen Anwachsen der ausländischen An- 
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leihen für Infrastrukturprojekte vor allem aus Großbritannien (Rippy 1959). 

Das rapide Wachstum der Exportproduktion von Lebensmitteln und Rohstof- 
fen mußte sich den Eigentümern von Boden und unfreier Arbeitskraft unter den 
historischen Bedingungen einer kolonialen Exportwirtschaft — über das modifizierte 
Wirken des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt vermittelt — als dominantes ökonomi- 
sches Interesse (weil rentabelstes Geschäft) aufdrängen. Der Liberalismus der Han- 
delsbourgeoisien ergreift daher die Agraroligarchien und Bergbaubourgeoisien, de- 
ren Produkte nun zunehmend den Bewegungsgesetzen der Weltmarktzirkulation 
unterliegen, während nichtkapitalistische Produktionsformen dieser Produkte zum 
Teil erhalten bleiben. 

Die reale Durchsetzung der Exportwirtschaft als Zentrum des gesellschaftli- 
chen Reproduktionsprozesses und der Hegemonie einer liberalen, freihändlerischen 
Exportoligarchie im Block der herrschenden Oligarchie fällt mit den liberalen Re- 
formen zusammen, die sich in ihrer oberflächlichsten Erscheinung als Freihandel, 
liberale Verfassung, Durchsetzung des Privateigentums und Antiklerikalismus dar- 
stellen: die liberalen Reformen in Argentinien seit 1862 unter Mitre, Sarmientos, 
Roca, Pellegrino fallen mit der forcierten Entwicklung des Exportes von Rindfleisch 
und Weizen zusammen, die Errichtung der Republik in Brasilien 1888/89 und die 
Abschaffung der Sklaverei mit dem Wachstum der Kupfer- und Weizenexporte, die 
liberalen Reformen unter Castillo in Peru 1860 mit dem Guanoboom, in Ecuador 
unter Eloy Alfaro mit dem Kakoboom, in Mexiko unter Porfirio Dias mit dem 
Wachstum der Bergbauproduktion etc. (s. Frank 1971, S. 72 ff.; Boris 1971, 8. 31, 
39; Ortiz 1961, S. 176 ff.). 


1.2.3 Zur Funktion der liberlaen Ideologie in abhängigen Gesellschaften: Der liberal- 
oligarchische Staat 


Weffort (1969, S.62 ff.) hat zu Recht darauf hingewiesen, daß die herrschende 
ideologie der Exportoligarchie und der von ihr bestimmte Staat als doppelt be- 
stimmt, als liberaloligarchisch darzustellen ist, und daß diese zwitterhafte Struktur 
des Überbaus nur Reflex der Widersprüche des gesellschaftlichen Reproduktionspro- 
zesses in einem abhängig in den Weltmarkt integrierten Land ist. 

Die abhängige Integration der lateinamerikanischen Gesellschaften in den ka- 
pitalistischen Weltmarkt erforderte die Herausbildung bestimmter materieller bür- 
gerlichen Staatsfunktionen: 


„Es ist nun selbstverständlich, daß man in Lateinamerika nur in dem Maße eine Produktionsstei- 
gerung fordern und einen besseren Absatz europäischer Industrieprodukte erhöffen, den Regie- 
rungen Anleihen gewähren, Kapital investieren, die Auswanderung zahlreicher Europäer dorthin 
fördern konnte, wie diese Länder es verstanden, den Zustand ewiger Bürgerkriege zu überwin- 
den, das chronische Bandenwesen zu beseitigen, die Rolle und Zahl der Caudillos zu mindern. 
In diesem Sinne darf man das Hervortreten starker Regierungen, die fähig waren, diese Ziele zu 
erreichen, als eine Antwort auf die Notwendigkeiten betrachten, den Forderungen dieser auslän- 
dischen Machtzentren, die den Anstoß zur Entwicklung und zum Fortschritt gaben, Genüge zu 
tun. Aber fast nie ist diese Antwort das Ergebnis einer direkten Intervention, ...da diese 
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Forderungen im Einklang mit den Interessen des städtischen Handelswesens und der Groß- 
grundbesitzer in Lateinamerika standen. 

Wer hätte schon Handelsagenten und Warenlieferungen in Länder senden mögen, die von Krie- 
gen erschüttert und von Banditen unsicher gemacht wurden? Wer mochte Kapital in teure 
Zuchttiere oder moderne Anbaumethoden investieren, wenn es keine Garantie dafür gab, daß 
man Gewinn dabei erzielte? Die erste Losung hieß also, das Binnenland völlig zu befrieden und 
der Rechtsordnung, vor allem was den Schutz des Privateigentums und die Sicherheit der 
Handelsagenten und Ausländer betraf, zum Siege zu verhelfen“ (Beyhaut 1965, S. 146). 


Die oben erwähnten liberalen Reformen beinhalten denn auch die Durchset- 
zung der liberalbürgerlichen Freiheits- und Gleichheitsrechte, um den reibungslosen 
Verlauf der Warenzirkulation zu garantieren. Die Institutionalisierung kapitalisti- 
scher Verkehrsverhältnisse als Rechtsverhältnisse (Freiheit und Gleichheit des Han- 
dels, Schutz des Privateigentums der Warenbesitzer vor Eingriffen Fremder, d.h. 
auch des Staates) wurde nicht so sehr durch Reformen des Rechts bewirkt (die in 
vielen Ländern bereits seit Jahrzehnten zum Teil existierten), sondern durch die 
blutige Niederwerfung des sich im Banditentum und Caudillismus äußernden Wider- 
standes der Kleinproduzenten von verarbeiteten Produkten. 

Klassische Beispiele sind die seit 1862 von Mitre begonnenen Vernichtungs- 
kriege gegen die Volksbewegungen der Provinzen und die Vernichtungsfeldzüge 
gegen die Mapuche, die für die Weizenproduktion besonders gut geeignetes Land 
verteidigten, 1869/70 und 1880/82 in Chile. Die Rechtsfunktion des bürgerlichen 
Staates konnte erst durch den Ausbau seiner Herrschaftsfunktionen realisiert wer- 
den, d. h. durch die zunehmende Zentralisierung außerökonomischer Gewalt in dem 
von der Exportoligarchie kontrollierten Staatsapparat (Polizei, Armee, von preußi- 
schen und französischen Beratern ausgebildet, Verwaltungsapparat) gegen das tradi- 
tionelle Monopol außerökonomischen Zwanges bei lokalen Grundeigentümern und 
Resten freier Gemeinwesen, was eine Ablösung reiner persönlicher Abhängigkeits- 
verhältnisse zwischen unmittelbaren Produzenten und Grundeigentümern durch 
mehr versachlichte, durch staatliches Recht vermittelte Formen (Formen der 
Schuldknechtschaft nach Aufhebung persönlicher Dienstleistungen in Peru, der 
Sklaverei in Brasilien) bedingte ebenso wie die Durchsetzung des Privateigentums 
gegen die durch die koloniale Gesetzgebung geschützten Formen des Gemeineigen- 
tums in Peru und Mexiko (Individualsteuern statt kollektiver Tribute). 

In kolonialen Randländern des Rio dela Plata führte die Arbeitskraftknapp- 
heit zur staatlich sanktionierten zwangshaften Verwandlung der Viehhirten in 
Ackerknechte (Dekret 1815 in Argentinien, s. Galeano 1973, S. 209; Laclau 1969, 
S.292) und zur Verwandlung des freien Staatslandes in Privateigentum durch die 
‚Conquista del desierto‘, in der seit 1879 per Gesetz 33 Millionen ha freien Bodens 
gegen Spottpreise an die Agraroligarchie verschenkt wurden, um zu verhindern, daß 
die staatlich geförderte Einwanderungspolitik zu selbstgenügsamen Kleinbauern 
führen würde (Ortiz in Kossok 1961, S. 178; Giberti nach Margulis 1969, S. 42 ff.). 

Die bürgerlichen Rechts- und Herrschaftsfunktionen des liberaloligarchischen 
Staates wurde notwendigerweise ergänzt durch die /nfrastrukturfunktionen: Förde- 
rung des Eisenbahnbaus, des Transport- und Kommunikationssystems (detailliertere 
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Beschreibung bei Beyhaut 1965 a, S.52 ff.), was durch staatliche Anleihen vor 
allem auf dem englischen Finanzmarkt, staatliche Garantie für Mindestgewinne, 
wenn privates vor allem ausländisches Kapital sich in diesem Bereich direkt enga- 
gierte, begleitet war (Galeano 1973, S. 227). 

Die Besonderheiten der Herausbildung der lateinamerikanischen ‚„National- 
staaten“ zeigen sich klar und deutlich, wenn man kurz die wesentlichen Unterschie- 
de bei der Entwicklung der materiellen Staatsfunktion in Lateinamerika im Ver- 
gleich zur Entwicklung in Europa darstellt. 

Die Rechtsfunktion institutionalisiert die Freiheit, Gleichheit und Unabhän- 
gigkeit der Warenbesitzer in ihren Beziehungen aufeinander nur im Hinblick auf 
Warenbesitzer. Die vom Grundeigentum persönlich abhängigen unmittelbaren Pro- 
duzenten werden daher nur teilweise davon betroffen (Versuche durch Abschaffung 
der persönlichen Dienstleistungen versachlichte Lohnverhältnisse zu fördern), da 
sie überwiegend unfrei bleiben (Schuldknechtschaftsverhältnisse). Die Unfreiheit der 
Arbeitskraft entzieht sie der Warenzirkulation und damit auch der Sphäre der for- 
malen Freiheit, Gleichheit und Unabhängigkeit. Auch wenn in Europa z.B. in 
Preußen durchaus vergleichbare Schuldknechtschaftverhältnisse noch am Ende des 
19. Jahrhunderts anzutreffen sind, so besteht schon quantitativ ein gewaltiger Un- 
terschied zwischen diesen fortvegetierenden traditionellen Produktionsverhältnissen 
bei tendenzieller Durchsetzung kapitalistischer Produktionsverhältnisse in der Ge- 
samtgesellschaft und einer Dominanz unfreier Arbeitsverhältnisse in Lateinamerika 
zumindest in der Anfangsphase der Exportökonomie. 

Die Herrschaftsfunktion der sich in Europa herausbildenden Nationalstaaten 
diente in der Phase der ursprünglichen Akkumulation im Merkantilismus viel pro- 
noncierter der gewaltsamen Durchsetzung des Lohnarbeitsverhältnisses (Gersten- 
berger 1973, S. 207 £., Dobb 1969), während in Lateinamerika buntscheckige Über- 
gangsformen unfreier Arbeitskraft in der Exportwirtschaftsphase die Überausbeu- 
tung der Arbeitskraft sicherten. 

Die im Merkantilismus sich herausbildende und im 19. Jahrhundert ihre mate- 
rielle Basis im Entstehen eines gesellschaftlichen Gesamtkapitals findende Welt- 
marktfunktion des bürgerlichen Staates, d.h. als ideeller Gesamtkapitalist die Inte- 
ressen des nationalen Kapitals im Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkt zu vertreten 
durch ‚Sicherung der inländischen Währung, auswärtige politische Beziehungen 
bis hin zur militärischen Sicherung der privaten Kapitalakkumulation und -expan- 
sion in der Epoche des Imperialismus‘ (Altvater 1972, S. 15), kehrt sich in Latein- 
amerika wie in allen abhängig in den Weltmarkt integrierten Ländern in fataler 
Weise in ein Abhängigkeitsverhältnis um. Statt Sicherung eines einheimischen natio- 
nalen Kapitals, das als gesellschaftliches Gesamtkapital inexistent ist, durch unab- 
hängige Schutzzoll- und Währungspolitik kommt es zur weitgehenden Einschrän- 
kung der nationalen Souveränität durch die Aktionen zunächst des englischen Kapi- 
tals, das die Banken und den Handel kontrolliert und — vermittelt über die aus der 
Zeit der Unabhängigkeit und Bürgerkriege akkumulierten Schulden — die betreffen- 
den Länder finanziell abhängig hält und das mit seinem Nachfragemonopol für 
Rohstoffe und Lebensmittel und seinem Angebotsmonopol von im Verhältnis zu 
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den unmittelbaren eigenen Produktionsmöglichkeiten relativ billigen und hachwer- 
tigen Konsumgütern die Exportoligarchie in nohem Maße ökoncmisch abhängig 
macht. 

Aus der kurzen Darstellung der für das Funktionieren der Exportwirtschaft 
notwendigen Staatsfunktionen wird klar, wo die materielle Basis (und damit auch 
historische Besonderheit) des von den Exportoligarchien scheinbar freiwillig aus 
Europa übernommenen Liberalismus zu suchen ist. Die liberale Ideologie der 
Gleichheit, Freiheit und Unabhängigkeit der Wäarenbesitzer, der damit implizierten 
Negation ständischer Sonderrechte und der Darstellung gesellschaftlicher Entwick- 
lung in der Dichotomie Barbarei (Natur) — Zivilisation (Vernunft) war für die von 
kolonialen Privilegien relativ freie Handelsbourgeoisie der kolonialen Randgebiete 
(Buenos Aires, Venezuela) und die Exportoligarchie der Phase der expansiven Ex- 
portwirtschaft (Mitte des 19. Jahrhunderts bis 1930) notwendiger ideologischer 
Reflex ihrer materiellen Weltmarktintegration. Die Besonderheiten der liberalen 
liberalen Ideologie in Lateinamerika sind vor allem darauf zurückzuführen, daß die 
Verallgemeinerung der kapitalistischen Warenzirkulation nicht von einer Verallge- 
meinerung der kapitalistischen Warenproduktion begleitet wurde. Die durch die 
buntscheckigen Formen der Unfreiheit der Arbeitskraft in der Exportwirtschaft, 
vor allem aber in der traditionellen Landwirtschaft bedingte drastische Einschrän- 
kung der Gesellschaft der Warenbesitzer spiegelt sich in der oligarchischen Form des 
Staates als Adelsrepublik. 

Während in Europa die mit dem Enisiehen eines nationalen industriellen 
Kapitals und eines nationalen Wirtschaftsraumes verbundene Verallgemeinerung der 
kapitalistischen Produktionsweise über die Klassenkämpfe des Proletariats vermit- 
telt sich in der Konstitution der liberalen Demokratie durch die Ausweitung der 
Bürgerrechte auf alle freien gleichen Warenbesitzer ausdrückt, führt die mit der 
Hegemonie des Grundeigentums verbundene Perpetuierung vor- und halbkapitalisti- 
scher Produktionsverhältnisse bei dominanten kapitalistischen Austauschverhältnis- 
sen in der Exportwirtschaft Lateinamerikas zum struktureilen Ausschluß der Mehr- 
heit der unmittelbaren Produzenten von liberalen Bürgerrechten. 

In Europa konnte sich daher der bürgerliche Staat als Zusammenfassung des 
nationalen Kapitals und „‚der ganzen bürgerlichen Gesellschaft einer Epoche“ (Marx, 
MEW3, S.62) konstituieren, während in Lateinamerika der oligarchische Staat 
als Zusarnmenfassung der mit dem WEltmarkt verbundenen Exportoligarchie die 
Nichtexistenz einer bürgerlichen Gesellschaft ausdrückte und nur im Hinblick auf 
seine abhängige Integration in den kapitalistischen Weltmarkt einen bürgerlich-libe- 
ralen Charakter annehmen konnte. 


1.2.4 Zur Wirksamkeit der liberalen Ideologie 
Wie sehr das Dualismusbild der liberalen Ideologie, die Dichotomie Barbarei — 


Zivilisation das gesellschaftliche Bewußtsein fast aller sich politisch artikulierender 
Klassen in der Phase der Exportwirtschaft bestimmte, zeigt sich nicht nur in Län- 
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dern wie Argentinien und Brasilien, wo die Exportoligarchie die nationale Kontrolle 
über die Produktion ausübte, sondern auch in Ländern, die seit Ende des 19. Jahr- 
hunderts durch ein zunehmendes Einströmen imperiäalistischen Kapitals in die Roh- 
stoffproduktion gekennzeichnet waren (Mexiko, Chile, Peru). In den Ländern mit 
Enklavenökonomien wird der Fortschritt von den Kompradorenbourgeoisien (staat- 
liche Bürokratie, Handel) verbunden nicht nur mit europäischen Konsumgütern, 
sondern jetzt auch mit ausländischem Kapital, das Arbeitsplätze und erhöhte Staats- 
einnahmen verschaffen würde. 

Die positivistische Ideologie der mexikanischen Kompradorenbourgeoisie der 
‚cientificos‘ („Wissenschaftler“) in der Regierungszeit von Porfirio Diaz 
(1876-1910) geht so z.B. sozialdarwinistisch von der Unfähigkeit des mexikani- 
schen Volkes (d.h. im wesentlichen des ‚Behaftetseins‘ mit der indianischen Rasse), 
sich aus eigener Kraft zu entwickeln, aus und fordert Modernisierung durch Einwan- 
derungspolitik und Kapitalzufluß. Justo Sierra, einer der führenden Ideologen der 
‚cientificos‘, schrieb: 


‚Ein Traum war es, das Land durch ein Eisenbahnnetz zu bedecken, das die Hafenstädte mit 
dem Zentrum des Landes verbinden und das Land an die Welt anschließen würde, so daß 
ausländische Kapitalien sich wie ein Samen auf das Land ergießen und fruchtbare Ernten zu 
dessen Wohl ergeben würden und dies alles ist genauso wie der Traum der nationalen Industrie 
in Erfüllung gegangen‘ (zit. nach Katz, S. 93). 


Die Behertschtheit der antioligarchischen kleinbürgerlichen Ideologien durch die 
dominante liberale Ideologie der Exportoligarchie zeigt sich in der durchweg anti- 
protektionistischen Position, die bis in die von Kleinbürgern politisch dominierte 
Arbeitsbewegung hineinreichte. So sind die politischen Bewegungen der mit der 
Exportwirtschaft entstandenen Mittelklasse ab Ende des 19. Jahrhunderts in Argen- 
tinien (‚radicalismo‘) und Brasilien (‚florianismo‘) nur Ausdruck des liberaldemokra- 
tischen Kampfes der Mittelklassen um die Überwindung oligarchischer Beschrän- 
kung politischer Macht durch allgemeines Wahlrecht und für bessere Konsummög- 
lichkeiten durch staatlich vermittelte Einkommensumverteilung, nicht aber Kampf 
um die Überwindung der ökonomischen Basis der Expertoligarchie, der freihändle- 
rischen Exportwirtschaft (Weffort 1969, S. 90; Laclau 1969, S. 298; Cardoso/Falet- 
to 1969, 8.55 f.). 

Unabhängig von der konkreten Verlaufsform dieser Mitielklassenbewegungen, 
deren Kampf um liberale Demokratie in Form von Aufständen (Argentinien 1890, 
der ‚tenentismo‘ der 20er Jahre in Brasilien), ja sogar in sozialen Revolutionen 
enden konnte (mexikanische Revolution von 1910, in der sich der Kampf des 
nicht-porfiristischen Bürgertums um ‚keine Wiederwahl und effektives Wahlrecht‘ 
mit bäuerlich revolutionären Bewegungen verband), blieb die ideologische Hegemo- 
nie der Exportoligarchie fast überall dominant. 

Juan B. Justo, der Gründer und Führer der sozialistischen Partei in Argenti- 
nien, ist ein gutes Beispiel dafür. 


‚Die imperialistische Expansion wurde durch ihn als Marsch des Fortschritts und der Zivilisa- 
tion über die einheimische Barberei hinweg präsentiert, er segnete die US-amerikanischen militä- 


231 


rischen Interventionen auf den Karibischen Inseln und die britische Kolonialausbeutung in 
Afrika als Triumph der Zivilisation. Er opponierte gegen protektionistische Politik als Verteidi- 
gung der Industrie‘ (Laclau 1970, 5. 10). 


Im Gegensatz zu kleinbürgerlichen Ideologen der Arbeiterbewegung in Argentinien 
wie Juan B. Justo wird der Antiprotektionismus auf dem 9. Kongreß der „Regiona- 
len Arbeiterföderation Argentiniens“ aus der materiellen Lebenslage der Arbeiter- 
klasse abgeleitet: 


‚Wir sind gegen den Protektionismus, denn obwohl der gleiche und allgemeine Austausch in 
einigen Fällen die Interessen einiger Gruppen von Industriearbeitern beeinträchtigt, präsentiert 
er eine künstliche Form der Konkurrenz in der Produktion, die nur auf Kosten der Konsumen- 
tenklassen durch Verteuerung der realen Warenpreise aufrechterhalten werden kann‘ (Laclau 
1969, $, 298). 


Wie tief die liberale Fortschrittsideologie das Bewußtsein aller gesellschaftlichen 
Klassen in Peru durchdrungen hatte, zeigen die Analysen von Dorfgemeinschaften, 
in denen Anfang des 20. Jahrhunderts die Dichotomie städtischer Fortschritt — 
ländliche Barbarei, über die Dorflehrer vermittelt in den Dokumenten der Dorfge- 
meinschaften, die sich jetzt als ‚Staatsbürger‘ begreifen, auftaucht (Golte, S. 209). 
Andererseits seizen die durch die Anarchosyndikalisten beeinflußten Arbeiter der 
Zuckerplantagen Nordperus 2. T. mit liberalen Argumenten durch Aufstände und 
Streiks ihren Fortschritt in Form Kapitalistischer Lohnarbeitsverhälinisse gegenüber 
der Rückständigkeit der früheren Formen unfreier Arbeit durch (Klaren 1970, 
8.42 ff.). 

Spätestens jetzt wird aber auch klar, daß die liberale Fortschrittsideologie als 
hegemoniale Ideologie einer Entwicklungsepoche sehr wohl sehr verschiedene Be- 
deutungen hat, je nachdem welche Klasse ihre sozioökonomischen Interessen in den 
Begriffen der hegemonialen Ideologie ausdrückt. Die Prinzipien Freiheit, Gleichheit, 
Unabhängigkeit aller Bürger als zivilisatorischer Fortschritt der Menschheit wurde von 
der aufsteigenden Bourgeoisie Europas als Kampfbegriffe gegen das ständische Privile- 
giensystem des Absolutismus aus ihrer materiellen Situation — der Produktion 
und Zirkulation von Waren — notwendig entwickelt, verwandelten sich aber mit der 
Klassenherrschaft der Bourgeoisie bald in formale Kategorien, die gegen die von 
unten nachdrängenden Klassen konservativ in ihrem formalen Warenzirkulations- 
schein befestigt wurden (s. Kühnl, S. 31 ff.). Der Liberalismus mußte den Sozialis- 
mus als seine eigene Konsequenz und Aufhebung hervorbringen. ‚Die Proletarier 
nehmen die Bourgeoisie beim Wort‘, wie Engels treffend in Hinblick auf die proleta- 
rischen Kämpfe um das allgemeine Wahlrecht und die Versammlungsfreiheit 
bemerkte. 

In Lateinamerika war der Liberalismus die Ideologie, mit der die Exportoli- 
garchien sich und den betroffenen produzierenden Klassen die Unvermeidbarkeit 
des Verzichts auf die nationale ökonomische Souveränität im Sinne einer pretektio- 
nistischen Industriepolitik über die Weltmarktexistenz ihrer Waren notwendig ver- 
mitteilt erklären mußten. In den Köpfen der durch die Exportwirtschaft produzier- 
ten und von ihr abhängigen Mittelklassen wurde die liberale Ideologie aber zum 
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Instrument des Kampfes um die Realisierung liberaler Demokratie, d.h. um ihre 
Aufnahme in den Kreis der vollberechtigten Staatsbürger. In den Köpfen der im 
Exportsektor beschäftigten Arbeiter wurde die liberale Ideologie — bereits anarcho- 
syndikalistisch und frühsozialistisch modifiziert — zur Waffe im Kampf um die 
Durchsetzung kapitalistischer Produktionsverhältnisse, d.h. der ökonomischen Frei- 
heit der Ware Arbeitskraft, aus der auch ihr Anspruch auf die sozialen und politi- 
schen liberalen Grundrechte erfolgte, der aber notwendig mit den Herrschaftsinte- 
ressen der Exportoligarchie zusammenprallte. In den Kopfen der bäuerlichen Produ- 
zenten mußte (-- im historischen Milieu sich langsam entwickelnder Warenproduk- 
tion in den Exportsektoren —) die liberale Fortschrittsideologie ihren Kampf gegen 
die barbarische Rückständigkeit des Landes in der Form des Bodenmonopols der 
unproduktiven Grundeigentümerklasse und der vorkapitalistischen Formen der 
Grundrente als Kampf für eine von ‚feudalen‘ Schranken befreite Warenproduktion 
und als Sieg der Zivilisation legitimieren. Das heißt, die von unten nachdrängenden 
Klassen mußten den Widerspruch zwischen ‚oligarchischen Machtverhältnissen und 
liberalen Staatsfunktionen, zwischen halbleibeigener Arbeit und Produktion für den 
Markt, zwischen ökonomischer Abhängigkeit und nationaler Autonomie‘ (Weffort 
1969, 8.89) nach ihrer fortschrittlichen liberalen Seite hin auflösen: Kampf für 
liberale Demokratie, kapitalistische Produktionsverhältnisse, nationale Wirtschafts- 
politik. Die Bewegung der Mittelklassen, ländlichen Produzenten und der Arbeiter- 
klasse in Stadt und Exportsektor haben für diese Zeile, weil für ihren unmittelbaren 
Fortschritt, gekämpft. Die Teilkämpfe mußten mit der Krise der Exportwirtschaft 
und der damit verbundenen ökonomischen Schwächung der Exportoligarchien not- 
wendig den ideologischen Rahmen des Liberalismus verlassen (was in einigen Län- 
dern wie Chile schon recht früh eintrat) und zu nationzlem Populismus und Sozialis- 
mus als antiliberalen Ideologien und Ausdrucksformen neuer aufsteigender Klassen 
führen. 

Das der liberalen Fortschrittsideologie unterliegende Dualismusbild gesell- 
schaftlicher Entwicklung Natur/Vernunft, Barbarei/Zivilisation, Land/Stadt, das die 
Erscheinungsformen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses in der Phase der 
dominanten Exportwirtschaft als dem Anschein nach nur über den Staat und Ar- 
beitskräftezufuhr verbundenen Exportwirtschaftsenklaven und Restökonomien 
durchaus exakt in ideologischer Form darstellte, mußte in dieser Einfachheit seit 
der /mportsubstitutionsphase durch Industrialisierung, Migration und Urbanisierung 
zu einem ideologischen Klischee einer längst differenzierter erscheinenden Wirklich- 
keit werden und in der nationalpopulistischen Entwicklungsideologie gegenüber der 
„externen Abhängigkeit“ zu einem sekundären ideologischen Erklärungsmoment 
von Unterentwicklung herabsinken. 
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1.2 Die externe Abhängigkeit — Ideologie der ‚nationalen Bourgeoisie der Import- 
substitutionsphase 


1.3.1 Exportoligarchie, Weltmarktkrise und Importsubstitution 


In der Phase der Weltmarktentwicklung, die durch rapide zyklisch steigende Nach- 
frage der Zentren der Kapitalakkumulation nach Rohstoffen und Lebensmitteln 
charakterisiert war (1350-1930), mußte sich in Lateinamerika den Eigentümern 
von Boden und unfreier Arbeitskraft, unter den historischen Ausgangsbedingungen 
einer kolonialen Exportwirtschaft über das modifizierte Wirken des Wertgesetzes 
auf dem Weltmarkt und imperialistischen Gewalt vermittelt, die spezialisierte Pro- 
duktion von Rohstoffen und Lebensmitteln als dominantes ökonomisches Interesse 
aufdrängen. Die Eingliederung in das System internationaler Arbeitsteilung ver- 
sprach nicht nur in der klassischen Außenhandelstheorie, sondern auch in der öko- 
nomischen Praxis die unmittelbare Steigerung von ‚Produktivität‘ und ‚Faktorein- 
konmen‘ bei allen am Welthandel beteiligten ökonomischen Einheiten (Länder 
oder Exportsektoren). 

Die in der nationalen Entwicklungsideclogie der Importsubstitutionsphase 
formulierte Einsicht in die ungleichen Gewinne beim internationalen Handel — die 
sich plastisch in den säkular fallenden ‚terms of trade‘ auszudrücken schienen — 
verstellte ideologisch das Verständnis der Geschichte der Exportwirtschaft, die als 
in jedem Fall durch absolute und relative Nachteile gekennzeichnet schien. Die 
Austauschbeziehungen zwischen unterschiedlich entwickelten Nationen implizieren 
zwar immer ungleichen Austausch nationaler Arbeitsquanta (Karl Marx, MEW 25, 
S.247 ff.), wodurch der Akkumulationsprozeß in den entwickelten Ländern siets 
mehr gefördert wird (absolute Vorteile) als der der weniger entwickelten (absolute 
Nachteile), was für die weniger entwickelten umso schwerer wiegt, wenn sie wie 
Lateinamerika aufgrund frühzeitig kolonialer Spezialisierung auf die Produktion von 
Edelmetallen und Luxuskonsumgütern eine einseitig exportabhängige Struktur des 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses aufweisen. 

Trotz ungleicher Austauschbeziehungen konnte jedoch bei schnell wachsen- 
der Weltmarktnachfrage nach den Exportwaren Lateinamerikas der unmittelbare 
komparative Vorteil vermittelt über die Wechselkursstruktur bei der Entwicklung 
der extensiven Exportwirtschaft und Verzicht auf lokale Konsumgüterproduktion 
liegen (vgl. Zusammenfassung der theoretischen Argumentation bei Busch 1973, für 
Lateinamerika: Armas 1970). Die im Theorem der komparativen Kosten als theore- 
tischer Untermauerung der liberalen Freihandelsideologie behauptete Tendenz der 
Teilnahme der Rohstoffexportländer an den Produktivitätssteigerungen der In- 
dustriewarenexportländer durch entsprechende Entwicklung der relativen Preisver- 
hältnisse gilt nach den Berechnungen von Imlah (1950) und Amin (1970, S. 90) 
zumindest bis 1880 (Verbesserung der relativen Preisverhältnisse zugunsten der 
Außenhandelspartner Englands), die Verbesserung der ‚terms of trade‘ zugunsten 
Englands 1880-1905 kann nach Ellsworth (zit. nach Sieber 1968, S. 49 ff.) weit- 
gehend durch das gewaltige Sinken der Frachtkosten in dieser Periode erklärt wer- 
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den. Das forcierte Einströmen imperialistischen Kapitals in die mineralische Roh- 
stoffproduktion und seine hohe Rentabilität (Rippy 1952; Ramirez 1961) weisen 
ebenfalls auf günstige Verwertungsbedingungen in der Rohstoffproduktion hin, bei 
denen die günstige Entwicklung der Rohstoffpreise relativ zur Entwicklung der 
Industriewarenpreise auf dem Weltmarkt bei Berücksichtigung der Senkung der 
Transportkosten ein wichtiger Faktor war. 

Der seit Ende des 19. Jahrhunderts in den Zentren der Kapitalakkumulation 
rapide zunehmende Konzentrations- und Zentralisationsprozeß des Kapitals und die 
Herausbildung monopolkapitalistischer Akkumulationsstrukturen führte allerdings 
in Verbindung mit einer veränderten Struktur der Weltmarktnachfrage zu einer 
Umkehrung dieser Verhältnisse, indem zunehmend die relativen Produktivitätsfort- 
schritte der Exportwarenproduktion der Zentren sich nicht in sinkenden Welt- 
inarktpreisen ausdrückten, sondern in erhöhten Gewinnen der ‚Produktionsfakto- 
ren‘ der Zentren, was der Tendenz zum Fal der Profitrate in den Zentren 
wahrscheinlich ebenso enigegenwirkte, wie es andererseits die von der Arbeiterklas- 
se erkämpften Verbesserungen der Lohn- und Arbeitsbedingungen ökonomisch 
möglich machte (Mandel 1972, 8. 318 ff.). 

Die für kapitalistische Produzenten bestehenden relativen Vorteile der spezia- 
lisierten Integration in die internationale Arbeitsteilung mußte sich mit dieser hier 
nicht weiter detailliert darzustellenden Tendenz zur ‚Monopolisierung der Gewinne 
aus dem technischen Fortschritt‘ in den Zentren erheblich vermindern. Da aber 
nach dem Ersten Weltkrieg zunächst das Quantum des Welthandels mit Primärgü- 
tern nicht im geichen Rhythmus wie in der Vorkriegsperiode, sondern schneller 
wuchs als der mit Industriegütern (s. Furtado 1969, S. 56) kam es in Lateinamerika 
trotz teilweiser Verschlechterung der relativen Preisverhältnisse zu einem bis dahin 
noch nicht gekannten Boom des Wachstums nach außen (Chile erreicht 1925/29 
einen Exportkoeffizienten, d.h. Anteü der Exporte am Bmuttoinlandprodukt, von 
23 % und einen Importkoeffizienten von 31%) (Soza nach Boris 1971, S. 61; für 
Argentinien s. Margulis 1968, 5.48). 

Erst die große Weltwirischaftskrise, die ab 1929 zu einem weitgehenden Zu- 
sammenbruch der erreichten Weltmarktexistenz des Kapitals und zu seinem Rück- 
fall in protektionistische nationale Existenzformen führte (Varga 1969, S. 131 ff.; 
Neusüß 1972, 5.200), verändert die Verweriungsbedingungen des Kapitals in La- 
teinamerika grundlegend. Der Rückgang der Weltexporte zwischen 1929 und 1933 
physisch um 25 %, wertmäßig um 50% und die Umkehrung der Weltkapitalbewe- 
gungen, die zu einer Verwandlung Erglands, der USA und Frankreichs von Kapital- 
exporteuren von jährlich 3300Mill.$ 1929/1930 in Kapitalimporteure von 
1 600 Mill. $ im Durchschnitt 1931/32 führt (Furtado 1969, S. 59), drücken sich in 
Lateinamerika zwar nur in einer beschränkten Reduzierung des Expeortvolumens um 
8,8 % , dafür aber in einem drastischen Fall der ‚terms of trade‘ um 24,3 % 1930/34 
aus, so daß die Importkapazität unter Berücksichtigung des Bevölkerungswachstums 
um 37 % in der gleichen Periode sinkt (Furtado 1969, S. 59). Am härtesten werden 
Länder mit Bergbauproduktion und hohem Grad an Weltmarktintegratiion wie Chile 
(Exportvolumen -33 %, terms of trad -38 %) und Länder mit tropischen Produkten 
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und kurzfristig uneleastischem Angebot wie Brasilien (Exportvolumen +10 %, terms 
of irade -40 %) getroffen. Länder mit Agrarproduktion der gemäßigten Zone und 
elastischem Angebot wie Argentinien können die Rückschläge 1930/34 (Exportvo- 
lumen -8 %, terms of trade -20 %) in der darauffolgenden Periode durch die niedrige 
Einkommenselastizität der Nachfrage ihrer Produkte bedingt einigermaßen auffan- 
gen (Exportvolumen -11 %, terms of trade 0) (Furtado 1969, S. 61). 

Erst dieses rapide Sinken der Weltmarktnachfrage nach den Exportwaren La- 
teinamerikas, das bei starren Angebotsstrukturen der einseitig spezialisierten Ex- 
portökonomien notwendig über das modifizierte Wirken des Wertgesetzes auf dem 
Weltmarkt — vermittelt über Währungsabwertungen — zu sinkenden relativen Preis- 
ausdrücken führen muß, produziert über sinkende Rentabilität den Verfall der kom- 
parativen relativen Vorteile Lateinamerikas in der Rohstoffproduktion und rückt 
schlagartig die bereits Ende des 19. Jahrhunderts als Appendix der Exportwirt- 
schaft, aber vor allem im Ersten Weltkrieg wegen der vorübergehenden Einschrän- 
kung des Weltmarktes entstandene Konsumgüterindustrie in den größeren Ländern 
Argentinien, Brasilien, Mexiko und Chile in den Mittelpunkt der Kapitalverwer- 
tungsinteressen. 

Die gleiche Exportoligarchie, die im Bürgerkrieg gegen den protektionisti- 
schen Widerstand gegen die Weltmarktintegration aufgrund ihrer bornierten Kapital- 
verwertungsinteressen Exportwachstum mit Fortschritt, eigene manufakturelle Pro- 
duktion mit Stagnation gleichsetzen mußte und den englischen Geschäftsträgern in 
ihren Ländern zustimmte, wenn sie meinten, ‚die liberale Handelspolitik (wird) zu 
den gleichen Ergebnissen führen wie in England, nämlich zu einer Vermehrung der 
Staatseinkünfte und zu einer Erhöhung des Lebensstandards der Bevölkerung‘ (eng- 
lischer Geschäftsträger in Chile 1853, Ramirez 1961, S. 133), entdeckte mit der 
sinkenden Rentabilität der Exportproduktion den Fortschritt in einer eigenen Kon- 
sumgüterindustrie und wurde selbst zum Träger der ersten Phase der Importsubsti- 
tution durch Investitionen in der Konsumgüterindustrie und durch Förderung staat- 
licher Maßnahmen zugunsten dieser (Furtado 1969, S. 115 ff., Armas 1970; Cardo- 
so/Faletto 1969, S. 54 ff., Peia 1964). 

Zumindest für Teile der liberalen Exportoligarchie verschwindet die Ilusion 
des unbegrenzten „Wachstums nach außen“, zersetzt sich die Deklaration des Frei- 
handels zum ‚Naturgesetz aller Völker der Welt, nachdem das Logische und Ratio- 
nale (lo logico y racional) zu produzieren war, was die Natur einem natürlich 
schenkt und damit zu bezahlen, was andere Völker ökonomisch produzieren‘ 
(Präsident der Viehzüchtervertretung in Argentinien 1943; Murmis-Portantiero 
1971,S.29). 

Diese begrenzten weiteren Wachstumsmöglichkeiten der Exportwirtschaft 
führt zur bitteren Erkenntnis: 


„Die geschichtliche Etappe unserer ruhmreichen Entwicklung unter direktem Anreiz durch die 
europäische Wirtschaft ist beendet ... Wir sind zu klein im Zusammenhang der Welt, um die 
Entwicklungstendenzen der Weltwirtschaft zu verändern, während die großen Mächte sich ge- 
zwungen sehen, dem Austausch neue Hindernisse aufzuerlegen .. Argentinien konnte einen 
großen Teil der verarbeiteten Waren, die es benötigte, selbst produzieren oder im Ausland 
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erwerben durch Austausch mit seinen Agrarprodukten. Am ökonomischsten, vorteilhaftesten 
für das Land war meist... der Prozeß des Austausches. Da die externe Kaufkraft durch Gründe, 
die Argentinien nicht bestimmten konnte, zusammenschrumpfte ... muß die nationale In- 
dustrie die nichtkalkulierbaren Verluste aus der drastischen Kontraktion seines Außenhandels 
ersetzen“ (Duhao, führender Vertreter der Agraroligarchie und argentinischer Landwirtschafts- 
minister seit 1933; Murmis-Portantiero 1971, S. 21). 


Die Förderung der ‚nationalen industrie‘, des nationalen Reproduktionsprozesses 
statt des internationalen wird so der kosmopolitischen Exportoligarchie durch den 
vorübergehenden Zerfall des Weltmarktes in überwiegend protektionistische natio- 
nale Existenzweisen des Kapitals aufgezwungen: 


„Das ökonomische Leben des Landes dreht sich um einen großen zentralen Kreislauf (gran 
rueda maestra), den Außenhandel. Wir sind nicht imstande diesen großen Kreislauf zu ersetzen, 
aber wir können an seinem Rande einige kleinere Kreisläufe schaffen, die eine gewisse Zirkula- 
tion des Reichtums erlauben, bestimmte ökonomische Aktivitäten, deren Ergebnisse den Le- 
bensstandard des Volkes auf einem bestimmten Niveau halten“ (Pinedo, argentinischer Wirt- 
schaftsminister der Exportoligarchie 1940, S, 25). 


Zum Schutz der nationalen Importsubstitutions-Industrialisierung wird selbst der 
im 19. Jahrhundert mit Feuer und Schwert (z. B. in Paraguay) ausgerottete Protek- 
tionismus in begrenzter Form geduldet: 


„Es stimmt, daß wir immer den Protektionismus für eine bestimmte Klasse von Industrien, die 
nur in einem Zolltreibhaus existieren können, da ihnen die soliden eigenen Existenzbedingun- 
gen im Klima unserer Wirtschaft fehlen, als antiökonomisch betrachtet haben, aber heute sind 
wir alle damit einverstanden, daß es notwendig ist, der Entwicklung unserer Industrie zu helfen, 
damit sie bei der Verarbeitung der zahlreichen Rohstoffe, die unser Boden produziert, properie- 
ren kann“ (Bruzzone, Präsident der Vereinigung der Agraroligarchie 1933, S, 24). 


Für die Exportoligarchie muß aber Industrialisierung nur einen begrenzten Charak- 
ter haben und darf vor allem nicht die Möglichkeit zu künftigem Weltmarktauf- 
schwung behindern: 


‚Die Unterstützung der verarbeitenden Industrien, die die Rohmaterialien des Landes verwen- 
den, können zur Aufrechterhaltung der ökonomischen Prosperität des Landes beitragen, aber 
diese Forderung muß grundsätzlich den Belangen unseres Austausches untergeordnet bleiben, 
wir dürfen nicht eine künstliche Industrie fördern, die in dem Moment der Normalität uns 
verpflichtet, auf künstliche Hindernisse zurückzugreifen, um sie aufrechtzuerhalten, Hindernis- 
se, die die Wiederaufnahme unseres Austausches erschweren würden‘ (Interessenvertretung der 
Agraroligarchie, 1940, S. 38). 
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1.3.2 Importsubstitution, industrielle Bourgeoisie und nationale Entwicklungsfra- 
ge — die nationalpopulistische Entwicklungsideologie 


Dadurch, daß sich der Exportoligarchie durch die Weltmarktkrise die Notwendig- 
keit importsubstituierender Industrialisierung im Konsumgütersektor aufdräng- 
te (1), förderte sie objektiv einen Prozeß, der durch die schnelle Entwicklung der 
industriellen Konsumgüterproduktion bei niedrigem technologischen Niveau zu ei- 
nem forcierten Wachstum der Arbeiterklasse und der mittleren und kleineren In- 
dustriebetriebe führte. Damit wurden erst die Klassen produziert, für die die Lösung 
der nationalen Entwicklungsfrage nicht in einfacher Importsubstitution von Luxus- 
konsumgütern bestehen konnte (Peralta Ramos 1972, S.27; Weffort 1969, 
3.137 ff). 

Die Importsubstitutions-Industrialisierung bringt daher in ihrer zweiten Phase 
die nicht mit der Exportoligarchie verbundene industrielle Bourgeoisie der kleineren 
und mittleren Betriebe in einen begrenzten, aber realen Konflikt mit der Exportoli- 
garchie und der mit ihr verflochtenen hochkonzentrierten, überwiegend ausländi- 
schen industriellen Großbourgescisie. 

Dieser Konflikt um die Umverteilung des gesellschaftlichen Mehrwerts über 
die staatliche Wirtschaftspolitik kann von der nationalen industriellen Bourgeoisie 
selbst aufgrund ihrer ökonomischen Schwäche und Abhängigkeit von der Großbour- 
geoisie nicht zu ihren Gunsten entschieden werden. Die durch die Krise der Export- 
wirtschaft bedingte Krise der gesellschaftlichen und politischen Hegemonie der Ex- 
portoligarchie führt aber zu einem „unstabilen Gleichgewicht“ aller Fraktionen der 
herrschenden Klasse, von denen keine ihre besonderen Interessen den anderen als 
dominante aufzwingen kann. Diese Pattsituation in der Übergangsphase von der 
Exportwirtschaft zu einer auf der industriellen Produktion für den Binnenmarkt 
beruhenden Akkumulation des Kapitals führt zur relariven Verselbständigung des 
Staates und seiner Organe Armee und Bürokratie zum nationalpopulistischen Ent- 
wicklungsstaat, der scheinbar über den Klassen schwebend stellvertretend für die 
nationale Bourgeoisie deren besondere Interessen zum allgemeinen Interesse der 
Nation erhebt. Der populistische Staat stützt sich dabei auf die passive Unterstüt- 
zung der nationalen Bourgeoisie und die aktive Mobilisierung der Arbeiterklasse 
ohne das Risiko einer totalen Konfrontation mit der Exportoligarchie und ausländi- 
schen Großbourgeoisie einzugehen {Peralta-Ramos 1972, Weffort 1969; Cardo- 
so/Faletto 1969). 

Die Lösung der nationalen Entwicklungsfrage durch einen den Entstehungs- 
prozeß der bürgerlichen Gesellschaft in Europa und Nordamerika nachholenden 
autonomen ‚sich selbst tragenden‘ Industrialisierungsprozeß (‚desarrollo autosuste- 
nido y independiente) als kapitalistisches ‚Wachstum nach innen‘ wird zur herr- 
schenden Ideologie, weil herrschendem Interesse (in den bereits entwickeiteren 
Ländern Lateinamerikas setzte sich diese historische Tendenz bereits in den 40er 


1 Die weiteren Ausführungen gelten im wesentlichen nur für Mexiko, Brasilien, Argenti- 


nien, wobei von allen nationalen Besonderheiten abstrahiert wird. Siehe dazu Car- 
doso/Faletto, 1969, S. 54 ff., Furtado, 1969, S. 106 ff. 
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Jahren durch, in den meisten übrigen mit Phasenverschiebungen in den 50er Jahren, 
dos Santos 1970, S. 160). Als Hauptursache der Rückständigkeit erscheint die ex- 
terne Abhängigkeit des nationalen Entwicklungsprozesses, die im internationalen 
Kapitalismus und der mit ihm verbundenen Exportoligarchie personifiziert wird. So 
sagt Peron 1964: 


„Wir sind in keiner Weise Feinde des Kapitals und man wird in Zukunft sehen, daß wir seine 
wahren Verteidiger gewesen sind. Es ist nötig, klar zu unterscheiden zwischen dem internationa- 
len Kapitalismus der großen Konzerne mit ausländischer Ausbeutung und dem heimischen 
Kapital der Industrie und des Handels. Wir haben das letztere verteidigt und ohne Pardon den 
ersteren angegriffen. Der internationale Kapitalismus ist kalt und inhuman, das heimische Kapi- 
tal der Industrie und des Handels repräsentiert nach unserem Gefühl den Menschen mit seinem 
Arbeitswerkzeug. Das internationale Kapital ist Instrument der Ausbeutung, das heimische 
Kapital das des Wohlergehens, das erstere repräsentiert daher die Armut, das zweite die Prospe- 
rität‘“ (zit. nach Peralta-Ramos 1972, S. 120). 


Die durch den nationalpopulistischen Staat geschaffenen allgemeinen Bedingungen 
für die forcierte Entwicklung einer auf dem Binnenmarkt beruhenden industriellen 
Entwicklung wie staatliche Grundstoffindustrie als Lieferant von billigen Grund- 
stoffen und Energie, durch Einkommensverteilung bewirkte Vergrößerung der kauf- 
kräftigen Nachfrage und Schutz der Industrie durch Zollprotektionismus führen zu 
einer Stärkung der industriellen Bourgeoisie, die in zunehmendem Maße ihre Profit- 
rate durch die nationalpopulistische Einkommensumverteilung zugunsten von Tei- 
len der Arbeiterklasse bedroht sieht. Am Ende der nationalpopulistischen Entwick- 
lungsphase steht daher eine neue Allianz zwischen allen Fraktionen der industriellen 
Bourgeoisie und der Exportoligarchie, die der relativen Verselbständigung des Staa- 
tes zugunsten direkter Klassenherrschaft ein gewaltsames Ende bereitet. Die Grund- 
lage für diese Klassenallianz ist einerseits die Stärkung der ökonomischen Position 
der Exportoligarchie mit der Rekonstitution des kapitalistischen Weltmarktes nach 
1945 und andererseits die mit dem Übergang zur „schweren“ Importsubstitutions- 
phase (dauerhafte Konsumgüter, Kapitalgüter) zunehmende Abhängigkeit der in- 
dustriellen Bourgeoisie von Produktionsmittel- und Technologieimporten, die nur 
mit den in der Exportwirtschaft erwirtschafteten Devisen bezahlt werden können. 
Unter diesen Bedingungen erscheint der industriellen Bourgeoisie die Allianz mit 
der Exportoligarchie eher in ihrem Interesse zu liegen als die Fortsetzung der natio- 
nalpopulistischen Politik, die die Gefahr der zunehmenden Macht der Arbeiterklasse 
im Verteilungskampf um das gesellschaftliche Wertprodukt in sich birgt (Peralta- 
Ramos 1972, Cardoso/Faletto 1969). 


1.3.3 Die Cepal und die Illusion nationalkapitalistischer Entwicklung 
Die Importsubstitutions-Industrialisierung bedeutete eine Verschiebung der exter- 
nen Abhängigkeit von durch Exportdevisen zu finanzierenden Konsumgüterimpor- 


ten hin zu dominierenden Produktionsmittelimporten (Maschinen und Rohstoffe), 
die für die Kontinuität des Industzialisierungsprozesses unentbehrlich waren, und 
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damit trotz des beträchtlich reduzierten Importkoeffizienten (von 30% 1925/29 
auf 16 % 1945) die Importabhängigkeit unelastischer machen mußten (Ilpes 1967, 
S.84 ff.; Tabares 1969, S. 150 ff.). Diese äußere Beschränkung des industriellen 
Akkumulationsprozesses wurde aber in der Nachkriegsphase 1945--1955 nicht un- 
mittelbar sichtbar, da der Export genügend Devisen bereitstellte. Der mit der Kriegs- 
wirtschaft in den USA bereits vor 1945 einsetzende und nach 1945 infolge des 
hohen Rohstoffbedarfs der Rekonstruktionsphase der kapitalistischen Ökonomien 
Europas und Japans und der Kriegswirtschaft des Kalten Krieges der USA (Korea- 
krieg) sich durchsetzenden Nachfragebogen nach Rohstoffen führte in Lateinameri- 
ka bei langsam steigendem Exportvolumen zu einem stark erhöhten Preisausdruck 
(Importkapazität steigt 4,5 % jährlich), die terms of trade verbessern sich von 
1940/45 von 65 auf 1950/54 100 (Cepal 1964, S. 7). 

Die relativ hohe Wachstumsrate des Inlandproduktes (brutto) von im Durch- 
schnitt 5,2 % (pro Kopf 2,7 %) und der Industrieproduktion von 7,5 % (mit Argen- 
tinierı 5,9 %) in dieser Periode ist weitgehend mit diesen günstigen Weltmarkt- 
bedingungen zu erklären (Cepal 1964, S. 18 und 23; Halberin 1968, S. 51). 

So niedrig ein Pro-Kopf-Wachstum des Bruttoinlandproduktes von 2,7 % von 
den Notwendigkeiten nachholender Länder kapitalistischer Entwicklung bei einer 
den Schein der Oberfläche durchdringenden Analyse ist (Dopp 1963, S. 10 ff.), die 
Tatsache, daß kein lateinamerikanisches Land zwischen 1900-1929 die Pro-Kopf- 
Wachstumsrate Argentiniens von 1,2% erreicht hat und die USA sich zwischen 
1945-1955 mit 2% begnügen mußten (Halperin 1968, S. 47), macht erklärlich, 
weswegen die Träger des kapitalistischen Industrialisierungsprozesses in Latein- 
amerika, die industrielle Bourgeoisie und die Entwicklungsbürokraten sich befangen 
im Schein der oberflächlichen Wachstumsraten notwendig Illusionen über die realen 
Möglichkeiten nachholender Industrialisierung machen mußten. Der große Optimis- 
mus der Ökonomen und Sozialwissenschaftler Lateinamerikas in den 50er Jahren 
drückte nur dieses gewachsene ‚Selbstbewußtsein‘ der industriellen Bourgeoisie aus, 
das von ihren intellektuellen Vertretern allerdings überspitzt wurde zur Annahme, 
daß die industrielle Bourgeoisie ihre Rolle als nationale Bourgeoisie bei der umfas- 
senden, autonomen und ‚national‘ bestimmten Entwicklung der Produktivkräfte in 
kapitalistischer Form spielen könne und würde, wenn der Staat die noch bestehen- 
den internen und externen Entwicklungshindernisse politisch beseitigen würde (dos 
Santos 1970, S. 149 ff.). 

Das was als ‚spontane‘ Importsubstitutions-Industrialisierung unter den Be- 
dingungen der Weltmarktkrise dem ökonomischen Handeln der Kapitalbesitzer 
durch die ökonomische Konjunktur aufgezwungen wurde, wird im Nachkriegsboom 
durch die intellektuellen Vertreter der bürgerlichen Klasse zu einem systernatisier- 
ten Entwicklungskonzept (desarrolismo) ausgebaut. Die Cepal, UNO-Wirtschafts- 
kommission für Lateinamerika, und Prebisch, aber auch Ökonomen wie Furtado, 
Pinto und Sunkel werden unter dem Einfluß nordamerikanischer Modernisierungs- 
theorien (Nurske, Rosenstein-Rodan, Singer, Hirschman, Rostow), aber vor allem 
der neokeynesianistischen Theorie der zirkulären Verursachung mit kumulativen 
Wirkungen, die auf die Multiplikator-Theorie von Keynes zurückgehend nichts ande- 
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res ist, als die theoretische Formulierung des praktischen Handelns der Bourgeoisie 
im — den neoklassischen Gleichgewichtsmodellen widersprechenden — realen un- 
gleichgewichtigen ökonomischen Wachstumsprozeß (Myrdal 1954, S. 19), zu einer 
die Entwicklungsideologie der praktischen Bourgeoisie theoretisch artikulierenden 
Entwicklungskonzeption gedrängt. 

Unterentwicklung erscheint als das Ergebnis des kumulativen Wirkens von 
äußeren und inneren Entwicklungshindernissen, die als Wechselwirkung sich zirku- 
lär verursachender makroökonomischer Größen analysiert und verändert werden 
kann (s. Kritik durch Olmedo 1970). Als Hauptursache der Unterentwicklung 
drängt sich den politischen Ökonomen der Cepal die äußere Abhängigkeit vom 
Weltmarkt auf, die als Konsequenz einseitiger Spezialisierung auf Rohstoffproduk- 
tion in der Phase der Exportwirtschaft sich in der Abhängigkeit der Importsubstitu- 
tions-Industrialisierung von durch traditionelle Exporte zu finanzierenden Produk- 
tionsmittelimporten bei strukturell ungleichen Handelsbeziehungen ausdrückt (ex- 
ternes Engpaßproblem). 

Die ungleichen Hqandelsbeziehungen, d.h. die Ausbeutung der Länder der 
Peripherie durch die Zentren, durch den Handel erscheint dabei den — die Interessen 
der praktischen Bourgeoisie verdolmetschenden — politischen Ökonomen als Haupt- 
hindernis einer forcierten nachholenden Industrialisierung. In Absetzung von der 
klassischen Außenhandelstheorie, nach der alle am Außenhandel beteiligten ökono- 
mischen Einheiten Vorteile aus diesem durch wachsende Produktivität und Faktor- 
einkommen ziehen können, formuliert Raul Prebisch, der bereits als erster Direktor 
der 1938 gegründeten Zentralbank Argentiniens mit der traditionellen quantitativen 
Geldtheorie gebrochen und Staatsinterventionen auf dem Devisenmarkt für unent- 
behrlich deklariert hatte (Furtado 1969, S. 93), als Exekutivsekretär der UNO-Wirt- 
schaftskommission für Lateinamerika CEPAL die These von der Behinderung des 
Akkumulationsprozesses durch ‚Monopolisierung der Früchte des technischen Fort- 
schrittes in den Zentren‘ und einen damit verbundenen kontinuierlichen Realein- 
kommenstransfer der armen in die reichen Länder, der sich in den sinkenden terms 
of trade ausdrückt: 


„Im allgemeinen scheint der technische Fortschritt in der Industrie größer gewesen zu sein 
als in der Rohstoffproduktion der Länder der Peripherie... Wenn folglich die Preise 
entsprechend der Produktivitätssteigerung gesenkt worden wären, so wäre die Senkung bei 
Rohstoffen geringer gewesen als bei Fertigwaren, so daß in dem Maße, wie die Ungleichmäßig- 
keit zwischen der Produktivität in dem einen und anderen Sektor anwuchs, das Preisverhältnis 
zwischen beiden eine stetige Verbesserung zugunsten der Länder der Peripherie erfahren hätte 
... Da die Proportion sich tatsächlich von den 70er Jahren des vorigen bis zu den 30er Jahren 
des jetzigen Jahrhunderts zuungunsten der Rohstoffe entwickelt hat, ist es offensichtlich, daß 
in den industriellen Zentren die Einkommen der Unternehmer und der Umfang der Produk- 
tionsfaktoren relativ stärker angestiegen sind als die Produktivität, während in den Ländern der 
Peripherie der Einkommensanstieg geringer war als die Zunahme der Produktivität. Mit anderen 
Worten: Während die Zentren den gesamten Nutzen der technischen Entwicklung ihrer In- 
dustrien für sich behielten, überwiesen ihnen die Länder der Peripherie einen Teil der Früchte 
ihres eigenen technischen Fortschritts... 


Die größere Fähigkeit der Massen in den industriellen Zentren, während der Phase des Auf- 
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schwungs Lohnerhöhungen zu erzielen und während des Rückgangs ein höheres Lohnniveau 
aufrechtzuerhalten sowie die Fähigkeit dieser Zentren, aufgrund ihrer Rolle in der Produktion 
den zyklischen Druck auf die Länder der Peripherie abzuwälzen.... erklärt, warum die Einkom- 
men in den industriellen Zentren in der Tendenz stärker ansteigen als in den Ländern der 
Peripherie... 


Das ist die Ursache des gewaltigen Unterschieds zwischen dem Lebensstandard der Peripherie- 
länder und Industrieländer und der ausgesprochenen Diskrepanz zwischen ihren jeweiligen 
Fähigkeiten zur Kapitalakkumulation ... Daraus ergibt sich die grundlegende Bedeutung der 
Industrialisierung der neuen Länder. Die Industrialisierung ... ist das wichtigste Mittel, um 
einen Anteil am Nutzen des technischen Fortschritts zu erhalten und eine Politik der progressi- 
ven Steigerung des Lebensstandards der Volksmassen zu realisieren‘ (Raul Prebisch 1950, zit. 
nach 1968, S. 9-23). 


Die Beschreibung dieses Realeinkommenstransfers durch die säkular sinkenden 
terms of trade, deren reale Entwicklung für Lateinamerika differenzierter sein 
dürfte als die englischen Net Barter terms of trade (s. Anfang dieses Kapitels und 
Sieber 1968), ist bei Prebisch, wie in diesem Zitat angedeutet, mit einem Erklä- 
rungsversuch verbunden, der in seiner Wirksamkeit bis zu den Theoretikern der 
strukturellen Abhängigkeit reicht: Für ihn verbirgt sich hinter der oberflächlicheren 
Erklärung des Sinkens der terms of trade durch die Disparität der Entwicklung der 
Einkommenselastizität der Primär- und Fertigwarennachfrage die durch die unter- 
schiedlichen Ausbreitungseffekte des technischen Fortschritts in entwickelten (Ten- 
denz zur Homogenisierung des technologischen Niveaus) und unterentwickelten 
(Tendenz zur strukturellen Heterogenität zwischen Exportsektoren und Restwirt- 
schaft) Ländern bedingte Frage des unterschiedlichen Lohnniveaus. 

In ‚comercial policy in the underdeveloped countries‘ (1959) entwickelt er in 
einem Zweiländer- und Zweisektorenmodell, warum der relative Rückgang der 
Nachfrage nach Primärgütern und die Heterogenität des Produktivitätsniveaus in 
den Peripherieländern dazu führt, daß infolge des Angebotsdruckes auf dem Ar- 
beitsmarkt das durchschnittliche Lohnniveau hinter der Durchschnittsproduktivität 
im peripheren Exportsektor zurückbleibt und sich diese Differenz in einem Fallen 
der Primärgüterexportpreise auswirkt, während im Zentrum die Durchschnittslöhne 
wegen der Knappheitstendenzen auf dem Arbeitsmarkt stärker als die durchschnitt- 
liche Produktivität steigen, womit die Tendenz zur Verschlechterung der terms of 
trade für die Peripherie sichtbar wird (s. Diskussion bei Sieber 1968, S. 6 ff.). 

Die These vom Werttransfer aufgrund der Überausbeutung der Arbeitskraft 
(am weitesten entwickelt bei Marini 1972) ist meiner Ansicht nach nichts anderes 
als die in marxistische Begriffe gefaßte Prebisch-These, die beide bei der Erklärung 
der Unterentwicklung in den Erscheinungsformen der Zirkulations- und Distribu- 
tionssphäre hängen bleiben. Ebenso fällt eine argumentative Ähnlichkeit zu Ema- 
zuels eklektischer Theorie der Ausbeutung durch ungleichen Tausch aufgrund un- 
terschiedlicher Lohnniveaus auf, obwohl Emanuel die Argumentation von Prebisch 
als tautologisch zu entlarven versucht (Emanuel 1969, S. 126 ff., siehe auch Kritik 
von Busch 1972). 

Auch die späteren umfangreichen empirischen, aber auch Theorieelemente 
enthaltenden Arbeiten der CEPAL gehen in den Grundpositionen kaum über die 
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Argumentation von Prebisch 1949 hinaus. Eine Analyse etwa des zum 20jährigen 
Bestehen des herausgegebenen Sammelbandes ‚El pensamiento de ia CEPAL‘ (1969) 
zeigt: Als primäre Ursache der Unterentwicklung wird durchgängig die externe 
Abhängigkeit vom Weltmarkt gesehen. 

Die durch ungleichen Austausch bewirkte Hemmung des Akkumulationspro- 
zesses des Kapitals wird aber durch sekundäre interne Ursachen der Unterentwick- 
lung, die von CEPAL vor allem seit 1960 betont werden (CEPAL 1960, S. 39), aber 
bereits 1955 ansatzweise formuliert wurden (CEPAL 1969, 5. 236 ff.), weiter ver- | 
stärkt: Die aus der Phase der Exportwirtschaft herrührende ‚rigide soziale Struktur‘ 
einer ‚Gesellschaft mit begrenzter Partizipation‘ drückt sich in ‚distributiven Privi- 
legien‘ der Oberschichten aus, ohne daß die Akkumulationsrate steigen würde. 


„Die beträchtliche Ungleichheit der Einkommen, weit davon entfernt, die Sparquote und die 
Kapitalisierung zu verstärken, hat zur Reproduktion von Formen und Niveaus des Konsums 
geführt, die den der entsprechenden Gruppen der industrialisierten Gesellschaften ähneln und 
zum Teil übersteigen. Die sozialen Verluste und die Beschränkungen der Größe des inneren 
Marktes, die diese scharfe Einkommensungleichheit impliziert, werde nicht im mindesten selbst 
hypothetisch kompensiert durch eine erhöhte Akkumulationsrate‘ (CEPAL 1969, S. 44). 

„Als einen der Hauptwidersprüche der lateinamerikanischen Entwicklung (ist) direkt anzugrei- 
fen: Die notorische Unzulänglichkeit der für die gegenwärtige Technik erforderlichen Kapitalak- 
kumulation angesichts der übertriebenen Verbrauchsmaßstäbe der höchsten Einkomrnensgrup- 
pen. Jene Oberschicht (5 % der Bevölkerung), auf die beinahe 3/10 des gesamten Konsums in 
Lateinamerika entfällt, hat durchschnittlich einen 15fach höheren Konsum als die unteren 
Schichten (50 % der Bevölkerung). Wenn sich diese Proportion auf 11:1 verringerte und der 
Konsum eingeschränkt würde, um die Investitionen zu erhöhen, könnte die Jahreszuwachsrate 
des Pro-Kopf-Einkommens von 1 % auf 3 % ansteigen“ {Prebisch 1964, zit. nach Prebisch 19868, 
3.80). 


Neben diesen zentralen Ursachen für Unterentwicklung zählen die CEPAL-Analysen 
noch eine Summe von weiteren Faktoren auf, die aber meist nur weitere makroöko- 
nomische Größen sind, die zu den anderen hinzuaddiert Entwicklung als quantitati- 
ve Veränderung sich zirkulär bedingender makroökoncomischer Größen auch dann 
noch unterstellen, wenn auch soziale Strukiurgrößen mit in das Kalkül einbezogen 
werden (s. Kritik von Aguilar Monteverde 1971; Olmedo 1970). 

Ebenso wie bei der Diagnose der CEPAL zwar eine beachtliche, von keinem 
Marxisten zu umgehende systematisierende Darstellung der Erscheinungsformen des 
abhängigen Entwicklungsprozesses geleistet worden ist, die nur an wenigen Punkten 
den Schein der Oberfläche durchstößt und notwendig von den wesentlichen Ver- 
hältnissen (Produktionsverhältnisse, Gesetz des Werts, Akkumulationsgesetz, Profit- 
rate) weitgehend abstrahiert, bleiben die Ratschläge für die praktische Entwick- 
lungspolitik in einer realpolitisch scheinbar machbaren, aber wegen der Abstraktion 
von den wesentlichen Bestimmungen des Akkumulationsprozesses notwendig illu- 
sionären nationalen Entwicklungsideologie hängen. 

Wenn Entwicklung als quantitative Veränderung makroökonomischer und so- 
zialstruktureller Variablen aufgefaßt wird, ist Rückständigkeit aufhebbar vor allem 
durch szaatliche Entwicklungspolitik, die auf der Grundlage eines nationalen Ent- 
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wicklungsplanes manipulativ den wechselseitigen Zusammenhang dieser Größen so 
beeinflußt, daß ein günstiges ‚Klima‘ für die forcierte Entwicklung der Produktiv- 
kräfte entsteht. 

Die negativen Auswirkungen der ungleichen Handelsbeziehungen auf die Zah- 
lungsbilanz und den Akkumulationsprozeß müssen erstens durch eine staatlich ge- 
förderte Umstellung auf intraregionale Exporte von verarbeiteten Gütern mit günsti- 
gen relativen Preisverhältnissen möglichst im Rahmen einer lateinamerikanischen 
Freihandelszone sowie zweitens durch die Stabilisierung der Primärgüterpreise 
durch multilaterale Handelsabkommen im Rahmen der UNCTAD erreicht werden. 
Da die Ungleichheit internationaler Handelsbeziehungen als Verletzung des Gesetzes 
des gleichen und gerechten Austausches durch die Zentren erscheinen muß, fordert 
die CEPAL in der UNCTAD die Gerechtigkeit und Gleichheit des Zirkulationspro- 
zesses (s. Kritik bei Kohlmey 1964). 

Daß unter dem oberflächlichen Schein des gleichen Austausches immer ein 
ungleicher Austausch nationaler Arbeitsquanta verborgen ist und die Veränderun- 
gen des internationalen Wertbildungsprozesses durch drastische Verschiebungen in- 
nerhalb der Nachfragestruktur auf dem Weltmarkt bei starrer Angebotsstruktur aus 
der Logik des auf dem Weltmarkt modifiziert wirkenden Wertgesetzes entspringen, 
muß den im neoklassischen und neokeynesianistischen begrifflichen Korsett befan- 
genen politischen Ökonomen der CEPAL notwendig entgehen. Aber gerade durch 
diese Abstraktion von den wesentlichen, wenn auch verborgenen Verhältnissen, 
muß die Forderung nach gerechten Preisen für Primärgüter illusionär werden. 

Um die brachliegenden internen Akkumulationsquellen zu mobilisieren, soll 
durch Steuerreform, staatliche Investitionsförderung, Agrarreform und Schaffung 
regionaler Märkte (lateinamerikanische Freihandelszone, zentralamerikanischer ge- 
meinsamer Markt, Andenpakt) nicht eine drastische Einkommensumverteilung, die 
nur eine Verteilung der Armut wäre, bewirkt werden, sondern eine Verwandlung 
der einheimischen Oberschicht in eine dynamische investierende Unternehmerklas- 
se. 


‚Es geht nicht darum, der zahlenmäßig geringen Oberschicht Einkünfte abzunehmen, um sie 
einfach unter die Volksmassen zu verteilen. Da das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen in 
ganz Lateinamerika nur bei 370 $/Jahr liegt, würde die Auswirkung dieser Umverteilung von 
geringer Bedeutung sein. Wenn demgegenüber die Einschränkung des individuellen Konsums der 
privilegierten Gruppen eine ständige Steigerung der Kapitalakkumulation zur Folge hätte, würde 
sich der Lebensstandard der Massen in progressiv ansteigender Geschwindigkeit erhöhen‘ (Pre- 
bisch 1964, zit. nach Prebisch 1968, S. 79). 


Da die Mobilisierung interner Akkumulationsquellen, d. h. die Hebung der internen 

Sparquote, aufgrund der Schwierigkeit, die dafür notwendigen Strukturreformen zu 

realisieren, nur langfristig durchsetzbar ist, kurzfristig der durch die sinkenden Ex- 

porterlöse und steigenden Importe von Industrialisierungsinputs bedingte Devisen- 

engpaß zudem die Verwandlung interner Ersparnisse in Produktionsmittel er- 

schwert, bleibt nur ein Ausweg, um ungenügendes Wachstum zu verhindern: die 
externe Finanzierung. 
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„Unter den gegenwärtigen Bedingungen (kann) Lateinamerika seinen Wachstumsrhythmus nicht 
ohne Mitarbeit des Auslandes steigern. Die zeitweilige Einbeziehung internationaler Finanzre- 
sourcen müßte vorzugsweise zu Investitionen verwendet werden, die dazu beitragen, die inneren 
Wachstumshemmnisse zu beseitigen“ (a. a. O., S. 107). 


Der Entwicklungsbeitrag des ausländischen Kapitals besteht in: 

1. Der Bereitstellung von zusätzlichen Devisen, die das ‚implizite Ungleichge- 
wicht‘ der Zahlungsbilanz (besser der Bilanz der laufenden Posten), das durch 
die ungleiche Entwicklung von Importen und Exporten (Handelsbilanzdefizit) 
erklärt wird, erleichtern helfen soll. 

2% Der Ergänzung der internen Ersparnisse in seinem wichtigsten Aspekt — der 
Bereitstellung der Devisen für den Import von Produktionsmitteln, was die 
Finanzierung der Industrialisierung durch Inflation oder Einschränkung des 
Konsums ‚reduziert oder eliminiert‘. 

3. Der Möglichkeit, die depressiven Effekte der um internes und externes Gleich- 

. gewicht bemühten antiinflationären Politik (Stabilisierungspolitik im Sinne 
des Weltwährungsfonds) auszugleichen. 

4. Dem Transfer von technischem Fortschritt und neuen Organisationsformen 
(CEPAL 1969, $.33). Bei externer Finanzierung sind die öffentlichen An- 

leihen zu bevorzugen, da sie angeblich billiger und mehr am Allgemeinwohl orien- 

tiert seien, während ‚es logisch ist, daß das private ausländische Kapital danach 

strebt, einen Kapitalertrag zu erreichen, der mindestens gleich hoch ist wie im 

Mutterland‘ (CEPAL 1954, zit. nach a. a. O.,S. 157). 


„Es handelt sich heute darum, ausländische Investitionen zu fördern, um das ökonomische 
Wachstumstempo Lateinamerikas zu beschleunigen. Es ist evident, daß die Aufrechterhaltung 
einer so hohen Proportion von Privatkapital bedeuten würde, daß die finanziellen Dienste in der 
Zahlungsbilanz sich empfindlich erhöhen: Das bedeutet nicht, daß man die absolute Summe 
dieser Privatinvestitionen reduzieren sollte. Ganz im Gegenteil, ihre Erhöhung ist für Lateiname- 
rika wünschenswert. Aber intensiver sollte die Erhöhung der öffentlichen Anleihen mit relativ 
niedrigen Zinsen sein, aufgrund der beiden Gründe: Erstens der Notwendigkeit, die Kosten der 
Investitionen für Lateinamerika zu reduzieren und zweitens den Anteil der öffentlichen interna- 
tionalen Resourcen an der Finanzierung der Investition von sozialem Kapital zu erhöhen, um 
ein breites Flußbett für die nationalen und ausländischen Investitionen zu öffnen“ (CEPAL 
1954, zit. nach 1969, S. 138). 


Das ausländische Kapital sollte dabei nur einen transitorischen Charakter haben: 


„Man kann sagen, daß es verstanden wird als Maßnahme, die hilft, die inneren Hindernisse 
dieser Etappe zu überwinden, und die den Übergang zu einer anderen möglich macht, in der 
seine strategische Bedeutung sich vermindern würde und die Entwicklung primär von der Mobi- 
lisierung und Verteilung nationaler Resourcen abhängig sein würde“ (a. a. O., S. 34). 


Obwohl die Politökonomen der CEPAL das treibende Motiv von privaten Kapitalin- 
vestitionen im genügend hohen ‚Kapitalertrag‘ sehen, müssen sie bei sog. ‚öffent- 
lichem Kapital‘ (Weltbank, AID, Export-Import-Bank, BID usw.) notwendig von 
den dem Kapital immanenten Bestimmungen abstrahieren, wenn sie auf politisch 
bestimmbare niedrige Zinsen hoffen und die explizite Bindung der öffentlichen 


245 


Entwicklungshilfe an private Kapitalverwertungsinteressen negieren (s. detaillierte 
Kritik bei Caputo/Pizarro 1970, S. 12 ff.). Ebenso bleibt die Einsicht in die Profit- 
bezogenheit von privatem Kapital konsequenzlos, da bei der Diagnose der 
Rückständigkeit das Hauptgewicht auf dis externe kommerzielle Abhängigkeit, d.h. 
die ungleichen Handelsbeziehungen gelegt wird, die als Hauptursache des ‚impliziten 
Ungleichgewichtes‘ in der Bilanz der laufenden Posten und der Beschränkung des 
Akkumulaticnsprozesses dargestellt werden (s. obiges Zitat), die die externe Neito- 
finanzierung als Ausgieich nötig machen. Wie Caputo/Pizarro (1970, 5.83 ff., 
S.115 ff.) überzeugend dargestellt haben, ist aber bereits das strukturelle Defizit 
der Bilanz der laufenden Posten nicht primär auf ein Defizit der Handelsbilanz 
zurückzuführen, die in den meisten Ländern Lateinamerikas durchweg positiv war, 
sondern auf das überhohe Defizit der Dienstleistungsbilanz, insbesondere der mit 
der Überweisung von Kapitaleinkommen verbundenen Transfers, die insgesamt eher 
das Bild eines Nettokapitalexportes Lateinamerikas vermitteln. 

Die partielle Einsicht in die Natur des Kapitals verflüchtigt sich daher interes- 
senbedingt bei der Darstellung des Entwicklungsprozesses als ganzem und dem 
möglichen Entwicklungsbeitrag des ausländischen Kapitals. Gerade bei der Behand- 
lung des ausländischen Kapital, wo in klassischer Form der Wunsch der Vater des 
Gedankens wird, ließe sich zeigen, wohin eine nur die parzeilierten Erscheinungsfor- 
men der Oberfläche des Akkumulationsprozesses systematisierend darstellende und 
dabei den Gesamtzusammenhang notwendig verfehlende Form bürgerlicher Erkennt- 
nis kommen muß: zum unverbundenen Nebeneinanderstehen einzelner richtiger 
Binsichten in wesentliche Zusammenhänge, die aber nicht miteinander vermittelt 
werden und illusiorärter Ansichten, die den Schein der Oberfläche reproduzieren. 

Bine sich aus dem Korsett neoklassischer, neokeynesianistischer aber auch 
strukturalistischer Oberflächenbegriffe nicht oder nur teilweise befreiende politi- 
sche Ökonomie muß als Resultat eines parzellierten undialektischen Erkenntnispro- 
zesses in ihren Empfehlungen für die politische Praxis höchst Widersprüchliches 
miteinander zu vereinbaren suchen: 


„Das Wachstum mit Stabilität, die Expansion der Froduktivkräfte mit sozialer Gerechtigkeit, 
das Wachstum des Einkommens mit seiner gerechten Verteilung, die Verwendung ausländischer 
Finanzierungsmittel mit dem expliziten Ziel, die ökonomische Unabhängigkeit zu bewahren, die 
Staatsintervention in der Wirtschaft mit der Stimulierung des Privatkapitals, die freundschaft- 
liche Assoziation des nationalen Kapitals mit ausländischem oder die friedliche Koexistenz der 
kleinen nationalen Unternehmer mit den gigantischen internationalen Monopolen“ (Aguilar 
Monteverde 1971, S. 23, wobei er Staatsintervention und Privatkavital in falscher Weise als 
widersprüchlich bezeichnet). 
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1.4 Die Theorie der strukturellen Abhängigkeit als Zerfallsprodukt der nationalen 
autonomen Entwicklungsideologie in der Phase der ‚„Internationalisierung der 
Binnenmärkte‘ (1955-1970) 


Die die 50er Jahre noch beherrschende Ideologie der externen kommerziellen Ab- 
hängigkeit und der national-autonomen Entwicklung mit Hilfe staatlicher Infra- 
struktur-Investitionen und ausländischen Kapitals wird in den 60er Jahren zuneh- 
mend durch eine auch in den Erscheinungsformen veränderte Wirklichkeit kritisiert. 
Die im wesentlichen ‚„nationalautonome“ Importsubstitutionsindustiialisierung 
stagniert bei ihrem Übergang zur „schweren“ Phase der dauerhaften Konsumgüter 
und Produktionsmittel und wird — vermittelt über das forcierte Einströmen auslän- 
dischen Kapitals in die verarbeitende Industrie ab 1955 — nach einer Übergangspha- 
se relativer Stagnation durch die neoimperialistische abhängige Industrialisierung 
der 70er Jahre abgelöst. 


1.4.1 Der spätkapitalistische Welimarktzusammenhang und die Krise der nationalau- 
tonomen Entwicklung 


Überspitzt könnte man die verborgenen Triebkräfte dieser Veränderungen hin zu 
einer necimperialistischen Teilindustrialisierung der Peripherie Ernest Mandel fol- 
gend (1972) so formulieren: Die in den Zentren der Kapitalakkumulation im An- 
schluß an Faschismus und Kriegswirtschaft durch die Steigerung der Ausbeutungsra- 
te und die Systemkonkurrenz rentabel und notwendig werdende dritte technolo- 
gische Revolution, die technisch gesehen auf der Anwendung von elektronischen 
Geräten zur Steuerung von Maschinen beruhend durch eine gewaltige Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und der Mehrwertrate zur Anlage des seit 1929 als Bank- und 
Versicherungskapital akkumulierten überschüssigen Kapitals in den USA nicht nur 
in traditionellen Wachsturnsindustrien, sondern vor allem im Sektor der dauerhaften 
Konsumgüter, im Dienstleistungsbereich und der Agrikultur führt (a. a. O., S. 176, 
349 ff£.), erscheint als die erstmalige vollständige Durchindustrialisierung sämtlicher 
Wirtschaftszweige (a. a. O.,S. 177). Neben die maschinell hergestellten inäustriellen 
Konsumgüter (seit Anfang des 19. Jahrhunderts) und die maschinell hergestellten 
Maschinen (seit Mitte des 19. Jahrhunderts) treten nun auch maschinell hergestellte 
Rohstoffe und Lebensmittel. 

Die mit der dritten technologischen Revolution verbundene rasche Entwick- 
lung der Produktivkräfte und forcierte Kapitalakkumulation rekonstituiert den 
Weltmarkt ‚als Basis und die Lebensatmosphäre der kapitalistischen Produktions- 
weise‘ (Karl Marx, Kapital Band 3, $. 120). Die Stagnationsphase zwischen den 
beiden Weltkriegen wird durch eine Expansionsphase abgelöst: Die Zuwachsrate des 
Warenexports der entwickelten kapitalistischen Länder liegt wieder regelmäßig wie 
in der Phase 1870-1913 über den Zuwachsraten des Sozialproduktes (Altvater 
1969, S. 15; Gündei 1968, S. 69), der Exportanteil der kapitalistischen Weltproduk- 
tion erreicht nach langem Rückgang zwischen den Weltkriegen 1963 wieder 22 % 
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gegenüber 33 % 1913 (Kuzneis, nach Mandel 1972, S. 301). Von 1950 bis 1970 ist 
der Warenexport des kapitalistischen Weltmarktes von 56,3 auf 278,9 Mrd. $,d.h. 
nahezu auf das Fünffache gestiegen, die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate 
betrug 8,3 % (IPW, Heft 4, 1972, S.46), wobei 1966-1970 die imperialistischen 
Konkurrenten der USA, EWG und Japan wesentlich höhere durchscnittliche Zu- 
wachsraten aufweisen (Japan 18,2 % BRD 11,7 %; Italien 13,9 %; USA 8,1 %). Die 
Warenstruktur des Weltmarktes ändert sich: Der Anteil der Rohstoffe (inklusive 
Nahrungsmittel und Brennstoffe) fällt von 62 % 1913 über 56 % 1950 auf 33,5 % 
1970, der Anteil der industriellen Fertigwaren steigt dementsprechend, wobei allein 
Maschinen und Ausrüstungen von 1950 13,6 % auf 1970 28,7 % steigen (IPW 4, 
1972, S.46; Schüngel 1969, S. 75). Dementsprechend haben Nahrungsmittel mit 
5,7% und Rohstoffe mit 4% die niedrigsten Zuwachsraten der Weltausfuhr 
1960-1969, chemische Erzeugnisse mit 11% und Maschinen 12,7 % die höchsten 
(Fels 1971). Diese verminderte relative Weltnachfrage nach Rohstoffen und Nah- 
rungsmitteln, besonders seitens der in kapitalistischen Industrieländern (meist als 
niedrige Einkommenselastizität dieser Güter beschrieben) läßt sich aus der Produk- 
tivkraftentwicklung im Spätkapitalismus erklären: Rohstoffsubstituierung (Kunst- 
fasern haben 1965 einen Anteil von 28 % an der Weltproduktion von Textilrohstof- 
fen, Kunstgummi einen Anteil von 56 % an der Gummiproduktion — Bairoch 1967, 
S. 165), geringerer Rohstoffverbrauch je Erzeugniseinheit (1938 25 %; 1955 20 %; 
GAT 1955), hohe Produktivitätssteigerungen in der Landwirtschaft der kapitalisti- 
schen Industrieländer, die sich in zunehmenden Agrarüberschüssen der USA und 
EWG darstellen (Mandel 1972, S. 345; Hinkei 1972, S. 137 £f.). 

Da Lateinamerika Anfang der 60er Jahre immer noch zu 95 % Rohprodukte 
exportiert und mit der Ausnahme von Peru, Argentinien und Mexiko ein Export- 
produkt in den übrigen Ländern mehr als 50% des Exportwertes stellt (Sunkel 
1969, S. 19), muß sich die relative Nachfrageverschiebung des spätkapitalistischen 
Weltmarktes in einem sinkenden Anteil der Exporte Lateinamerikas am Weltexport 
darstellen: von 11% 1950 auf 5,3 % i967. Zwar erhöhte sich das Exportvolumen 
zwischen 1955 und 1966 um 4,6 % jährlich, aber aufgrund des Fallens der Export- 
preise stieg der Exportwert nur um 3,9 % jährlich, die Kaufkraft der Exporte stieg 
— wegen des Preisanstiegs bei Importpreisen — nur um 3,3 %, während die Importe 
um 3,8 % stiegen, die Zahlungen an ausländisches Kapital um 8,9 % (CEPAL 1968, 
S.172). Diese 25 %ige Kaufkraftminderung der Exporte Lateinamerikas, die etwa 
3% des jährlichen Bruttosozialproduktes entspricht (Frank 1968, S. 301 ff.), ist 
nicht so sehr nur auf eine das Wertgesetz verletzende imperialistische Ausbeutung 
zurückzuführen, was seit Prebisch in der bürgerlichen und linken Abhängigkeitstheo- 
rie zum Allgemeinplatz geworden ist, sondern durch die mit dem modifizierten 
Wirken des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt durchaus vereinbare Verschlechterung 
der Realisierungsbedingungen für die Exportwaren Lateinamerikas aufgrund der 
strukturellen Nachfrageverschiebung auf dem Weltmarkt bei starren Angebotsstruk- 
turen (Kohlmey 1964, S. 82), d.h. die historisch gewachsene abhängige Integration 
der Länder Lateinamerikas in die internationale Arbeitsteilung mit den daraus fol- 
genden ungünstigen Spezialisierungsstrukturen erweist sich als Haupthemmnis des 
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forcierten Akkumulationsprozesses des Kapitals, da die Importsubstitutions- 
Industrialisierung auch im Übergang zur schweren Phase zunehmend von der Finan- 
zierung der Produktionsmittelimporte durch Rohstoffexporte abhängt. So stammen 
seit 1955 90 % der Investitionen an Maschinen und Ausrüstungen im lateinamerika- 
nischen Durchschnitt aus Importen (Brasilien allerdings nur 34 % 1958, Pinto 1964, 
S.56, 118), ihr Anteil am Gesamtimportwert liegt seit 1955 über 40 % zusammen 
mit Halbfabrikaten über 84 % (Ilpes 1967, S. 65). 

Der Übergang von der leichten zur schweren Phase der Importsubstitutions- 
Industrialisierung in den 50er Jahren mußte in dem Maße stagnieren wie sich der 
Weltmarktzusammenhang in der beschriebenen Weise negativ auf die Exporterlöse 
und damit die importkapazität auswirkte, was verstärkt wurde durch den Prozeß 
zunehmender Dekapitalisierung, d.h. eines zunehmenden Geldkapitalabflusses, des- 
sen Anteil an den Deviseneinkommen durch Export bei Berücksichtigung von Divi- 
denden, Zinsen, Amortisationszahlungen auf 36 % 1965/66 anstieg, bei Berücksich- 
tigung der in der Zahlenbilanz erscheinenden weiteren Transferposten auf 42 % und 
von Royalties und Verwaltungskosten auf 65 % (Caputo/Pizarro 1970, 8. 101 ff.). 
Bei einer hohen Inelastizität der Importnachfrage nach Industrialisierungsinputs 
mußte dieser externe Devisenengpaß zu einer empfindlichen Behinderung des indu- 
striellen Akkumulationsprozesses führen. Die Wachstumsraten des Bruttoinlandpro- 
duktes fallen von 6,1 % 1950-1960 auf 4,6 % 1960-1966, die Industrieproduktion 
von 6,3% auf 5,4%, das Pro-Kopf-Einkommen sogar von 1945-1949 4,8%, 
1950-1955 1,9%, 1955-1960 1,4% auf 1,2 % 1960-1966 (Frank 1971, 8.92). 
Die Investitionsrate stagniert bei 16 %. 

Dieser doppelte externe Devisenengpaß im Zusammenhang mit der Stagnation 
der internen Nachfrage führt zur relativen Stagnation der 50er und 60er Jahre, zur 
Krise der industriellen Bourgeoisie Lateinamerikas, die dem wachsenden Einströ- 
men imperialistischen Kapitals in die verarbeitende Industrie konkurrenzunfähig 
gegenübersteht, da durch Abhängigkeit von der Exportbourgeoisie bei der Finanzie- 
rung der Industrialisierung und der Furcht vor der zunehmenden Stärke der Klas- 
senbewegungen des Proletariats und der Bauern ein konsequent antiimperialisti- 
scher, d.h. ein nationales Entwicklungsprojekt durch Klassenkampf verteidigender 
Weg als für ihre Kapitalverwertungsinieressen als zu riskant erscheinen muß. Die 
Möglichkeit nationaler sich selbst tragender Entwicklung wird über den dargestell- 
ten Weltmarktzusammenhang, vermittelt allerdings nicht nur durch die Entwicklung 
der Warenaustauschbeziehungen und des Geldkapitalabflusses, sondern vor allem 
durch die veränderten Investitionsinteressen des imperialistischen Kapitals zur histo- 
rischen Unmöglichkeit. 

Im Zusammenhang mit der nach 1945 sich forciert entwickeinden /nternatio- 
nalisierung der Mehrwertproduktion, die sich in dem zunehmenden Gewicht der 
internationalen Konzerne ausdrückt, die etwa 20 % des Bruttosozialproduktes der 
kapitalistischen Welt und 80 % der Direktinvestitionen der USA im Ausland auf sich 
vereinigen (Mandel, S. 299 ff.; Sunkel 1972, S. 295), verändert sich die historische 
Tendenz der imperialistischen Direktinvestitionen. Die klassischen Investitionen im 
Rohstoffsektor steigen zwar weiter an und sind vor allem der Grund für den massi- 
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ven Profittransfer aus Lateinamerika, werden aber zunehmend durch Investitionen 
in der neuen den Binnenmarkt versorgenden Industrie ersetzt, in der imperialisti- 
sches Kapital im hohen Maße akkumuliert. Obwohl bundesrepublikanisches und ja- 
panisches Kapital bei der Durchsetzung dieser Tendenz eine Pionierrolle gespielt 
haben, soll hier nur kurz auf die Veränderungen der US-amerikanischen Investitio- 
nen, die noch mehr als 80 % des ausländischen Kapitals in Lateinamerika ausma- 
chen, hingewiesen werden. Obwohl der Anteil Lateinamerikas an der Gesamtsumme 
der Direktinvestitionen der USA im Ausland von 39 % 1950 auf 20 % 1968 zurück- 
gegangen ist, liegt er hinter Kanada und Westeuropa immer noch an dritter Stelle. 
Nach einer Phase absoluter Abnahme 1930-1945 stiegen sie ab 1950 rapide an: In 
der Erdölförderung von 1,2 Mrd. $, 1950 auf 2,9 Mrd. $, 1968 (auf das 2,4fache), 
in der verarbeitenden Industrie aber von 0,7 auf 3,6 Mrd. $ (auf das 4,7fache). 
Infolgedessen stieg der Anteil der Direktinvestitionen in der verarbeitenden Indu- 
strie von 13 % 1946 auf mehr als 33 % 1968, in Argentinien, Brasilien, Mexiko auf 
65 bis 70% (Sunkel 1972, S. 294 ff.). Während die industrielle Produktion von 
Argentinien, Brasilien und Mexiko von 1955 bis 1960 zwischen O und 14 % anstieg, 
stieg die Produktion der amerikanischen Zweigfirmen zwischen 10 und 31 % an. 
Während die Produktivität aller industriellen Investitionen um 25 % stieg, stieg der 
der amerikanischen Zweigfirmen um 40 % (Dorfmann, zit. bei Nun 1970). Auch 
wenn ein großer Teil dieses Wachstums durch Aufkauf schon bestehender Firmen 
zu erklären ist, so wird doch in den Untersuchungen, die es über die multinationalen 
Gesellschaften in Lateinamerika gibt, nicht bestritten, daß sie in forcierter Weise die 
Produktivkräfte vor allem in den Branchen der Automobil-, der chemischen und der 
mechanischen Industrie entwickeln. Auf dem gesamten Kontinent kontrolliert das 
US-Monopolkapital heute fast 1/3 der verarbeitenden Industrie und 4/5 der extrak- 
tiven Industrie. Auf die US-Gesellschaften entfallen 1966 etwa 20 % des Brutto- 
sozialproduktes, 35 % des Gesamtexportes und 41 % der Exporte der in Latein- 
amerika verarbeiteten Produkte (Sunkel 1972, S. 296). Wenn man noch das konkur- 
rierende westeuropäische und japanische Monopolkapital, das in viel höherem Maße 
nur in der verarbeitenden Industrie sich verwertet und akkumuliert (Reinvestitions- 
rate der bundesrepublikanischen Unternehmen in der Dritten Welt ohne Chemie 
nach Grosche/Lehmann 1970, S. 56 fast 80 % gegenüber 18 % des US-Kapitals und 
34 % des englischen Kapitals in den Entwicklungsländern), berücksichtigt, wird klar, 
daß Lateinamerika sich zunehmend in einem Prozeß eines neoimperialistischen ab- 
hängigen Industrialisierungsprozesses befindet, der den autonom begonnenen Pro- 
zeß der Importsubstitutions-Industrialisierung durch nationales industrielles Kapital 
aufsaugt und in seinem weiteren Wachstumsrhythmus und seiner Wachstumsrich- 
tung bestimmt. 

Die joint ventures, die Kapitalverfilzungen von imperialistischem Privatkapital 
mit nationalem Industrie- und Geldkapital und nationalem staatlich kontrollierten 
Kapital werden zunehmend der adäquate Ausdruck der gewaltig voranschreitenden 
Internationalisierung der Mehrwertproduktion in der spätkapitalistischen Phase des 
Imperialismus. Die kapitalistische Produktionsweise erweist heute ihre „propagandi- 
stische‘“ Wirkung in den zentralen Ländern der Peripherie der kapitalistischen Welt- 
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wirtschaft. War in der Epoche des klassischen Imperialismus der Weltmarkt be- 
herrscht vom Export von Konsumgütern, Eisen, Kohle und Kapital in die Rohstoff- 
exklaven der abhängigen Länder, hemmte daher die Allianz zwischen Exportoligar- 
chie und imperialistischen Konsumgüter- und Rohstoffmonopolen die ursprüngliche 
Akkumulation von Industriekapital und damit den Zersetzungsprozeß vor- und 
halbkapitalistischer Produktionsprozesse auf dem Lande, so daß die vom imperiali- 
stischen Kapital hervorgerufene Verallgemeinerung kapitalistischer Warenzirkula- 
tion auf dem kapitalistischen Weltmarkt nicht zur Verallgemeinerung der kapitalisti- 
schen Warenproduktion der Weltwirtschaft führte, sondern zu einer historisch be- 
sonderen Kombination vorkapitalistischer, halbkapitalistischer und kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse, die durch kapitalistische Austauschverhältnisse miteinan- 
der verbunden und durch den kapitalistischen Weltmarkt beherrscht waren, so 
ändert sich dieses historische Verhältnis der Entwicklung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise im nichtkapitalistischen Milieu seit 1950 grundlegend. 

In der spätkapitalistischen Epoche des Imperialisrnus wird der Weltmarkt be- 
herrscht vom Export von Maschinen, Ausrüstungen und Fahrzeugen und im Export 
von Kapital in die verarbeitenden Industrien der abhängigen Länder, die imperiali- 
stischen Monopole der weiterverarbeitenden Industrie verbünden sich mit abhängi- 
gem nationalem Industriekapital gegen die alte Oligarchie der Großgrundbesitzer 
und Exporteure. Dadurch wird die ursprüngliche Akkumulation von Industriekapi- 
tal in abhängiger Form forciert und der Zersetzungsprozeß vor- und haibkapitalisti- 
scher Produktionsverhältnisse auf dem Lande als Schranke der Entwicklung des 
inneren Marktes und der Mobilisierung von internen Akkumulationsquellen gewaltig 
beschleunigt. Über Klassenkämpfe der Bauern gegen die Überreste persönlicher 
Hersschafts- und Knechischaftsverhältnisse des traditionellen Latifundiums wie in 
Peru oder einen „preußischen‘“ Weg der „Agrarreform von oben‘ wie in Brasilien 
forcieren technokratische Militärregime die tendenzielle Verallgemeinerung der Wa- 
renproduktion in den peripheren Ländern: in kapitalistischer Form in der verarbei- 
tenden Industrie, Rohstoffproduktion und großer Landwirtschaft für den Binnen- 
markt, in einfacher Form in großen Teilen der Subsistenzlandwirtschaft und des 
Handwerks, Die strukturelle Heterogenität der Produktionsverhältnisse der abhängi- 
gen Gesellschaften scheint einer Homogenisierung der Produktionsverhältnisse zu 
weichen. Die Marxsche Auffassung von der alle nichtkapitalistischen Barrieren der 
Verwertung des Kapitals zerstörenden Wirkung der kapitalistischen Produktionswei- 
se scheint sich heute auch in den abhängigen Gebieten der Weltwirtschaft in der 
Form neoimperialisitscher Industrie durchzusetzen, was nicht identisch ist mit einer 
Homogenisierung der Weltwirtschaft im Hinblick auf das Produktivitäts- und Kapi- 
talakkumulationsgefälle zwischen kapitalistischen Industrieländern und sich abhän- 
gig industrialisierenden Peripherieländern, was sehr wohl zur verschärften Repro- 
Guktion von Entwicklung Unterentwicklung als Nebeneinander von spätkapitalisti- 
scher Durchindustrialisierung in den Zentren der Kapitalakkumulation, abhängiger 
Teilindustrialisierung in den peripheren Zentren und abhängiger Konsumgüterindu- 
strialisierung in den rückständigen Ländern führen kann (Mandel 1972, S. 62). 

Im historischen Milieu dieses hier nur kurz angedeuteten spätkapitalistischen 
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Weltmarktzusammenhanges erweist sich das nationale Entwicklungsprojekt der 40er 
Jahre als konjunkturell bedingte bürgerliche Entwicklungsillusion, die traditionelle 
abhängige Integration in die kapitalistische Weltwirtschaft reproduziert die struktu- 
relle Unmöglichkeit des nationalkapitalistischen Entwicklungsweges als Wiederho- 
lung der Entwicklungsphase der modernen bürgerlichen Gesellschaft. Rückständig- 
‚keit erweist sich als strukturell abhängige Entwicklung, als durch den Weltmarktzu- 
sammenhang bedingte relative Stagnation oder neoimperialistische Entwicklung, die 
im wesentlichen durch das imperialistische, den Weltmarkt ökonomisch beherr- 
schende Kapital bestimmt wird. Die nationalautonome Entwicklungsideologie zer- 
setzt sich notwendig zur nationaltechnokratischen Entwicklungsideologie (1), für 
die die Herkunft des Kapitals belanglos wird, solange es die Produktivkräfte im 
nationalen Rahmen entwickelt und zur Theorie der strukturellen Abhängigkeit, die 
die Denationalisierung anprangernd am Ziel umfassender nationaler Entwicklung 
festhält, diese aber nur noch realisierbar sieht durch die Zerschlagung der übermäch- 
tigen kapitalistischen Weltmarktstrukturen und der mit ihnen verbundenen einhei- 
mischen Bourgeoisien. 


1.4.2 Die Theorie der strukturellen Abhängigkeit als Zerfallsprodukt der national-au- 
tonomen Entwicklungsideologie 


Die Übergangsphase Lateinamerikas von seiner im wesentlichen nationalautonomen 
Importsubstitutions-Industrialisierung der Jahre 1930-1955 zu der durch die multi- 
nationalen Konzerne der USA getragenen forcierten neoimperialistischen abhängi- 
gen Industrialisierung der 70er Jahre war dem oberflächlichen Schein nach gekenn- 
zeichnet durch rapide sinkende Wachstumsraten, zunehmenden Nettokapitalabfluß 
trotz zunehmender Denationalisierung der dynamischen Industriesektoren, An- 
schwellen des Beschäftigungsproblems und der Klassenkämpfe, die ersten modernen 
Bauernbewegungen (Agrarfrage), die Krise der ‚liberaldemokratischen‘ Herrschafts- 
formen einer in sich zerstrittenen Bourgeoisie, die erste sozialistische Revolution in 
Lateinamerika, die Guerilla-Bewegungen. 

Die Kompliziertheit der gesellschaftlichen, aber auch der ökonomischen Ver- 
hältnisse in dieser Übergangsphase verstellte unmittelbar den Blick auf die hinter 
diesen Oberflächenerscheinungen vor sich gehenden sozioökonomischen Transfor- 
mationen. Zunehmende Denationalisierung erscheint über zunehmende 
Dekapitalisierung notwendig zu einer strukturellen Krise des abhängigen Kapitalis- 
mus zu führen, die über zunehmende Klassenkämpfe eine sozialistische Alternative 
möglich macht. Lateinamerika scheint vor dem sozialistischen Durchbruch zu 
stehen, obwohl real sich eıst kapitalistische Produktionsverhältnisse verallgemei- 
i Auf die Darstellung der technokratischen Entwicklungsideologie, mit der die inäustrielle 

Großbourgeoisie ihre Hegemonie im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß ausdrückt, 

kann im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter eingegangen werden. Da sie bisher in Latein- 

amerika mehr als praktische Ideologie denn als systematisierte Theorie existiert, erfor- 


dert ihre Darstellung die genaue Analyse des Kapitalakkumulationsprozesses in Brasilien. 
Ein Artikel dazu ist in Vorbereitung. 
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nern, sich die kapitalistische Produktionsweise in ihrer von Marx hervorgehobenen 
„propagandistischen Wirkung“, wenn auch in der Karikatur des abhängigen Kapita- 
lismus, überhaupt erst forciert entfaltet. 

Die Krise der nationalkapitalistischen Entwicklung führt notwendig zur Ärise 
der ‘bürgerlichen Ideologie der nationalautonomen Entwicklung (,‚desarrollismo“), 
zur Krise der CEPAL: 


„Lateinamerika muß neue Wege ohne Belastung durch die Vergangenheit, ohne ideologische 
Vorurteile finden. Die ungenügende Dynamik ist nicht mehr ein Randphänomen, sondern der 
Ausdruck der tiefen Krise der Phase der Entwicklung, die mit der großen Weltmarktdepression 
in den 30er Jahren beginnt: Diese Phase hat seit einiger Zeit ihre Rolle ausgespielt und eine 
andere Krise provoziert, die Krise des desarrollismo“ (Prebisch 1970, S. 22). 


Wie. weit die Desillusionierung der bürgerlichen Entwicklunsideologen vor allem in 
Hinblick auf den realen Entwicklungsbeitrag ausländischen Kapitals Ende der 60er 
Jahre gediehen war, zeigt die Rede des christdemokratischen Außenministers Chiles, 
Valdes, als Sprecher der lateinamerikanischen Außenminister im Pentagon 1969: 


‚Es ist ein allgemeiner Glaube, daß unser Kontinent eine reale Hilfe in finanzieller Form erhält. 
Die Daten zeigen das Gegenteil. Wir können feststellen, daß Lateinamerika dazu beiträgt, die 
Entwicklung der USA und anderer industrialisierter Nationen zu finanzieren. Die privaten In- 
vestitionen haben für Lateinamerika bedeutet und bedeuten weiter, daß die Suminen, die man 
aus unserem Kontinent herauszieht, mehrere Male größer sind als die, die investiert werden. 
Unser potentielles Kapital verarmt. Die Gewinne des investierten Kapitals wachsen und multipli- 
zieren sich enorm, aber nicht in unseren Ländern, sondern im Ausland. Die sog. Hilfe mit allen 
den Bedingungen, die wir kennen, bedeutet einen größeren Markt und größere Entwicklung für 
die Entwickelten, aber hat sicherlich nicht die Summen, die aus Lateinamerika als Schulden- 
dienste und als Resultat der Gewinne der privaten Direktinvestitionen abflossen, kompensiert. 
In einem Wort, wir wissen, daß Lateinamerika mehr gibt als daß es empfängt. Auf dieser 
Realität kann man keine Solidarität aufbauen, noch eine stabile und positive Kooperation‘ (zit. 
nach Frank 1971, S. 102). 


Im Unterschied zur CEPAL brachen eine Reihe von Sozialwissenschaftlern, vor 
allem in Chile und Mexiko unter dem Einfluß der kubanischen Revolution, die den 
Ausbruch aus der Unterentwicklung durch den Ausbruch aus dem kapitalistischen 
Weltmarkt symbolisierte, und der sich Anfang der 60er Jahre verallgemeinernden 
Krise der lateinamerikanischen Gesellschaften, die sich in zunehmenden Klassen- 
kämpfen darstellte, so radikal mit dem ideologischen Ballast der vergangenen Theo- 
rien, daß sie — ihre eigene Abhängigkeit von diesen Theorien selbst nicht mehr 
reflektierend — von einem scheinbar neuen Theoriesockel, der Theorie der struktu- 
rellen Abhängigkeit, und einem neuen Klassenstandpunkt aus die strukturelle Stag- 
nation des abhängigen deformierten Kapitalismus verkündeten. Bei aller Vielfalt der 
Formulierungen blieb die sich seit 1964 entwickelnde Theorie der strukturellen 
Abhängigkeit trotz des von ihr proklamierten Bruches mit der bürgerlichen Ent- 
wicklungsideologie, wie Cardoso 1972 und Frank 1972 selbstkritisch betonen, ari 
„ihren positivistischen Großvater“ und ihren ‚‚reformistisch desarrollistischen Va- 
ter“ begrifflich verbunden (Frank 1972). Auch wenn Unterentwicklung jetzt als 
Produkt der sich intern artikulierenden externen Abhängigkeit von den imperialisti- 
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schen Kernländern erscheint, bleibt die internationale und nationale Zirkulations- 
und Distributionssphäre wie im Prebisch-Modeli Mittelpunkt der Erklärungsversu- 
che von Unterentwicklung. 

Abgesehen davon, daß es im Licht des Jahres 1973 natürlich einfach ist, die 
falschen Prognosen der 60er Jahre zu kritisieren, bleibt das Hauptverdienst der 
Theorie der strukturelien Abhängigkeit durch Kritik der traditionellen bürgerlichen 
Unterentwicklungserklärungen und Entwicklung neuer Erklärungsmodelle den Weg 
zur dialektischen Erkenntnis der widersprüchlichen Wirklichkeit des abhängigen Ka- 
pitalismus freigemacht zu haben. 

Wesentlicher Ausgangspunkt der strukturellen Abhängigkeitsiheorie war 
erstens die Kritik der traditionellen Entwicklungstheorien und zweitens die Darstel- 
lung der nationalen Entwicklungsfrage als Klassenfrage. 


i. Die traditionelle Erklärung von Unterentwicklung als rückständige Entwicklung 
unterstellt, daß die internen (Dualismus-These) und externen Entwicklungshinder- 
nisse (ungleiche Handelsbeziehungen) durch staatliche Entwicklungspolitik zu über- 
winden seien, um die durch die entwickelten kapitalistischen Gesellschaften vorge- 
gebenen Phasen der Entwickiung forciert nachzuholen. Unterentwicklung erscheint 
also ais ein Entwicklungsstadium, das die westlichen Industriegesellschaften bereits 
im 18. oder 19. Jahrhundert durchlaufen haben, Entwicklung von unterentwickel- 
ten Gesellschaften reproduziert nur die von den entwickelten Gesellschaften bereits 
durchlaufenen Phasen von der traditionalen zur modernen Gesellschaft (Rostow 
1962; Germani 1965). Die strukturelle Abhängigkeitstheorie betont demgegenüber 
die historisch-strukturelle Andersartigkeit der Entwicklung in den abhängigen 
Ländern. Unterentwicklung in den Peripherieländern und Entwicklung in den 
Zentren sind für sie simultane Prozesse, die mit der Expansion des Kapitalismus im 
Weltmaßstab verbunden sind. Zwischen den Peripherieländern und den Zentren 
entwickelt sich dabei eine Abhängigkeitsbeziehung, ein Herrschaftsverhältnis, das 
die Peripherie den Interessen der entwickelten Länder unterwirft. Die externe Ab- 
hängigkeit artikuliert sich aber im Innern der abhängigen Gesellschaften — je nach 
den historischen Bedingungen modifiziert — in spezifischen ökonomischen und 
Klassenstrukturen, die intern die externen Abhängigkeitsbeziehungen ökonomisch 
und politisch durchsetzen und stabilisieren (Cardoso/Faletto 1969, S. 19 f., Frank 
1971,8.12). 


2. Unterentwicklung als strukturell beschränkter Entwicklungsprozeß ist für die 
strukturelle Abhängigkeitstheorie nur aufhebbar durch Klassenkampf, indem die an 
einer umfassenden nationalen Entwicklung interessierten Klassen ihre Entwick- 
lungsinteressen gegen die der hesrschenden Klasse und damit auch der Bourgeoisien 
der Zentren durchsetzen, wobei die internen Widersprüche eine nationale Form auf 
dem Weltmarkt annehmen. „Der Widerspruch zwischen den Klassen in den abhängi- 
gen Ländern passiert so einen nationalen Widerspruch und fügt sich im allgemeinen 
Kontext in einen Klassenwiderspruch auf internationaler Ebene ein durch die Wi- 
dersprüche, die aus der Existenz der Nationalstaaten resultieren“ (Cardoso 1970, 
5.407). 
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Die Kritik der traditionellen Dualismus- und Modernisierungstheorie, aber 
auch der bürgerlichen Theorie der externen Abhängigkeit, die alle auf einen gradua- 
listischen Unterentwicklungsbegriff hinauslaufen, und die Betonung der Entwick- 
lungsfrage als Klassenfrage ist allen Vertretern der Theorie der strukturellen Ab- 
hängigkeit gemeinsam (Cardoso/Faletto 1969, S. 11 ff.; dos Santos 1970, 8. 147 f£.; 
Frank 1969, S. 21 ff., Sunkel/Paz 1970, S.15 ff.; Stavenhagen 1969, S. 15 ff; 
Marini 1969, S. 45 ff.). Die Kritik fiel aber nicht vom Himmel der Ideen, sondern 
wurde durch das endgültige Scheitern des national-kapitalistischen Entwicklungswe- 
ges mit der Internationalisierung der Binnenmärkte den Politökonomen und Sozial- 
wissenschaftlern aufgezwungen. 

Diese von 1955-1970 dauernde Übergangsphase von einem nationalautono- 
men Importsubstitutionsprozeß zu konsolidierten internationalisierten monopol- 
kapitalistischen Akkumulationsstrukturen versperrte durch die Komplexität der 
Übergangssituation die Einsicht in die realen Entwicklungstendenzen der kapitalisti- 
schen Produktionsweise im abhängigen Kapitalismus. Die relative Stagnation der 
Wachstumsraten dieser Phase verdeckte den internen Prozeß der Reallokation der 
Produktionsfaktoren hin zu einer monopolkapitalistisch abhängigen Industrialisie- 
rungsstruktur umso mehr, als in den Anfang der 60er Jahre anschwellenden Klassen- 
kämpfen (Bauern-Bewegungen, Guerillas, nur teilweise auch politische Arbeiter- 
bewegungen) einer radikalisierten Intelligenz sich die Wiederholung der kubanischen 
Revolution als reale Möglichkeit aufdrängt, obwohl die Bauernbewegungen real eher 
die Beseitigung vorkapitalistischer Abhängigkeitsbeziehungen als selbstverstandenes 
Ziel hatten und mit der Verallgemeinerung von versachlichten Abhängigkeitsverhält- 
nissen in Form von Geld- und Warenverhältnissen und kapitalistischen Produktions- 
verhältnissen überhaupt erst die materielle Grundlage für sozialistische Bewegungen 
auf dem Lande durchsetzen halfen (Gutelman 1971; Hobsbawn 1969; Kreßin/Spie- 

el 1972). 

i Daß die Mehrzahl der Abhängigkeitstheoretiker die Möglichkeiten abhängiger 
kapitalistischer Industrialisierung unterschätzten und die des sozialistischen Klassen- 
kampfes überschätzten, hängt weitgehend mit ihrer unklaren theoretischen Grund- 
lage zusammen. Trotz Negation der Desarrollismo-Theorien blieben sie ihren Ober- 
flächen-Kategorien weitgehend verhaftet. Abhängigkeitsbeziehungen allein erklären 
noch nicht Unterentwicklung, vor allem aber nicht die Dynamik des realen Ent- 
wicklungsprozesses. Strukturelle Abhängigkeit von den Zentren kann nur eine be- 
schreibende Kategorie sein, die an der Oberfläche des gesellschaftlichen Reproduk- 
tionsprozesses die besonderen historischen Erscheinungsformen ausdrückt, die mit 
der modifizierten Durchsetzung des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt in der un- 
gleichmäßigen nationalen Entwicklung der Produktivkräfte und der Produktions- 
verhältnisse in der kapitalistischen Weltwirtschaft vielfältig historisch vermittelt ge- 
setzt sind. „Abhängigkeit besitzt nicht den gleichen theoretischen Status wie die 
zentralen Kategorien der Theorie des Kapitalismus. Das Motiv ist klar: Man kann 
Abhängigkeit nicht denken, ohne die Begriffe Mehrwert, Aneignung, Akkumulation 
usw. Die Idee der Abhängigkeit definiert sich im theoretischen Feld der markisti- 
schen Theorie des Kapitalismus“ (Cardoso 1972, S. 17). 


255 


Abhängigkeit als Erscheinungsbegriff kann daher nur ein Erklärungsmoment 
sein in einem spezifischen theoretischen Raum, sei es die marxistische, die neoklas- 
sisch-neokeynesianistische oder die sog. strukturalistische Theorie des Kapitalismus. 
Während einige Autoren der Abhängigkeitstheorie einen klaren Bezug zur struktura- 
listischen Theorie des Kapitalismus haben (Sunkel/Paz 1970), die als Weiterentwick- 
lung der klassischen Nationalökonomie unter den konfliktiven Bedingungen der 
extremen Abweichung unterentwickelier Wirtschaften vom idealen Modell mit der 
Entwicklung von CEPAL eng verbunden ist (Furtado 1968; Castro/Lessa 1969; 
Beiträge von Pinto, Prebisch, Castro, Furtado, TAvares, Sunkel in Bianchi 1969), 
weisen die anderen Autoren meist eklektische Theoriebezüge auf. Bei Cardoso und 
Weffort ist die über Althusser und Poulantzas vermittelte Marxrezeption, bei Frank, 
Marini und dos Santos, Quijano, Cordova eher die über Baran/Sweezy vermittelte 
neomarxistische Theorie des Monopolkapitalismus dominant, bei allen Autoren 
aber vermischt mit Einflüssen der strukturalistiischen Wirtschaftstheorie bis hin zur 
strukturell-funktionalen Gesellschaftstheorie (vor allem bei Frank). Die in der An- 
fangsphase der Diskussion über strukturelle Abhängigkeit eher unklar bleibenden 
Theoriebezüge sind erst mit der Ärise der Abhängigkeitstheorie Anfang der 70er 
Jahre unter dem Eindruck der realen Entwicklungsmöglichkeiten des abhängigen 
Kapitalismus in Brasilien einem theoretischen Klärungsprozeß unterworfen worden, 
der tendenziell zur Durchsetzung entweder der strukturalistischen (Sunkel) oder der 
marxistischen Theorie des Kapitalismus (Laclau, Serra, Perralta-Ramos, Portocar- 
rero, Glauser, Cardoso) als theoretischen Bezugsrahmen für konkrete Analysen des 
abhängigen Akkumulationsprozesses führt. Wobei die Gruppe Frank, Marini, dos 
Santos, Caputo/Pizarro, Bambirra bis heute eher die Baran/Sweezy-Version der mar- 
xistischen Theorie des Kapitalismus in ihrem Erklärungswert für Unterentwicklung 
zu verteidigen scheint. 


2. Die Theorien der strukturellen Abhängigkeit und der abhängigen Entwicklung 


2.1 Die Theorie der „Entwicklung der Unterentwicklung‘: das Metropolen-Satel- 
liten-Modell 


Der Einfluß des 1957 in den USA erschienenen Werkes von Paul A. Baran ‚‚The 
political economy of Growth“, die Aufsätze von Baran, Sweezy, Magdoff etc. in der 
Zeitschrift „Monthly Review“, die z. T. auch in einer spanischen Ausgabe in San- 
tiago de Chile erschienen, und das 1966 erschienene Werk „Monopoly Capital“ von 
Baran/Sweezy haben einen nicht zu unterschätzenden Einfluß auf einen großen Teil 
der Autoren der sirukturellen Abhängigkeitstheorie gehabt. Vor allem Andre Gun- 
der Frank, aber auch dos Santos und Marini sind durch diese Version einer marxisti- 
schen Theorie der Entwicklung und Unterentwicklung entscheidend beeinflußt wor- 
den. 
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2.1.1 Zum Surpluskonzept von Baran/Sweezy 


Ohne auf alle Aspekte der Theorie monopolkapitalistischer Entwicklung und der sie 
bedingenden Unterentwicklung kritisch einzugehen (siehe Aufsätze von Bader u. a., 
Mandel, Horowitz in „Monopolkapital“, 1969, Wygodski 1972, S. 32 ff.), muß zu- 
mindest auf jene Theorieelemente eingegangen werden, die konstitutiv für das Me- 
tropolen-Satelliten-Modell Franks sind (siehe auch Cordova 1972, 5. 114 ff.). 

Baran hat in seinem Buch „Politische Ökonomie des wirtschaftlichen Wachs- 
tums“ (deutsche Ausgabe 1966) versucht zu zeigen, daß der Prozeß der kapitalisti- 
schen Entwickiung in den Metropolen notwendig verbunden ist mit der Blockierung 
des ökonomischen Wachstums in den von den Metropolen abhängigen Peripherielän- 
dern. Schon in der Phase der ursprünglichen Akkumulation des Kapitals in Europa 
hat der „einseitige Transfer von Reichtum aus den nichteuropäischen in die westeu- 
ropäischen Länder“ durch seine Konzentration in den Händen des Handels- und 
Industriekapitals Europas den Auflösungsprozeß der vorkapitalistischen Produk- 
tionsverhältnisse und die forcierte Akkumulation von Industriekapital gewaltig be- 
schleunigen helfen ($. 238 ff.). 

In den abhängigen Ländern setzte sich eine Allianz von Großgrundbesitzern 
und Händlern als herrschende Klasse durch, die — an die Interessen der Metropole 
gebunden — nur die Exportwirtschaft entwickelten und die Herausbildung eines 
inneren Marktes behinderten und damit die ursprüngliche Akkumulation blockier- 
ten. Obwohi das akkumulierbare gesellschaftliche Mehrprodukt, der potentielle 
ökonomische Surplus, in den so unterentwickelt gehaltenen Ländern meist nicht 
einen geringeren, sondern einen höheren Prozentsatz des Volkseinkommens als in 
den industriellen Ländern bildet, fließt der größte Teil dieses potentiellen Surplus 
durch ungleichen Austausch, vor allem aber durch extensiven Profittransfer des 
imperialistischen Kapitals in der Rohstoffproduktion in die entwickelten Länder ab 
und finanziert zu einem beträchtlichen Teil deren weitere Entwicklung. Die im 
unterentwickelten Land zurückbleibenden Teile des potentiellen Surplus werden 
überwiegend unproduktiv konsumiert und investiert, da auf Grund der Enge des 
Binnenmarktes kein Interesse an produktiven Investitionen sich entwickeln kann 
(3. 348 f.). 

Der kontinuierliche Surplustransfer in die Metropolen wird gegen nationale 
Bewegungen durch den Imperialismus mit Gewalt gesichert. „Das westliche big 
business ... benutzt seine ungeheure Macht, um die Kompradoren-Regierungen der 
rückständigen Gebiete zu stützen, die sozialen und politischen Bewegungen, die 
gegen sie opponieren, zu sprengen und zu korrumpieren und jede Regierung zu 
stürzen, wie immer sie zur Macht gelangt sei, die sich weigert, sich dem Willen ihrer 
imperialistischen Herren unterzuordnen. Die Hauptaufgabe des Imperialismus in 
unserer Zeit (ist): den wirtschaftlichen Fortschritt der Entwicklungsländer zu ver- 
hindern, wenn das unmöglich ist, zu hemmen und zu kontrollieren“ (S. 310 f.) 

Die von Baran vertretene These der Verhinderung der Industrialisierung der 
Dritten Welt durch die Allianz von Imperialismus und Kompradoren-Bourgeoisien 
hat er weitgehend am Modell der extraktiven Monopole vor allem im Erdölsektor 
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entwickelt, deren extensiver Profittransfer und geringe Reinvestitionen nahelegten, 
daß die unterentwickelten Länder zwar „unterm Kapitalismus existieren und doch 
gab es keine Kapitalakkumulation“ (S. 240). 

Auch wenn Barans Beschreibung der sozio-ökonomischen Bedingungen von 
Unterentwicklung vor allem im Vergleich zu den Modernisierungstheorien seiner 
Zeit viel Evidenz besitzen, tendiert er dazu, Unterentwicklung aus der Art der 
Verwendung des volkswirtschaftlichen Surplus zu erklären. Zur Schlüsselkategorie 
wirtschaftlicher Wachstumsprozesse wird der ökonomische Surplus, der den marxi- 
stischen Begriff des Mehrprodukts ersetzt. Tarsächlicher ökonomischer Surplus ist 
„der Unterschied zwischen der effektiv laufenden Produktion der Gesellschaft und 
ihrem effektiv laufenden Verbrauch. Er ist somit identisch mit der laufenden Er- 
sparnis oder Akkumulation und wird durch Kapitalwerte verschiedener Art verkör- 
pert, um die während der betreffenden Periode das Volksvermögen vermehrt wird“ 
(S. 82 £.). 

Potentieller ökonomischer Surplus ist „der Unterschied zwischen der Produk- 
tion..., die in einer gegebenen natürlichen und technologischen Umgebung mit 
Hilfe der zur Verfügung stehenden produktiven Resourcen erreicht werden könnte, 
und dem, was als lebenswichtiger Verbrauch angesehen werden kann“ (S. 82). 

Die Kategorie des effektiven ökonomischen Surplus ersetzt den marxistischen 
Begriff der Mehrproduktes, ist aber im Gegensatz zu diesem kein Begriff der gesell- 
schaftlichen Produktion, sondern der Diszribution, da er nur jenen Teil des Mehr- 
produktes erfaßt, der akkumuliert wird. Der potentielle ökonomische Surplus ist 
weniger ein analytischer Begriff, sondern drückt die von einem dem Kapitalismus 
„transzendenten“ Prinzip der „objektiven Vernunft“ her postulierte wünschbare 
Verwendung des geselischaftlichen Mehrproduktes aus, ist also eher eine Kategorie 
der Sozialkritik. „Die objektive Vernunft ist das einzige Kriterium zur Beurteilung 
des Wesens eines sozial-ökonomischen Systems und seiner Fähigkeit, zur allgemei- 
nen Entfaltung und zum Wachstum menschlicher Möglichkeiten beizutragen“ 
(S. 89). 

Die beiden Konzeptionen von ökonomischem Surplus werden von Baran als 
allgemeine, übergeschichtliche, d.h. für alle geschichtlichen Epochen gültige Katego- 
rien angesehen. Die von Marx betonte Notwendigkeit, von der gesellschaftlichen 
Form der materiellen Produktion auszugehen („Die wirkliche Wissenschaft der mo- 
dernen Ökonomie beginnt erst da, wo die theoretische Betrachtung vom Zirkula- 
tionsprozeß zum Produktionsprozeß übergeht‘ — Kapital Band 3, MEW 25, S. 349) 
und die ökonomischen Gesellschaftsformationen nach der „Form, worin diese 
Mehrarbeit im unmittelbaren Produktionsprozeß abgepreßt wird“ (Marx, Kapital, 
Band 3, MEW 23, S. 231) zu unterscheiden, verwandeit sich bei Baran in eine Ana- 
lyse der Formen der Verwendung des Mehrprodukts. 

Jede auf dem Surpluskonzept basierende Analyse muß daher in den ober- 
flächlichen Formen der Verteilung von Einkommen befangen bleiben, da die histo- 
risch spezifische Form der Produktion und Abpressung des Mehrprodukts (Grund- 
rente, Mehrwert) überhaupt nicht thematisiert werden kann, da die wesentlichen 
Bestimmungen, die immanenten Widersprüche einer Produktionsweise oder konkre- 
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ten Gesellschaftsformation von dem Schein der Distributionsformen überdeckt wer- 
den. 

Die Nähe des Baranschen Surplusbegriffes zur Einkommenstheorie von 
Keynes und dem Verschwendungsbegriff von Veblen (David Horowitz 1969, S. 72) 
zeigt sich vor allem im „Monopolkapital“‘ von Baran/Sweezy (deutsche Ausgabe 
1967). Surplus wird hier einmal als „Differenz zwischen dem, was eine Gesellschaft 
produziert und den Produktionskosten“ (S. 17 £.) dargestellt, dann aber nach Ab- 
zug von Zins und Grundrente von den Produktionskosten als „Differenz zwischen 
dem gesamten Nettoprodukt und den gesamten Reallöhnen der produktiven Arbei- 
ter“ (S. 125), wobei diese ungenaue Bestimmung des Surplus, wie Mandel (1969, 
5.78) richtig darstellt, „im zweiten Teil die Arbeitswerttheorie verwendet, der sie 
im ersten widerspricht‘. „Das gesamte Nettoprodukt der gegenwärtigen bürgerlichen 
Kalkulationsmethoden schließt die Umverteilung von Mehrwert und vieler 
Einkommen ein, die nur Ergebnis von Inflation sind (z. B. die Besoldung von Streit- 
kräften, die Bezahlung von Veteranen oder Beamten durch Haushaltsdefizite usw.). 
So schwanken unsere Autoren zwischen Berechnungen des Werts und der aggregier- 
ten Nachfrage. Horowitz hat recht, wenn er meint, sie wollten Marx und Keynes 
kombinieren, er hat unrecht, wenn er meint, daß diese Kombination zu einem 
klareren Verständnis der ‚Bewegungsgesetze‘ des Monopolkapitals beitragen würde“ 
(Mandel 1969, 5. 78). 

Wenn der Surplusbegriff alle diejenigen Revenuen, die der Umverteilung des 
gesellschaftlich produzierten Mehrwertes entsprechen, zweimal oder manchmal so- 
gar dreimal enthält, die Monopole scheinbar fähig sind, die Preiskonkurrenz und die 
Preissenkungen zu unterdrücken und nur noch über die Senkung der Produktions- 
kosten durch ständigen technischen Fortschritt miteinander konkurrieren (Kosten- 
konkurrenz), wird klar, daß die wachsende Differenz zwischen Produktionskosten 
und Verkaufspreisen zu einem steilen Anstieg der Profitrate und damit zu dem 
‚Gesetz des steigenden Surplus’ führen muß. Damit wird das Marxsche Gesetz des 
tendenziellen Falls der Profitrate hinfällig, da es nur für die Phase des Konkurrenz- 
kapitalismus Geltung beanspruchen könne. 

Da Baran/Sweezy bei ihrer, in den Oberflächenerscheinungen der US-Hoch- 
konjunktur der Nachkriegsphase befangenen Darstellung glauben, von der Konkur- 
renz der Kapitalisten und der Arbeiter untereinander abstrahieren zu können und 
vielmehr die das Wertgesetz aufhebende Allmacht der Monopole behaupten, ebenso 
wie die Korrumpierung der Arbeiterklasse in den Metropolen durch ständig steigen- 
den Wohlstand, sehen sie außer den Surplusabsorptionsschwierigkeiten keine inne- 
ren Widersprüche mehr, die das System der kapitalistischen ‚Wohlfahrtsgesell- 
schaft“ in Frage stellen könnten. Ihre die „objektive Vernunft“ bemühende morali- 
sche Verurteilung der zunehmenden Verschwendung und Irrationalität des Systems 
kann nur noch in der Dritten Welt praktisch werden: 


„Der Klassenkampf (ist) in unserer Zeit international geworden. Die revolutionäre Initiative 
gegen den Kapitalismus, die in den Tagen von Marx beim Proletariat der fortgeschrittenen 
Länder lag, ist auf die verarmten Massen in den unterentwickelten Ländern übergegangen, die 
um ihre Befreiung von imperialistischer Herrschaft und Ausbeutung kämpfen“ (S. 18). 
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2.1.2 Das Metropolen-Satelliten-Modell Andre Gunder Franks 


Die von Frank seit 1963 entwickelte Theorie der Entwicklung der Unterentwick- 
lung geht vom Surplus-Konzept Barans aus, das sich dem unter dem Einfluß der 
strukturell-funktionalen und neoklassischen Theorie stehenden frühen Frank in der 
Auseinandersetzung mit der lateinamerikanischen Wirklichkeit seit 1962 als einzige 
theoretische Alternative umso leichter aufdrängen mußte, da es wie diese Theorien 
von den Distributionsprozessen auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft 
ausgeht. 


„Die Marxsche Analyse des Kapitalismus hat die Enteignung von Surpluswert, der von den 
Produzenten geschaffen wird, und seine Aneignung durch die Kapitalisten aufgespürt und her- 
ausgearbeitet. Ein Jahrhundert später hat Paul Baran betont, welche Rolle der ökonomische 
Surplus bei der Hervorbringung der wirtschaftlichen Entwicklung und der Unterentwicklung 
spielt... Man (kann) essentiell die Nichtrealisierbarkeit und das Nichtzurverfügungstehen von 
potentiellem ökonomischen Surplus für Investitionszwecke der Monopolstruktur des Kapitalis- 
mus zuschreiben‘“ (Frank 1968, S. 25). 


Da das Surpluskonzept von den der Distribution von Einkommen auf der Ober- 
fläche der Gesellschaft zugrundeliegenden gesellschaftlichen Formen der materiellen 
Produktion — den Produktionsverhältnissen und den Produktionsweisen — abstra- 
hiert, den Produktionsprozeß als in allen Geschichtsepochen nur quantitativ variie- 
renden Arbeitsprozeß unterstellt und sich auf die Darstellung der Formen der Ver- 
teilung und Verwendung des gesellschaftlichen Mehrproduktes beschränkt, muß die 
Anwendung dieses Surpluskonzeptes auf die Darstellung der Geschichte der Unter- 
entwicklung der Tendenz nach zur Darstellung der Geschichte als nur quantitativ 
variierende „Wiederholung des Ewiggleichen‘“, zur Projektion der Formen, die der 
kapitalistische Reproduktionsprozeß aus sich hervortreibt, auf alle vorausgegange- 
nen Formen gesellschaftlicher Produktion führen. Die Tendenz der bürgerlichen 
Ideologen, Weltgeschichte als Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft zu sehen, 
findet sich so auch bei den radikalen Kritikern dieser Konzeption als verborgene 
Grundlage ihrer Argumentation. So kritisiert Frank zwar vehement und richtig die 
Modernisierungstheorie, findet dafür aber seit dem 16. Jahrhundert nur Modernes in 
der Weltgeschichte, deren essentiell Kapitalistischer Charakter sich nur oberflächlich 
hinter altertümlichen Fassaden versteckt. 

Für diese Anschauung gilt, was Marx im Zusammenhang mit seiner Kritik an 
der Darstellung der historisch spezifischen kapitalistischen Formen der Produktion, 
Aneignung und Verteilung des Mehrproduktes als ‚ewige Naturformen, ewige Wahr- 
heiten“ in den Köpfen der Produktionsagenten und ihrer Ideologen formuliert: 


„Der gewöhnlichen Anschauung erscheinen diese Verteilungsverhältnisse (als Verhältnisse, 
worin sich der neu erzeugte Gesamtwert unter die Besitzer der Produktionsagentien verteilt — 
Anm. d. Verf.) als Naturverhältnisse, als Verhältnisse, die aus der Natur aller gesellschaftlichen 
Produktion, aus den Gesetzen der Produktion schlechthin entspringen. Es kann zwar nicht 
geleugnet werden, daß vorkapitalistische Gesellschaften andere Verteilungsweisen zeigen, aber 
diese werden dann als unentwickelte, unvollkommene und verkleidete, nicht auf ihren reinsten 
Ausdruck und ihre höchste Gestalt reduzierte, anders gefärbte Weisen jener naturgemäßen 
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Verteilungsverhältnisse gedeutet ... Die Identität der verschiedenen Verteilungsweisen kommt 
darauf hinaus, daß sie identisch sind, wenn man von ihren Unterscheidungen und spezifischen 
Formen abstrahiert, nur die Einheit in ihnen, im Gegensatz zu ihrem Unterschied festhält.... 
Weitergebildetes mehr kritisches Bewußtsein gibt den geschichtlich entwickelten Charakter der 
Verteilungsverhältnisse zu, hält dafür aber umso fester an dem sich gleichbleibenden ... von 
aller geschichtlicher Entwicklung unabhängigen Charakter der Produktionsverhältnisse selbst 
... (Diese Ansicht) beruht auf einer Verwechslung und Identifizierung des gesellschaftlichen 
Produktionsprozesses mit dem einfachen Arbeitsprozeß .... Die sogenannten Verteilungsverhält- 
nisse entsprechen also und entspringen aus historisch bestimmten spezifisch gesellschaftlichen 
Formen des Produktionsprozesses und der Verhältnisse, welche die Menschen im Reproduk- 
tionsprozeß ihres menschlichen Lebens untereinander eingehen ... Die kapitalistische Vertei- 
lung ist verschieden von den Verteilungsformen, die aus anderen Produktionsweisen entsprin- 
gen, und jede Verteilungsform verschwindet mit der bestimmten Form der Produktion, der sie 
entstammt und entspricht‘ (Karl Marx, Kapital Band 3, MEW 25, S. 884, 890). 


Unterentwicklung wird nach Frank bestimmt durch die mit der weltweiten Expan- 
sion des merkantilen Kapitalismus sich notwendig herausbildende Merropolen-Satel- 
liten-Struktur der kapitalistischen Weltwirtschaft, die durch die Reproduktion der 
drei grundlegenden „kapitalistischen Widersprüche‘: Enteigung/Aneignung von 
ökonomischem Surplus, Metropolen-Satelliten-Polarisierung und der Kontinuität im 
Wandel in allen Teilen des Systems, den ständigen Surplustransfer von den letzten 
Satelliten über die abhängigen Metropolen in die Hauptmetropolen des Systems 
garantiert. Unterentwicklung und Entwicklung sind die gleichzeitigen notwendigen 
Resultate der kolonialen und neokolonialen Abhängigkeitsbeziehungen zwischen 
Weltmetropolen und Weltsatelliten. Je stärker diese Beziehung sich entwickelt, 
umso größer ist der Surplustransfer der Satelliten, umso größer ihre strukturelle 
Unterentwicklung, umso größer ihre heutige Armut. Je schwächer diese Beziehun- 
gen sind, umso größer die Möglichkeit, den eigenen potentiellen Surplus in produk- 
tive Investitionen zu verwandeln und selbst den Rang einer Weltmetropole zu errei- 
chen (USA, Japan), oder bei nur vorübergehender Lockerung dieser Beziehungen in 
Zeiten der Depression der Zentren eine Phase der autonomen Verwendung des 
Surplus (Manufakturen des 17. Jahrhunderts, Importsubstitutionsphase der 30er 
Jahre) zu durchlaufen. Da die Struktur und Entwicklung des Ganzen (kapitalisti- 
sches Weltsystem) die Struktur und Entwicklung jedes seiner Teile „bis in die, 
entlegensten Außenposten der traditionellen Gesellschaft‘‘ determiniert, Kann es 
seit der Herrschaft des merkantilen Kapitalismus im 16. Jahrhundert keine vorkapi- 
talistischen Produktionsformen mehr geben, sondern nur noch durch Gewinnstre- 
ben bestimmte Warenproduktion als „kapitalistische Produktion“. Im 19. und 20. 
Jahrhundert scheinbar nur auf Subsistenzbasis und semifeudal produzierende 
Latifundien waren früher kommerzielle Betriebe, deren Nachfrage durch Bergbau- 
zentren etc. historisch verschwunden ist. 

Eine Veränderung von Struktur und Entwicklung der Zentren (industrielle 
Revolution, Imperialismus, Neoimperialismus) führt notwendig zu einer Verände- 
rung der kolonialen und neokolonialen Abhängigkeitsbeziehung und damit der öko- 
nomischen- und Klassenstruktur des Satelliten, dessen herrschende Klasse nun 
durch eine neue Unterentwicklungspolitik die neuen Formen des Surplustransfers 
durchsetzt. Solange die Satelliten Teile des kapitalistischen Weltsystems sind, 
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können sich nur die Formen der Unterentwicklung oder der „Lumpen“-Entwick- 
lung ändern, nicht die Kontinuität der grundlegenden kolonialen Metropolen-Satel- 
liten-Struktur. Diese „Kontinuität und Allgegenwart der strukturellen Wesensmerk- 
male der wirtschaftlichen Entwicklung und Unterentwicklung während der Ausdeh- 
nung und Entwicklung des kapitalistischen Systems zu allen Zeiten und an allen 
Orten“ (1968, S.30), „dieser Widerspruch in einer Sache, die dieselbe bleibt und 
sich doch ständig ändert‘ (Engels-Zitat, S. 30), ist durch die Kontinuität der „mo- 
nopolistischen Struktur der ganzen Geschichte der kapitalistischen Entwicklung“ 
{S. 28) gekennzeichnet (Frank 1968, 1971). 

Dos Santos (1968), Laclau (1972) und Cordova (1973) haben die entschei- 
denden theoretischen Schwächen dieser Theorie des unterentwickelten Kapitalis- 
mus detailliert herausgearbeitet. Die Verwendung des Surpluskonzeptes Barans 
führt bei Frank zu einer in der Distributionssphäre hängenbleibenden Ableitung der 
Unterentwicklung, die notwendig die konkreten Widersprüche, über die sich Abhän- 
gigkeitsbeziehungen herstellen, zugunsten eines formalen Metropolen-Satelliten-Mo- 
delis vernachlässigen und in der Geschichte des kapitalistischen Weltsystems in allen 
seinen Subsystemen nur den Formwandel gleichbleibender Grundstrukturen sehen 
muß. 


„Unsere Hauptkritik an der Theorie von A. G. Frank bezieht sich auf die Tatsache, daß es ihm 
nicht gelingt, eine strukturell-funktionale Position zu überwinden. Daher leitet sich der statische 
Charakter des Systems von Frank ab. Die Veränderungen, die existiert haben, und die Frank 
selbst als nicht unwesentlich betrachtet, erscheinen in seiner Analyse als „irrationale‘‘ oder 
besser als Resultate von zufälligen Faktoren ... Der erste Widerspruch im Modell von Frank 
erklärt nicht, warum unser Surplus, der in Lateinamerika bleibt, in dieser oder jener Form 
investiert wird‘ (Dos Santos 1968). 


„Sein Konzept (ist) nichts anderes als das im Zeitablauf sich manifestierende Ergebnis des 
bestimmenden Einflusses, den das System der kolonialen Beziehungen, verkörpert in einer Idee 
(im Hegelschen Sinne) über die soziale Totalität ausübt. Die wirtschaftliche Struktur -- ebenso 
wie die technische, politische, juristische und ideologische — erscheint nur als Widerspiegelung 
dieser Idee auf den verschiedenen Ebenen des sozialen Lebens. Da aber gleichzeitig alles Sichver- 
ändernde als nicht wesentlich betrachtet wird, wird die Geschichte auf ein totes Schema redu- 
ziert; trotz aller Veränderungen bleibt alles im Grunde gleich“ (Cordova 1973, S. 165). 


Franks Tendenz zum logischen Deduktionismus, der strukturalistischen Reduzie- 
rung des besonderen Konkreten auf die Widerspiegelung der übermächtigen allge- 
meinen Struktur ist nur die Kehrseite der von Frank an den Dualismus-Theorien 
kritisierten historizistischen Tendenz, das besondere Konkrete aus sich selbst, aus 
seiner historischen Eigentlichkeit zu erklären (z. B. die konkrete unterentwickelte 
Struktur aus dem angeblich objektiv vorgegebenen Feudalismus). Beide methodi- 
schen Tendenzen — Strukturalismus und Historizismus — müssen die dialektische 
Vermittlung von Abstraktem und Konkretem, die Reproduktion des konkreten 
Ganzen als vermittelte Einheit von Wesen und Erscheinung, als „‚den Reichtum des 
Besonderen in sich fassenden Allgemeinen“ (Hegel) notwendig verfehlen und die 
dialektische Einheit reduktionistisch nach der Seite des konkreten Besonderen oder 
des abstrakten Allgemeinen auflösen (Marx, Grundrisse, S. 23 ff.). 
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Da es Frank in seinem Selbstverständnis sicherlich nicht um die logische 
Konstruktion von wirklichkeitsleeren Modellen geht, sondern um den Versuch, die 
Fülle des historischen Materials theoretisch verarbeitet in einem adäquateren Erklä- 
rungsansatz der historischen Andersartigkeit der Entwicklung des peripheren Kapi- 
talismus auf den Begriff zu bringen, muß die Ursache seines logischen Deduktionis- 
mus in der Unzulänglichkeit der theoretischen Basis seiner Unterentwicklungstheo- 
rie gesehen werden: dem Surpluskonzept Barans, das in seiner Beschränkung auf die 
Erscheinungsformen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses notwendig ein 
in der Zirkulationssphäre hängenbleibendes Verständnis von Kapitalismus als öko- 
nomischem System impliziert. 

Wie Laclau (1972) richtig kritisiert, scheint Frank unter Kapitalismus „a) ein 
System der Marktwirtschaft, b)in dem als Antrieb der Produktion der Profit fun- 
giert, c) der durch jemanden, der vom unmittelbaren Produzenten verschieden ist, 
realisiert wird“, zu verstehen. Dieser Kapitalismusbegriff ist nichts Neues. Dobb 
(1970, 8. 16 f.) weist darauf hin, daß der bürgerliche Kapitalismusbegriff bei Weber, 
Hamilton, Pirenne diesen auf ein System der Markt-, Geld- und Erwerbswirtschaft 
reduziert und der vorkapitalistischen Naturalwirtschaft gegenüberstellt. Die der Zir- 
kulationssphäre verhaftete Definition von Kapitalismus und Feudalismus durch die 
Ab- oder Anwesenheit von Marktbeziehungen ist notwendiges Resultat des die ver- 
kehrten Erscheinungsformen der wesentlichen Produktionsverhältnisse in den ver- 
selbständigten Formen der Warenzirkulation und Einkommensdistribution auf der 
Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft notwendig reproduzierenden verkehrten 
Bewußtseins der Produktionsagenten und ihrer intellektuellen Dolmetscher. Wie 
weit der Schein der Oberfläche auch in die Kreise von Marxisten hinein reichen 
kann, zeigt das Beispiel Pokrowskis, einem lange Jahre führenden russischen Histo- 
riker, der ebenso wie Sweezy dazu tendierte, Kapitalismus mit Marktwirtschaft 
(Tauschwertproduktion) und Feudalismus mit Naturalwirtschaft (Gebrauchswirt- 
schaft) zu identifizieren (Dobb 1970, S. 45). Sweezy nahm daher konsequent Oliver 
Cox folgend Venedig im 7. und 8. Jahrhundert als ersten echt kapitalistischen Staat 
an (Sweezy 1970, S.7f.) und vertrat in der Feudalismus-Kapitalismus-Diskussion 
der frühen 50er Jahre zwischen Dobb, Takahaski, Hilton, Hill, Sweezy (Sweezy 
1967) Pirenne folgend einen ähnlichen Standpunkt. 

Da Frank von den Produktionsverhältnissen bei der Bestimmung von Kapita- 
lismus und Feudalismus absieht, kann sein Kapitalismusbegriff in einem solchen 
Maße historisch unspezifisch werden, daß — wie Laclau richtig feststellt — das Aus- 
beutungsverhältnis des „peruanischen Indiobauern, des inquilino in Chile, des huasi- 
pungero in Ecuador, der Sklaven der Zuckerrohrplantagen auf den Antillen und des 
Fabrikarbeiters aus Manchester‘ damit charakterisiert werden kann, denn in jedem 
dieser Fälle „produzieren die unmittelbaren Produzenten für den Markt, arbeiten 
zum Nutzen von anderen und werden daher um das ökonomische Mehrprodukt 
beraubt.“ (5.9) Ebenso könnte man den Sklaven auf den römischen Latifundien 
und den Leibeigenen des Mittelalters dazu zählen, da der Aneigner des Mehrproduk- 
tes einen Teil dieses Mehrprodukts vermarktet. Produktion für den Markt sogar 
Weltmarkt und vorkapitalistische Produktionsverhältnisse schließen sich nicht — wie 
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. Frank, Sweezy, Pirenne usw. annehmen — notwendigerweise aus, sondern können 
in Übergangsphasen sehr wohl einander bedingen (Vgl. Verstärkung der Leibeigen- 
schaft in Osteuropa durch Erhöhung der Weizennachfrage Westeuropas, Dobb, 
1970, 8.48 £.). 

Im Gegensatz zum Zerfallsprozeß des europäischen Feudalismus, in dem die 
wachsende Fernwarenzirkulation in den Poren der aiten Gesellschaft die Genüsse 
der Feudalherren verfeinerte und den Druck auf Erhöhung der Feudalrente ver- 
größerte, um die Produktion für den Markt zu vergrößern, muß allerdings die Ent- 
wicklung der Produktionsweisen im kolonialen Lateinamerika immer mit einer vor- 
gängigen Weltmarktintegration und der Dominanz des Handelskapitals vermittelt 
werden (Glauser, 1971, S. 78). Trotzdem ist es nicht unerheblich, ob Tauschwert- 
produktion in auf persönlichen Abhängigkeitsverhältnissen basierenden Produk- 
tionsverhältnissen erfolgt oder auf Basis freier Lohnarbeit. Das Metropolen-Satelli- 
ten-Schema kann nur die „geographische Zirkulation des ökonomischen Surplus 
von dem Ort, wo er ursprünglich produziert wurde, bis zur letzten Instanz der 
Aneignung durch die zentrale Metropole erfassen. Die Bedeutung dieses Sachverhal- 
tes für die Erkenntnis der sozio-ökonomischen Organisation der Unterentwicklung 
ist unbestritten; aber so wichtig er auch sein mag, er kann nicht die Analyse der 
Beziehungen zwischen den Besitzern der Produktionsmittel und den unmittelbaren 
Produzenten... als unsichtbare Grundlage jeder Sozialstruktur ersetzen.‘ (Cordo- 
va, 1973, S. 151) 

Da die internen Produktionsverhältnisse bei Frank tendenziell nur abhängige 
Variablen, konkrete Erscheinungsformen des im Weltmarkt sich darstellenden Allge- 
meinen sind und dieses Allgemeine bei allen Formveränderungen als kontinuierlich 
kapitalistisch und damit monopolistisch vorgestellt wird, kann das Metropolen-Satel- 
liten-Schema auch in seiner verfeinerten Form in „Lumpenbourgeoisie und Lum- 
penentwicklung“ (1971) bestenfalls eine sehr brauchbare Beschreibung der durch 
den Weltmarktzusammenhang gesetzten exogenen Entwicklungsbedingungen und 
ihrer unmittelbaren Artikulation in der internen ökonomischen und Klassenstruktur 
der Satelliten auf der &bene der Erscheinungsformen der „Politik der Lumpenent- 
wicklung‘ leisten. Die entscheidende Frage ist damit noch nicht beantwortet: wie 
drücken sich die durch den merkantilistischen, konkurrenz-kapitalistischen, Klas- 
sisch imperialistischen und spätkapitalistischen Weltmarktzusammenhang gesetzten 
exogenen Entwicklungsbedingungen über die interne Kombination der Produktions- 
weisen als endogene Entwicklungsbedingungen vermittelt durch einen mühevollen 
Prozeß des Wandels, der Reform und Revolution, historisch modifiziert im abhängi- 
gen Entwicklungsprozeß aus. Denn auch wenn die Weltmarktbedingungen einer 
Entwicklungsepoche (des durch das Handelskapital bestimmten Merkantilismus) ei- 
ne den vorgefundenen konkreten Gesellschaftsformationen (Inka-Reich) ent- 
sprechende ungleiche und kombinierte Entwicklung von Produktionsweisen beför- 
dern, so verselbständigt sich diese interne Entwicklung und kann in der nächsten 
Phase der Weltmarktentwicklung (durch das industrielle Kapital bestimmter Frei- 
handelskapitalismus Englands) durch die verfestigten Formen der gesellschaftlichen 
Produktion die „möglichen“ Veränderungen durch externe Faktoren konditionie- 
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ren (strukturelle Begrenzung der Kapitalakkumulation durch Begrenzung des inne- 
ren Marktes und Überwiegen nichikapitalistischer Klassen in Gesellschaft und 
Staat). 

Diese — wie Marx (,‚Kapital‘, Band 1, S. 15) in bezug auf den „Mangel an 
Entwicklung“ in Deutschland Mitte des 19. Jahrhunderts formulierte — „‚Fortvege- 
tation altertümlicher, überlebter Produktionsweisen mit ihrem Gefolg von zeitwidri- 
gen gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen“ (z. B. Klientelsystem in der 
Politik als Ausdruck der noch starken persönlichen Herrschafts- und Knechtschafts- 
verhältnisse in Teilen der Sierra Perus, aber auch in der Costa im Yanaconasystem) 
kann entscheidende Bedeutung für die polit-ökonomische Entwicklung einer kon- 
Kreten Gesellschaftsformation unter den Bedingungen des spätkapitalistischen Welt- 
marktes haben. Die theoretische Perspektive von Frank und anderen Abhängigkeits- 
theoretikern, führt dagegen dazu, z.B. in den radikalen bürgerlichen Reformen der 
Militärregierung in Peru nur die zunehmende Unterentwicklung, weil strukturell 
verschärfte Abhängigkeit von imperialistischem Kapital zu sehen. Die progressiven 
Elemente in der Entwicklung der Produktivkräfte, der Homogenisierung der Pro- 
duktionsverhältnisse, die durch die Beseitigung vor- und halbkapitalistischer Pro- 
duktionsverhältnisse erst die materielle Basis für proletarische Klassenkämpfe und 
sozialistische Widerspruchslösungen schaffen, können nicht analysiert werden, da 
die Produktion schon immer als im „Wesen“ homogen kapitalistisch vorgestellt 
wird. Ein der Zirkulationssphäre verhaftetes Verständnis von Kapitalismus muß 
blind bleiben für die mit dem realen Entwicklungsprozeß einer konkreten Gesell- 


schaftsformation gesetzten gesellschaftlichen Widersprüche und die unterschiedli- ' 


chen realen Möglichkeiten, diese Widersprüche politisch aufzuheben. Wie bei Baran 


und Sweezy muß der uzopisch-sozialistische Apell an die objektive Vernunft und 


die verarmten Völker zur Befreiung von dem irrationalen Joch des Kapitals über die 
historisch-materialistische Widerspruchsanalyse siegen. Ebenso wie die Annahme der 
Kontinuität der kolonialen und neokolonialen Abhängigkeit bei allem Formwandel 
nur eine forcierte Entwicklung der Unterentwicklung zuläßt und blind macht für 
die reale Möglichkeit, Unterentwicklung als strukturelle Heterogenität der Produk- 
tionsverhältnisse und des Produktivitätsniveaus (siehe Ausführungen weiter oben) in 
einer begrenzten Zahl von Peripherieländern durch eine forcierte abhängige Indu- 
strialisierung tendenziell aufzuheben (Kanada-Typ der Kombination struktureller 
Abhängigkeit mit kapitalistischer Entwicklung). 


2.1.3 Unterentwicklungund Abhängigkeit durch Werttransfer beiR. M. Marini 


Ruy Mauro Marini hat in einem Artikel in Sociedad Y Poder 1972 ein von der 
marxistischen Theorie des Kapitalismus ausgehendes Modell der „Dialektik der Ab- 
hängigkeit — die Exportwirtschaft‘‘ vorgelegt, in dem zentrale Thesen seiner frühe- 
ren Arbeit „Subdesarrollo y Revolucion“ (1969) entscheidend weiterentwickelt 
worden sind, allerdings mehr in dem Sinne einer in marxistische Begriffe gefaßten 
Version des Modells der Entwicklung der Unterentwicklung. Im Unterschied zu 
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Frank, dessen Erklärungsmodell er zusammen mit den politischen Schlußfolgerun- 
gen für „unanfechtbar“ hält, (S.37) betont er allerdings mehr den qualitativen 
Unterschied zwischen dem merkantilistisch und dem industriell-kapitalistisch be- 
stimmten Weltmarkt sowie die Rückwirkung der Weltmarktintegration und der da- 
mit gesetzten Abhängigkeitsverhältnisse zwischen formal unabhängigen Nationen 
seit Anfang des 19. Jahrhunderts auf die Produktionsverhältnisse in den abhängigen 
Geseilschaften. 

Die interne Entwicklung der Produktionsverhältnisse und Produktivkräfte 
wird allerdings auch bei Marini deduktiv aus den besonderen Formen der Welt- 
marktbewegung des Geld- und Warenkapitals abgeleitet. Den Peripherieländern 
kommt dabei eine besondere Funktion im Prozeß der Akkumulation des Kapitals in 
den Zentren zu: „Indem Lateinamerika seine merkantile Wirtschaft als Funktion 
des Weltmarktes entwickelte, mußte es in seinem Schoß jene Produktionsverhältnis- 
se reproduzieren, die den Weltmarkt begründet und dessen Charakter und Expan- 
sion bestimmt hatten. Aber dieser Prozeß war durch einen tiefen Widerspruch ge- 
kennzeichnet: Um die auf der Arbeitsproduktivität basierende Akkumulation des 
Kapitals in den Zentralländern mit zu unterstützen, mußte Lateinamerika dieses tun 
vermittels einer Akkumulation, die auf der Überausbeutung der Arbeiter basierte. 
In diesem Widerspruch wurzelt das Wesen der lateinamerikanischen Abhängigkeit.“ 
(8. 49) 

Der Akkumulationsprozeß in den zentralen Ländern erforderte für den Über- 
gang von der Produktion von absolutem zu der von relativem Mehrwert, der auf der 
Entwicklung der Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit basiert, eine Verwohl- 
feilerung der notwendigen Lebensmittel der Arbeiterklasse (des variablen Kapitals) 
und der Rohstoffe als Teil des konstanten Kapitals. Die von England seit 1850 
entwickelte internationale Arbeitsteilung hatte zum Ziele, billige Lebensmittel und 
Rohstoffe aus Übersee, vor allem Lateinamerika, durch ungleichen Austausch mit 
seinen verarbeiteten Produkten zu importieren, um dadurch über die Ökonomie des 
variablen Kapitals die Mehrwertrate durch Verkürzung der notwendigen Arbeitszeit 
relativ zu steigern und durch Ökonomie des konstanten Kapitals den tendenziellen 
Fall der Profitrate zu kompensieren. Der für diesen Übergang zur relativen Mehr- 
wertproduktion und damit der eigentlich kapitalistischen Produktionsweise notwen- 
dige Import billiger Lebensmittel und Rohstoffe gegen teure Industriewaren, die 
sich in dem Fallen der terms of trade Lateinamerikas ausdrückt, wird möglich, da 
obwohl ‚theoretisch der Warenaustausch einen Austausch von Äquivalenten aus- 
drückt, deren Wert durch gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit bestimmt wird, 
...in der Praxis verschiedene Mechanismen zu beobachten sind, die die Realisie- 
rung eines Werttransfers erlauben, der über die Gesetze des Austausches hinweggeht 
und sich in der Art und Weise ausdrückt, wie die Marktpreise und die Produktions- 
preise der Waren sich herausbilden. Man muß die Mechanismen, die im Innern der 
gleichen Produktionssphäre wirken (ob es sich nun um verarbeitete oder Primärwa- 
ren handelt) und die, die zwischen verschiedenen Sphären, die in Austausch mitein- 
ander treten, unterscheiden. Im ersten Fall entsprechen die Transfers einer spezifi- 
schen Anwendung der Gesetze des Austausches, im zweiten Fall nehmen sie offener 
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den Charakter von Übertretungen dieser Gesetze an.“ ($. 43) 

Als ersten Fall gibt Marini den substitutiven Austausch zwischen industriellen 
Nationen an, bei denen eine Nation bei Einhaltung der kapitalistischen Austausch- 
gesetze seine höhere Produktivität der Arbeit in Extragewinnen auf dem Weltmarkt 
verwerten kann, indem sie unter dem Produktionspreis ihrer Konkurrenten verkau- 
fen kann, ohne daß die durch die allgemeinen Produktionsbedingungen bestimmten 
Marktpreise fallen. (S.43) Der zweite Fall besteht im komplementären Austausch 
zwischen Industrie- und Rohstoffländern, in dem die bloße Tatsache, daß einige 
Länder Waren produzieren, die die anderen nicht produzieren oder nicht mit den 
gleichen Möglichkeiten, der ersteren erlaubt „das Wertgesetz zu umgehen, d.h. sie 
verkaufen ihre Produkte zu Preisen, die über ihrem Wert liegen, wodurch ein unglei- 
cher Austausch herbeigeführt wird, der impliziert, daß die benachteiligten Nationen 
freiwillig einen Teil des Wertes, den sie produzieren, abtreten“. (S. 43) 

Der so herbeigeführte das Wertgesetz verletzende permanente Werttransfer in 
die Zentren kann nur durch eine Erhöhung der Wertproduktion durch erhöhte 
Intensität der Arbeit, Verlängerung des Arbeitstages und Lohnraub, d.h. in jedem 
Fall Bezahlung der Arbeiter unter dem Wert ihrer Arbeitskraft, d. h. „Überausbeu- 
tung‘ der Arbeitskraft kompensiert werden. Diese Überausbeutung in den rohstoff- 
und lebensmittelproduzierenden Ländern, die als notwendige Voraussetzung für die 
relative Mehrwertproduktion in den Zentren bei Marini erscheint, ist in der Periphe- 
rie realisierbar, weil die durch diese Überausbeutung bewirkte Zusammenschrump- 
fung des inneren Marktes die Kapitalisten der Exportproduktion nicht tangiert, da 
diese ihre Waren nur auf äußeren Märkten realisieren, während für die Kapitalisten 
der Zentren der Arbeiter sowohl Mehrwertproduzent wie Warenkonsument ist. Es 
kommt daher zu einer „Schichtung‘“ des inneren Marktes, in eine untere Sphäre, in 
der die Arbeiter mit ihrem beschränkten Massenkonsum nur eine dürftige interne 
Produktion ermöglichen und eine obere Sphäre der Nicht-Arbeiter, deren Luxus- 
güternachfrage durch Import befriedigt wird. Der Industrialisierungsprozeß in La- 
teinamerika seit den 30er Jahren mußte von dieser Situation ausgehen und konnte 
das Auseinanderfallen von Produktion und Zirkulation der Rohstoffproduktion und 
die für die Kapitalakkumulation der Peripherie notwendige Überausbeutung der 
Arbeiter nicht aufheben. In einem Artikel über Brasilien leitet Marini aus diesen 
Tendenzen der durch Überausbeutung verengten inneren Märkte die Notwendigkeit 
der Exportoffensive Brasiliens ab, die von den multinationalen Gesellschaften getra- 
gen, zu einem Sub-/mperialismus Brasiliens führt. (Marini, 1971) 

50 bestechend dieses Modell zunächst auch sein mag und die lateinamerikani- 
sche Diskussion über Unterentwicklung sicherlich voranbringt, so schwerwiegend 
sind doch seine empirischen und theoretischen Mängel. Empirisch stimmt sowohl 
die behauptete Tendenz des permanenten relativen Preisverfalls der Rohstoffe und 
Lebensmittel in dieser Allgemeinheit nicht (wie oben bereits angedeutet; Sieber 
1968), wie andererseits sich nicht nachweisen läßt, daß außer England z. B. Kon- 
tinentaleuropa die Mehrheit seiner Lebensmittel und Rohstoffe aus Lateinamerika 
oder den Ländern der Dritten Weit bezogen hätte (siehe Bairoch, 1967, für Frank- 
reich, 8.323 f£.). Theoretisch ist die Werttransferthese äußerst problematisch, vor 
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allem so, wie sie Marini faßt, nämlich als Verletzung des an sich auf Gleichheit 
beruhenden Gesetzes des Austausches, des Wertgesetzes. Eıstens ist Austausch auch 
innerhalb eines kapitalistisch entwickeiten Landes immer mit Ungleichheit verbun- 
den, insofern Marktwerte in Produktionspreise verwandelt werden. Der Austausch 
zwischen Ländern mit unterschiedlichem Produktivitätsniveau ist ebenfalls gerade 
bei modifiziertem Wirken des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt durch den Aus- 
tausch von ungleichen Arbeitsquanta gekennzeichnet (Schöller, 1972; Busch 1973, 
Kohlmey 1962), ohne daß der Herausbildungsprozeß internationaler Werte konsti- 
tutiv mit Werttransfer verbunden sein muß. Ob Werttransfer oder nicht (siehe dazu 
auch Ernest Mandel, 1972, Kap. 3 und 11), der Akkumulationsprozeß des ent- 
wickelteren Landes wird durch die Umverteilungsprozesse gesellschaftlicher Arbeit 
auf dem Weltmarkt stets mehr begünstigt. Aber daraus darf nicht geschlußfolgert 
werden, daß der ungleiche Austausch als Werttransfer oder Austausch ungleicher 
Arbeitsquanta den Übergang zur realtiven Mehrwertproduktion in den Zentren erst 
möglich gemacht hätte. Selbst Pelloix (1971, 8.59 f.), der vor allem die Bedeutung 
der äußeren Märkte für die Entwicklung der eigentlich kapitalistischen Produktions- 
weise in der industriellen Revolution durch die Überwindung der engen Schranken 
des englischen Binnenmarktes betont, geht im Hinblick auf die Bedeutung der 
peripheren Rohstoff- und Lebensmittelproduktion nicht so weit, einen solchen Zu- 
sammenhang zu behaupten. Zumal dann, wenn man nur von Lateinamerika als 
Peripherie ausgeht. 

Wie Cardoso (1973) und Laclau (1972) richtig betonen, ist zudem das Modell 
der neokolonialen Überausbeutung, so hoch sein Erklärungswert für die Phase der 
Exportwirtschaft sein mag, zumindest für die gegenwärtige Phase der abhängigen 
Entwicklung Lateinamerikas fragwürdig. Bei aller Bedeutung, die die geringe Höhe 
des Lohnniveaus für die Mehrwertrate und die Akkumulation haben mag, basiert 
der abhängige Akkumulationsprozeß in Lateinamerika im wesentlichen auf relativer 
Mehrwertproduktion (Verringerung der notwendigen Arbeitszeit durch Einführung 
moderner Technologie auch in der Konsumgüterindustrie) und absoluter Mehrwert- 
produktion. Nur detaillierte Studien können allerdings klären, welche Bedeutung 
die teilweise relativ hohen Grundnahrungsmittelpreise für die Bestimmung des histo- 
rischen Wertes der Arbeitskraft und der Mehrwertrate haben (Ansätze dazu bei de 
Oliveira, 1972 und Singer, 1972). 


2.1.4 Die Dekapitalisierungs- und Unterkonsumtionstheorie des CESO (dos Santos, 
Bambirra, u. a.) 


Ebenso wie Frank leiten diejenigen Autoren des Centro de Estudios socioecono- 
micos (CESO) der Universidad de Chile, die weitgehend von dos Santos’ Theorie der 
neuen Abhängigkeit ausgehen, die strukturelle Unterentwicklung aus der strukturel- 
len Abhängigkeit Lateinamerikas von den Zentren der Kapitalakkumulation ab. 
Grundlage ihrer Argumentation ist dabei die vom Baran/Sweezy übernommene The- 
se des Superimperialismus der USA (dos Santos, 1970, S. 36 f.; Caputo/Pizarro, 
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1970, S. 270 ff.). Die absolute Dominanz der USA bei den ausländischen Investitio- 
nen in Lateinamerika (ca. 80 %, Caputo/Pizarro, 1970), die Größe und überlegene 
Konkurrenzkraft der multinationalen Gesellschaften, die (Baran/Sweezy folgend) 
als sich selbst finanzierende autonome ökonomische und politische Supermächte 
erscheinen, die wachsende Denationalisierung der dynamischen Industriesektoren 
Lateinamerikas seit 1950 sowie die durch diese zunehmende Denationalisierung 
verursachte zunehmende Dekapitalisierung (wachsender Nettokapitalabfluß): Alle 
diese Erscheinungsformen der monopolkapitalistisch-abhängigen Industrialisierung 
der 60er Jahre mußten bei den Autoren des CESO zu der Bestätigung der These des 
Superimperialismus der USA führen, der als scheinbar autonomes Subjekt der Welt- 
geschichte die monopolkapitalistische Integration der Welt unter seiner Vorherr- 
schaft vorantreibt und Peripherieländer wie die Lateinamerikas zunehmend denatio- 
nalisiert und dekapitalisiert. 

Die Möglichkeiten eines abhängigen Industrialisierungsprozesses scheinen also 
strukturell begrenzt duch die Abhängigkeit von Produktionsmittel- und Technolo- 
gieimporten, die zunehmende Dekapitalisierung (exzessiver Profittransfer, über- 
höhte Zahlungen für Technologieimporte, Royalties, Schuldendienste usw.) und die 
strukturelle Beschränkung der Binnenmärkte (niedriges Lohnniveau, hohe Margina- 
lisierung durch kapitalintensive Technologie, fehlende Agrarreform). Die relative 
Stagnation der Wachstumsraten der 60er Jahre scheint die These zu bestätigen, daß 
unter monopolkapitalistischen Bedingungen eine in die Breite und Tiefe gehende 
Industrialisierung in den abhängigen Ländern Lateinamerikas strukturell ausge- 
schlossen ist, daß die wachsende imperialistische Ausbeutung Lateinamerikas nur 
noch durch tendenziell faschistische Regime aufrechterhalten werden kann und daß 
die Alternative einer sozialistischen Industrialisierung, die auch den Sektor der Pro- 
duktionsmittel umfassen würde, der einzige Ausweg aus der umfassenden und sich 
verschärfenden ökonomischen, sozialen und politischen Krise Lateinamerikas ist 
{vor allem dos Santos in: „Socialismo o Fascismo“, 1972). 

Ohne auf den politischen Teil dieser Argumentation einzugehen, muß zu- 
nächst die Realanalyse dieser Autoren als zum Teil unzulässige Verallgemeinerung 
von Erscheinungsformen der Übergangsphase Lateinamerikas in den 60er Jahren 
von einem relativ national-autonomen Importsubstitutionsindustrialisierungsprozeß 
der 40er Jahre zu einer monopolkapitalistisch-abhängigen Industria- 
lisierungsstruktur der 70er Jahre relativiert werden. Ohne hier detailliert 
auf diesen widersprüchlichen Prozeß eingehen zu können, will ich nur einige implizi- 
te Grundannahmen der obigen Argumentation der strukturellen Dekapitalisierung 
problematisieren. 

Die Darstellung der zunehmenden Denationalisierung der dynamischen In- 
dustriesektoren wird explizit verbunden mit zunehmender Dekapitalisierung, d.h. 
das ausländische Kapital in der Industrie akkumuliert nur in einem sehr geringen 
Maße, überweist den überwiegenden Teil der Profite unter verschiedenen Formen an 
die Muttergesellschaften und entwickelt somit strukturell bedingt durch die Beschrän- 
kung der Binnenmärkte und die Akkumulationsinteressen der Muttergesell- 
schaften die Produktivkräfte in einem so geringem Maße, daß man kaum von kapita- 
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listischem Wachstum sprechen kann, sondern eher von dynamischer Stagnation 
(z. B. Hinkelamert, 1970, S. 148). 

So sehr die statistischen Daten über den zunehmenden Geldkapitalexport 
Lateinamerikas als Folge von ausländischen Investitionen oder Anleihen (von 36 % 
1950 auf 60% 1967 der Deviseneinkommen gestiegen Caputo/Pizarro, 1970, 
S. 105) diese Darstellung zu bestätigen scheinen, verdecken diese Globaldaten die 
Koexistenz von zwei Formen imperialistischer Ausbeutung: Während der traditio- 
nelle Imperialismus der Rohstoffenklaven tatsächlich durch exzessiven Profittrans- 
fer gekennzeichnet ist und bis auf durch staatliche Abkommen erzwungene Ausnah- 
men (siehe Klauseln der Andenpaktstaaten, Boris, 1972, S. 1178; Wionczek, 1971 
5. 659 £.) nicht nur nicht akkumuliert, sondern zum Teil den Amortisationsfond ins 
Mutterland ‚‚repatriiert‘‘ (Beispiel: die Kupferindustrie Chiles und die Erdölextrak- 
tion in Venezuela als extreme Fälle, Furtado, 1969, S. 215; Caputo/Pizarro, 1970a, 
S. 187) ist der „neue“ Imperialismus der multinationalen Gesellschaften in der 
verarbeitenden Industrie, wie oben bereits ausgeführt, durch die relativ höchsten 
Wachstumsraten der Produktion, aber auch durch eine relativ hohe Reinvestitionsra- 
te gekennzeichnet (in Chile nach Caputo/Pizarro, 1970a, S. 187, 50 %). Wenn man 
davon ausgeht, daß die ausgewiesenen Profitraten in der Rohstoffproduktion weit 
über denen der verarbeitenden Industrie liegen, (US-Investitionen in Entwicklungs- 
ländern 1961-70: Bergbau und Hüttenwesen 18,9 %, Ölwirtschaft 26,9 %, Verar- 
beitende Industrie 11 %, nach DIW, 1972, S. 199) die darüberhinaus in den latein- 
amerikanischen Enklavenökonomien exzessive Werte erreichen können (z.B. die 
Kupfermine EL Teniente von Kennecott Copper 1955-1970 51%, 1969&70 
205 %, nach Buchwerten berechnet, Punto Final, Sept. 1972). Während die Profit- 
rate in der verarbeitenden Industrie statt der ausgewiesenen 11 % nach Schätzungen 
Fajnzylbers (1972, S. 17) sich real höchstens um weitere 8% durch überhöhte 
Konzerninterne Importpreise und 2% durch überhöhte Technologiezahlungen er- 
höht, wird klar, daß, wenn der zwar rasch gewachsene Anteil der Investitionen in 
der verarbeitenden Industrie an allen US-Investitionen in Lateinamerika (ca. 80% 
aller ausländischen Investitionen) 1968 nur 33 % betrug, die Mehrheit des statistisch 
konstatierbaren Kapitalabflusses durch die traditionalen Rohstoffinvestitionen und 
die öffentlichen Anleihen bedingt ist und nicht durch die Dekapitalisierung der 
verarbeitenden Industrie. Sicherlich ist auf diesem Gebiet noch viel Forschungsar- 
beit nötig (Ansätze dazu siehe bei Fajnzylber, 1970, 1972), die aber gerade von 
einem marxistischen Standpunkt aus nur geleistet werden kann, wenn man die reale 
Widersprüchlichkeit des eben nicht homogenen Imperialismus genauer auf den Be- 
griff bringt und sich nicht nur auf die Beschreibung von Denationalisierungsprozes- 
sen und Globaldaten über Dekapitalisierung beschränkt. 

Die implizite oder explizite Erklärung der CESO-Autoren für die zunehmende 
Dekapitalisierung liegt aber nicht nur in den Akkumulationsinteressen der Mutterge- 
sellschaften, sondern auch in der strukturellen Beschränktheit des inneren Marktes. 
Überausbeutung der Arbeitskraft, zunehmende Marginalisierung, fehlende Agrarre- 
form führen zu der Schlußfolgerung: „Der Industrialisierungsprozeß entwickelte 
sich grundlegend auf der Basis des Wachstums der städtischen Märkte, ohne eine 
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größere Inkorporation der potentiellen ländlichen Märkte zu erreichen. Das hat 
ohne Zweifel eine substantielle Beschränkung der industriellen Entwicklung bedeu- 
tet, ... die sich immer fühlbarer machte mit dem steigenden Produktivitätsniveau 
als Konsequenz der Verwendung der modernsten Technologie ..... Eine Agrarreform 
ist daher eine unverzichtbare Bedingung der weiteren Industrialisierung.‘“ (Bambir- 
ra, 1972, S. 70) Eine implizite Annahme der Argumentation bei dos Santos (1972, 
S. 141 f.) und Bambirra (1972) ist die strukturelle Unmöglichkeit eines forcierten 
Industrialisierungsprozesses ohne Agrarreform und Veränderung der Technologie. 
Die Argumentation basiert auf der Annahme, daß der innere Markt sich primär über 
die Entwicklung der Massenkaufkraft entwickelt, diese aber durch die zunehmende 
Verarmung der Massen behindert wird. Bereits Lenin hat nun aber in „Entwicklung 
des Kapitalismus in Rußland“ (1968, S.56 f., S.313 f.) überzeugend dargestellt, 
daß in einem sich in einer Anfangstufe der Industrialisierung befindlichen Land der 
innere Markt sich ausweiten kann, obwohl die Armut der Massen wächst, obwohl 
die absolute Konsumtion zurückgeht, weil die relative über die Ware-Geld-Beziehung 
vermittelte Konsumtion zunimmt (durch Zersetzung der Subsistenzproduktion) 
und die wechselseitige Nachfrage der kapitalistischen Unternehmen untereinander 
eine dominierende Rolle spielt. Antonio Castro (1970) hat die Gültigkeit dieser 
These Lenins, auf die er sich allerdings nur implizit bezieht, unter Berücksichtigung 
der strukturellen Unterschiede zu Rußland für Brasilien nach meiner Auffassung 
überzeugend dargelegt. Der besondere auf der dauerhaften Konsumgüterindustrie 
basierende Akkumulationstyp, der sich primär auf die Nachfrage der oberen Ein- 
kommensschichten bezieht, kann nur durch eine Rekonzentration der Einkommen 
auch im Agrarsektor (also Modernisierung auf dem preußischen Weg durch die 
Grundeigentümer selbst) gefördert werden, da eine Umverteilung von Einkommen 
durch eine radikale Agrarreform die Nachfrage nach dauerhaften Konsumgütern 
nicht nur nicht vergrößern würde, sondern sogar durch Eliminierung der Großgrund- 
eigentümerklasse die relative Größe des Marktes für dauerhafte Konsumgüter ein- 
schränken würde, was die potentielle Überproduktion in diesem Sektor nur noch 
verstärken würde. Die durch Agrarreform geschaffene Nachfrage wird nur wichtig in 
einem primär auf der Massenkaufkraft basierenden Akkumulationstyp (siehe Vus- 
kovic, 1970). Wie geringe Kaufkrafteffekte eine nicht von einem Kapitaltransfer in 
die Landwirtschaft begleitete Agrarreform tatsächlich hat, hat die peruanische 
Agrarreform gezeigt (Figueroa 1974). Die große Bedeutung des Austausches zwi- 
schen Grundstoff-, Halbfabrikat-, Bau- und dauerhafter Konsumgüterindustrie ist 
nicht nur theoretisch bei Castro/Lessa (1969, S. 27, S. 121), sondern auch empi- 
tisch für Peru bei Portocarrero (1972, S. 17), für Brasilien bei Castro (1970) und 
Cardoso (1973), für Chile bei Claußnitzer (1970, S. 41 ff.) ansatzweise belegt wor- 
den. 


2.2 Die Theorie der abhängigen Entwicklung 


Im Gegensatz zu den Autoren, die unter dem theoretischen Einfluß von Ba- 
ran/Sweezy von einem durch die strukturelle Abhängigkeit vom US-amerikanischen 
Superimperialismus bedingten Prozeß der forcierten Entwicklung der Unterentwick- 
lung, d.h. zunehmender Dekapitalisierung bei stagnierenden Binnenmärkten aus- 
gehen, war der Beitrag von Autoren wie Cardoso, Faletto, Weffort, Quijano und 
Cordova (seit 1969) zur Diskussion um strukturelle Abhängigkeit aber durch den 
Versuch gekennzeichnet, die Auswirkungen der Weltmarktbedingungen auf die 
Klassenstruktur darzustellen, ohne in diesen nur einen Reflex der ersteren zu sehen. 

Insbesondere in ihrem Buch „Abhängigkeit und Entwicklung in Lateinameri- 
ka“ versuchen Cardoso/Faletto 1969 einen historisch-strukturellen Abriß über die 
Entwicklungsphasen Lateinamerikas, der sich wandelnden Abhängigkeitsformen 
und Klassenstrukturen, aufgegliedert nach Ländern mit dominant nationaler Kon- 
trolle der Exportproduktion (Brasilien, Argentinien usw.) und dominant imperiali- 
stischen Enklavenökonomien (Chile, Peru, Venezuela usw.) zu geben, wobei insbe- 
sondere die Art und Weise betont wird, wie die „externe Abhängigkeit“ sich in 
einem dialektisch mit den internen Entwicklungsbedingungen vermittelten Prozeß 
schließlich intern in der ökonomischen und Klassenstruktur artikuliert. Trotz der 
Vagheit der verwendeten Begriffe ist der Einfluß der über Althusser und Poulantzas 
vermittelten mehr auf die Vermittlung von Überbauphänomenen mit der jeweiligen 
ökonomischen Basis gerichteten marxistischen Richtung unverkennbar. Ebenso un- 
verkennbar ist bei Cardoso, Weffort wie bei Quijano die starke Beeinflussung ihrer 
theoretischen Darstellungen durch die sich vor ihren Augen abspielende konkrete 
Praxis des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses in Brasilien bzw. Peru. Bine 
Darstellung der Arbeiten von Cardoso, Weffort und Quijano scheint mir daher nur 
unter Einbeziehung des spezifisch historischen Kontextes des abhängigen Entwick- 
lungsprozesses in Brasilien und Peru möglich, der hier nicht geleistet werden kann. 

Methodisch weniger deduktiv als die Autoren der „Entwicklung der Unterent- 
wicklung“, sondern mehr induktiv die veränderten Erscheinungsformen des abhän- 
gigen Entwicklungsprozesses aufnehmend, hat vor allem Cardoso (1970, 1972, 
1973) bereits relativ früh die methodischen Schwächen der strukturellen Abhängig- 
keitstheorie bloßgelegt. Der Vorzug seiner Kritik ist die kritische Reflexion über die 
historischen Entstehungsbedingungen seiner eigenen geistigen Produktion (etwa 
1972, 8.6 f.), der Versuch, die Vagheit des ursprünglichen Dependenzansatzes nicht 
als Zufall oder Irrtum ahistorisch zu erklären, sondern als notwendiges Produkt des 
Zerfallsprozesses der national-autonomen Entwicklungsideologie der Importsubsti- 
tutionsphase. Indem er die Bedeutung der strukturalistischen Entwicklungstheorie 
der CEPAL als Ideologie der nationalen Entwicklung in dem doppelten Sinne von 
notwendiger Illusion über die Möglichkeit eines nationalkapitalistischen Entwick- 
lungsprozesses im historischen Milieu des imperialistisch bestimmten Weltmarktes 
und Systematisierung der Erscheinungsformen des gesellschaftlichen Reproduk- 
tionsprozesses begreift, wird er der CEPAL-Vergangenheit auch der strukturellen 
Abhängigkeitstheorie gerechter als die Vertreter der Theorie der „Entwicklung der 
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Unterentwicklung‘, an denen er den vorherrschenden Strukturalismus und die he- 
gelianische Tendenz, „allgemeine Wahrheiten‘ zu formulieren, kritisiert (1972, 
S. 11). Die Fruchtbarkeit seines historisch-strukturellen Ansatzes zeigt sich gerade 
in der Fähigkeit der Cebrap-Forscher, die aktuellen Tendenzen des abhängigen Ak- 
kumulationsprozesses zu erfassen (Singer 1972; de Oliveira 1972; Cardoso 1972). 

Die Hauptthese Cardosos ist dabei die, daß kapitalistische Entwicklung und 
Abhängigkeit sich nicht notwendig ausschließen, daß es zu einem forcierten durch 
multinationale Gesellschaften, die neue Staatsbourgeoisie und die abhängige einhei- 
mische Bourgeoisie getragenen kapitalistischen Akkumulationsprozeß in einer Reihe 
von peripheren Ländern kommen kann, obwohl die strukturelle Abhängigkeit sich 
gleichzeitig verschärft. Der Abhängigkeitsbegriff hat für ihn daher nur einen Sinn, 
wenn er im theoretischen Feld der marxistischen Theorie des Kapitalismus verwen- 
det wird. Er stimmt dabei Quartin de Moraes zu, wenn dieser schreibt: 


„In dem Maße, in dem wir eine dialektische und materialistische Konzeption der Abhängigkeit 
beanspruchen, ist es notwendig, diese darzustellen als dialektische Einheit der allgemeinen 
Bestimmungen der kapitalistischen Produktionsweise und der spezifischen Bestimmungen in 
jeder der abhängigen Gesellschaften und daher als Synthese von ‚externen Faktoren‘ und ‚inter- 
nen Faktoren‘ ... Man muß die Periodisierung der Entwicklung der abhängigen Ökonomien 
untersuchen als komplex determinierte, d.h. determiniert in letzter Instanz durch den Klassen- 
kampf und die Entwicklung des Kapitalismus im Innern jeder dieser ökonomischen Formatio- 
nen der abhängigen Gesellschaften und in allerletzter Instanz durch die Perioden der Entwick- 
lung des Kapitalismus im Weltmaßstab.‘ (1972, S. 17) 


Und er selbst schreibt weiter: 


„Als Ergänzung der Theorie des Imperialismus erfordert die Abhängigkeitstheorie aber, daß 
man ständig die Periodisierung der kapitalistischen Weltwirtschaft klärt und den Charakter der 
aktuellen Etappe des Imperialismus. Andererseits unterstellt sie, daß man im theoretischen Feld 
die Analyse von konkreten Situationen entwickelt, die aus der Existenz der ökonomischen 
imperialistischen Herrschaft und der Existenz von Nationalstaaten herrührt, die in der einen 
oder anderen Weise die Interessen und iokalen Klassenbeziehungen (selbst wenn diese teilweise 
der ökonomischen und politischen internationalen Herrschaft unterworfen sind) ausdrücken.“ 
(1972, S.18) 


In seiner jüngsten Arbeit kritisiert Cardoso vier falsche Thesen über die abhängige 
Entwicklung (1973), die hier nur kurz zusammengefaßt werden sollen: 

1. Die strukturelle Abhängigkeitstheorie war in vielen ihrer Varianten die implizite 
oder explizite These der strukturellen Unmöglichkeit kapitalistischer Entwicklung 
in der Peripherie. Begründet wurde dies mit den durch die Überausbeutung der 
Arbeitskraft im Exportsektor, den archaischen Produktionsverhältnissen im tradi- 
tionalen Agrarsektor, der wachsenden Einkommenskonzentration und der zuneh- 
mend kapitalintensiven Industrialisierung strukturell begrenzter Binnenmärkte. Die- 
se These mag für die Phase vor der Internationalisierung der Binnenmärkte zugetrof- 
fen haben, danach aber ist sie nur eine Wiederholung der Auffassung der russischen 
Volkstümler, die bereits von Lenin kritisiert wurde. Es gibt eine Dynamik des 
abhängigen Kapitalismus, die zum Absatz ihrer Waren nicht auf die Konsumtions- 
kraft der Arbeiter angewiesen ist, sondern ihre Produkte im kapitalistischen Sektor 
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selber absetzt und damit hier die Produktivkraft entwickelt. 

2. Der abhängige Kapitalismus ist von der Überausbeutung der Arbeitskraft, d.h. 
von der Bezahlung der Arbeiter unter dem Wert der Arbeitskraft abhängig. So 
richtig diese These sein mag für die Phase der Exportwirtschaft, so hinfällig wird sie 
für die gegenwärtige Phase des abhängigen Akkumulationsprozesses. Für das brasilia- 
nische Wirtschaftswunder war zwar anfangs eine Steigerung der Mehrwertrate durch 
Senkung der Reallöhne notwendig, in seinem weiteren Verlauf schafft aber der 
kapitalistische Akkumulationsprozeß auch in seiner abhängigen Form sich seinen 
eigenen Markt. 

3. Die These von der Nichtexistenz lokaler Bourgeoisien mit eigenständigen ökono- 
mischen Interessen, die vor allem von A.G.Frank in seinem Konzept von der 
„Lumpenbourgeoisie“ vertreten wurde, ist auch in der Phase der zunehmenden 
Internationalisierung der Bourgeoisie falsch. 

4, Die multinationalen Gesellschaften bestimmen den Staat, der nur noch als Ap- 
pendix ihrer globalen Akkumulationspolitik erscheint. Demgegenüber ist die Her- 
ausbildung einer Staatsbourgeoisie, die durch die effektive Kontrolle der Produk- 
tionsmittel im staatlichen Sektor der Produktion, nach Cardoso eine relativ auto- 
nome Schicht, die durchaus nicht mit den multinationalen Konzernen übereinstim- 
mende ökonomische Interessen vertritt und durchsetzt. So z. B. die Förderung der 
Exporte, die gerade nicht auf den Druck der multinationalen Gesellschaften, wie 
häufig angenommen, zurückzuführen ist. Damit wird auch die These vom Subimpe- 
rialismus als einer Form, in der die multinationalen Gesellschaften über den lokalen 
Staatsapparat vermittelt eine Exportexpansionspolitik betreiben, hinfällig. Ebenso 
ist die mit der These des Subimperialismus verbundene These ‚Faschismus oder 
Sozialismus“ verkürzt, da sie die spezifischen autoritären, technokratisch-militäri- 
schen Herrschaftsformen der heutigen internationalisierten Bourgeoisien in Latein- 
amerika bereits eine faschistische Massenmobilisierungsstrategie unterschiebt. 


2.3 Die „strukturalistische“ Unterentwicklungstheorie und ihre marxistische kri- 
tische Aufhebung in einer Theorie der abhängigen Akkumulation 


Samir Amin hat in seinem Versuch einer Unterentwicklungstheorie (1970, S. 13 f.) 
eindringlich beschrieben, wie die traditionelle neoklassische Nationalökonomie mit 
ihren auf der Annahme des Homo öconomicus basierenden Gleichgewichtsmodellen 
nicht nur in den entwickelten kapitalistischen Ländern in der Phase der Weltwirt- 
schaftskrise obsolet wurde und notwendig durch den Keynesianismus den veränder- 
ten Erscheinungsformen des kapitalistischen Akkumulationsprozesses angepaßt 
wurde, sondern gerade in den Peripherieländern, in denen die Annahme einer 
tendenziellen Homogenität der kapitalistischen Produktionsweise gerade wegen ih- 
rer Unterentwicklung nicht gegeben war und ist, zu einer tiefen Krise der traditio- 
nellen bürgerlichen Politökonomie und der Herausbildung der neuen bürgerlichen 
Schule des Strukturalismus geführt hat. In der Tat hat sich so in Lateinamerika, wie 
wir bereits gesehen haben, mit der CEPAL eine neue bürgerliche Politökonomie 
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herausgebildet, die einmal die Annahme des Homo öconemicus und zum anderen 
die Annahme der Systemhomogenität unter dem Druck einer widerspenstigen Reali- 
tät aufgeben mußte. Bereits Prebisch, dann aber vor allem in der berühmten Infla- 
tionsdiskussion seit 1954 haben Vasquez, Furtado, Sunkel, Pinto u. a. eine struktu- 
ralistische Darstellung der Inflation herausgearbeitet, die frontal die herkömmliche 
quantitative Geldtheorie angriff und mit ihr auch Teile der neoklassischen Ökono- 
mie infrage stellte (siehe Furtado 1969, S. 125 £.; Martner 1970, S. 109 £.). 

Wie befangen auch immer diese Diskussion noch in den Erscheinungsformen 
blieb, sie erreichte zumindest, daß diese die Verhältnisse des gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozesses in Lateinamerika ausdrückten. Und da dieser durch größere 
strukturelle Ungleichheiten und Ungleichgewichte gekennzeichnet ist als der der 
entwickelten kapitalistischen Gesellschaften, wurden die intellektuellen Vertreter 
der industriellen Bourgeoisie in Lateinamerika durch die erscheinende Widersprüch- 
lichkeit des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses dazu gezwungen, die Gleich- 
gewichtsmodelle der neoklassischen Ökonomie zu kritisieren zugunsten einer adä- 
quäateren Beschreibung ungleichgewichtiger makroökonomischer Situationen durch 
Strukturanalyse und Wachstumspolmodelle. Sie fanden dabei theoretische Unter- 
stützung durch die Theorie der zirkulären Verursachung von Gundar Myrdal, die als 
Polarisationstheorie im Gegensatz zur neoklassischen Theorie das behauptet, „‚was 
der gesunde Menschenverstand jedem erfolgreichen Geschäftsmann sagt“ (a. a. O., 
S. 19), nämlich, daß dem ökonomischen System die Tendenz zur kumulativen Ver- 
stärkung primärer Wachstumspole immanent ist (Myrdal 1959). 

Unterentwicklung erscheint bei den strukturalistischen Politökonomen als 
a) strukturelle Heterogenität der Produktivitätsniveaus zwischen den Produktions- 
sektoren und innerhalb dieser, die in einer Heterogenität der Einkommensverteilung 
ihren Kontrapart findet, b) die Tendenz der Differenzierung des Luxuskonsums und 
der ihm entsprechenden produktiven Struktur ohne eigene technologische Innova- 
tionen, d. h. perpetuierte externe Abhängigkeit. 

So sehr diese Konzeption von Unterentwicklung in den Erscheinungsformen 
des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses hängenbleibt und von der wechseisei- 
tigen Abhängigkeit der oben genannten Faktoren ausgeht, so sehr sind die Analysen 
von Pinto, Furtado, Vuskovics, Tavares, A. Castro m. E. in der Systematisierung der 
Erscheinungsformen und der Herausbildung abstrakter Bestimmungen des abhängi- 
gen Reproduktionsprozesses der adäquateren ideellen Darstellung der realen Ten- 
denzen des abhängigen Akkumulationsprozesses und der historisch modifizierten 
Form der Durchsetzung der allgemeinen kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten in La- 
teinamerika insbesondere für die entwickelteren Länder Brasilien, Argentinien und 
Mexiko näher als die „Theorie der Unterentwicklung‘ und die Unterkonsurmtions- 
autoren, was insbesondere die Brasilien-Analysen von A. Castro, J. Serra und M. Ta- 
vares, die Argentinien-Analysen von DO. Braun, M.Perralta, Ramos, E. Laclau, die 
Venezuela-Analyse Cordovas zeigen. 
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Zur These der strukturellen Heterogenität 


Die in Verbindung mit der CEPAL durchgeführten Arbeiten von Slawinski (1964) 
und Pinto (1969) betonen die im Vergleich zu den entwickelten kapitalistischen 
Ländern weitaus höheren inter- und intrasektoriellen Divergenzen der Produktivi- 
tätsniveaus. Pinto betont dabei — sich auf den marxistischen Produktivitätsbegriff 
beziehend — die Schwierigkeit in der Realanalyse zwischen realer und monetärer 
Steigerung der Produktivität zu unterscheiden, wobei er aufweist, daß in der Peri- 
pherie sich monetär ausdrückende Produktivitätssteigerungen (nach einem Vor- 
schlag Amins besser relative Rentabilität) seltener eine reale Basis in der Steigerung 
des Gebrauchswertquantums pro Arbeitsstunde durch Veränderung des Produk- 
tionsprozesses haben (1969, S. 205, S. 222), sondern durch staatlich vermittelte 
Umverteilungsprozesse von gesellschaftlich produziertem Mehrwert herrühren. In 
ihrem monetären Ausdruck spiegeln die Differenzen in der Produktivität pro Kopf 
oder pro Arbeitsstunde neben realen Produktivitätsunterschieden also auch unter- 
schiedliche relative Rentabilitäten wider, die über die unterschiedliche relative Preis- 
entwicklung und staatliche Umverteilungsmaßnahmen beeinflußt werden (Amin 
1970, 5. 299). 

Die aufgrund des verfügbaren statistischen Materials von der CEPAL erarbei- 
teten Modelle für Lateinamerika kann man wie folgt zusammenfassen: Die 
Pro-Kopf-Produktivität der Arbeiter in der Landwirtschaft ist weniger als 1/10 als 
die im Bergbau und weniger als 1/5 als die in der verarbeitenden Industrie. Diese 
hohen intersektoriellen Differenzen werden aber innerhalb der Sektoren noch ver- 
größert: „In der Landwirtschaft besitzen die dem modernen Sektor zugeschrie- 
benen Betriebe eine Produktivität, die ca. l4mal so groß ist wie diejenige des 
primitiven Sektors. In der verarbeitenden Industrie erreichen die Betriebe des mo- 
dernen Sektors ein Produktivitätsniveau, das fast dreißigmal größer ist als das der 
kleinen Einheiten der primitiven Sektoren“ (Pinto 1971, S. 25). Ohne hier auf die 
Problematik des Drei-Schichten-Modells der Produktivität „modern“/ „mittel“ /,‚tra- 
ditional“ einzugehen, muß festgehalten werden, daß die von Pinto gelieferten sta- 
tistischen Belege für Brasilien, Mexiko und Chile die oben für Lateinamerika durch 
Schätzungen dargestellte allgemeine Tendenz bestätigen (Pinto 1969, S. 185). 

Im internationalen Vergleich — so problematisch er auch immer sein mag — 
läßt sich folgende Tendenz feststellen: Die Differenz der landwirtschaftlichen Pro- 
duktivität zu der in allen anderen Produktionssektoren ist in Lateinamerika 1:3, in 
Großbritannien 1:1, in den USA 1:2. Die Differenz zwischen den Sektoren Land- 
wirtschaft und extraktive Industrie liegt in Lateinamerika bei 1:11, in Großbritan- 
nien bei 1:1,4, in den USA bei 1:3 (Pinto 1969; Amin 1970, S. 298). Die CEPAL 
und Pinto schließen daraus ähnlich wie Amin, daß auf der Erscheinungsebene der 
wesentliche Unterschied zwischen den entwickelten und unterentwickelten kapita- 
listischen Ländern darin liegt, daß in den ersteren die Tendenz zur Homogenisierung 
der kapitalistischen Produktionsweise als relative Homogenisierung der technologi- 
schen und Produktivitätsniveaus überwiegt, während in den letzteren die Tendenz 
zur Heterogenität der Produktionsweisen als relative Heterogenität der Produktivi- 
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tätsniveaus dominiert. 

Die fortbestehende Heterogenität der Produktionsweisen in der Peripherie 
drückt sich dabei nach Amin und Pinto bis heute darin aus, daß die Grundlagen der 
gesellschaftlichen Existenzweise des Kapitals: Tendenz zum Ausgleich der Profitrate 
aufgrund unbeschränkter Mobilität von Kapital und Arbeit und tendenzieller An- 
gleichung der Produktionsbedingungen innerhalb und zwischen den Branchen zu- 
mindest in gesellschaftlich verallgemeinerter Form nicht existent sind. Pinto weist 
aufgrund zahlreicher Indikatoren nach, daß z. B. die relativen Preisverhältnisse zwi- 
schen den Produktionssektoren (vor allem Landwirtschaft/verarbeitende Industrie) 
und zwischen modernen und traditionellen Betrieben innerhalb jenes Sektors durch 
eine Tendenz zur Monopolisierung des technischen Fortschrittes in den modernen 
Sektoren gekennzeichnet ist, d.h. die relativ größeren Produktivitätsfortschritte 
werden nicht in Preissenkungen an die anderen Sektoren weitergegeben. Das erklärt 
nach Pinto weitgehend die Stagnation der traditionellen Landwirtschaft und der 
traditionellen Kleinbetriebe, aber auch die größere Bedeutung des Marktes des mo- 
dernen Sektors für dessen eigene Produktion, da sich in ihm aufgrund des hohen 
Monopolisierungsgrades in zunehmender Weise die personalen und funktionalen 
Einkommen konzentrieren. 


Zur These der durch Reproduktion moderner Konsumniveaus bedingten Abhängig- 
keit 


Die Heterogenität der Produktivitätsniveaus drückt sich zwar auch in einer Hetero- 
genität der Lohnniveaus zwischen modernen und traditionellen Sektoren aus, ent- 
scheidender aber ist die Einkommenskonzentration bei den Kapitalisten des moder- 
nen Sektors, der höheren Angestellten und der staatlichen Bürokraten. Die traditio- 
nelle Reproduktion der Konsumniveaus Europas und der USA durch die Ober- 
schichten erfordert in Lateinamerika mit einem mehr als viermal niedrigeren 
Pro-Kopf-Einkommen eine akzentuiertere Einkommenskonzentration in den oberen 
5-15 % der Einkommensschichten und einer Aufspaltung des Binnenmarktes und 
der produktiven Struktur in einen traditionellen und einen modernen Sektor. 
Während die durch unbegrenzte Arbeitskraftzufuhr bedingten niedrigen Lohn- 
niveaus der Massen der arbeitenden Bevölkerung nur eine langsam wachsende Nach- 
frage nach traditionellen einfachen Konsumgütern (Lebensmittel, Textilien usw.) 
produziert (vegetatives Wachstum), wächst die Nachfrage der oberen 15 % der Ein- 
kommenspyramide dynamisch nach den sich zunehmend differenzierenden Produk- 
ten des „letzien Schreis‘“ der Zentren (dynamisches Wachstum der dauerhaften 
Konsumgüterindustrie, aber auch der Luxuslebensmittelindustrie). Die durch die 
weltweite Verallgemeinerung der kapitalistischen Warenzirkulation propagandierten 
Konsumgüter der Zentren können nur durch hochkapitalintensive Produktion her- 
gestellt werden. Die Schwierigkeit, die „Gesetze der Massenproduktion‘“ bei Nicht- 
bestehen des Massenkonsums, sondern sich differenzierendem, aber beschränkten 
Oberschichtenkonsum optimal auszunutzen, führt unabhängig von zyklischen Bewe- 


277 


gungen zu strukturell höheren Unterauslastungen der Kapazitäten als in den Zen- 
tren, damit zu höheren Kosten, die in höheren Preisen weitergegeben werden. Das 
differenziertere hochwertige Konsumgüterangebot absorbiert den größten Teil der 
Einkommen der oberen 5 %, mit hohen privaten Konsumentenverschuldungen die 
Einkommen der oberen 15 %; mit hohen privaten Investitionsrate bleiben daher 
eher konstant (z.B. bei 16 % in Brasilien). Und das umso mehr, wie die Investi- 
tionen in Bereichen der dauerhaften Konsumgüter durch die überlegene Konkur- 
renzkraft der multinationalen Gesellschaften (Kontrolle der neuesten Technologie, 
des neuesten Managements und überlegene Investitions-Finanzierungsmöglichkeiten) 
nicht rentabel erscheinen muß. 

Die Reproduktion des Oberschichten-Konsumniveaus der entwickelten 
Länder in Lateinamerika und seine Befriedigung durch inländische Produktion, die 
weitgehend von multinationalen Gesellschaften kontrolliert wird, die zudem 
zunehmend die Oberschichtennachfrage durch Werbung und Konsumkredite selbst 
stimulieren, muß zu einer Reproduktion der Abhängigkeit führen, daß die knappen 
Ressourcen nicht konzentriert für den Aufbau einer nationalen Produktionsmittel- 
industrie verwendet werden können, sondern für die Produktion von dauerhaften 
Konsumgütern mit höchstem Kapitalkoeffizienten und hohem Technologieimport 
(Furtado 1972; Pinto 1971). 

Die hier nur grob skizzierten Thesen der strukturalistischen Ökonomen, die 
durch zahlreiche empirische Detailuntersuchungen ergänzt worden sind, werden in 
zunehmendem Maße empirischer Ausgangspunkt einer neuen marxistischen Theorie 
der abhängigen Akkumulation, die diese letzten Resultate der bürgerlichen Polit- 
ökonomie aufnehmend und kritisch aufhebend, zu einem exakteren Verständnis der 
hinter den bereits systematisierten Oberflächenzusammenhängen sich verbergenden 
inneren Widersprüche der kapitalistischen Produktionsweise führt. Beispielhaft dafür 
ist die Art und Weise, wie J. Serra und M. Tavares durch die Kritik an Furtados 
Stagnationsmodell (1966 in Bianchi) und die kritische Weiterentwicklung von Theo- 
rieelementen Pintos und Vuskovics durch kritische „Authebung‘“ der bürgerlichen 
Theorie zu einer differenzierteren Form der Darstellung des Akkumulationsprozes- 
ses in Brasilien kommen, der die realen Widersprüche zwischen Produktion und 
Realisierung von Mehrwert (das berüchtigte Marktproblem) und Produktion und 
Verwertung des Kapitals (das Profitratenproblem) in Ansätzen adäquater darstellen 
kann als alle anderen mir bekannten Arbeiten (Tavares/Serra 1971; Serra 1972; 
Tavares 1972). Ähnliches gilt für M. Perralta-Ramos, die die Arbeiten von di Tel- 
la-Zymelman und Oskar Braun aufnehmend, zu einer Darstellung der Akkumula- 
tionsphasen Argentiniens kommt (1972). Während Murmis/Portantiero (1971) 
durch ideologiekritische Verarbeitung des Selbstverständnisses der Exportoligarchie 
und der Fraktionen der industriellen Bourgeoisie nach 1930 zu einem adäquateren 
Verständnis der Rolle der verschiedenen Klassen im Importsubstitutions-Industriali- 
sierungsprozeß Kommen. 

In ähnlicher Weise versucht etwa Cordova, die These der strukturellen Hetero- 
genität marxistisch zu wenden durch eine stärkere Betonung der Produktionsver- 
hältnisse, d.h. der unterschiedlichen Eigentumsverhältnisse an den Produktionsmit- 
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teln und der ihnen entsprechenden Aneignungsverhältnisse im Produktionsprozeß 
(1973, 8. 26). Ebenso wie in Peru Portocarrero (1972) sicherlich unter dem Einfluß 
der Arbeiten Quijanos, aber m. E. noch mehr durch die Auseinandersetzung mit den 
an CEPAL orientierten Analysen der Militärregierung zu einer die Reformen der 
Militärregierung als Homogenisierung der Produktionsverhältnisse begreifenden Dar- 
stellung kommt. 

Die strukturelle Abhängigkeitstheorie hat — wie Frank selbstkritisch feststell- 
te — einen positivistischen Großvater und einen reformistischen Vater gehabt 
(1972). Für eine adäquatere ideelle Reproduktion des realen Akkumulationsprozes- 
ses gerade in seiner immanenten Widersprüchlichkeit genügt es aber nicht, nach 
dieser sich bei den Vertretern der Theorie der strukturellen Abhängigkeit immer 
verallgemeinernden Erkenntnis, nun „Vatermord‘ zu begehen, sondern eine von 
den historischen Interessen der Arbeiterklasse ausgehende Forschung muß mehr 
denn je als empirischen Ausgangspunkt die entwickeitsten Formen der bürgerlichen 
Politökonomie nehmen, wenn auch nicht als theoretische Basis. 


Literaturverzeichnis 


Aguilar, Monteverde: „Fi capitalismo del subdesartrolio‘“, in: Probiemas del desarrollo (Mexico), 
Nr. 8, abgedruckt in: Revista Latinoamericana, Bielefeld 1972 

Althusser, Louis: „Ideologie und ideologische Staatsapparate“, in: Marxismus und Ideologie, 
Berlin (West 1973 

Altvater, Elmar: „Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus“, in: Probleme des Klas- 
senkampfs, Nr. 3, Erlangen 1972 

* Arnin, Samir: L’ accumulation & l’&chelle mondiale::, Paris 1970 

Aranda/Martinez: „Estructura economica: algunas caracteristicas fundamentales“, in: Chile 
hoy, Mexiko 1970 

Armas, Ramön de: „La burgesia latinoamericana: aspectos de su evoluceiön‘“, in: pensamiento 
eritico, Nr. 36, Enero 1970 

Bader/Ganssmann/Goldschmidt/Hoffmann: „Zur Kirtik an Baran und Sweezys Theorie des 
Monopolkapitalismus“, in: Baran/Sweezy (Hrsg.): „Monopolkapital‘“, Frankfurt a. M. 1969 
Baer, Werner: The brasilian boom 1968-72 — an explanation and interpretation in World 
Development, Vol. 1, No. 8, 1973 

Bairoch, Paul: „Revolucion industrial y subdesarrollo“, Siglo XXI, Mexiko 1967 

Bambirro, Vania: Integracion monopolica mundiale industrializacion: sus contradicciones, in: 
Sociedad y desarrollo, Vol. 1, Santiago de Chile 1972 

Baran, Paul: „Sobre la evoluciön del excedente economico“, EI trisemestre Economico, 
Bd. XXV, Nr. 4 (100), Mexiko 1968 

Baran, Paul: „Politische Ökonomie des Wachstums“, Neuwied und Berlin (West) 1966 
Baran/Sweezy (Hrsg.): „Monopolkapital“, Frankfurt a. M. 1966 

Beyhaut, Gustavo: „Raices contemporäneas de America Latina‘, Buenos Aires 1964 

Beyhaut, Gustavo: „Süd- und Mittelamerika II“, Frankfurt a. M. 1965 

Bianchi (Hısg.): „America Latina: Ensayos de interpretacion economica“, Santiago de Chile 
1969 

Bischoff, Joachim: „Gesellschaftliche Arbeit als Systembegriff — über wissenschaftliche Dialek- 
tik“, Berlin (West) 1973 


279 


Boris/Boris/Ehrhardt: „Chile auf dem Weg zum Sozialismus“, Köln 1971 
Boris/Frambes-Alzerreca: „Der Andenpakt“, in: Bläiter für deutsche und internationale Politik, 
Nr. 11, 1972, Köln 
Braun, Oscar: „Desarrollo del capital monopolista en Argentina‘, Buenos Aires 1970 
Bresani, Jorge Bravo: „Mito y realidad de la oligarquia peruana‘, in: el peru actual, Mexiko 
1970 
Busch, Klaus: „Ungleicher Tausch — zur Diskussion über internationale Durchschnittsprofitrate, 
ungleichen Tausch und komparative Kostentheorie anhand der Thesen von Arghiri Emmanuel“, 
in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 8/9, Erlangen 1973 
Busch, Klaus: „Bemerkungen zu Ernest Mandels Analyse der Weltmarktbewegung des Kapitals 
in ‚Der Spätkapitalismus‘ “, in: Die Internationale, Nr. 2, Berlin (West) 1973 
Busch/Schoeller/Seelow: „Weltmarkt und Weltwährungskrise‘“, Bremen 1971 
Caputo/Pizarro: „Imperialismo, dependencia y relaciones economicas internationales“, CESO, 
Santiago de Chile 1970 
Caputo/Pizarro: „Dependenecia e inversion extranjera“, in: Chile hoy, Mexico 1970a 
s Cardoso/Faletto: „Dependencia y desarrollo en America Latina“, Mexiko 1969 
Cardoso, F.H.: „Teoria de la dependencia o analisis de situaciones concretas de dependencia“, 
in: Revista Latinoamericana, Bd. 1, 1970 
Cardoso, F. H.: „Ideologias de la burgesia industrial en sociedades dependientes“, Mexico 1971 
Cardoso, F.H.: „Notas sobre el estado actual de los estudios sobre dependencia“, in: Revista 
Latinoamericana de Ciencias Sociales, Nr. 4, Dez. 1972 
Cardoso, F. H.: „Dependency and Development in Latinamerica“, in: New Left Review, Nr. 74, 
London 1972 
Cardoso, F. H.: „El modelo politico brasilenö“, in: Revista Latinoambricana, Bielefeld 1973 
Cardoso, F. H.: „As contradicoes do desenvolvimento-associado‘‘, 1973 
Castro, Antonio: „La agricultura y el desarrollo en el Brasil“, in: Trisemestre economico, 
Mexiko 1969 
Castro, Antonio: ‚Sete Ensaios sobre a economia brasileira‘‘, Rio de Janeiro 1970 
Castro/Lessa: „Introducciön a ala economia — un enfoque estructuralista“, Mexiko 1969 
CEPAL: „Problemas y perspectivas del desarrollo industrial latinoamericano“, Buenos Aires 
1964 
3» CEPAL: „El pensamiento de la Cepal‘, Santiago de Chile 1969 
Chenery, H.B.: Growth and structural change, in: Finance and development, Vol. 8, Nr. 3, 
Sept. 1971 
Claußnitzer, Reinhard: „Der Prozeß der Konzentration und Zentralisation des Kapitals in Pro- 
duktionsmitte! herstellenden Zweigen der chilenischen Industrie und der Kampf um ökonomi+- 
sche Unabhängigkeit in Chile“, Berlin/DDR 1970 
Cordova, Armando: „Strukturelle Heterogenität und wirtschaftliches Wachstum“, Frank- 
furt a. M. 1973 
Cotler, Julio: „Die politische Krise und der Militärpopulismus“, in: Der Fall Peru, Wuppertal 
1971 
Dobb, Maurice: „Economic Growth and Underdeveloped Countries“, London 1963 
Dobb, Maurice: „Entwicklung des Kapitalismus“, Köln 1970 
„, dos Santos, Theotonio: „El nuevo caracter de la dependencia“, 1968, abgedruckt in: La depen- 
“ dencia polico-economica de America Latina, Mexiko 1970 
dos Santos, Theotonio: „Socialismo o fascismo“, Buenos Aires 1972 
Emmanuel, Arighi: „L’&change inegal“, Paris 1969 
Fajnzylber, Fernando: „Estrategia Industrial y Empresas Internacionales“, Cepal, Rio de Janei- 
ro 1971 
Fajnzylber, Fernando: „La empresa internacional en la industrializacion de America Latina“, 
Flacso/lidis, Santiago de Chile 1972 
Fajnzylber, Fernando: „Sistema Industrial y Exportucion de manufacturas analisis de la exper- 
ciencia brasileira‘“, 1970 


E 


280 


. Frank, Andre Gunder: „Kapitalismus und Unterentwicklung in Lateinamerika“, Frankfurt a..M. 
1968 
Frank, Andre Gunder: „Latin America — Underdevelopment or revolution“, New York 1969 
Frank, Andre Gunder: „Lumpenburgesia: Lumpendesarrollo“, Buenos Aires 1971 
Frank, Andre Gunder: „De la dependencia hacia la acumulacion‘“, CESO, 1972 
Furtado, Ceiso: „La economica latino americana desde la conquista iberca hasta la revolucion 
cubana‘‘, Mexiko 1969 
Furtado, Celso: „Analisis del ‚modelo‘ brasileno‘“, Buenos Aires 1972 
Furtado, Celso: „Externe Abhängigkeit und ökonomische Theorie‘, in: Senghaas (Hrsg.), ‚‚Im- 
perialismus und strukturelle Gewalt“, Frankfurt a. M. 1972 
x Galeano, Eduardo: „Die offenen Adern Lateinamerikas“, Wuppertal 1973 
Germani, Gino: „Politica y sociedad en una epoca de transicion‘‘, Buenos Aires 1962 
Glauser, Kalki: „Origenes del regimen de produccion vigente en chile“, in: Cuadernos de la 
realidad naciona! — CEREN, Santiago de Chile 1971 
Golte, Jürgen: „Entwicklungsfaktoren in der sozialen und wirtschaftlichen Geschichte der india- 
nischen Bauernbevölkerung im mittleren Andengebiet“, Diss. FU, unveröff. Ms., Berlin 1972 
Gutelman, Michel: ‚„Reforme et mystification agraires en Amerique Latine. Le cas de Maexique, 
Paris 1971 
Halperin, Maurice: „Growth and Crisis in the Latin American Economy“, in: Petras/Zeitlin: 
Lateinamerika — Reform oder Revolution, New York 1968 
Halperin-Donghi: „The aftermath of revolution in Latinamerica“, New York 1973 
Hinkelammert, Franz: „La teoria clasica del imperialismo, el subdesarrollo y la acumulacion 
socialista“, in: Cuardernos de la realidad national -— CEREN, 1970 
Hobsbawn: Erich: „Industrie und Empire I“, Frankfurt a. M. 1969 
Hobsbawn, Eric: „A case of neo-feudalism: La convencion‘“, in: Journal of American Studies I, 
Teil 1, London 1969 
Horowitz, David: „Für eine neomarxistische Theorie“ in: Baran/Sweezy (Hrsg.): 
„Monopolkapital‘“, Frankfurt a. M. 1969 
HLPES: „La brecha comercial y la integracion latino americano“, Mexiko 1967 
Imlah: „The terms of trade of United Kingdom“ (Journal of Econ. History), 1950 
Johnson, John J.: „Political Change on Latin America“, Standford 1958 
Katz, Friedrich: „Deutschland, Diaz und die mexikanische Revolution“, Berlin/DDR 1964 
Klaren, Peter: „La formacion de las haziendas azucareras y los origenes del Apra“, Lima 1970 
Kohlmey, Günther: „Karl Marx — Theorie von den internationalen Werten, mit einigen Schluß- 
folgerungen für die Preisbildung im Außenhandel zwischen den sozialistischen Staaten“, in: 
Probleme der politischen Ökonomie, Band 5, Berlin/DDR 1962 
Kossok (Hrsg.): „Lateinamerika zwischen Emanzipation und Imperialismus“, Berlin/DDR 1961 
Kreßin/Spiegel: „Agrarreform als Instrument der Entwicklungspolitik — Modelle und Konflikte 
der peruanischen Agrarreform von 1969°, Diplomarbeit, FU Berlin 1972 
Kühnl: „Formen bürgerlicher Herrschaft“, Hamburg 1971 
‚„. Laclau, Ernesto: „Modos de produccion, sistemas economicas y poblacion excedente, aproxi- 
 macion historica a los casos argentinos y chilenos“, in: Revista Latinoamericana de Sociologia, 
Vol. V,Nr. 2, 1969 
Laclau, Ernesto: „Argentina — Imperialist strategy and the May Crisis“, in: New Left Review, 
Nr. 67, London 1970 
Laclau, Ernesto: „Feudalismo y Capitalismo‘“, in: Sociedad y Desarrollo, Nr. 1, Santiago de 
Chile 1972, deutsche Übersetzung: Feudalismus und Kapitalismus, in: Kritik der politischen 
Ökonomie, Nr. 2, März 1974, Berlin (West) 
Lenin: „Entwicklung des Kapitalismus in Rußland“, Berlin/DDR 1968 
Mandel, Ernest: „Surpluskapital und Realisierung des Mehrwertes“, in: Baran/Sweezy (Hrsg.}: 
„Monopolkapital‘, Frankfurt a. M. 1969 
Mandei, Ernest: „Arbeitswerttheorie und Monopolkapital‘, in: Baran/Sweezy (Hrsg.}: „Mono- 
polkapital‘, Frankfurt a. M. 1969 


281 


% Mandel, Ernest: „Der Spätkapitalismus‘‘, Frankfurt a. M. 1972 
Margulis, Mario: „Migracion y marginalidad en la Sociedad argentina“, Buenos Aires 1968 
Marini, Ruy Mauro: „Subdesarrollo y revolucion‘‘, Mexiko 1969 
Marini, Ruy Mauro: „El subimperialismo brasileiro“, Santiago de Chile 1971 
Marini, Ruy Mauro: „Dialectica de la dependencia: la economia exportadora“, in: Sociedad y 
Desarrollo, Vol. 1, Santiago de Chile 1972 — erweiterte Fassung auf deutsch in: Senghaas: 
Peripherer Kapitalismus, Frankfurt a. M, 1974 
Martner, Gonzales: „El pensamiento estructuralista y la crisis en las Ciencias Sociales‘“, in: 
Cuardernos de la Realidad nacional — CEREN, 1970 
Marx, Karl: „Das Kapital‘, Band 1-3, MEW, Bände 23-25, Berlin/DDR 1968 
Marx, Karl: „Grundrisse der Kritik der Politischen Ökonomie, Berlin 1953 
Marx, Karl: „Deutsche Ideologie‘, MEW, Band 3, Berlin/DDR 1969 
Murmis/Portantiero: „Estudios sobre los origenes del peronismo“‘, Buenos Aires 1971 
Myrdal, Gunnar: „Ökonomische Theorie und unterentwickelte Regionen“, Stuttgart 1959 
Neusüß, Christel: „Imperialismus und Weltmarktbewegung des Kapitals“, Erlangen 1972 
Oliveira de, F.: „A economia brasileira: critica A razao dualista‘‘, Sao Paulo 1972 
Olmedo, Raul: „Introduccion a las teorias solve el subdesarrollo‘“, in: Pensamiento critico, 
Nr. 36, La Havana 1970 
Ortiz, Ricardo: „Grundzüge der ökonomischen Entwicklung Argentiniens seit dem 1. Welt- 
krieg“, in: Kossok (Hrsg.): „Lateinamerika zwischen Emanzipation und Imperialismus‘, Ber- 
lin/DDR 1961 
Palloix, Christian: „Imperialismus und kapitalistische Produktionsweise“, in: Neuere Beiträge 
zur imperialismustheorie, München 1971 
Peralta-Ramos, Monica: „Etapas de acumulacion y alianzas de clases en la Argentina“, Buenos 
Aires 1972 
Pinto, Anibal: „Concentracion del progreso tecnico y de sus frutos en el desarrollo latinoameri- 
cano“, in: Bianchi, Amerika Latina, Santiago de Chile 1969 
Pinto, Anibal: „Tres ensayos sobre Chile y America Latina“, Buenos Aires 1971 
Portocarrero, Felipe: „La conyuntura economica: conciliacion y lucha de ciases“, in: Sociedad 
Politica, Nr. 3, 1972 
Prebisch, Paul: „Für eine bessere Zukunft der Entwickiungsländer“, Berlin/!DDR 1968 
Prebisch, Paul: „Transformacion y desarrollo“, Mexiko 1970 
Qujjano, Anibal: „Redefinicion de la dependeneia y proceso de marginalizacion en AL“, ILPES, 
Santiago de Chile 1970 
Ramirez, H.N.: „Englands wirtschaftliche Vorherrschaft in Chile 1810-1914“, in: Kossck 
(Hrsg.): „Lateinamerika zwischen Emanzipation und Imperialismus‘, Berlin/DDR 1961 
Ramos, A.: „Historia de la nacion latinoamericana“, Buenos Aires 1968 
Rippy, Fred: „British Investments in Latin America 1822-1949“, Minneapolis 1952 
Rostow, W.: „Stadien wirtschaftlichen Wachstums“, Göttingen 1960 
Sarmientos, Domingo: „Facundo“, Buenos Aires 1963 
Schoeller, Wolfgang: ‚„‚Weritransfer und Unterentwicklung‘“, in: Probleme des Klassenkampfs, 
Nr. 6, 1972 
Sieber, Hans: „Die realen Austauschverhältrisse zwischen Entwicklungsländern und Industrie- 
staaten“, Tübingen 1968 
Serra, J.: „El milagro economico brasileno — realidad o mito“, Buenes Aires 1972 
Singer, Paulo: „O milagre brasileiro: causas e consequencias“, Cuaderno 6, Cebrap, Sao Paulo 
1972 
Sunkel/Paz: „El subdesarrollo latinoamericano y la teoria del desarrollo‘‘, Mexico 1970 
Sunkel, O.: „Transnationale kapitalistische Integration und rationale Desintegration: der Fall 
Lateinamerika“, in: Senghaas (Hrsg.): „Imperialismus und strukturelle Gewalt“, Frankfurt a. M. 
1972 
Sweezy (Hrsg.): „The transition frorn Feudalism to Capitalism“, New York 1967 
Sweezy: „Die Zukunft des Kapitalismus“, Frankfurt a. M. 1970 


282 


Szentes, Tamas: „The political economy of underdevelopment‘‘, Budapest 1971 

Tavares/Serra: „Mas alla del estancamiento“, in: Revista latinoamericana de Ciencias Sociales, 
Santiago de Chile 1971 

Tavares, Marta: „Naturalera y contradicciones de la evolucion financiera reciente dei Brasil“, in: 
Revista Latinoamericana, Nr. 3, 1972 

di Tella/Zymelmann: „Las etapus dei desarrollo economico argentino“, Buenos Aires 1967 
Vasconi: „Dependencia y superestructura“, Caracas 1970 

Vasconi/Almeida: „El desarrollo de las ideologias dominantes en America Latina“, in: Revista 
Latinoamericana, Nr. 3, Santiago de Chile 1972 

Vuskovic, Pedro: „Distribucion del Ingreso y opcions de desarrollo“, in: Cuardernos de la 
realidad nacional — CEREN, 1970 

Warren, Bill: ‚Imperialism and Capitalist Industrialisation‘ in: New Left Review, Nr. 81, 
Sept.-Okt. 1973 

Weffort, F.: „Clases populares y desarrollo social‘, in: Revista Paraguaya de Sociologia, Nr. 13, 
Asuncion 1969 

Wionczek, Miguel: „Hacia el establecimiento de un trato comun para la inversion extranjera en 
el mercado comun andino“, in: Trisemestre Economico, Nr. 150, Mexiko 1971 

Wygodski, 5. L.: „Der gegenwärtige Kapitalismus“, Köln 1972 


Das seit längerem angekündigte Reprint der Zeitschrift „Arbeiterpolitik” wird 
aufgrund umfangreicherer editorischer Vorarbeiten erst gegen Ende 1974 zu 
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